Experteninterview mit Jörg Tauss (SPD)



Experteninterview mit Rupert Graf Strachwitz (MAECENATA-INSTITUT)

Terweiden:
Als Einleitungsfrage wollte ich Sie fragen: Was sind Ihre Motive, sich mit dem Stiftungswesen zu beschäftigen? Und ich lege meinen Schwerpunkt auf die gemeinnützigen Stiftungen.

Strachwitz:
Also, ich bin ja selber Politikwissenschaftler, ich habe mein ganzes Berufsleben im und mit dem gemeinnützigen Sektor verbracht, den kenne ich also aus ehrenamtlicher Tätigkeit, hauptamtlicher Tätigkeit, ehrenamtlicher Führungstätigkeit, Forschungstätigkeit und Beratungstätigkeit. Vor zwölf Jahren habe ich angefangen, in diesem Bereich zu beraten, und durch Zufälle im Grunde genommen hat sich das Stiftungswesen im Rahmen unserer Beratung, zumal dann auch in der eigenen Gesellschaft zu einem besonderen Schwerpunkt entwickelt. Mein erster Kontakt mit Stiftungen geht viel länger zurück, der geht bis in die 70er Jahre zurück. Ich habe dann schon Ende 1989, Anfang 1990 angefangen, eine Datenbank der Deutschen Stiftungen aufzubauen, über diese Datenbank sind wir dann hineingekommen in das Johns Hopkins-Projekt, wo Frau Professor Zimmer sehr prominent mitwirkt und darüber überhaupt eigentlich sehr stark auch in die Forschung, und irgendwie habe ich das Stiftungswesen eigentlich als Spezialgebiet dann für mich auch entwickelt. Habe darüber ja vielfach publiziert. Und nach der Ausgründung des gemeinnützigen Forschungsinstituts, MAECENATA-Institut für Dritter-Sektor-Forschung haben wir auch hier, weil wir die Datenbank übernommen haben, das ganze Archiv, die Bibliothek übernommen haben, haben wir auch hier das Stiftungswesen zu einem der inhaltlichen Schwerpunkte gemacht, und so lag es natürlich nahe, jetzt auch in der aktuellen Reformdiskussion uns da sehr aktiv einzuschalten. Wir haben im Dezember des vergangenen Jahres ein Kooperationsprojekt mit der Bertelsmann Stiftung begonnen, wo wir den gegenwärtigen Reformprozeß mit Fachdiskussionen und Fachpublikationen begleiten und zu einem gewissen Grad natürlich auch fachlich beeinflussen wollen. Ausgangspunkt dafür ist, daß wir der Ansicht waren, daß die Reform zu sehr auf einer, wenn man so will, öffentlichkeitswirksamen Ebene abgehandelt wird und daß also eben diese fachliche Fundierung, wissenschaftliche Fundierung, doch ganz fehlt. Und der Rat der den Politikern von außen angeboten wurde war eigentlich nur der Rat von Interessenverbänden. Das fanden wir auch nicht günstig, und deswegen haben wir dieses Projekt begonnen und haben eben bisher zwei Gesprächsrunden gehabt, eine Einstiegsrunde und gerade gestern am 03. Februar eine Runde mit Politikern, Parlamentsassistenten aber auch eben auch Leuten aus Stiftungsbehörden der Länder, wo so die kontroversen Themen mal auf den Tisch gekommen sind.

Terweiden:
Ja. Gut, danke. Jetzt will ich mal übergehen zu Definitionsfragen und legitimatorischen Fragen, und zwar als erste Frage habe ich da, wenn man jetzt die gemeinnützige Stiftung versteht als gesellschaftliche Institution oder Handlung, weniger als eine rechtliche Institution, wie würden Sie diese definieren?

Strachwitz:
Die gemeinnützige Stiftung ist eine der mehreren Organisationsformen im gemeinnützigen Sektor, mit klaren Abgrenzungen prinzipieller Art gegenüber etwa dem Verein oder auch der gemeinnützigen Gesellschaft. Die Stiftung lebt definitionsgemäß vom Stifterwillen und zwar dem zu Beginn formulierten Stifterwillen, d. h. in der Stiftung findet nicht - wie im Verein - ein ständiger demokratischer Willensbildungsprozeß statt, und weil das so ist, ist sie auch ein wichtiger Komplementär, denn der ständige demokratische Willensbildungsprozeß führt naturgemäß zu einer gewissen Volatilität [Schwankung], die in vielen Bereichen sehr wünschenswert ist, aber die in dem Gesamtsektor, des Komplementärs, der beständigen Organisation bedarf. Ein zweiter Aspekt ist, daß die Stiftung durch ihre, in der Regel, nicht immer, aber in der Regel eigene Vermögensausstattung einen sehr hohen Unabhängigkeitsgrad hat. Wobei man allerdings aufpassen muß. Die Stiftung ist nicht, wie in der Öffentlichkeit immer gesagt wird, zunächst einmal ein Vermögenstopf, ein Geldtopf, aus dem irgendwelche Dinge finanziert werden, sondern die Stiftung ist zunächst erstens ein Produkt eines Stiftungsaktes; das ist der Verein aber auch, denn ob man Zeit oder Energie oder Ideen oder Geld oder sonstige Vermögensgegenstände stiftet, ist im Grunde genommen sekundär, sondern, und die Stiftung ist aber gerade auch ein gemeinnütziger Unternehmer, ein Handelnder im gemeinnützigen Prozeß mit sehr vielen Möglichkeiten, aufgrund dieser Unabhängigkeit sehr unabhängig auch in die Öffentlichkeit, in die Gesellschaft hinein zu wirken, und wenn wir also eine plurale Gesellschaft haben, dann brauchen wir, neben der demokratischen Legitimation von öffentlich-parlamentarischen Körperschaften sowie aber auch von bürgergesellschaftlichen Körperschaften, natürlich auch Möglichkeiten, individuell etwas zu bewirken. Und dafür ist die Stiftung natürlich ein guter Ausdruck.

Terweiden:
Gut. Dann meine zweite Frage: Woher erhalten Stiftungen nach Ihrem Verständnis ihre grundsätzliche Legitimation ?

Strachwitz:
Also, zunächst einmal gibt es ja eine verfassungsmäßige Legitimation, die kommt aus dem Grundrecht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit. Diese freie Entfaltung der Persönlichkeit beinhaltet, nach unserm Verständnis auch, daß jemand Vermögenswerte zweckgebunden der Gesellschaft widmen kann, was ja sozusagen die Stiftung konstituiert. Das ist also eine Form der Legitimation. Man kann natürlich auch weiter gehen- und ich würde es auch tun- und sagen, es gibt die Legitimation des Individuums und der individuellen Idee in der Gesellschaft. Es kann nicht sein, daß eine Legitimation nur durch den Willen der Mehrheit erfolgt, sondern es muß auch die Legitimation des individuellen Willens, der individuellen Idee geben, sie darf nur nicht, wenn man so will, Überhand nehmen, das tut sie aber auch nicht. Die Stiftungen - bei aller Bedeutung - drohen nicht, unsere Gesellschaft zu übernehmen oder so etwas.

Terweiden:
Ja, gut. Frage drei: Wie sehen Sie das Verhältnis von Stiftungen zum Staat? Sehen Sie in diesem Verhältnis eher eine Konkurrenz zum oder eine Partnerschaft mit dem Staat?

Strachwitz:
Wenn Sie es so zuspitzen wollen, eindeutig eine Konkurrenz. Natürlich ist die Wirklichkeit etwas komplexer, und natürlich gibt es da auch Partnerschaften, aber die Kernaufgabe der Stiftung ist es, aufgrund ihrer Autonomie, dadurch daß sie in geringerem Maße von Steuergeldern abhängig ist als andere, Alternativen anzubieten, sich um Minderheitsprobleme zu kümmern. In unserer Gesellschaft kümmert sich die Mehrheit um die Mehrheit. Das ist auch legitim. Die Stiftung hat die Aufgabe, sich um die Minderheit zu kümmern. Die Stiftung hat die Aufgabe, Probleme aufzugreifen, die der Staat nicht aufgreift oder noch nicht aufgreift oder noch nicht sieht. Das heißt, die Stiftung bietet Alternativen an, und diese sind natürlich Wettbewerbsalternativen zu staatlichem Handeln. Wenn der Staat Schule nach einem bestimmten Prinzip betreibt, dann ist es eigentlich Aufgabe der Stiftung, Schule nach einem andern Prinzip zu betreiben. Und es ist ein Defizit unseres Staates, daß er das gerade in diesem Bereich nicht zuläßt. Natürlich gibt es auch partnerschaftliches Zusammengehen. Wir haben hier ja keine Kampfsituation, letztlich. Aber die Stiftung muß sich eigentlich immer bewußt sein, daß sie etwas anderes anbieten muß, um nicht einfach ein Vollzugsorgan des staatlichen Willens zu sein.

Terweiden:
So, dann gehe ich weiter. Welche Rolle spielen Stiftungen in der und für die moderne demokratische Gesellschaft?

Strachwitz:
Also, wir müssen da, glaube ich, schon differenzieren zwischen dem Gesellschaftsmodell, das wir noch haben und dem Gesellschaftsmodell, auf das wir vielleicht zusteuern. In dem Gesellschaftsmodell, das wir noch haben, und es wird auch erkennbar in manchen öffentlichen Reaktionen jetzt auf die aktuellen Reformen, hat die Stiftung ja nach wie vor die Funktion eines Komplementärs und auch die Funktion eines Geduldeten. Das ist aus dem 19. Jahrhundert überkommen. Jetzt müssen wir zurückgehen bis zu Bodin, wenn man so will, nicht. Von der Staatssouveränität kommt also gerade in Frankreich die Idee, daß sich überhaupt niemand zwischen Staat und Bürger so dazwischen schieben darf. Das hat auch dazu geführt, daß die Stiftungen in Frankreich ja beseitigt worden sind, übrigens nicht durch die französische Revolution sondern 30 Jahre vorher, und in Österreich im Josefinismus genauso. In Deutschland ist das nie so richtig vollzogen worden, weil wegen der deutschen Vielstaatigkeit dieses Thema nie so aktuell war, und wir haben da ganz interessante Dinge, die sehr stark auch mit der Kirche und mit den geistlichen Territorien zusammenhängen. Kirche ist ja eigentlich eine Stiftung von der ganzen Idee her. Und da war natürlich der Bischof oft gleichzeitig Landesherr, und machte es seinen Stiftungen schwer, und derselbe Bischof war in einem andern Territorium selber Stiftung und wurde bedrängt von den dortigen Landesherrn. Und durch diese Verschiebungen ist es bei uns nie zu dieser strengen Sicht gekommen. Im frühen 19. Jahrhundert hat man dann versucht, das mal aufzuräumen, auch angesichts einer sehr reichen Stiftungslandschaft, und da hat also Hegel sich, flapsig gesagt, breitschlagen lassen bei aller Zuordnung von allem und jedem auf den Staat, bei den Stiftungen einen Platz zu lassen, sofern sie sich dieser Zuordnung nicht widersetzen, und Savigny hat das auch ausgestaltet, hat also gesagt, Stiftungen ja, aber unter strenger staatlicher Aufsicht, und so ist es im Grunde genommen bis heute geblieben. Wir haben also ein ganz traditionalistisches Modell des Stiftungswesens in staatlicher Obhut, unter staatlicher Aufsicht. Das steht auch im Gesetz. Und die aktuelle Diskussion kreist gerade um diesen Punkt. Im Zusammenhang damit, daß Einige nach vorn Denkende, auch Politiker gesagt haben, das kann eigentlich nicht sein, Stiftung kann eigentlich in einer modernen Gesellschaft nicht in einem solchen Abhängigkeitsverhältnis stehen. Es muß analog zur Vereinigungsfreiheit auch eine Stiftungsfreiheit geben. Das ist der Grundsatz des Entwurfs der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen, sprich der Frau Vollmer, und diesem Grundsatz entspricht auch der Entwurf der F.D.P., und ich kann mir gar nicht vorstellen, daß die CDU das nochmal in Frage stellen will. Ich weiß es noch nicht, die sind ja auch noch nicht sehr weit mit dem Entwurf, aber daß die nochmal dieses Konzessionssystem aufleben lassen wollen, kann ich mir eigentlich nicht vorstellen. Also, für die Gesellschaft von morgen wird es das Recht auf Stiftungen geben, das heißt, den Stiftungen wird ein autonomer Platz in der Gesellschaft zugemessen. Das Problem ist nur der Vollzug, denn das ist ein vielschichtiges Problem mit Länderbehörden und Länderzuständigkeiten und einem sehr beharrlichen Beamtenapparat. Und es wird also sicher noch eine gesellschaftspolitische Auseinandersetzung darüber geben, ob die Stiftungen, die es zum Teil selber auch nicht wissen und nicht wollen, überhaupt in der Lage sind, in diese neue Rolle hineinzuwachsen, eben das, was ich vorher sagte: Handeln für Minderheiten, Alternative zum Staat, zum Teil individuellen Ansätzen zum Durchbruch verhelfen und all dieses, ob die das wirklich ausfüllen können. Natürlich gibt es Stiftungen, die das in hohem Maße tun, aber ob das Stiftungswesen insgesamt da mitgehen wird, das werden wir erst noch sehen müssen.

Terweiden:
Gut. Bevor ich jetzt vorgreife über diese aktuelle politische Debatte, möchte ich weitergehen zu Frage 5: Welche politischen Argumente sprechen für eine Reform?

Strachwitz:
Also, das Hauptargument ist das, was ich sagte. Es paßt nicht mehr in unsere Idee einer Bürgergesellschaft, in ein modernes Gesellschaftsmodell, das wirklich eine umfassende Subsidiarität beinhaltet, das eine Betonung von bürgergesellschaftlichen Ansätzen beinhaltet, das wirklich den Bürger auch wieder zum Bürger macht und nicht zum Untertanen, da paßt eben unser Stiftungsrecht vom ganzen Stil, vom Duktus nicht hinein. Und deswegen muß diese Reform passieren, wobei man klar dazu sagen muß, die größeren Petita und die härteren Brocken liegen nicht im Zivilrecht, sondern im Steuerrecht.

Terweiden:
Ja, gut. Da kommen wir gleich zur Frage 6: Wie sollte dann eine solche Reform Ihrer Ansicht nach folglich aussehen?

Strachwitz:
Also, zunächst mal muß man klar sagen, das was jetzt auf dem Tisch liegt an Reformansätzen, ist ein guter Einstieg, gar keine Frage. Und darauf kann man aufbauen. Manches ist noch nicht so ganz zu Ende gedacht. Die Ablösung des Konzessionssystems durch das Normativsystem ist ein ganz wichtiger Punkt, das ist eine Folge von dem, was wir gerade schon besprochen haben. Die Reduktion der Rolle dieser Stiftungsaufsichtsbehörden ist ein wichtiges Thema. Darüber muß noch viel gesprochen werden, da ist noch wenig formuliert, weil der Bund nicht unbedingt über diese Frage einen Dauerstreit mit den Ländern hervorrufen will. Und in den Ländern, das wurde gestern in der Runde sehr deutlich, bestehen gravierende Unterschiede zwischen den politischen Spitzen und der Verwaltungsebene. Die Verwaltungsebene sieht also wirklich Deutschland dem Untergang geweiht, wenn sie ihre Kontroll- und Regelungs- und Prüfungsbefugnis einschränken soll. Während die politischen Spitzen durchweg sagen, nein, da muß was beschränkt werden. Ich hab das auch vorletzte Woche in einem Gespräch hier mit dem zuständigen Senator in Berlin erfahren, da saß auch der Referent dabei; war das gleiche Bild, nicht. Die politische Spitze sagt, der Staat soll sich da wirklich wenig einmischen. Und die Verwaltung sagt: „Um Gottes Willen, wenn wir das nicht prüfen, dann geht alles in den Abgrund.“ Also, das ist also ein wichtiger Punkt, die Reduktion der Rolle des Staates in der Aufsicht der Stiftungen. Ein Stück Aufsicht - ich mag dieses Wort nicht, weil das klingt so oberlehrerhaft - aber ein Stück Prüfung brauchen wir allerdings tatsächlich, denn der Stifter muß eine gewisse Gewähr dafür haben, daß sein Wille auch nach seinem Tod erfüllt wird. Und das kann eigentlich nur die öffentliche Hand letztlich prüfen. Aber eben mit mehr Vorsicht, so. Ganz wichtig ist eine Reform des Gemeinnützigkeitsrechts. Es darf nicht Aufgabe des Fiskus sein, zu definieren, was dem gemeinen Wohl dient, denn der Fiskus hat eine spezielle Interessenlage, die ist ihm vom Gesetz auch zugemessen, die ist auch völlig legitim, nämlich dafür zu sorgen, daß der Staat zu Geld kommt, zu Einnahmen kommt. Das heißt, einer solchen Behörde gleichzeitig zu sagen, ihr müßt beurteilen, wo es Ausnahmen gibt, ist systemwidrig. Das kann nicht funktionieren. Und deswegen, denke ich, muß die Reform des Gemeinnützigkeitsrechts beinhalten eine grundlegende Revision der Beurteilung der Gemeinnützigkeit. Die Frage: „Was dient dem allgemeinen Wohl?“ muß im Allgemeinen und natürlich im Einzelfall von einer wahrscheinlich unabhängigen Kommission in irgendeiner Form beurteilt werden. Daneben muß das Gemeinnützigkeitsrecht durchgekämmt, geglättet werden, von seltsamen Auswüchsen also sozusagen befreit werden. Das sind so komische Einzelthemen, wie die Durchlaufspende, das muß bei der Gelegenheit mal weg. Es muß auch die Rangordnung wiederhergestellt werden. Also es kann nicht sein, daß im ersten Grundsatz über Gemeinnützigkeit ein Satz steht über den Schachsport, nicht, also das ist einfach an der falschen Stelle. Ich habe gar nichts dagegen, es ist mir im Grunde genommen egal, ob Schach gemeinnützig ist oder nicht. Aber das ist ein sehr untergeordnetes Randthema und gehört nicht wirklich an die Spitze der Definition. Also solche Dinge gibt es viele, die da bereinigt werden müssen. Ich bin sehr skeptisch gegenüber den Ansätzen, eine Abstufung von Zwecken vorzunehmen. Also zum Beispiel hat der Bundesverband Deutscher Stiftungen vorgeschlagen, die Gemeinnützigkeit, gemeinnützige Tätigkeit von Stiftungen positiver zu beurteilen, als das, was er nennt, die privatnützige Freizeitbeschäftigung. Also, die Kanonen richten sich natürlich klarerweise auf den Sport. Aber da wird ein ganz wichtiger Bereich mit getroffen, nämlich die Selbsthilfegruppen. Und die Selbsthilfegruppen sind, mit allem was dazu gehört, Tauschbörsen und all diesen Sachen, die sind mit das Modernste, was wir gesellschaftspolitisch haben, und insofern halte ich das für ein viel zu traditionalistisches Verständnis, die alle sozusagen abzurasieren. Also, da müssen wir sehr viel differenzierter drangehen.

Terweiden:
Gut. Weitere Frage, also wenn wir jetzt zum Beispiel über steuerliche Verbesserungen der Rahmenbedingungen sprechen, halten Sie das für ein ausreichendes Mittel zur Förderung des Stiftungswesens? Also, ich erinnere daran, daß zum Beispiel in dieser ifo-Studie des ifo-Instituts von 1995 wird ja gesagt, daß das bestehende Stiftungsteuerrecht zum Beispiel von Unternehmen durchaus positiv bewertet wird
 und auf der anderen Seite sagt ja Neuhoff [Dr. Klaus Neuhoff, Universität Witten-Herdecke] zum Beispiel, daß die bestehenden steuerlichen Abzugsmöglichkeiten gar nicht ausgeschöpft werden.
 Also warum dann diese erhöhen?

Strachwitz:
Also, da muß man natürlich unterscheiden. Bei der Ausschöpfung der steuerlichen Möglichkeiten geht es in der Regel um die Spenden. Man kann ja ermitteln, vom Gesamtsteueraufkommen her, wieviel sind daraus fünf Prozent, und das einfach im Schnitt machen. Und da kommen natürlich Zahlen raus, die weit unter der fünf Prozentmarke liegen. Wer stiftet, überschreitet natürlich bei weitem, die steuerliche Grenze, der ist also insofern da nicht betroffen, oder der ist doch anders herum davon natürlich betroffen, und für den würde es sich schon lohnen. Ich bin mir aber nie ganz sicher, ob die steuerlichen Anreize allein wirklich das Entscheidende sind. In USA hat der Stiftungsboom der letzten zwanzig, dreißig Jahre, soweit wir erkennen können, drei Ursachen: erstens die traditionell völlig andere Sicht der Amerikaner auf ihre Gesellschaft. Also, die Amerikaner sagen, was immer wir selber machen können, das wollen wir dem Staat von vornherein gar nicht überlassen. Also, die haben ein von vornherein anderes Gesellschaftsmodell. Und das bewirkt natürlich, daß die Gedanken bei den Einzelnen natürlich also in die Richtung gehen. Zweiter Punkt ist natürlich, muß man klar sagen, die drakonische amerikanische Erbschaftssteuer, die es also für den amerikanischen Vermögensinhaber lohnender erscheinen läßt zu stiften als es seinen Kindern zu vererben. Und das Dritte ist ganz klar die Publizitätspflicht der Stiftungen, so daß das, was Stiftungen machen, öffentlich viel mehr diskutiert und verhandelt wird. Das ist viel mehr im Bewußtsein der Amerikaner als bei uns. Noch immer wird bei uns über Stiftungen dann berichtet, wenn der Landrat kommt, aber es wird nicht diskutiert, was die Stiftung eigentlich macht. Es ist eine platte Event-Berichterstattung, so daß Stiftungen in der Öffentlichkeit in ihren Funktionen als Handelnde nicht wirklich erkennbar werden oder zu wenig erkennbar werden. Und, ich glaube, es ist schon eine Kombination dieser drei Elemente, die dazu führt, daß mehr Stiftungen entstehen, und nicht nur eben das steuerliche Argument. Dazu muß man aber klar sagen, wir haben auch einen Stiftungsboom. Das ist politisches Wunschdenken zu sagen, wenn wir nur die Steuerschraube ein bißchen lockern, dann kriegen wir auf dem Stiftungsweg das Geld, was wir bei den Steuern nicht kriegen, plötzlich über die Stiftungen für jeden Blödsinn, den sich die Politiker ausdenken. Das kann nicht funktionieren, sondern es gibt da deutliche Obergrenzen, auch wieviel Stiftungen tatsächlich quantitativ bringen können. Der Erfolg von Stiftungstätigkeit, gesellschaftspolitisch, ist ein qualitativer und nicht ein quantitativer Erfolg.

Terweiden:
Gut. Wer soll denn hauptsächlich als potentieller Stifter/Stifterin angesprochen werden?

Strachwitz:
Also zunächst: es kann ja in Deutschland jeder stiften, außer der Stiftung selber, und daran braucht sich auch nichts ändern. Interessant ist die Verschiebung von Strukturen innerhalb des gemeinnützigen Bereiches. Also viele Vereine denken tatsächlich darüber nach, und noch mehr sollten es tun, ob sie sich nicht umstrukturieren, in Richtung GmbH, aber eben auch in Richtung Stiftung und ob man da nicht neue Strukturformen finden muß. Natürlich werden aus der Sicht der Politiker und schon vor allem der Medien die reichen Erben angesprochen. Also, die sind natürlich herzlich eingeladen zu stiften, aber nur auf die reichen Erben sich zu konzentrieren finde ich etwas banal. Im Prinzip müßte sich eigentlich jeder angesprochen fühlen, der in seinem Leben ja nun auch von seinem gesellschaftlichen Umfeld profitiert hat. Nicht jeder hat das, manche sozusagen stehen ja da ausgesprochen auf der Verliererseite, aber wer da sehr auf der Gewinnerseite steht, gesellschaftlich, der sollte in jedem Fall mal darüber nachdenken, ob und in welcher Form er da nicht mal was zurückgibt.

Terweiden:
Gut, dann komme ich wieder zurück zur Politik. Besteht innerhalb der Politik Einigkeit über die Bedeutung von Stiftungen?

Strachwitz:
Sonntags ja!

Terweiden:
Gut, also wenn nein, welche Streitpunkte sind ...?

Strachwitz: Sonntags ja! Also in den Sonntagsreden, da gibt es so was Wundervolles und so weiter, nicht!? Es gibt da eine interessante Koalition und Opposition. Es gibt bei den Kulturpolitkern und Ordnungspolitikern, also Gesellschaftspolitikern, da gibt es einen relativ großen Konsens, daß Stiftungen wichtig sind. Die Opposition – und zwar quer durch alle Parteien – wobei ich die PDS nicht beurteilen kann, aber quer durch alle anderen Parteien kommt die Opposition von den Fiskalpolitikern aller Parteien, so daß wir eigentlich eine Gruppe der Bürgergesellschaftler haben, da sind die Stiftungen auch nur ein Teil, da geht es um die andern genauso, die Vereine und so. Und die Gruppe der Etatisten, der Staatspolitiker. Das kann man auch am Namen festmachen, das ist eigentlich gar nicht so schwer zu durchschauen, und die Etatisten, die sehr stark an der Finanzpolitik orientiert sind, die sagen, also dem Staat wird sein Umverteilungsregulativ genommen, wenn er das so individualisiert. Und die Kulturpolitiker, die modernen Gesellschaftspolitiker sagen, genau und das wollen wir auch, nicht, die Frage ist nicht mehr, daß die sagen: „Nein, nein das würde ihnen gar nicht genommen, das gibt es, das ist so ein Trostpflaster, sondern ja, ja wir müssen weg von diesem ständigen Umverteilungsmechanismus.“

Terweiden:
Gut, jetzt wollte ich hinaus auf die Zukunftsperspektiven des Stiftungswesens in Deutschland. Und da wäre meine Frage, wie wird sich die geplante Reform des Stiftungswesens auswirken?

Strachwitz:
Also, wir wissen ja noch nicht wie sie ausgeht, insofern ist es etwas schwer zu spekulieren, was sie für Auswirkungen haben wird. Es wird bei den rein zivilrechtlichen Dingen, gerade bei der Einführung des Normativsystems, noch sehr auf die Einzelheiten ankommen, insbesondere auf die Frage: Welche Funktion bleibt den Stiftungsbehörden der Länder? Ist das also letztlich nur ein Etikett ein neues, das Normativsystem, oder wird es wirklich etwas ändern? Und das ist noch nicht klar, wie das ausgehen wird, weil da gibt es sehr komplizierte verfassungsrechtliche Probleme, also etwa die Frage, ob das Stiftungswesen zum Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung gehört oder ob die Landesstiftungssgesetze nur Ausführungsbestimmungen zum BGB sind und damit ein neues, also eine neue Fassung der §§ 80-88 BGB das Landesrecht schlicht brechen würde. Das ist alles noch nicht ausgemacht, also da sind noch Fragezeichen, wie das im einzelnen ausgeht, und es wird sehr stark auf den Vollzug ankommen. Noch entscheidender ist natürlich, wie geht es mit dem Gemeinnützigkeitsrecht aus, und da wissen wir überhaupt noch nicht, wie es ausgeht, weil das Gemeinnützigkeitsrecht in zwei sehr viel größere Zusammenhänge eingebunden ist, nämlich erstens die allgemeine große Steuerreform und zweitens die Wirkung von europäischem Recht. Das europäische Recht hat bei den Dienstleistern, also einer großen Gruppe von gemeinnützigen Organisationen, sich auf den Standpunkt gestellt inzwischen, daß es eine Zuständigkeit besitzt, und zwar deswegen, weil es zu beurteilen hat, ob etwas wirklich gemeinnützig ist oder ob das nicht ein Wirtschaftsunternehmen ist. Und daraus sind eine Menge Dinge entstanden, die sehr einschneidende Folgen haben und die natürlich auch in unser Recht übertragen werden müssen. Und da ist es wirklich noch ganz offen, wie das ausgehen wird, da haben wir auf der einen Seite sozusagen die Prinzipien, auf die wir vielleicht zusteuern sollten, aber auf der andern Seite den politischen Alltagskampf, wo wir nicht wissen, bei welchem Kompromiß das ausgehen wird.

Terweiden:
Ja, gut, und zwar jetzt findet man Zahlen, was die Kosten einer Reform angeht, für was reine Steuerausfälle sind, zwischen hundert Millionen und zwei Milliarden ...

Strachwitz:
Da können sie auch 4711 schreiben oder sonstwas. Alle Zahlen sind völlig aus der Luft gegriffen. Die haben mit der Realität nichts zu tun. Das haben wir gestern in dem Politikergespräch auch sehr klar eigentlich festgestellt, und es ist auch von Politikern festgestellt worden und insbesondere auch von der Wissenschaft. Also da war gestern Helmut Anheier [Dr. Helmut K. Anheier, London School of Economics] dabei. Der hat da sehr eindringlich noch mal darauf hingewiesen. Wir wissen es nicht. Wir können nur die Vermutung haben, daß ein verstärktes Stiftungsengagement im operativen Dienstleistungsbereich, das ist ja nur ein Teil, daß der bei diesen Dienstleistungen gegenüber einer staatlichen Dienstleistung zu Einsparungen führt, zu Verbilligungen führt. Weil es gibt gesicherte Erkenntnisse aus Anstaltsträgerschaften, wo es Wettbewerb gibt, also Kindergarten, Altenheim, Krankenhaus und so, daß das privatrechtliche Krankenhaus, Kindergarten, Altenheim immer so im Schnitt zwischen 25 und 30 % billiger arbeitet wie eine staatliche Einrichtung. Und das ist also ein Anhaltspunkt dafür, daß es da eher zu Einsparungen kommt und daß die wahrscheinlich den Steuerausfall kompensieren. Aber an Zahlen das festzumachen, halte ich für reine Augenauswischerei. Ich muß noch mal eins ergänzen, die Dienstleister sind nur ein Teil des gemeinnützigen Sektors, müssen wir immer klar sehen. Sie kennen dieses Kommissionspapier ...

Terweiden: Ja.

Strachwitz:
... und diese Einteilung. Die hat einen Hintergrund, einen europarechtlichen Hintergrund, weil sie die Dienstleister mal rausnehmen wollten, wegen dieser Wettbewerbsgeschichte. Aber trotzdem ist diese Einteilung ungeheuer brauchbar. Eben Dienstleister, Selbsthilfeorganisationen, Themenanwälte (advocacy groups) und Mittlerorganisationen. Also, mit der kann man ganz viel anfangen. Man muß eben immer wieder daran erinnern, daß es nicht nur Dienstleister gibt und nicht nur Mittler, also die Förderstiftung gehören zu den Mittlern, sondern eben auch noch die Themenanwälte, die Selbsthilfegruppen. Und gerade bei den Themenanwälten ist das Bürgergesellschaftliche natürlich ganz wichtig. Und das ist, kann man überhaupt nicht quantifizieren.

Terweiden:
Ja. Also, wenn ich jetzt noch konkreter frage, halten Sie es für möglich, daß Stiftungen einen Beitrag zur Reform des Sozialstaates leisten?

Strachwitz:
Ja.

Terweiden:
Gut. Ja. Wenn ja, wie soll dies geschehen? Und zwar wäre es denkbar, daß zum Beispiel Arbeitslosigkeit abgebaut werden kann, wenn man an diese Bürgerstiftungen denkt, ...

Strachwitz:
Nein.

Terweiden:
... daß das in die Breite geht?

Strachwitz:
 Das ist marginal. Also da wehren wir uns inzwischen auch in relativ großer Einmütigkeit dagegen, die Stiftungen sozusagen zu mißbrauchen als Instrument des Arbeitsmarktes. Es ist ja so, daß zusätzliche Dienstleistungen also hier sind ja arbeitsmarktpolitisch ohnehin nur die Dienstleister gefragt. Von den deutschen Stiftungen beschäftigen überhaupt nur 15 % hauptamtliche Mitarbeiter, alle übrigen werden ehrenamtlich oder extern geführt. Diese 15 % allerdings beschäftigen insgesamt rund 100.000, dazu gibt es ja Statistiken, die können Sie ja danach ansehen. Und diese hunderttausend sitzen in den Anstaltsträgerstiftungen in Masse. Also der größte Arbeitgeber im Stiftungsbereich ist Bethel, mit ich glaube 6.000 Mitarbeitern und, daß heißt also hier wäre der Ansatz zu einer quantitativen Erhöhung, aber an gemeinnützigen Dienstleistungen zusätzlicher Art besteht gesellschaftspolitisch eigentlich kein Bedarf oder nur marginal. Natürlich kann man immer wieder mal auch etwas noch machen, aber wir müssen ja auch daran denken, daß das finanziert werden muß. Da haben wir ja schon große Probleme den jetzigen Stand zu finanzieren. Also, es ist nicht recht vorstellbar, daß sich das wesentlich ausweitet. Das heißt, nur durch Verlagerung würden im Stiftungsbereich Arbeitsplätze entstehen, und das ist dann allenfalls ein Nullsummenspiel. Natürlich, wenn eine Tätigkeit, die bisher von der Stadt wahrgenommen wurde, von der Stiftung wahrgenommen wird, entstehen bei der Stiftung Arbeitsplätze, aber die werden bei der Stadt ja gleichzeitig abgebaut. Und zwar, um es auf eine einfache Formel zu bringen. Also, das halte ich für relativ marginal. Es ist auch nicht die Aufgabe der Stiftung. Die Stiftungen können sich intensiv kümmern, um neue Arbeitsformen, wenn ihnen das vom Gemeinnützigkeitsrecht endlich erlaubt würde. Dann können die Modelle entwickeln über den alten Unternehmer, der also sozusagen seine Zeit verkauft, oder über andere Aspekte einer modernen Arbeitswelt, außer Herrn Becks Bürgerarbeitsmodell, darüber hoffentlich nicht, weil das ist wirklich der größte Blödsinn. Aber ...

Terweiden:
Daran hatte ich gedacht.

Strachwitz:
... darüber ist sich auch die Fachwelt inzwischen ziemlich einig, daß das ein Irrweg wäre. Ich glaube, ich hab das Gefühl, er [Ulrich Beck] vertritt es auch selber nicht mehr. Aber jedenfalls, also in neuen Formen, da kann die Stiftung was tun, aber quantitativ eigentlich da allenfalls marginal etwas beitragen.

Terweiden:
Also, um noch mal darauf zurückzukommen, wie könnte dann also; welchen Beitrag könnten Stiftungen zur Reform des Sozialstaats beitragen?

Strachwitz:
Also, die Stiftungen können sicher beitragen zur Entflechtung dieses inzwischen doch sehr lähmenden Korporatismus. Stiftungen können durch die Durchsetzbarkeit von individuellen Ansätzen einen sehr wichtigen Beitrag dazu leisten, daß eben Alternativen auch entwickelt und erprobt werden. Sie können in sehr erheblichem Umfang Anwälte des Wandels sein. Advocates of change, heißt das also im englischen Fachausdruck. Sie können natürlich in einer Zeit, wo wir sehr stark ja auch über Nachhaltigkeit sprechen, nachhaltiges Wirtschaften und so, ist ja die Stiftung ungeheuer geeignet, diese Nachhaltigkeit vorzuleben durch die nachhaltige Satzungsbindung; das ist eine typische Ausdrucksform der Form der Nachhaltigkeit. Da liegen die Stärken der Stiftung, nicht.

Terweiden:
Gut, jetzt habe ich eigentlich nur noch eine letzte Frage und zwar: Wie kann der Stiftungsgedanke einer breiten Öffentlichkeit vermittelt werden?

Strachwitz:
Also ja, das ist relativ einfach zu beantworten. Also, erstens fordern wir dringend die Publizitätspflicht für Stiftungen, daß heißt im übrigen auch für die Vereine, daß also gemeinnützige Organisationen verpflichtet sind, über ihr Gebaren einschließlich des Finanzgebarens öffentlich Auskunft zu geben, nicht dem Finanzamt, sondern öffentlich, das ist ein Unterschied, also nicht dem Staat Auskunft zu geben, der damit ja seine Nase reinstecken kann, sondern der interessierten Öffentlichkeit, wodurch das dann auch verhandelt werden kann, diskutiert werden kann, und wenn es mehr in der Öffentlichkeit diskutiert wird, ruhig auch natürlich mit Kritik und Hervorhebung von negativen Dingen, dann weist sich das natürlich oder dann wird das natürlich anders aufgegriffen. Also, Publizitätspflicht ist ganz wichtig. Das Zweite ist natürlich, daß viele Stiftungen nach wie vorher etwas sehr Traditionelles an sich haben. Das ist für manche Stiftungen auch völlig richtig so, das gehört auch zu unserer Gesellschaft dazu, und es gibt ja sehr deutliche Zahlen, was in der Bevölkerung erstrebt wird. Da ist es ja leider nicht so, daß die Bevölkerung mehrheitlich die Innovation erstrebt, sondern sie erstrebt mehrheitlich die Sicherheit, die Tradition und da haben natürlich die Stiftungen irgendwo auch ihre Legitimität, darin. Trotzdem, es müßten sich mehr Stiftungen sozusagen als Innovationsträger auch profilieren und müßten sich mehr aktivieren. Es gibt zu viele Stiftungen, die wirklich sehr mechanisch Anträge bearbeiten wie eine Behörde, und dann da Geld rausgeben und so. Und die müßten sich also mehr aktivieren. Auch das würde sicher zu einer Belebung beitragen.

Terweiden:
Gut damit wären wir soweit, dann danke ich für dieses Gespräch, für diese Befragung!

Experteninterview mit Christoph Mecking (BDS)

Mecking:
Wir würden uns freuen, und ich sag das auch gerne zu Protokoll, wenn Sie uns dann nach Fertigstellung ein Exemplar [Ihrer Arbeit] überreichen können.

Terweiden:
Gut, das mache ich. Dann darf ich beginnen. Also, einleitend wollte ich fragen: Was sind Ihre Motive, sich mit dem Stiftungswesen zu beschäftigen beziehungsweise, welche Funktion oder in welcher Funktion sind Sie involviert in die aktuelle politische Debatte?

Mecking:
Ja, der Bundesverband ist die Dachorganisation und die Interessenvertretung deutscher Stiftungen, und als Interessenvertretung steht ihm natürlich in unserer modernen parlamentarischen demokratischen Staatsform eine Position zu, gefragt zu werden vom Gesetzgeber, um mithelfen zu können, bei entsprechenden Reformvorstellungen tätig zu werden und deutlich zu machen, wo ist Änderungsbedarf, wo drückt der Schuh, welche Regelungsideen sind wirklichkeitsfremd oder würden eigentlich den Intentionen des Gesetzgebers zuwiderlaufen. Also, das ist die Aufgabe von Verbänden in dem Bereich, daß sie von der Politik als Expertenwissen angezapft werden, auf der anderen Seite handeln wir natürlich auch für unsere Mitglieder, die entsprechende Wünsche artikulieren uns gegenüber und die wir gebündelt dann in die Politik reintragen.

Terweiden:
Gut, dann darf ich gleich mal anfangen und zwar mit einem Teil, der definitorische und legitimatorische Fragen enthält. Und zwar will ich Sie fragen: Die gemeinnützige Stiftung, verstanden als gesellschaftliche Institution oder im ideellen Bereich und nicht unbedingt als rechtliche Institution, wie würden Sie diese definieren?

Mecking:
Die gemeinnützige Stiftung ist die Verbindung einer Idee mit einem Vermögen, das auf lange Dauer hin dazu gewidmet wird, in der Allgemeinheit positive Effekte herbeizuführen. Auf der anderen Seite kann man es natürlich auch technisch nochmal sagen und sagt, das ist die Bereitstellung eines Vermögens, aus dessen Erträgen dann der Zweck verwirklicht wird. Und der Zweck ist bei der gemeinnützigen Stiftung eben so definiert, daß gemeinnützige Zwecke verfolgt werden, die in der Regel mit den steuerlich definierten gemeinnützigen Zwecken identisch sind. Und der Aspekt der Dauer spielt eine große Rolle.

Terweiden:
Ja. Gut. Eine weitere Frage auch in diesem Bereich eigentlich. Woher erhalten Stiftungen nach Ihrem Verständnis ihre grundsätzliche Legitimation, heutzutage?

Mecking:
Die Legitimation liegt darin, daß es für das Gedeihen einer Bürgergesellschaft eben wichtig ist, daß Personen da Verantwortung übernehmen und jeder so wie er es kann. Das kann man tun, indem man sich in Bürgerinitiativen, Vereinen und ähnlichem engagiert. Man kann es eben auch dadurch tun, daß man sich, wie das die meisten Bürger tun, zurückzieht und sich im Grunde auf Steuern zahlen beschränkt. Man kann aber auch, und das ist das, was im Grunde das demokratische Potential ausmacht, sich selber engagieren für die Bürgergesellschaft für - wie sagt man - res publica. Nur dann wird man sozusagen richtiger Republikaner und Demokrat. Und das kann man eben, indem man Vermögen zur Verfügung stellt, die man sich erarbeitet hat, sehr gut in der Form einer Stiftung tun. Und kann dann eben, weil es ja ein freiwilliger Akt ist, auch freiwillig tätig werden dürfen. Natürlich im Rahmen der Rechtsordnung, die die Gesellschaft sozusagen ausdrückt. Das ist, denke ich, ein wichtiger Aspekt. Sie finden da auch in meinem Aufsatz eine ganze Reihe von Hinweisen, wo Legitimationswurzeln aus psychologischer Sicht und so noch da sind: Also zum Beispiel in der Frage der Dauerhaftigkeit, daß das ein urmenschliches Bedürfnis ist, sich auch selber solche Denkmäler errichten zu können. Und die Stiftung ist eben eine Form wo man sich ein Denkmal errichtet und gleichzeitig Gutes tut auf Dauer für die Gemeinschaft. Wobei dieser legitimatorische Aspekt, den sollte ich vielleicht noch hinzufügen, weil der auch wichtig ist. Dadurch, daß es bei Stiftungen häufig um Zwecke geht, die zwar in der Grundsubstanz einen Konsens finden und sich sozusagen auch auf parlamentarisch-demokratisch abgesicherten Grund befinden, wird trotzdem durch die konkrete Zwecksetzung natürlich ein Potential freigelegt. Das ist das, was eine Stiftung besonders ausmacht. Sie kann autonom entscheiden wie sie fördert, wo sie operativ tätig ist und kann da auch ganz deutlich gegen den Strich bürsten. Gegen den Strich der allgemeinen demokratischen Überzeugung, wie sie im Parlament sich wiederfinden. Es kann eben sein im Bereich der Wissenschaftsförderung, die ja durch einen mainstream ausgezeichnet wird, kann eine Stiftung eben, die sein, die sagt: Es muß auch andere Wege geben. Und da sie autonom ist und unabhängig durch ihre Vermögensausstattung, kann sie das eben auch in sehr nachhaltiger Form tun und auch mit sehr langem Atem. Und sie ist sozusagen nicht gezwungen, sich immer wieder dem parlamentarischen, parteipolitischen Willensbildungsprozeß zu unterziehen.

Terweiden:
Nur ist das nicht auch ein Problem, daß Stiftungen an sich eher wenig Demokratisches an sich haben, also was die innere Verfassung angeht. Ich meine es ist ja nicht so, daß es da Mitglieder gibt, die abstimmen können, die die Ziele neu bestimmen können? Es ist ja durchaus so, daß es Stiftungen gibt, die einfach obsolet geworden sind.

Mecking:
Den Rahmen setzt der Gesetzgeber. Das ist sicher richtig, aber in diesem Rahmen muß es eben auch Möglichkeiten geben für Entscheidungen, die der einzelne durch eine Stiftung auch treffen kann und die nicht demokratischen Prozessen unterworfen sind. Und dadurch wird im Grunde so ein gewisses Schmieröl in die ganze Gesellschaftsordnung gebracht. Weil da eben auch Ideen zugelassen werden, die zwar rechtmäßig sind, aber durchaus gegen den Stachel löcken können. 

Terweiden:
Gut. Dann komme ich zu dem Verhältnis von Stiftungen zum Staat. Wie würden Sie dieses definieren? Wie würden Sie das bezeichnen? Also: Würden Sie in diesem Verhältnis eher eine Konkurrenz zum Staat sehen oder eine Partnerschaft oder was ist da zur Zeit ...?

Mecking:
Die Juristen werden sagen: „Es kommt darauf an.“ Es gibt Stiftungen, die sind dem Staat unangenehm. Ein Beispiel mag die Bertelsmann Stiftung sein, die hingeht und sagt, wir identifizieren, wo es in dieser Gesellschaft hakt und wo wir mal schauen, wieso hakt das und zeigen, es geht auch besser. Und das kann natürlich für den Staat unangenehm sein, der es eben nicht schafft, diese wichtigen gesellschaftlichen Aufgaben anzugehen und zu lösen. Auf der anderen Seite ist es oft sehr gut, weil dadurch ein think tank oder eine Agentur geschaffen wird, die auch Vordenkerrollen übernehmen kann. Und da zeigt sich auch wieder, warum es wichtig ist, daß nicht alles immer durch die Gremien muß, die Vordenkerfunktion haben kann und Vorschläge auch wirklich mal durchsetzen kann und damit experimentieren kann. Man muß auch sehen, daß es eine ganze Reihe von Stiftungen gibt, die ja nicht privat dotiert sind, sondern durch die öffentliche Hand dotiert. Da zeigt sich eine sehr große Staatsnähe. Man muß sagen, das sind Teile der Staatsverwaltung eigentlich. Und da kann man überhaupt nicht von einem Gegensatz sprechen. Ansonsten ist der Aspekt noch wichtig, daß der Staat natürlich auch Stiftungen zu instrumentalisieren versucht, dadurch daß er sich selber von Aufgaben entlastet und die dann dem Dritten Sektor, insbesondere den Stiftungen zuweist und sagt: Gut, dann müssen die halt dafür sorgen, daß noch Ausstellungen sichergestellt werden können in Museen oder daß für Notfälle gesorgt wird. Aus der Verantwortung - und das ist Überzeugung eigentlich in der Stiftungsfamilie - darf man den Staat aber nicht entlassen.

Terweiden:
Okay. Welche Rolle spielen Stiftungen in der und für die moderne demokratische Gesellschaft? Also könnte man das als Beitrag zur Stärkung der Gesellschaft bezeichnen?

Mecking:
Also, die Argumente habe ich ja im Wesentlichen genannt. Stiftungen können so organisiert sein, daß sie undemokratisch in ihrer eigenen Struktur sind, weil der Stifterwille in gewisser Weise dann patriarchalisch natürlich gilt. Aber gerade dadurch bilden sie auch, weil der Rahmen ja durch den demokratischen Gesetzgeber gestellt wird, doch wieder einen wichtigen Bestandteil des Ganzen. Und Stiftungen setzen eben auch Ressourcen frei, die dafür sorgen, daß die Gesellschaft sich entwickeln kann und zwar auch in Gebieten, die eben nicht zum mainstream gehören.

Terweiden:
Ja, gut. Dann will ich gleich zum eigentlichen Hauptteil übergehen, zu der aktuellen politischen Reformdebatte. Was würden Sie sagen, welche politischen Argumente sprechen für eine Reform des Stiftungswesens?

Mecking:
Für den Staat ist besonders wichtig die Staatsentlastung, das konnten Sie ja auch den verschiedenen Entwürfen entnehmen. Wir sind im Moment in einer Situation, wo die öffentlichen Kassen leer sind und die privaten Kassen, ich will nicht sagen vorm Bersten, aber wo es doch einen ganz großen privaten Reichtum eigentlich gibt. Und den für gemeinnützige Zwecke zu aktivieren, das steht hinter diesen Reformideen.

Terweiden:
Das ist natürlich dann nur ein Aspekt dieses Erbvermögen, von dem immer die Rede ist, das jetzt gerade ansteht zur Vererbung ...

Mecking:
Das Erbvermögen, aber nicht nur das Erbvermögen, sondern der private Reichtum insgesamt. Die Statistiken sagen ja 5,5 Billionen Mark. Von denen stehen in den nächsten zehn Jahren vielleicht die Hälfte zur Vererbung an oder ein Drittel. Es geht auf die Mobilisierung des gesellschaftlichen Reichtums insgesamt. Das ist, denke ich, der wesentliche Aspekt. Und um den aktivieren zu können muß man bürokratische Hemmnisse möglichst beseitigen, die abschreckende Wirkung haben können. Man muß gegenüber dem Stifter deutlich machen, daß sein Engagement erwünscht ist. Und man muß auch deutlich machen, daß man bereit ist, diesen Willen auch zu akzeptieren und auch zu sichern.

Terweiden:
Ja, gut. Um ein bißchen konkreter zu werden: Also wie sollte eine Reform dann konkret aussehen? Das, was Sie eben gesagt haben oder könnte man noch etwas hinzufügen?

Mecking:
Ja, die Reformidee, die von unserer Seite kommt und die wir ja in unserem Verband im letzten Jahr diskutiert haben sehr intensiv, nachdem der Vollmersche Gesetzentwurf vorlag, der schon viele Ideen, die wir vorher versucht haben, in den politischen Prozeß einzubringen, aufgenommen hat. Diese Ideen sind ja alle im „Standpunkt“ [des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen von Januar 1999] im Wesentlichen stichwortartig zusammengefaßt. Wobei uns, wie Sie der Reihenfolge vielleicht entnommen haben, wichtig ist, daß der Schuh drückt im steuerlichen Bereich und weniger im stiftungsrechtlichen Bereich. Die politische Diskussion geht ein bißchen umgekehrt, weil natürlich die Änderung des Stiftungsrechts und des Entstehungstatbestandes kein Geld kostet, während man vermutet, daß im steuerlichen Bereich es Geld kosten würde. Wir haben das da nicht so geschrieben, aber es besteht durchaus auch der Diskussionsansatz, daß man sagt: Es kostet überhaupt kein Geld, weil diejenigen, die Steuervorteile in Anspruch nehmen können, weil sie spenden oder weil sie stiften, eben ohnehin in der Lage sind, wenig Steuern zahlen zu müssen und dadurch eventuell aufgefordert werden, Vermögenswerte auch aus dem Ausland wieder zurückzubringen, dorthin, wo sie die verdient haben. Wobei, und das muß man auch noch sagen, einige der Vorschläge sind fiskalisch völlig neutral, weil es da einfach nur darum geht, bürokratische Hemmnisse zu vermindern, etwa die Möglichkeit, daß Stiftungen Endowments, also sich durch Stiftungsmittel an anderen Stiftungen beteiligen können oder auch die Rücklagenbildung zu erweitern. Das sind Dinge, die definitiv den Fiskus kein Geld kosten.

Terweiden:
Was ist denn zum Beispiel, das fällt mir jetzt gerade ein, mit der Stiftung auf Zeit, halten Sie das auch für sinnvoll? Es kommt ja jetzt - soweit ich weiß - nicht drin vor [im Standpunkt des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen von Januar 1999]?

Mecking:
Ich wollte nur zu dieser Stiftung auf Zeit sagen, daß es ein Grundproblem ist, ob man eine reinrassige klassische Stiftung will, die auf ewige Dauer angelegt ist, oder ob man sagt, die Stiftung ist eine Idee, die eine Menge Ausformungen hat. Ich neige eher der Version zu: Es sollte mehrere Formen geben, nicht nur die reinrassige, und sehe also eine Stiftung auf Zeit auch durchaus als eine dieser Möglichkeiten an. Es gibt Stifter, die sagen: „Ich möchte mein Vermögen zur Verfügung stellen, ich möchte aber baldmöglichst etwas erreichen, ich habe - sagen wir mal - nur ein begrenztes Vermögen, sagen wir mal eine Million oder so was und ich brauche um den Zweck zu verwirklichen und auch eine Chance zu haben, nachhaltig da etwas zu tun im Jahr hunderttausend Mark und da mache ich so eine Verbrauchsstiftung oder eine Stiftung auf Zeit, die die Gelder entsprechend ausgibt, immer kleiner wird und irgendwann verschwindet.“ Also, das halte ich auch für eine legitime Sache. Eine Stiftung sollte allerdings keine Eintagsfliege sein, also eine gewisse Dauer ist schon erforderlich. Ich denke aber, wenn ein Stifter sagt, er macht eine, das sind ja oft Verbrauchsstiftungen, die soll sich in zehn Jahren erschöpft haben, finde ich das legitim und denke, das trägt zur Flexibilisierung des Ganzen bei. Es mag auch Stiftungen geben, die auf Zweckerfüllung gerichtet sind. Es sind sicher Zwecke vorstellbar, die sich erschöpfen, und für solche Zwecke halte ich auch eine Stiftungslösung für denkbar.

Terweiden:
Was mir jetzt auf den Nägeln brennt, ist sozusagen, ich habe ja mit Graf Strachwitz gesprochen, und der hat ja auch in einigen Schriften gesagt, daß er konkret Probleme hatte schon mit dem bisherigen Konzessionsverfahren, wenn wir jetzt mal auf die Stiftungsgenehmigung kommen, und Sie haben ja, da war ich nebenbei bemerkt auch dabei im Wissenschaftszentrum in Bonn im November, bei der Diskussion ja auch gesagt, daß es ja de facto einem Normativsystem gleichkommt, was wir haben. Aber ist es nicht doch ein Problem, daß es Beamte in bestimmten Länderbehörden gibt, die sagen, dieser Stiftungszweck erscheint mir nicht sinnvoll oder die da ...

Mecking:
Das ist aber keine Frage, die sich entscheidet an der Grenze zwischen Normativsystem und Konzessionssystem, sondern die entscheidet sich an der Sachbehandlung. Sie haben auf der einen Seite eine Genehmigung einer Stiftung, auf der anderen Seite die Eintragung eines Vereins. Beides sind Verwaltungsentscheidungen, die im Endeffekt fast ähnlich aussehen. Sie kriegen auf der einen Seite einen Registerauszug: Ihr Verein ist errichtet oder in Zukunft Ihre Stiftung ist errichtet, auf der anderen Seite eine Genehmigungsurkunde. Das ist zwar von der rechtstheoretischen Bedeutung unterschiedlich, aber es ist in der Verwaltungspraxis unter der Herrschaft des Grundgesetzes eigentlich gleich. Sie können heute mit der Genehmigung einer Stiftung sehr wenig Schwierigkeiten haben und mit der Eintragung eines Vereins sehr viele. Also, da kommt es auch immer darauf an, wie überzeugend das eigene Konzept ist und wie man den entsprechenden Amtswalter, wie der sich dazu verhalten kann und ob man den überzeugen kann. Und eine Kontrollmöglichkeit soll es ja auch weiterhin geben, das ist allgemeiner Konsens, und das soll es eben auch bei der Eintragungsform weiterhin geben. Wenn sich jemand querstellt, dann muß man zur Not eben auch bereit sein, den Rechtsweg einzulegen.

Terweiden:
Sie sagen also, auch praktisch, Normativsystem heißt noch nicht unbedingt, daß es besser ist, es könnte dann genauso Probleme geben wie bei einem Verein?

Mecking:
Natürlich, das bedeutet nicht, daß ich keine Probleme habe. Ist aber auch nicht unbedingt sinnvoll, weil es gibt ja durchaus potentielle Stifter, die Konzepte verfolgen, die in der Praxis zum Scheitern verurteilt sind, und wenn der Genehmigungsbeamte aus seiner Erfahrung auch heraus sagt, das kann nicht funktionieren oder so, dann ist das auch ein Rat, den man auch ernst nehmen kann. Ich weiß allerdings auch, wo gibt es das nicht, daß da manchmal Schindluder getrieben wird, aber ich glaube nicht, daß es die Mehrzahl der Fälle sind. Es kommt natürlich auch immer darauf an, wenn da ein junger Beamter sitzt, der macht das erst seit einem Monat, der ist noch unsicher oder was, das kann natürlich sein. Es gibt auch den anderen Beamten, der macht das schon dreißig Jahre und der ist mit bestimmten neueren Entwicklungen nicht einverstanden. Da „menschelt“ das natürlich sehr. Aber das hat überhaupt nichts zu tun mit der entsprechenden Form, wie eine Stiftung entsteht.

Terweiden:
Da fällt mir aber irgendwie dann doch auf, ich meine, viele Voraussetzungen haben sich ja, was jetzt die historische Lage in den deutschen Staaten sozusagen angeht, geändert. Und warum gibt es da noch so krasse Unterschiede, zum Beispiel zwischen dem Saarland und der Stadt Frankfurt oder so, wenn man das jetzt rein an der Stiftungszahl festmacht, daß eine Stadt wie Frankfurt, obwohl sie weniger Einwohner hat, wenn man es jetzt rein von den Zahlen her sehen würde, wesentlich mehr Stiftungen hat?

Mecking:
Ja, das liegt einfach an der Wirtschaftskraft einer solchen Region. Also ich denke, daß das Saarland vielleicht insgesamt eine Wirtschaftskraft wie Frankfurt hat. Und vielleicht hat es auch ähnlich viele Stiftungen, das kann ich jetzt nicht genau sehen, aber das kann man ja nachgucken. Und es gibt natürlich Traditionen. Das Saarland ist schwach, was Stiftungen angeht, ist ein ganz ländlicher Raum, wo so etwas eigentlich nicht bekannt ist, und Stiftungen sind ja auch Ausdruck von Bürgertum, und deswegen findet sich das besonders in den Hansestädten, aber auch in Frankfurt und in ähnlichen Regionen, wo diese Idee schon lange gepflegt wird. Hängt sicher auch mit religiösen Traditionen zusammen und überhaupt wirtschaftlichen Traditionen. Da müssen ja auch die Gelder verdient werden. Wir wissen ja alle, daß das Saarland eben relativ schwach auf der Brust ist, was das angeht.

Terweiden:
Ja, gut. Wenn ich weitergehe, dann wollte ich Sie fragen, und zwar habe ich das richtig verstanden, daß zum Beispiel was jetzt die Rechnungslegung und das Finanzgebaren eigentlich der Stiftung angeht, daß das mehr auf freiwilliger Basis veröffentlicht werden soll und nicht zum Zwang gemacht werden soll, weil es ja durchaus Stimmen gibt, die sagen, laßt die Hosen runter, damit wird die öffentliche Akzeptanz erhöht werden, wenn alle sehen können bis ins Detail, was die Stiftungen machen.

Mecking:
Im Moment wird ja diese Transparenzdebatte geführt. Also, das ist ein ganz schwieriger Punkt. Eins ist jedenfalls klar, wenn man sagt, die Stiftungen müssen, wie Sie es so nett formuliert haben, die Hosen runterlassen, alles zeigen, werden sich die Motive von Stiftungsgründungen verändern. Ob zum Guten oder Schlechten, möchte ich gar nicht mal sagen, aber wenn alles so bleibt und im Licht der Öffentlichkeit stattfindet, werden zurückhaltende Stifter, die es nicht nur aus Motiven der Eitelkeit tun, sondern eben zurückhaltend fördern werden, die werden aussterben, weil die nicht bereit sind, vor aller Welt offenzulegen, wieviel Geld sie in die Stiftung eingelegt haben und wen sie daraus fördern wollen und so weiter. Noch ein weiterer Punkt, wir führen ja im Bereich der öffentlichen Verwaltung seit Jahrzehnten die Diskussion: Wieviel Publizität ist erlaubt und notwendig? Ich habe da selbst vor ein paar Jahren in der NVwZ mal einen Aufsatz geschrieben zum Recht auf Einsichtnahme in ausgelegte Unterlagen, und habe da mal deutlich gemacht, wie an diesem kleinen Fall eigentlich die Verwaltung blockiert, dem Bürger irgendwelche Einblicke zu geben. So, und bei der öffentlichen Verwaltung sollte man es nun wirklich verlangen können. In Deutschland ist man da, denke ich, sehr weit zurück, und die Umsetzung der Umweltinformationsrichtlinie und so weiter hat das ja gezeigt. Stiftungen dagegen sind noch nicht mal Teil der öffentlichen Verwaltung, sondern sie sind im Grunde private Einrichtungen. Und bei privaten Einrichtungen ist vor zehn fünfzehn Jahren darum gekämpft worden, um das Recht auf informationelle Selbstbestimmung und auf Datenschutz und so weiter. Und jetzt sagt man aber, die sollen die Hosen runterlassen. Nun ist es ein Zwischenraum, das gebe ich ja gerne zu, weil es Steuerbegünstigungen gibt, aber diese Steuerbegünstigungen haben Sie auch, wenn Sie Werbungskosten und ähnliche Dinge in Anspruch nehmen, ohne daß Sie das sozusagen groß in die Öffentlichkeit ausbreiten müssen, da guckt das Finanzamt drauf und das tut es im Moment bei Stiftungen auch. Also, das soll aber nicht negativ wirken, sondern der Bundesverband kümmert sich ja seit Jahrzehnten darum, daß mehr Transparenz ins Stiftungswesen reinkommt. Wir haben dieses Verzeichnis der Deutschen Stiftungen herausgegeben, wo ja sechstausend Stiftungen mit Namen bezeichnet sind, aber wir finden es besser, wenn es einen Weg der Freiwilligkeit gibt, wenn man allerdings durchaus die Stiftungen dahin schiebt und wir wollen das dadurch erreichen, daß wir sie einfach überzeugen, daß es sinnvoll ist, das zu tun, freiwillig Angaben zu machen, also wir werden das nächste Heft unserer Mitteilungen nur dem Thema widmen: Stiftungsethik. Also, um es einfach zu sagen, es gibt Grundsätze ordnungsgemäßer Verwaltung, die darauf hinweisen, daß Stiftungen auch gegenüber der Öffentlichkeit deutlich machen, was sie tun und wo das Geld hingeht. Aber auch da muß es Grenzen geben. Es muß Grenzen geben, wenn eine Sozialstiftung nicht sagen muß, welchem Obdachlosen sie da Gelder zur Verfügung gestellt hat. Also, weil das ja auch kritische Punkte sind.

Terweiden:
Ja, aber rein aus wissenschaftlichen Erwägungen könnte man sich ja auch vorstellen, das in irgendeiner Form zu anonymisieren, oder man weiß ja noch nicht genau, das sind ja alles Schätzungen, wieviel Stiftungen ausgeben und wieviel Vermögen sie haben. Gut, es sind auch Bewertungsfragen und so, aber wenn man das vereinheitlichen würde, wäre das ja zumindest, was die wissenschaftliche Forschung angeht, ein wesentlicher Fortschritt, und die würde vielleicht auch dazu beitragen, diese Transparenz zu erhöhen.

Mecking:
Da würden wir uns drüber freuen, nur es ist für die nächste Zeit erst mal wichtig, wo über Stiftungen eine ganze Menge Änderungen weg gehen, daß man sagt: „Macht das freiwillig, seid überzeugt davon! Es ist wichtig, daß ihr sagt, wieviel ihr ausgebt, damit ihr nicht mit Anträgen überschüttet werdet!“ Das sind so Punkte, die wichtig sind. Und nicht, daß sie sich sperren und dann wieder anfangen, irgendwie, einfach weil ihnen das unsympathisch ist, Dinge zu hintertreiben oder dann doch nichts zu nennen, und ich denke, die sollte man nicht überreizen, diese Transparenzdebatte.

Terweiden:
Ja, jetzt will ich vielleicht direkt dazu kommen und zwar, das ist mir aufgefallen: Klaus Neuhoff von der Uni Witten-Herdecke sagt ja zum Beispiel, daß die steuerlichen Abzugsmöglichkeiten nicht voll ausgenutzt werden oder ich hab etwas in diesen ifo-Studien zu Kultur und Wirtschaft von 95 gefunden, wo es um die Kulturförderung durch Unternehmen geht, daß da durchaus in einer Umfrage herausgekommen ist, daß das bestehende Stiftungsrecht erstmal grundsätzlich positiv bewertet wird und daß gesagt wird, es ist keine notwendige Voraussetzung für ein Engagement. Also, die Grunderwägung, warum man dieses Engagement machen wird, ist nicht unbedingt eine steuerliche!?

Mecking:
Also, die steuerlichen Erwägungen spielen eigentlich nur eine Nebenrolle. Es wird ja immer von Steuerschlupflöchern und so einem Unsinn geredet, in Zusammenhang mit Stiftungen. Das kann nicht sein, wenn man einfach mal darüber nachdenkt, wenn ich eine Mark in eine Stiftung gebe und habe einen Steuervorteil, bei Höchstentlastung von fünfzig Pfennig, sagen wir mal, muß ich immer noch fünfzig Pfennig draufzahlen, denn das Geld gehört mir ja nicht mehr. Da sieht man dran, das ist eben keine Erleichterung. Ich gewinne ja nichts dadurch. Bei der Stiftung gebe ich was weg, deswegen kann eine Stiftung in Deutschland kein Steuersparmodell sein. Ich muß innerlich überzeugt sein, daß ich mich von diesem Vermögen trenne, um damit was Gutes anfangen zu können. Und aus meiner Erfahrung mit Stiftern hat sich ergeben, daß der steuerliche Aspekt sehr spät kommt. Also man führt zwei, drei Gespräche. Wo soll die Stiftung hingehen, welches Ziel soll sie verfolgen, was will ich denn eigentlich damit erreichen, ich hab keine Kinder und so weiter, also die ganzen Motive, und dann kommt bei der letzten Besprechung der Steuerberater dazu. So dann sagt der: „Himmelherrgott Sie wollen eine Fünf-Millionen-Stiftung machen, die Steuer begünstigt das doch eigentlich nur bis zu einer Höhe von einer Million zweihunderttausend Mark, nicht also, hören Sie doch damit erst mal auf und dann machen Sie in acht Jahren weiter, so ungefähr.“ Und das ist kontraproduktiv und da möchten wir einfach mehr Freiheit haben, damit so was überhaupt nicht passiert. Und man muß eben sehen, wenn es Erleichterungen für den Stifter gibt im steuerlichen Sinne, er nimmt ja die Stiftung aus versteuertem Einkommen, dann ist sozusagen das, was er gibt, doppelt so viel, was dann in die Gemeinnützigkeit gehen kann. Und das ist der wesentliche Aspekt. Es geht um einen gewissen Anreiz.

Terweiden:
Es geht um diesen Errichtungsanreiz, praktisch?

Mecking:
Genau, der Errichtungsanreiz oder der Zustiftungsanreiz.

Terweiden:
Wenn viele Stiftungen zu Lebzeiten gegründet werden, mit einem bestimmten Vermögen ausgestattet und dann von Todes wegen, dann fällt ja, wenn man das innerhalb von diesen zwei Jahren macht keine Erbschaftssteuer an. Oder soll das erst kommen, daß dann keine Erbschaftssteuer anfällt?

Mecking:
Nein, nein, das bleibt so. Diese zwei Jahre bedeuten eigentlich nur, daß der Erbe sich von der Erbschaftssteuer entlasten kann, wenn er in eine Stiftung gibt. Wenn der Erblasser sagt: ich gebe mein Vermögen in eine Stiftung, fällt sowieso keine Erbschaftssteuer an.

Terweiden:
Ach so, okay. Darum geht es!

Mecking:
Aber es wäre natürlich schöner, wenn schon zu Lebzeiten große Vermögen in Stiftungen kommen würden!

Terweiden:
Wer soll denn hauptsächlich als potentieller Stifter angesprochen und gewonnen werden. Also, ich habe so den Eindruck, da gibt es natürlich, gerade was die Parteien angeht, Präferenzen. Also, welche Präferenzen hat der Bundesverband da? Oder gibt es da keine? Jeder soll stiften!?

Mecking:
Jeder soll stiften, der dazu in der Lage und willens ist.

Terweiden:
Was heißt, in der Lage?

Mecking:
Nein, nein. Jeder, der das kann. Wobei es ja eine ganze Reihe von Stiftungsformen gibt. Man muß eben immer unterscheiden. Wenn ich eine Stiftung mache, für wissenschaftliche Zwecke, die bestimmte Aufgaben haben soll, dann brauche ich halt ein großes Vermögen, weil das teuer ist. Auf der anderen Seite freuen wir uns auch über solche Entwicklungen, wie die Bürgerstiftungen, wo ich ja als Bürger schon mit kleinem Geld mit dabei sein kann. Ich kann schon mit 10.000,- Mark, mit 5.000,- Mark irgendwas bewegen und auch Zustiftungen oder Spenden in Stiftungen rein, erfreuen uns. Und jeder kann das sozusagen im Rahmen seiner Verhältnisse. Die Pfeifferschen Stiftungen in Magdeburg, die sind im letzten Jahrhundert gegründet worden, da war die Anstiftung dieser Idee fünf Pfennig.

Terweiden:
Bei den Franckeschen Stiftungen [zu Halle] war es ja auch so.

Mecking:
Also, manche haben klein angefangen und sind heute sehr groß. Also auch kleines Geld kann da weiter bringen.

Terweiden:
Gut. Da wir jetzt schon von der Gemeinschaftsstiftung gesprochen haben. Also einmal: Warum sind die Gemeinschaftsstiftungen nicht in diesen Gesetzesvorhaben oder in diesen Erwägungen mit drin? Also, man könnte ja jetzt sagen, wir schaffen eine gesetzliche Grundlage für eine typische Gemeinschaftsstiftung, wir übernehmen das aus den USA.

Mecking:
Ganz wichtig in dem Zusammenhang: Es besteht einfach noch kein Handlungsbedarf, weil wir noch am Experimentieren sind. Aber wichtig ist, daß wir gar nicht so scharf darauf sind, detaillierteste Regelungen im Stiftungsrecht zu haben. Eines der besten Stiftungsrechte, das wir haben, ist das DDR- Stiftungsgesetz, welches ganz wenige Paragraphen hat. Oder das hamburgische Ausführungsgesetz zum BGB, mit zwei Paragraphen oder was. Da passiert eigentlich am meisten im Stiftungswesen. Und diese ganzen Hemmnisse und bürokratischen Unterscheidungen, die sind eigentlich nicht besonders hilfreich. Wenn man allerdings diesen Registerweg geht, muß man eventuell ein bißchen ausführlicher werden, was die Entstehungsvoraussetzungen angeht, nämlich im Grunde könnten bereits Stiftungen ohne Vermögen gegründet werden. Da muß man sich sicher Gedanken darüber machen.

Terweiden:
Jetzt ist die Frage für mich: Welche Punkte werden denn in der Politik überhaupt noch kontrovers diskutiert?

Mecking:
Der Entstehungstatbestand wird kontrovers diskutiert. Die F.D.P. sagt ja, durch notarielle Beurkundung soll bereits die Entstehung stattfinden. Das ist eigentlich ziemlicher Quatsch, das wird auch nicht durchkommen. Das kennen wir im deutschen Recht überhaupt nicht.

Terweiden:
Das ist sehr „notarfreundlich“, oder?

Mecking:
Das ist sehr notarfreundlich. So war der erste grüne Entwurf ja auch einigermaßen notarfreundlich. Nur die Notare machen nach aller Erfahrung eigentlich die schlechtesten Satzungen, das kann man immer wieder feststellen, weil es da auch eigentlich relativ wenig Experten gibt, die sich damit beschäftigen. Das kann sich natürlich ändern; das ist ganz klar. Aber wir haben eben nicht das System der freien Körperschaftsbildung in Deutschland, und deswegen ist es eigentlich ohne Not - denke ich - geschehen. Die F.D.P. argumentiert immer mit der Warnfunktion noch und sagt, man gibt ja noch eine Menge Vermögen weg, genauso wie bei einem Haus oder so, und da muß der Notar mit dabei sein. Das halten wir aber eher für schädlich und wir haben den F.D.P.-Entwurf ja verbreitet in unserer Mitgliederschaft, und die Rückmeldungen, die da gekommen sind, die waren auch eher negativ, und da haben manche Stifter, die noch in der Stiftung aktiv sind, gesagt: Hätte es das gegeben, hätte ich die Stiftung nicht errichtet, weil ich die Gebühr nicht zahlen will. Also: Stifter sind in gewisser Weise auch geizige Leute, und wenn man denen zu viele Hürden aufbaut, zum Beispiel Gebühren, dann machen die das nicht, weil die möchten gerade eben das Signal setzen, wir werden dabei nicht behindert, wir möchten, daß möglichst viel Geld in unserer Stiftung ankommt und nicht in irgendwelchen Bürokratien oder bei irgendwelchen Dienstleistern.

Terweiden:
Aber was jetzt so diese steuerlichen Vorschläge angeht, habe ich den Eindruck, daß die F.D.P. sehr nahe am Bundesverband dran ist?

Mecking:
Das ist richtig. Und da gibt es noch eine ganze Reihe von Vorschlägen in unserem Standpunkt, die sich noch nicht in den Gesetzgebungsvorschlägen wiedergefunden haben, die wir aber auch für wichtig halten.

Terweiden:
Die wären?

Mecking:
Das ist zum einen dieser Punkt hier [im Standpunkt des BDS von Januar 1999], daß man die Zwecke nach Nummer vier ausgliedert, weil das einfach nur Freizeitbetätigungen sind. Das ist allerdings politisch ziemlich schwierig, und daran soll das unseres Erachtens auch nicht scheitern. Dann die Einbeziehung von Erträgen von Stiftungen ins körperschaftssteuerliche Anrechnungsverfahren ist ein wichtiger Punkt. Dann geht es hier um die Erbschaftssteuer, da ist nämlich eine Steuerfalle drin. Also, wenn Sie die Stiftung durch Vermächtnis oder durch Erbschaft errichten, dann gibt es unterschiedliche einkommensteuerliche Vorschriften, da wäre eigentlich noch etwas klar zu stellen. Die umsatzsteuerliche Frage ist noch nicht berücksichtigt und die grunderwerbssteuerliche auch nicht. Ein weiterer Punkt ist bei der Rücklagenbildung. Das steht zwar drin mit dem Drittel, aber wichtig ist auch noch, daß nicht nur auf Vermögenserhaltung abgestellt wird, sondern auf das Einkommen der Stiftung insgesamt, weil das ja eigentlich völlig egal ist, wie die Stiftung ihr Geld verdient. Sie muß in jeder Situation in der Lage sein, entsprechende Rücklagen zu bilden. Ja, das waren die wesentlichen Punkte. Da kommen noch so ein paar Kleinigkeiten hinzu. Zum Beispiel, das ist Paragraph 58 Nummer 10 Abgabenordnung, da gibt es so eine Vorschrift, das ist die sogenannte „lex Umweltstiftung“. Danach können Stiftungen auch Zuschüsse an Wirtschaftsunternehmen geben, aber nur dann, wenn sie von der öffentlichen Hand mit errichtet worden sind. Und gerade im Bereich Existenzgründungen, ein ganz wichtiger Bereich, oder Arbeitslosigkeit bekämpfen, wird Stiftungen und Stiftern ein Riegel vorgeschoben.

Terweiden:
Das wird dann als Wirtschaftsförderung deklariert!?

Mecking:
Gilt als Wirtschaftsförderung und damit als nicht-gemeinnütziger Zweck deklariert. Und da muß man Umwege gehen. Und mir sind einige Stifter bekannt, die nicht bereit sind, diese Umwege zu gehen und deswegen auf die Stiftung verzichten.

Terweiden:
Gut. Jetzt ganz dringend noch: Halten Sie es für möglich, daß Stiftungen einen Beitrag zur Reform des Sozialstaats leisten können?

Mecking:
Ja, insofern als daß man soziale Sicherstellung wieder mehr auf die Bürgerschaft zurückführt und nicht mehr alles sozusagen dem Staat überläßt. Da ist die Grundkonstellation aber genauso wie in allen anderen Bereichen, wie Kultur und Wissenschaft. Man sollte einfach Verantwortungsbereiche wieder in die Gesellschaft zurückbringen; allerdings muß, das ist hier unsere Meinung, jedenfalls die Grundversorgung immer noch der Staat aus Steuermitteln leisten. Nur, er sollte sich dabei eben nicht überheben. Es sollte einfach mehr auch der privaten Initiative überlassen bleiben.

Terweiden:
Da habe ich mir ein Beispiel überlegt. Man könnte ja, was Ulrich Beck zusammen mit der Zukunftskommission der Länder Bayern und Sachsen sich überlegt hat, zumindest da reininterpretieren, daß die sagen, wir können uns vorstellen, daß Stiftungen, wenn die verstärkt errichtet werden, wenn mehr Leute da engagiert sind, daß dann auch, in welcher Form auch immer, die Arbeitslosigkeit abgebaut wird.
 Halten Sie das für möglich?

Mecking:
Also, es entstehen immer mehr Arbeitsplätze im Dritten Sektor. Im Stiftungsbereich würde ich sagen, direkt weniger, weil relativ viel outgesourct wird, viel ist auch ehrenamtliche Arbeit, allerdings wird natürlich mittelbar sehr viel erzeugt. Und es gibt ja eine Untersuchung, da hat Ihnen Graf Strachwitz sicher von erzählt oder von Frau Zimmer natürlich in erster Linie, Johns Hopkins, die gehen ja von ungefähr hunderttausend Arbeitsplätzen oder sowas aus und sagen, das ist ein Boombereich. Und da sind die Stiftungen natürlich nicht ganz unschuldig, zum Beispiel Stiftungen, die Krankenhäuser betreiben, das sind ja enorme Arbeitsplatzmaschinen.

Terweiden:
Gut, können Sie noch eine kleine Prognose abgeben, wie wird sich die geplante Reform- also, ich sage mal, wenn man sich jetzt vorstellt, daß der grüne Gesetzentwurf ein bißchen überarbeitet wird, in bestimmte Richtungen, dann umgesetzt wird - auswirken? Welchen Wert wird sie für die Gesellschaft haben? Stichwort Steuerausfälle, gut hatten wir schon gesagt, daß das ...

Mecking:
Gibt es ja sowieso nicht!

Terweiden:
Die gibt es sowieso nicht oder, ich meine, es ist auch wahrscheinlich sehr schwer das zu ermitteln oder wo werden die sein?

Mecking:
Das ist schwer zu ermitteln, und dadurch findet ja eine Entlastungswirkung an anderer Stelle wieder statt, die wahrscheinlich sich deutlicher auswirkt, als die paar Mark, die der Finanzminister weniger in der Schatulle hat und für irgendwelche Bürokratien wieder ausgibt. Also, wir hoffen natürlich, daß von so einem Gesetzentwurf einfach ein Impuls ausgeht. Wir haben das schon in der ganzen Debatte erlebt. Dadurch, daß das Thema Stiftungen mehr in die Öffentlichkeit kommt über Medien und Öffentlichkeitsarbeit, durch Fernsehen und Zeitungen, die sich dann damit beschäftigen, wird natürlich bei vielen auch die Idee in den Kopf gesetzt, eine Stiftung könnte vielleicht auch bei uns was sein. Und von daher hat es schon eine positive Auswirkung. Was jetzt wichtig ist, daß die richtigen Signale gesetzt werden. Also, so ein Signal, wie es im grünen Entwurf immer noch steht, mit den Familienstiftungen, das ist ein falsches Signal, weil die Familienstiftungen bestraft genug sind. Die müssen nämlich Steuern bezahlen. Und es hat keinen Sinn, einen Zweck, der so lange überkommen ist, plötzlich kaputt zu machen. Die Argumente haben Sie da ja auch in unseren Mitteilungen gesehen. Können Sie auch zitieren, das ist da ja im Grunde alles zusammengefaßt.

Terweiden:
Gut. Könnten Sie sich vorstellen, daß – wenn Sie sagen, ein Impuls geht davon aus - pro Jahr so und so viele Stiftungen mehr gegründet werden?

Mecking:
Ja, das sowieso. Allein schon durch unsere Arbeit hier. Nein, nein, da wird Einiges passieren. Das Stiftungsthema wird ja auch immer stärker diskutiert, sowohl im wissenschaftlichen Bereich wie im publizistischen und man hört auch immer mehr davon. Und in der Tat schlägt natürlich jetzt die Nachfolgesituation in den Unternehmen und die Situation der reichen Erblasser so langsam durch und da wird es, wenn die Idee bekannter wird, auch mehr Stiftungen geben. Und wir würden uns natürlich freuen, wenn auch durch die Gesetzesänderung da positive Signale ausgesendet werden. Im Moment sieht es so aus, daß das Problem, was ja mit dem grünen Entwurf verbunden war, nämlich daß die Register bei den Amtsgerichten vorgesehen werden, daß das in der Tat entfällt und man daher die Kompetenz immer noch da hat, wo sie vorher war, nämlich bei den Stiftungsbehörden, so daß da keine Verwerfungen stattfinden. Sie können sich ja vorstellen, bis so eine Bürokratie da aufgebaut ist, bei den Amtsgerichten, gibt es jede Menge Schwierigkeiten.

Terweiden:
Und wissen Sie, wie der aktuelle Zeitplan aussieht? Wann kann man denn jetzt erwarten innerhalb des Abgabetermins meiner Arbeit werde ich es vielleicht nicht mehr erleben ...

Mecking:
Also, den Regierungsentwurf vielleicht schon. Sie wissen ja, daß die öffentliche Anhörung der F.D.P. am 22. März stattfindet, und da weiß man vielleicht schon ein bißchen mehr.

Terweiden:
Gut, eine allerletzte Frage noch, und zwar da Sie davon gesprochen hatten, was diesen Effekt in der Öffentlichkeit angeht. Wie kann der Stiftungsgedanke - auf Dauer - einer breiten Öffentlichkeit vermittelt und schmackhaft gemacht werden? Ich meine, das ist natürlich jetzt so eine Diskussion, da ist viel geschrieben worden, und die eine oder andere Partei hat das mehr oder weniger gut in der Öffentlichkeit auch rübergebracht, aber was passiert dann? Natürlich ist der Bundesverband auch engagiert, aber wie könnte man das noch ein bißchen unterstützen?

Mecking:
Im Grunde durch Transparenz der Stiftungen und durch gute Beispiele der Stiftungen, daß die einfach sagen, wir tun das und das und das und daß auch darüber berichtet wird. Wir haben ja immer noch das Problem, daß zwar danach gerufen wird, die Stiftungen sollen ihre Arbeit bekannt machen, aber daß die Medien teilweise nicht darüber berichten, weil die Nachricht zum einen zu positiv ist und man doch über andere Dinge lieber berichtet, also über Skandale oder so was, und da gibt es im Stiftungsbereich nicht so viele, deswegen wird da nicht so viel berichtet. Wir sind natürlich auch froh drüber, daß da keine Skandale passieren. Und der zweite Punkt ist eben, daß dann über das Förderprojekt berichtet wird, aber ohne Hinweis darauf, wem das eigentlich zu verdanken ist. Und da muß bei der Presse noch ein gewisses Umdenken stattfinden, und wir hoffen natürlich mal, daß es nicht nur eine Fernsehsendung über die Generäle der Wehrmacht, sondern auch mal eine über die großen Stifter gibt. Und das hätte sicher auch Stiftungsgründungen zur Folge, und wir hoffen natürlich auch, daß es gelingt, bei den Beratern, bei den Banken, die wissen wer ansprechbar ist, daß wir da Kompetenz schaffen können und dafür sorgen können, daß diese Idee dort auch vermittelt wird. Und wir haben zu dem Zweck ja die deutsche Stiftungsakademie ins Leben gerufen, um da was zu versuchen. Aber es geht - wie gesagt - nicht von heute auf morgen, sondern das sind Dinge, die wachsen müssen. Und jede Stiftung, die entsteht, stößt sozusagen andere auch wieder an, weil es einfach immer mehr gibt und diese Idee sich dann einfach verbreitert. Es wird ja immer davon gesprochen, daß wir Anfang des Jahrhunderts etwa hunderttausend Stiftungen hatten. Das wäre natürlich ein Zustand, den wir gerne wir wieder so sehen würden.

Terweiden:
Allerdings ist mir jetzt aufgefallen, in diesem einen Artikel von Herrn von Campenhausen. Vor dem Institut der Wirtschaftsprüfer hat der doch irgendwie gesagt, daß die Zahl hunderttausend nicht so ganz gesichert sei, was die Frau Vollmer verbreitet hat.
 Also, weil man ja schon unterscheiden muß, zwischen kirchlichen Stiftungen ...

Mecking:
Also kirchliche Stiftungen haben wir sicher im Moment auch noch hunderttausend. Weil in jeder Gemeinde, jedenfalls im süddeutschen Raum, die Pfarrerstelle über eine Stiftung finanziert wird, und dann gibt es noch zwei weitere Pfründestiftungen, eine für die Kirche, eine für das Inventar, sage ich mal. Und dann können Sie sich ja vorstellen, wieviele Stiftungen das sind. Aber von denen reden wir nicht. Wenn Sie sich mal alte Stiftungsbücher nehmen: Es gab um die Jahrhundertwende auch eine reichhaltige Literatur, zum Beispiel über Stuttgarter Stiftungen. Stuttgarter Stiftungen waren da aufgelistet, da gab es tausende in der Zählung. Die gibt es heute nicht mehr, und das sind natürlich viele, die auch unselbständiger Natur waren ... Eine Stiftung ist nicht mehr, als ein Vermögen, das mit einem Zweck versehen wird. Und damit stehen wir wieder am Anfang.

Terweiden:
Gut, dann danke ich Ihnen für dieses Gespräch.

Experteninterview mit Rainer Funke (F.D.P.)

Terweiden:
Darf ich zunächst einmal feststellen, Sie sind ...?

Funke:
... rechtspolitischer Sprecher der F.D.P.-Fraktion. Mit meiner Hilfe ist auch dieser Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Stiftungsrechts zustande gekommen. Der Kollege Otto hat Einiges eingebracht, ich habe Einiges eingebracht. Und ich habe auch einige Erfahrung, weil ich mich früher im Stiftungsrecht getummelt habe, Mitglied der Vorstände von Stiftungen bin.

Terweiden:
Sind das sozusagen auch Ihre Motive, sich mit dem Stiftungswesen zu beschäftigen?

Funke:
Nein, ich sehe auch, daß es eine gewisse Notwendigkeit hier gibt, die bürgerlichen Stiftungen wieder etwas zu stärken, eben als Beitrag des Bürgertums für die Gesellschaft.

Terweiden:
Gut, vielleicht kann ich gleich anfangen. Sie sind zwar Rechtspolitiker, aber vielleicht können Sie mir was dazu sagen, wenn man jetzt die gemeinnützige Stiftung versteht als eine gesellschaftliche Institution oder Handlung, nicht unbedingt als eine rechtliche Institution. Ich meine, da gibt es ja durchaus Definitionen ...

Funke:
52-54 Abgabenordnung ist das ja geregelt. Und wir möchten mit unserem Gesetzentwurf erreichen, daß die Stiftungen anerkannt werden, für alle Bereiche der Abgabenordnung, soweit sie dort in 52-54 [AO] geregelt sind und eine Ausweitung vornehmen. Und nicht nur auf wissenschaftliche Bereiche.

Terweiden:
Wenn Sie das jetzt schon sagen, die Bereiche, kann ich Sie nochmal fragen: Wer soll denn hauptsächlich von Ihnen als potentieller Stifter oder Stifterin angesprochen werden und in welchen Bereichen? Gibt es da Präferenzen seitens der F.D.P.?

Funke:
Also, „Präferenzen“ kann man vielleicht nicht so ganz klar sagen. Wir wollen natürlich alle Kreise der Gesellschaft, die in der Lage sind, aus ihren wohlerworbenen Rechten was abzugeben, ansprechen. Mir scheint es ganz besonders wichtig zu sein, und ich komme ja aus einer Privatbank, bin dort auch wieder zurückgekehrt. Also, Privatbankierfirma, dort sehe ich, daß ja insbesondere die Firmengründer der 50er und 60er Jahre jetzt ihre Testamente machen, ausscheiden aus ihren Unternehmen, häufig nicht geeignete Familienmitglieder haben, die das Unternehmen fortführen können, demgemäß bereit sind zu verkaufen oder das Geld und die Kapitalanteile an Dritte zu geben. Da sage ich, entweder die Erlöse daraus können ja in Stiftungen einfließen. Es ist ja häufig so viel Geld, da braucht man selbst zur Versorgung der Kinder und Enkel gar nicht mehr so viel. Oder auch die Firmenanteile Stiftungen zu geben. Sie werden also sehen, daß wir im Gegensatz zu den Grünen auch kapitalistische Ansätze gewählt haben für die Stiftungen. Wir wollen also, daß die Firmengründer und –fortsetzer bereit sind, Kapitalanteile an ihren Unternehmen in Stiftungen einzubringen.

Terweiden:
Nochmal, was diese Tätigkeitsbereiche angeht, damit meine ich: Hat die F.D.P. eine Präferenz für die Kultur, daß das Priorität besitzt, oder würden Sie sagen, daß es Ihnen egal ist, Hauptsache, es werden neue Stiftungen errichtet?

Funke:
Also, wir haben das sehr breit angelegt. 52-54 [AO] habe ich ja genannt. Das kann von mir aus sogar noch weiter gehen, zum Beispiel, für friedensfördernde Maßnahmen. Ich bin jetzt gerade Stiftungsvorstand bei einer Stiftung geworden, die die deutsch-israelischen Beziehungen besonders fördert. Ich könnte mir da vieles vorstellen. Dort vor allem, wo der Staat sich zurückziehen muß aus bekannten pekuniären Gründen heraus. Da muß es eben diese Bürgerstiftungen geben, die jetzt auch in Deutschland etwas populärer werden und die aus Amerika kommen, aber eben auch die anderen Stiftungen, also eine breite Palette von Stiftungen.

Terweiden:
Ja, gut. Da komme ich gleich zu einer Frage. Man könnte das jetzt einmal böswillig so verstehen, diesen Gesetzentwurf, daß man sagt, da werden ja Stiftungen nur als finanzielle Entlaster des Staates gesehen, wo der sich zurückziehen muß. Oder würden Sie sagen ...?

Funke:
Das wäre böswillig. Denn also, ich sag mal, eine Stiftung zur Erforschung der Alzheimer-Krankheit, das wäre natürlich eine staatliche Aufgabe, aber wenn da flankierend aus dem Bürgertum Stiftungen gegeben werden oder von der pharmazeutischen Industrie, wo auch immer, dann ist das ja eine Unterstützung und keine ...

Terweiden:
Also, eine Ergänzung?

Funke:
Eine Ergänzung. Das ist additiv.

Terweiden:
Gut, nochmal darauf zu sprechen zu kommen. Wie würden Sie dann also das Verhältnis von Stiftungen und Staat eigentlich sehen?

Funke:
Nebeneinander.

Terweiden:
Nebeneinander? Also mehr partnerschaftlich?

Funke:
Partnerschaftlich ist völlig richtig. Deswegen haben wir auch die Frage der Genehmigung, sozusagen der Staat sitzt oben drüber und darunter sind die Stiftungen, sondern das ist mehr vertraglich geregelt.

Terweiden:
Ich sag das deshalb auch, weil man ja sagen könnte, es gibt ja zum Beispiel durchaus neue Stiftungsziele im ökologisch-alternativen Bereich. Frau Vollmer hat ja zum Beispiel gesprochen von den 68ern, die ja sozusagen als Stifter gewonnen werden sollen.
 Und da sind ja sicher auch Ziele, die den Staat oder die Gesellschaft aktuell nicht besonders bewegen und die sie ja auch nicht vielleicht befürworten würden, wo aber doch Stiftungen ja in Konkurrenz zum Staat treten könnten oder sozusagen diesen aus seiner Reserve locken wollen.

Funke:
Das müßte ich an einem konkreten Beispiel mal sehen. Förderung der Erforschung des Sozialismus, oder wie ?

Terweiden:
Ja, oder zum Beispiel Schwulen- und Lesbenforschung oder so etwas?

Funke:
Also, ich würde nie auf die Idee kommen, daß der Staat auf der einen Seite Ausschließlichkeit hat, als Liberaler denke ich sowieso anders. Für mich ist jede wissenschaftliche Durchdringung auch von Problemen, die mir vielleicht nicht so nahe liegen, wichtig, und die ist anderen ja auch dann wichtig, und das muß man dem Stifter überlassen, was der für richtig hält.

Terweiden:
Gut. Vielleicht komme ich jetzt mal zu sprechen auf eine Legitimation von Stiftungen. Was würden Sie sagen: Woher erhalten Stiftungen ihre grundsätzliche Legitimation? Da man ja auch sagen könnte: Die Stiftung, das ist ein sehr altes Rechtsinstitut, das ist an sich nicht demokratisch aufgebaut, also nicht im Sinne eines Vereins, wo es Mitglieder gibt, die abstimmen können, die Zwecke neu festlegen können. Das ist ja da nicht der Fall, also wodurch legitimiert sich dann so eine Stiftung?

Funke:
Durch den Stifterwillen. Das ist genauso wie beim Testator, der ist auch nicht demokratisch, wenn Sie so wollen, legitimiert, aber er kann in sein Testament reinschreiben: „Ich setze den und den als Erben ein, und Legate bekommt Fritzchen Müller und Karl Schulze oder das Deutsche Museum für Geschichte.“ Da brauche ich auch keine demokratische Legitimation.

Terweiden:
Gut. Was die aktuelle Debatte angeht: Welche politischen Argumente sprechen denn für eine Reform? Ist es, das was Sie gesagt haben, daß die Unternehmer ihre Nachfolge regeln wollen?

Funke:
Das ist einer der Gründe. Zweitens die Notwendigkeit, daß es mehr Stiftungen geben muß, weil der Staat eben bestimmte Aufgaben nicht mehr erfüllen kann. Dann haben wir vor allem in meinen Augen im Stiftungssteuerrecht ganz erhebliche Lücken. Das reizt nicht an, Geld für die Gesellschaft zur Verfügung zu stellen. Im bürgerlich-rechtlichen, Allgemeinen Teil des BGB gibt es sicherlich auch Anlässe, das eine oder andere zu überdenken. Viele Formerfordernisse können vielleicht verschlankt werden. Das ist ja bei uns auch im Entwurf geschehen. Aber der Schwerpunkt liegt im Stiftungssteuerrecht, und man kann das einzelne im materiellen Recht noch praktikabler gestalten. Das BGB ist hundert Jahre alt. Da hat sich im Stiftungsrecht nicht viel getan in den Jahren. Natürlich ein Gesetz, das hundert Jahre alt ist, das noch unterschiedlich in den Ländern ausgestaltet ist, da muß man wahrscheinlich einiges tun, aber in den Grundstrukturen ist das materielle Stiftungsrecht ganz ordentlich.

Terweiden:
Gut. Wie sieht das aus? Wo sehen Sie denn Kontroversen in der Politik? Was wird kontrovers diskutiert, und was ist da das Wichtigste?

Funke:
Also, es gibt ja im Grunde genommen nur einen weiteren Entwurf. Das ist der der Grünen. Wir gehen da im Steuerrecht sehr viel weiter als die, entlasten viel stärker. Wir lassen auch Stiftungen zu, die wirtschaftlich tätig sind, da ich eben gerade diesen Unternehmer ansprechen will, der sein Unternehmen entweder verkaufen will oder der sagt: „Meine Stiftung kann die Anteile verwalten und die Erträge daraus guten Zwecken zuführen.“ Wir haben eine größere Beweglichkeit, hinsichtlich der Rücklagenbildung. Wir sind auch bereit, der Stiftung größere wirtschaftliche Freiheiten zu geben. Wir brauchen auch da keine staatliche Kontrolle.

Terweiden:
Ja. Vielleicht können Sie mir auch was sagen, wenn wir jetzt über die Politik reden: Besteht innerhalb Ihrer Partei Einigkeit über die Stiftungen?

Funke:
Völlig.

Terweiden:
Weil ja wahrscheinlich durch die Bank weg die Fiskalpolitiker durchaus sagen, na ja, vielleicht gibt es da Steuerausfälle.

Funke:
Also, dieser Entwurf ist mit den Fiskalpolitikern abgestimmt. Das ist denen nicht immer nur leicht gefallen. Gebe ich zu!

Terweiden:
Ja, das ist mir in der Diskussion aufgefallen. Ich war zum Beispiel im Wissenschaftszentrum im November bei dieser Diskussion mit Frau Vollmer und Frau Dr. Leonhard und dem [Staatsminister für Kultur] Naumann und Frau Wagner von der F.D.P. Und da wurden solche Bedenken natürlich speziell von der SPD vorgetragen. Das kostet ja was!

Funke:
Natürlich kostet es was. Gesellschaftliches Engagement muß aber auch belohnt werden.

Terweiden:
Aber, wenn davon die Rede ist: Es wird ja von Fachleuten gesagt: „Wir können überhaupt nicht beziffern, wie hoch die Steuerausfälle sein werden.“

Funke:
Kann man auch nicht.

Terweiden:
Aber Sie gehen davon aus, daß die positive Wirkung höher sein wird als diese möglichen Steuerausfälle?

Funke:
Das ist wahr! Zumal die Stiftungen in der Regel dann mehr bringen, als wenn der Staat durch irgendwelche Oberregierungsräte dann die gleiche Arbeit leistet. Ich sehe zum Beispiel, selbst professionelle Stiftungen, wie die Körber-Stiftung in Hamburg oder die Zeit-Stiftung, die mit einem Kleinstapparat hervorragende Arbeit leisten. Dazu würde es ganze Abteilungen in einem Ministerium benötigen. Ich bin also, wie gesagt, zur Zeit in zwei Stiftungen tätig, und das mache ich ehrenamtlich, weil das eine gemeinnützige und eine Familienstiftung sind. Das würde ein Oberregierungsrat auch nicht ehrenamtlich machen.

Terweiden:
Gut, wenn wir jetzt schon an dieser Stelle sind, dann kann ich Sie fragen: Was erhofft sich die F.D.P. von dieser Reform? Also, sagen wir mal, daß Ihr Gesetzentwurf mehr oder weniger aufgegriffen würden. Können Sie eine Prognose abgeben? Erwarten Sie sich, daß jetzt hundert Stiftungen pro Jahr mehr gegründet werden?

Funke:
Ja, also hundert ist zwar eine stolze Zahl, aber ich glaube, das kann man im Jahr erreichen, gerade, bei den doch nicht unerheblichen Vermögenswerten, die jetzt transferiert werden.

Terweiden:
Jetzt ist die Frage für den Kulturbereich, wenn man sich anschaut, daß ungefähr zehn, elf Prozent aller Stiftungen dort aktiv sind, wenn man dann sieht, daß schätzungsweise 300 Stiftungen im Jahr neu gegründet werden. Gut, es kommen hundert dazu, dann würden vielleicht 40 Stiftungen pro Jahr, oder ein Anteil würde natürlich für die Kultur dann ausgegeben werden, aber aufgrund der Tatsache, daß die Stiftungen natürlich nur die Erträge ausgeben können, überschätzen Sie da nicht das Potential von Stiftungen, was die finanzielle Seite angeht? Also, wenn man das dann runterrechnet und man sagt, daß drei Viertel der Stiftungen jährliche Ausgaben von unter 500.000,- Mark haben und - sagen wir - es sind hundert Stiftungen, die für die Kultur gegründet werden im Jahr, das sind 50 Millionen, das ist nicht schlecht, aber entspricht dem Etat von eineinhalb Staatstheatern, also ...

Funke:
Vielleicht sind Staatstheater also ein ganz schlechtes Beispiel, weil die natürlich immer ineffektiv arbeiten. Und jeder Sitz, der in der Hamburgischen Staatsoper abends vergeben wird, wird mit 120,- Mark subventioniert, also da sieht man ja, wie schlecht da gearbeitet wird, während ja in New York, die New York[er Metropolitan] Opera, zum Beispiel ohne staatliche Zuschüsse auskommt. Nein, ich will das mal zum Beispiel am Museum festmachen. Ich bin selbst Vorstandsmitglied, nicht einer Stiftung, aber eines Vereins der Freunde und Förderer des Museums für hamburgische Geschichte. Und da muß man ja immer sehen, daß eine Stiftung zwar nur sozusagen den Ertrag bringt, den Zinsertrag in die tatsächliche Unterstützung einbringen kann, aber wenn ich weiß, da ist ein Stifter, der ein Kapital von X gebracht hat, und das steht ewig zur Verfügung, dann ist das etwas anderes, als wenn ich jedes Jahr auf irgendwelche Spender angewiesen bin. Da habe ich sozusagen einen Nebenhaushalt, mit dem ich auch planen kann als Museumsdirektor, wo ich auch planen kann, was kaufe ich in den nächsten Jahren. Oder wie wir es in Hamburg gemacht haben, im Museum für hamburgische Geschichte, daß wir den Innenhof verglast haben, daß man da Veranstaltungen machen kann. Wenn ich mir ansehe, daß in New York praktisch alle großen Museen, das Metropolitan Museum, das Frick Museum, die leben alle von Stiftungen. Ohne staatliche Zuschüsse. Die haben eine andere Stiftungskultur. Dann zeigt mir das aber, daß wir in diese Richtung kommen können. Das wäre schon eine gute Sache.

Terweiden:
Was mich jetzt noch interessiert, daß mir aufgefallen ist: Es ist ja in dieser Debatte davon die Rede, daß wir die Transparenz von Stiftungen erhöhen müssen, um natürlich auch den Leuten zu zeigen, in der Öffentlichkeit, die machen was Gutes, um diese öffentliche Akzeptanz zu erhöhen. Transparenz heißt ja zum Beispiel, die Angaben, die in diesem Stiftungsregister sein werden. Das ist ja [im Gesetzentwurf der F.D.P.] - soweit ich weiß - nur der Name, der Vorstand, also die Aktiven und der Zweck der Stiftung. Könnte man sich jetzt nicht vorstellen noch weitere Angaben aufzunehmen, was ja zum Beispiel auch im wissenschaftlichen Sinne wichtig wäre, um den Stiftungssektor einzuordnen, was die Finanzkraft angeht, Ausgaben, Einnahmen, Vermögen?

Funke:
Ja, also wir haben natürlich darüber nachgedacht und mit Fachleuten darüber gesprochen, Herr Otto auch. Also, wir wollen diese Muß-Angaben beim Stiftungsgeschäft so gering wie irgend möglich haben. Und zwar deswegen, weil ja auch Stifter nicht: „das Licht der Öffentlichkeit scheuen“, das ist falsch; aber die sind auch, was ihr eigenes Geld angeht, die tragen das nicht gerne auf der Stirn, wollen wir mal sagen, Millionen während ihres Lebens erarbeitet haben. Sie wollen auch nicht ihr Inneres nach außen kehren. Vielleicht haben sie ein krebskrankes Kind gehabt, beispielsweise. Das wollen die Leute aber gar nicht, daß das jedermann weiß, aber deswegen geben sie für krebskranke Kinder etwas oder für die Erforschung von Krebskrankheiten. Also, ich finde, man soll es mehr der Privatsphäre überlassen, nämlich dem Stifter überlassen, was er noch zusätzlich angeben will, das wird er aber manchmal im Namen angeben können, von mir aus ist auch das Kapital ja mit anzugeben, und manchmal kann man es auch schlicht durch Presseveröffentlichungen und anderes geben. Wir wollten uns wirklich nur auf das unbedingt Notwendige beschränken, nämlich das ist notwendig. Diese Stiftung tritt ja ins Rechtsleben ein, sie muß klagen können, verklagt werden und ähnliches. Und dazu brauche ich sozusagen Rudimente eines Registers, aber sozusagen eine öffentliche Kontrolle, was es alles im Stiftungswesen gibt, das brauche ich nicht. Da gehen mir die Grünen viel zu weit.

Terweiden:
Aber halten Sie denn wirklich den Anteil der Leute, die sich so bedeckt halten wollen, für so groß, daß man auf die Rücksicht nehmen sollte? Es gibt ja viele, die bringen das Argument vor, ja dann kriegen wir eine Antragsflut, wenn wir in irgendeinem Stiftungsverzeichnis auftauchen.

Funke:
Das ist für mich kein Argument. Ich will nur nicht, daß da ein Riesenregister geführt wird mit soundsovielen Beamten und damit sozusagen eine Eigendynamik entsteht. Also, ich kenne ...

Terweiden:
Ja gut, aber das könnte man ja von der Wissenschaft machen lassen.

Funke:
Ja, also wissen Sie, bei den beiden Stiftungen, die ich habe, die eine ist die Familienstiftung. Das ist ja auch alles landesrechtlich geregelt. Wir hätten ja durchaus die Chance, wir müssen ja hier nicht alles bundesgesetzlich regeln, sondern das ist ja nur ein Rahmengesetz, das die Länder hier haben. Also, ich will Ihnen nur mal sagen, ich bin mit einem anderen Kollegen im Stiftungsvorstand einer Familienstiftung, alten jüdischen Familienstiftung. Um die Jahrhundertwende gegründet. Haben schon relativ viel Vermögen, da ist Grundvermögen bei, da ist Aktienvermögen bei. Da kommt jetzt die Oberinspektorin der Stiftungsaufsicht zu mir, der vielleicht ein bißchen mehr Erfahrung hat in der Wertpapieranlage, warum ich soviel Geld in Aktien drin habe, soundsoviel Millionen, sei das nicht ein bißchen spekulativ? Die versteht von Aktien soviel, wie mein Dackel etwa auch. Gerade das will ich natürlich vermeiden. Zweiter Punkt: Der Testator ist im August verstorben. Der hat einen größeren Betrag für deutsch-israelische Beziehungen gestiftet, da bin ich im Stiftungsvorstand. Was da an Formelkram zu machen ist, daß spottet eigentlich jeglicher Beschreibung. Deswegen haben wir das hier so schlank gemacht. Wir wollen es ja erleichtern, daß gestiftet wird, nicht erschweren, und wir gehen auch gar nicht davon aus, wenn jemand Geld stiftet, daß er das böswillig tut.

Terweiden:
Gut. Da muß ich gleich nachhaken, es gibt ja zum Beispiel Leute, ich habe eben mit dem Bundesverband Deutscher Stiftungen, mit Dr. Mecking gesprochen, die sagen, ja warum aber eine Anmeldung oder eine Registrierung und Beratung wahrscheinlich auch, bei einem Notar? Da fallen ja dann Notargebühren an und da gäbe es angeblich Stifter, die sagen würden, wir stiften nicht, weil wir Gebühren bezahlen müssen, weil sie vielleicht kleine Beträge stiften und sagen, wir bezahlen schon genug. Sehen Sie das nicht als Nachteil, dann doch, was die Errichtungsvoraussetzungen angeht?

Funke:
Nein, eigentlich nicht. Erstens, die meisten Stiftungen werden entweder von Todes wegen gemacht, da steht es im Testament drin, und da entstehen ja keine zusätzlichen Gebühren, weil es sozusagen im Streitwert mit drin ist, für das Gesamtvermögen. Wenn ich in die Stiftung zum Beispiel Kapitalanteile einbringe, unter Lebenden beipielsweise auch noch, dann ist die Übertragung von Gesellschaftsanteilen in der Regel auch, wenn es sich um GmbH- und KG-Anteile handelt, ohnehin notariell zu beurkunden. Bei Aktien wäre das nicht der Fall, das ist ein reiner Übertragungsvorgang, da brauchte ich ja nur zu sagen: „Ich will stiften!“ Da wird ein Notar nicht an die äußersten Grenzen des Notarkostenrechts gehen. Also, natürlich wir haben uns ja sehr an den Stiftungsrat gehalten, an Mecking, das wird er Ihnen auch gesagt haben ...

Terweiden:
Ja, daß der steuerliche Teil sehr nahe zusammen ist.

Funke:
Ja, sogar noch darüber hinaus geht zum Teil. Also, für mich wäre das keine Glaubensfrage, da könnten wir vielleicht noch beweglich sein.

Terweiden:
Das hat er [Dr. Mecking] mir auch gesagt, daß es häufig so sei, daß Notare nicht unbedingt oder ich meine, gut, wenn man zu einem Spezialisten für das Stiftungsrecht geht, wird man sicher Glück haben, aber daß es angeblich auch noch viele Notare gebe, die mit Stiftungen keine Erfahrung haben, und daß dann vielleicht doch die staatliche Behörde einen besser berät.

Funke:
Also, das glaube ich ja nun mit Sicherheit nicht!

Terweiden:
Glauben Sie nicht?

Funke:
Also, Sie müssen sich mal ansehen, in den Ländern, wer da die Stiftungsaufsicht führt. Das sind häufig sicherlich erfahrene Leute, aber die sind nicht, was das Konstrukt Stiftung angeht, erfahren, sondern mehr in der Überwachung. Und ich würde das auch gerne getrennt sehen. Im Interesse auch der Stiftungsaufsicht, daß ein Dualismus da ist. Das Materiell-rechtliche und die Aufsicht. Ich würde das mal vergleichen mit dem Vorstand und mit dem Aufsichtsrat. Und vielleicht kann man ja irgendeinen Mittelweg finden, daß bei kleineren Stiftungen, zum Beispiel, eine Stiftung auch zu Protokoll der Geschäftsstelle der Stiftungsaufsicht gegeben werden kann, aber daß bei bestimmten Rechtsakten dann aber wieder der Notar notwendig ist, weil der sowieso damit beschäftigt wird, könnte ich mir vorstellen. Auf der anderen Seite ist es - glaube ich - auch wichtig, daß eine gewisse rechtlich neutrale Beratung erfolgt, und das ist nun mal der Notar. Also, ich habe mit Herrn Dr. Rawert, der die Grünen ja beraten hat, der ein sehr angesehener Notar ist in Hamburg, ein exzellenter Mann, länger gesprochen. Ich stehe nach wie vor mit ihm in Kontakt. Also, die Notare, in Hamburg, mit denen ich zusammenarbeite, nicht nur im Stiftungsrecht auch im sonstigen Notargeschäft, die sind alle erfahren in diesen Dingen und man geht eigentlich nicht zum unerfahrenen Notar, denn jeder der im geschäftlichen Leben ist, geht eben zum erfahrenen Notar.

Terweiden:
Gut. Zu den steuerlichen Rahmenbedingungen wollte ich noch sagen, man findet ja durchaus auch Stimmen, die sagen, zum Beispiel Dr. Neuhoff von der Uni Witten Herdecke sagt, daß es wahrscheinlich gar keine so tolle Wirkung haben wird auf die Stiftungserrichtung, wenn die steuerlichen Abzugsmöglichkeiten noch erhöht werden, weil es ja schon bestehende gibt, die nicht voll ausgenutzt würden, sagt er. Allerdings, was sagen Sie dazu ? Warum diese noch erhöhen, wenn die bestehenden nicht voll ausgenutzt werden?

Funke:
Also, das sehe ich nicht so. Es gibt Leute, die bereit sind zu stiften, aber sich sagen, also muß ich das alles für die Wissenschaft, das ist doch eine staatliche Angelegenheit. Wir werden mit diesem Gesetz ja auch etwas propagieren, nämlich versuchen, in der Gesellschaft zu propagieren, daß eine Stiftung etwas Gutes ist, daß sie eine gesellschaftliche Funktion hat und das muß man eben auch fördern damit.

Terweiden:
Ja, gut. Wo wir schon bei der Funktion sind, was würden Sie denn sagen, wenn diese Reform jetzt erfolgreich ist, welche weiteren Funktionen sollen denn dann Stiftungen übernehmen für die Gesellschaft?

Funke:
Ich habe ja vorhin schon gesagt: Der Staat wird vieles nicht mehr leisten können. Sicherlich wird auf dem Gebiet vieles zu machen sein. Wenn ich mir ansehe, daß in Hamburg angesehene Museen Ankaufsmöglichkeiten für 80.000,- Mark im Jahr haben, wenn Sie den staatlichen Haushalt nehmen. Da ist viel, viel zu tun. Wenn ich mir gesellschaftliche Aufgaben ansehe, das kann bis zum Führen von Krankenhäusern gehen. Wir haben in Hamburg angesehene Krankenhäuser, die gemeinnützig sind oder auch von Stiftungen geführt werden, also das ist so unbeschränkt eigentlich möglich. Die Zeit-Stiftung will eine private Law School, also endlich eine vernünftige Universität für Jura-Studenten errichten, wo es vielleicht nicht notwendig ist, zum Repetitor zu gehen. Also auch orientiert an amerikanischen Vorbildern. Da gibt es unbeschränkte Möglichkeiten, wirklich. Oder Schloß Gottorf [schleswig-holsteinisches Museum in der Nähe von Schleswig] ist eine Sammlung von einem Stifter aus Würzburg zur Verfügung gestellt worden, von Expressionisten, das ist einmalig. Solche Stiftungen können ja auch additiv sein, die Stiftungen können ja sozusagen andere Stiftungen wieder fördern, und ich möchte eigentlich das erreichen, was wir in Amerika haben, daß das ein gutes gesellschaftliches Prinzip geworden ist.

Terweiden:
Wo wir schon bei den USA sind: Da ist es ja - glaube ich - so, daß man auch Stiftungen auf Zeit gründen kann. Halten Sie das auch für sinnvoll? Man könnte sich ja Zwecke vorstellen, die sicher über einige Jahre verfolgt werden müssen, aber dann obsolet geworden sind.

Funke:
Ja, also da könnte ich mir auch einen Mißbrauch vorstellen. Daß man sozusagen seine Gelder parkt, einen leicht erfüllbaren Stiftungszweck reinsetzt und dann das Geld wieder zurückfließt. Das ...

Terweiden:
Kann der Anfallsberechtigte wieder eine natürliche Person sein?

Funke:
Normalerweise nicht. Wenn man stiftet ist das eigentlich für die Ewigkeit. Und da haben Sie haben völlig recht, es bedarf einer guten Beratung, deswegen auch vielleicht ein Notar; daß die Stiftungszwecke so umfassend sind, daß sie auch über lange Zeit gelten und dann nicht ausgelegt werden müssen und dann vielleicht durch die Stiftungsaufsicht eine Art neuer Zweck hinein interpretiert wird.

Terweiden:
Ja. Um noch mal zurückzukommen auf die öffentliche Akzeptanz: Was würden Sie denn sagen, über diese jetzige politische Diskussion, die ja sicher neuen Schwung reingebracht hat, in das ganze Stiftungswesen und wenn es dann nun mal demnächst verabschiedet wird, das Gesetz, gut, dann sind die Rahmenbedingungen geschaffen. Aber was würden Sie sagen, wie man den Stiftungsgedanken weiterhin einer breiten Öffentlichkeit schmackhaft machen kann und auch wirklich vermitteln kann. Man müßte ja eigentlich doch mehr, weiß ich nicht, Öffentlichkeitsarbeit machen.

Funke:
Ja, sicher. Also, das kann unterschiedlich erfolgen. Einmal wird ja so eine politische Diskussion einiges dazu beitragen können, das tut es auch. Da haben die Grünen ihre Verdienste und wir sicherlich auch. Da sollte es auch zum Beispiel, und das hat es ja auch gegeben, Anstöße vom Bundespräsidenten geben. Aber auch die Unternehmensstiftungen, die wir ja hier in Bonn haben, die sind ja auch sehr verdienstvoll, die könnten vielleicht ein bißchen mehr Öffentlichkeitsarbeit betreiben, das ist völlig richtig. Da könnten die Universitäten zu beitragen. Und die Stiftungen selber, sie müssen nach draußen gehen. Die Zeit-Stiftung macht das zum Beispiel vorbildlich, Körber-Stiftung auch.

Terweiden:
Weil das ja so ein bißchen das Problem ist. Ich habe natürlich im Zusammenhang mit dieser Arbeit sehr viel Presserecherche betrieben, da findet man ja doch auch noch den einen oder anderen Artikel, wo das eher negativ gesehen wird, das Stiftungswesen, im Sinne von Steuersparmodell und solchen Sachen. Und dieses Bild scheint ja noch sehr stark drin zu sitzen in der Bevölkerung.

Funke:
Sicher, es ist falsch, aber wir können das nicht ganz vermeiden, man wird auch klar definieren müssen, was kann man mit Familienstiftungen machen, was kann man mit den gemeinnützigen Stiftungen machen. Ich finde Familienstiftungen im übrigen, nicht wie die Grünen zum Beispiel, igitigit, sondern ich finde, das ist auch ein vernünftiger Zweck, wenn den Nachfahren in der Regel dann vernünftige Ausbildung zuteil wird.

Terweiden:
Und was die Grünen jetzt sagen, habe ich es richtig verstanden, daß die sagen, die Familie muß nach 30 Jahren einstimmig beschließen, daß das weiter fortgeführt wird? Das ist so diese Beschränkung!?

Funke:
Die wollen auch die Dauer der Familienstiftung beschränken, was ich nicht für richtig halte.

Terweiden:
Jetzt noch mal gefragt: Halten Sie es für möglich, daß Stiftungen auch einen Beitrag zur Reform des Sozialstaats leisten können?

Funke:
Nein. Zum Beispiel Sozialhilfe und ähnliches. Also, es gibt Armenstiftungen bereits heute, insoweit muß ich mich da revidieren. Da gibt es ja die Fugger-Stiftung beispielsweise. Aber das kann eigentlich nicht die Hauptaufgabe sein. Das ist, glaube ich, mehr eine gesellschaftliche Aufgabe. Das kann, wie Sie es eben formuliert haben, ein Beitrag sein. Es wird ein Tropfen auf den heißen Stein sein. Aber ich glaube, daß es nicht gut wäre, wenn wir solche Pflichten ausschließlich den Stiftungen überlassen. Das ist staatliche Aufgabe.

Terweiden:
Ja, gut, aber in dem Bereich, könnte man sich ja vorstellen, wenn es Stiftungen erlaubt wäre - soweit ich weiß, ist das ja ein Problem, daß gesagt wird, das wäre Wirtschaftsförderung - wenn Stiftungen hergehen und ein Programm machen, um Jugendarbeitslosigkeit zu beheben, indem irgendwelche Anschübe gemacht werden, und vielleicht leisten Stiftungen da nur einen Teil, aber dieser kleine Teil gibt ja dann wahrscheinlich einen Anstoß, daß der Staat und andere Gruppen ...

Funke:
Also, nach unseren Vorstellungen wäre das durchaus möglich, und ich würde das sogar befürworten, wenn das gemacht würde. Wir haben ja das Prinzip in unserem Entwurf, genauso wie es die Testierfreiheit des Erben gibt, haben wir also sozusagen die Stiftungsfreiheit des Stifters soweit wie irgend möglich vorgesehen, anders als die Grünen.

Terweiden:
Ja. Also, um vielleicht noch mal da anzuknüpfen, weil das ja auch durchaus eine Hoffnung ist, die zu finden ist. Und zwar Ulrich Beck hat für die Zukunftskommission der Länder Bayern und Sachsen sozusagen da was entwickelt. Und das geht in eine Richtung, daß die sich vorstellen konnten: Abbau der Arbeitslosigkeit, sogar durch Bürgerengagement in Gemeinschaftsstiftungen oder so etwas. Also, sehen Sie da auch in irgendeiner Form ein Arbeitspotential oder, daß diese Gemeinschaftsstiftungen - eine neue Form - auch Leute in ihrer Form als Arbeitnehmer oder als engagierte Leute aufnehmen kann und da ein Ventil schafft für den desolaten Arbeitsmarkt.

Funke:
Eher weniger. Kann ich mir kaum vorstellen. Aber vielleicht reicht da meine Phantasie noch nicht. Ich glaube, wir sollten uns mal erst auf das beschränken, was jetzt wirklich auf den Nägeln brennt.

Terweiden:
Sie werden sicher bei der öffentlichen Anhörung [der F.D.P.- Bundestagsfraktion] am 22. März noch mal Ihren Gesetzentwurf vorstellen, oder werden da noch neue Vorstellungen kommen?

Funke:
Wir werden uns die anhören, und wenn wir da noch gute Anregungen bekommen ... Es ist ja überhaupt keine Schande, wenn man das aufnimmt, deswegen machen wir ja eine Anhörung.

Terweiden:
Das interessiert mich noch: Eben in dem Gespräch mit Dr. Mecking wurde deutlich, daß er gesagt hat, de facto haben wir ja schon ein Normativsystem [was die Stiftungserrichtung angeht], nämlich wenn nichts dagegen spricht, eine Stiftung zu gründen, dann muß die ja genehmigt werden, und dann sagt der Bundesverband wiederum, wenn wir das Normativsystem dann haben, kann das durchaus auch genauso zu Problemen führen, wie es Probleme gibt beim Vereinsregister.

Funke:
Deswegen haben wir ja formuliert, eine Stiftung darf jeden erlaubten Zweck verfolgen. Wir haben kein Normativsystem.

Terweiden:
Das wäre dann trotzdem noch ein Konzessionssystem?

Funke:
Es ist auch kein Konzessionssystem. Sie hat Anspruch darauf, jeden erlaubten Zweck zu verfolgen. Es ist im Grunde genommen - spiegelbildlich kommt es der Gewerbefreiheit eigentlich sehr nahe - Sie dürfen also nicht gerade Waffen handeln. Oder nicht Antisemitismus fordern. Aber Sie dürfen innerhalb unserer Rechtsordnung alles tun. Da sind wir viel weiter als die Grünen mit ihrem Normativsystem.

Terweiden:
Was mich natürlich noch brennend interessiert, wie war es denn, ist das so, daß Sie sozusagen aus Koalitionserwägungen damals vor einigen Jahren Ihre eigenen Vorstellungen, bezüglich Stiftungen nicht hervorgebracht haben, weil der Koalitionspartner CDU/CSU gesagt hat, wir müssen erst die Steuerreform machen, und das können wir danach machen, zeitlich gesehen, oder ...?

Funke:
Also, es ist so gewesen, daß wir ja immer wieder in den Koalitionsvereinbarungen drin gehabt haben, daß Stiftungen zu reformieren sind und Stiftungsrecht zu reformieren ist und auch Stiftungen gefördert werden sollen. Gescheitert ist das in der Tat immer an dem einen Widerspruch oder Einspruch von Herrn Waigel. Ich hätte gerne in der letzten Legislaturperiode, das war ja in meiner Zuständigkeit im Justizministerium, hab ja auch dazu geschrieben und hab mir ja auch im Hause Gedanken gemacht. Aber wenn der Finanzminister ein Veto einlegt, dann kann man da nichts gegen machen.

Terweiden:
Weil mir auch Dr. Lohs [Referent der F.D.P.-Bundestagsfraktion] gesagt hatte, daß sich die F.D.P. geärgert hätte, weil die Grünen sozusagen das gebracht haben und sich ...

Funke:
Frau Vollmer hat eigentlich unsere Ideen, zumindest was die Formnotwendigkeit angeht, aufgenommen, und in der Opposition läßt sich es natürlich immer trefflich so etwas aufnehmen.

Terweiden:
Aber es ist ja doch positiv, wenn die Parteien sich in der Grundnotwendigkeit [einer Reform] einig sind.

Funke:
Ja.

Terweiden:
Gut, dann danke ich Ihnen für dieses Gespräch!

Experteninterview mit Hans-Joachim Otto (F.D.P.)

Terweiden:
Was sind denn Ihre Motive, sich mit dem Stiftungswesen zu beschäftigen? Oder in welcher Rolle beschäftigen Sie sich damit?

Otto:

Ich bin Kultur- und Medienpolitiker, und vor allen Dingen in der ersten Eigenschaft habe ich festgestellt, daß dringend notwendige Projekte, dringend notwendige Investitionen in den Kulturbereich, in den Denkmalschutz nicht vorgenommen werden können oder einige bisherige wertvolle Kulturvorhaben gefährdet sind, weil die öffentlichen Haushalte die Kulturpolitik oft als ein Randthema betrachten und die Finanzierung von Kulturprojekten meist nur dann möglich ist, wenn alle anderen Vorhaben vorrangig schon bedient worden sind. Ganz generell aber sehe ich auch, daß bei einer Staatsquote von nahezu 49 Prozent, die wir momentan haben, natürlich nicht alle gesellschaftlich wünschenswerten oder sogar notwendigen Projekte, das gilt nicht nur für den Kulturbereich, nicht weiter nur mit öffentlichen Mitteln bestritten werden können. Wir brauchen also eine sehr grundlegende Änderung in der Finanzierung von solchen gesellschaftlichen Vorhaben, und da sind damit natürlich die USA und überhaupt anglo-amerikanische Länder ein großes Vorbild. Dort ist eine Tradition der bürgerlichen Verantwortung der Bürgergesellschaft, und ich glaube, daß wir uns von dort eine Scheibe abschneiden müssen. Das heißt, ich möchte, daß wir das bürgerschaftliche Engagement, Selbstverantwortung, Mitverantwortung der Bürger stärker hervorheben sollten und nicht ständig diese Vollkaskomentalität, die darauf hofft, der Staat werde alles richten. Das ist ein, wie ich finde, sehr liberales Anliegen, aber es ist auch ein Anliegen, das geboren wurde aus dem Sachzwang, nämlich aus dem finanziellen Sachzwang.

Terweiden:
Gut. Ich darf mal direkt anfangen mit so ein bißchen definitorischen und legitimatorischen Fragen und zwar: Wie würden Sie denn die gemeinnützige Stiftung verstehen oder definieren, nicht im Sinne einer rechtlichen Institution, sondern als gesellschaftliche Institution oder Handlung, diese Idee, die dahinter steckt?

Otto:

Es geht also hier praktisch um den Dritten Sektor, um die Frage des gesellschaftlichen, sozialen Engagements der Menschen, und da ist die Stiftung eine ganz wichtige Brücke, zwischen den diversen gemeinnützigen Aufgaben, vor denen wir stehen. Ich nenne jetzt mal als erstes wieder die Kultur, aber es gibt auch viele soziale Zwecke im Sportbereich, vor allen Dingen auch im Bildungsbereich, die Brücke zwischen dem, was der Bürger leisten kann und den Aufgaben, die er verwirklicht sehen möchte. Der Bürger allein wird auf Dauer keine Förderung leisten können oder wollen, sondern die Verselbständigung des Stiftungsvermögens ist der Mittel zum Zweck, zwischen dem bürgerschaftlichen Engagement und den gemeinnützigen Zwecken aus den diversen Bereichen.

Terweiden:
Da komme ich gleich zu der Frage: Wie sehen Sie denn das Verhältnis von Stiftungen zum Staat? Sie haben ja in Ihrer Begründung für den Gesetzentwurf gesagt, daß Stiftungen eine finanzielle Entlastung für den Staat sind, aber sind sie nur eine finanzielle Unterstützung oder geht das darüber hinaus?

Otto:

Nein. Hinter den Stiftungen und hinter dieser Stiftungsinitiative der F.D.P. steht natürlich eine ordnungspolitische Dimension. Es geht nicht allein um Verschiebung von irgendwelchen finanziellen Aufgaben und Lasten, sondern es geht uns in erster Linie um eine Stärkung gesellschaftlichen Engagements der Bürger, also Stärkung der Bürgergesellschaft. Die Stiftung ist kein Aliud gegenüber dem Staat, die Stiftung ist eine Ergänzung zu manchen ... Es gibt ja auch private Stiftungen, öffentlich-rechtliche Stiftungen und so weiter. Ich will diese Detailprobleme jetzt außen vor lassen. Die grundsätzliche Frage ist: Der Staat verwirklicht momentan viele Aufgaben, die man als gemeinnützig definieren könnte, und finanziert sie damit auch. Die Stiftung soll jetzt hinzutreten und soll in einigen Bereichen, die bisher überwiegend oder zumindest teilweise von staatlichen Mitteln abhängig waren oder auch Bereiche, die überhaupt gefördert worden sind, hinzutreten. Es ist also sozusagen eine Komplementärfunktion und nicht eine Alternative.

Terweiden:
Da könnte ich gleich auch ein bißchen Kritik bringen, oder zumindest ist mir bei der Beschäftigung mit diesem Thema aufgefallen, daß natürlich auch häufig auf seiten der Politik oder der Öffentlichkeit vielleicht, das stelle ich in den Raum, die Rolle von Stiftungen ein bißchen überschätzt wird. Ja, gut, da sind wir wieder bei den Finanzen ...

Otto:

Was die Überschätzung der Stiftung anbelangt, möchte ich natürlich darauf hinweisen, daß momentan in Deutschland das Stiftungswesen ordnungspolitisch und finanziell, die beiden Dinge hängen natürlich eng zusammen, eine noch vergleichsweise bescheidene Rolle spielt. Stiftungen spielen in beiden Bereichen, ordnungspolitisch und von der finanziellen Leistungskraft, natürlich in den USA eine ungemein größere Rolle. Dort kann man sie - glaube ich - gar nicht überschätzen, die Rolle. Ich überschätze die Stiftung nicht, insofern daß ich in ihr einen Selbstzweck sehe. Ich habe vorhin schon gesagt, die Stiftung ist sozusagen die Brücke von der bürgerlichen Verantwortung, der Verantwortung der Bürger, zu den Zielen, die er verwirklichen möchte, und da ist nicht die Stiftung als solche das Förderungswürdige, sondern es ist der Anreiz und der organisatorische Rahmen, der ein stärkeres Engagement, finanzielles aber auch persönliches Engagement von Bürgern ermöglicht.

Terweiden:
Gut. Jetzt komme ich ein bißchen zurück, um bei meinem ersten Bereich zu bleiben. Und zwar: Woher erhalten denn dann Stiftungen ihre grundsätzliche Legitimation? Weil man ja auch sagen könnte, Stiftungen sind eigentlich gar nicht demokratisch verfaßt. Das ist ein uraltes Rechtsinstitut, das aber nicht wie ein Verein demokratisch bestimmt ist und seine Zwecke neu bestimmen kann. Woher legitimiert sich dieses?

Otto:

Also, ich möchte die demokratische Legitimation von Stiftungen so gar nicht in Abrede stellen. Die Stiftungen haben ja Stiftungsorgane, die wiederum sind demokratisch verfaßt, in aller Regel jedenfalls. Auch aus meiner eigenen Tätigkeit. Ich bin auch in einer Stiftung als Beirat tätig, habe auch eine Stiftung gegründet. Darüberhinaus gibt es auch eine Stiftungsaufsicht, die natürlich dafür sorgt, daß hier keine, sagen wir mal Willkürentscheidungen, den demokratischen Prinzipien zentral zuwiderlaufen. Also, wenn das der Fall wäre, dann würde das ja gegen geradezu ordre publique verstoßen. Die sehe ich aber bei keiner Stiftung. Das ist mir ehrlich gesagt auch nie übergekommen. Aber die Legitimation, um diese Frage noch mal zu beantworten, sehe ich in der Privatautonomie der Bürger. Sie bedienen sich eines Rechtstinstitutes, das es seit Jahrhunderten gibt, das im BGB ausgestaltet ist. Und die Bürger sind frei darin, ob sie das Geld direkt jemandem zuwenden, ob sie eine BGB-Gesellschaft gründen, ob sie einen Verein fördern oder zu einem Verein zusammenschließen oder eben eine Stiftung als verselbständigtes Vermögen. Und da sehe ich, sehr konservativ auch als Jurist, die Privatautonomie hier als die Legitimation für die Stiftungsgründung.

Terweiden:
Also, die Rolle, die Stiftungen heute spielen in der modernen Gesellschaft, das hatten Sie gesagt mit Bürgergesellschaft, also ist das deren Rolle? Sozusagen einen Teil ...?

Otto:

Wir reden jetzt über die privatrechtlichen Stiftungen?

Terweiden:
Genau.

Otto:

Denn die öffentlich-rechtlichen wäre dann noch ein extra Thema, ist jetzt ausgeblendet. Die privatrechtlichen ... ja das, genauso ist es.

Terweiden:
Gut. Bürgergesellschaft, sehen Sie da Stiftungen als einen Teil, oder sind Stiftungen eigentlich der Initiator für diese Bürgergesellschaft?

Otto:

Na ja, jetzt kommen wir so ein bißchen in die Überschätzung der Rolle der Stiftung. Die Stiftung ist nur Mittel zum Zweck. Die Stiftung ist zwar ein verselbständigtes Vermögen, aber die Stiftung selber ist nicht die Zweckförderung, sondern sie hilft dabei, den Zweck zu verwirklichen, und deswegen sage ich jetzt mal, das Entscheidende ist immer noch die Bereitschaft der Bürger und das Bewußtsein der Bürger, gesellschaftliche Verantwortung zu übernehmen und dementsprechend auch zu handeln. Die Stiftung ist ja nur eine juristische Konstruktion, und nicht das Leben wird bestimmt oder der wahre Hintergrund der Stiftung ist letztlich doch immer noch der einzelne Bürger, der Geld, Stiftungsmittel einbringt, für einen speziellen Zweck und, nicht, die Stiftung. Ist ja keine natürliche Person.

Terweiden:
Gut. Da Sie jetzt gerade vom Stifter sprechen, kann ich vielleicht direkt springen in die aktuelle politische Debatte. Wer soll denn nach Ansicht der F.D.P. oder nach Ihrer Ansicht als potentieller Stifter angesprochen werden? Sind das nur die „Reichen“?

Otto:

Nein, es sind nicht nur die Reichen. Realistischerweise wird man natürlich davon ausgehen können, daß jemand, der in materieller Bedrängnis ist, wird nicht in der Lage sein, für gemeinnützige Zwecke Geld aufzubringen, jedenfalls nicht in größerem Umfang. Der wird sich vor allen Dingen nicht des Instrumentes der Stiftung bedienen. Er kann ja auch spenden an Vereine oder sonst irgendwas. Realistischerweise setzt natürlich die Fähigkeit zum Stiften eine gewisse finanzielle Leistungsfähigkeit voraus. Dies muß sich nicht auf die sogenannten Millionäre oder die ganz Reichen beziehen. Wir wissen aus Untersuchungen, daß manche Menschen, die kinderlos sind, keine Erben haben, auch ein vergleichsweise bescheidenes Vermögen teilweise Stiftungen zuwenden oder sogar Stiftungen gründen für bestimmte Zwecke, sehr häufig Tierschutz und ähnliche Gedanken. Aber ganz offen ausgesprochen: Wir sind ein Volk von Erben, und es sind enorme Beträge, es gibt da Schätzungen, daß in den kommenden Jahren jährlich etwa 250 Milliarden DM vererbt werden. Und unsere Hoffnung zielt natürlich darauf ab, gerade bei diesen Erbübertragungen doch einen Teil für dieses gesellschaftliche, bürgerschaftliche Engagement zu gewähren.

Terweiden:
Welchen Teil können Sie sich da vorstellen?

Otto:

Das wäre, glaube ich, fahrlässig, wenn ich jetzt Prozentsätze sagen würde. Selbstverständlich liegt das unter 50 Prozent oder so, aber wir haben schon die Hoffnung, daß das Stiftungswesen oder noch höher gesagt, die Stiftungskultur in Deutschland spürbar gegenüber dem jetzigen Zustand anwachsen soll. Wir hatten Ende des vergangenen Jahrhunderts, zum Teil auch noch Anfang dieses Jahrhunderts doch eine relativ starke Stiftertradition in Deutschland. Damals waren diese Prozentsätze, die Sie abfragen schon, nach meiner Information, im zweistelligen Prozentbereich. Also, das muß jedenfalls wieder erreicht werden, und ich bin ziemlich sicher, ohne daß ich da jetzt über gesichertes Datenmaterial verfüge, daß wir davon im Moment noch weit entfernt sind.

Terweiden:
Gut. Jetzt komme ich zu meiner Einleitungsfrage, sozusagen für diesen politischen Teil noch mal zurück. Und zwar: Welche politischen Argumente sprechen denn für eine Reform des Stiftungswesens? Ich könnte jetzt zum Beispiel sagen, ich habe Zahlen gefunden, daß wir ja eigentlich seit 20 Jahren, seit Anfang der 80er Jahre vielleicht, einen Stiftungsboom haben in Deutschland. Wenn man sich nur die Zahlen anguckt, im Vergleich zu der direkten Nachkriegszeit, pro Jahr werden ja mittlerweile 300 Stiftungen gegründet. Das ist ja schon einiges. Wieso dann noch mal Anreize schaffen? Wird das noch mal einen Boom bringen?

Otto:

Also, ich behaupte, ohne daß ich jetzt die letzten Zahlen ermitteln konnte, daß der Zuwachs, was das Stiftungskapital in der Summe anbelangt, geringer ist, als der Anstieg der Erbschaften, insbesondere also der übertragenen Vermögen in dieser Zeit. Da ist eine wesentlich höhere Steigerung, und an denen hat die Stiftung, nach meiner Einschätzung, unterproportional teilgenommen. Es geht aber, um das politisch auch deutlich zu sagen, darum, ein bestimmtes ordnungspolitisches Signal zu setzen, das darauf hinausläuft: „Bürger, tut mehr für die Gemeinschaft!“ Das heißt also, die Stiftungen fristen, egal wieviel kleine oder größere Stiftungen in den letzten Jahren gegründet worden sind, was die öffentliche Wahrnehmung anbelangt, in Deutschland schon ein Schattendasein. Es gibt sehr wenige Menschen, die überhaupt so richtig wissen, was ist eigentlich eine Stiftung. Und wenn Sie die Bürger mal fragen, haben Sie Kontakt mit einer Stiftung, dann wird Ihnen eine ganz breite Mehrheit sagen: „Ich habe vielleicht mal was von der Bosch Stiftung gehört“, aber die meisten sagen: „Ich habe keinen persönlichen Kontakt zu einer Stiftung.“ Das heißt also, die Verankerung des Stiftungsgedankens, das was wir Stiftungskultur apostrophieren, ist meines Erachtens in unserer Gesellschaft nicht vorhanden, im Gegensatz beispielsweise zu den USA, wo jedem bewußt ist, was eine Stiftung ist und wo jeder Bürger sagt: jawohl ich habe zu mehreren Stiftungen Kontakt und weiß auch, was die leisten.

Terweiden:
Gut. Das ist natürlich auch eine meiner Fragen oder meiner Gedanken gewesen: Wie kann denn dieser Stiftungsgedanke über diese politische Initiative hinaus weiter verbreitet werden? Wie kann die Öffentlichkeit dazu bewegt werden? Ich meine, es ist natürlich schön und gut, wenn das welche zur Kenntnis nehmen, es gibt höhere steuerliche Abschreibungsmöglichkeiten und auch bessere Voraussetzungen, was die Errichtung angeht, aber wie kann das weiter ...?

Otto:

Also, wie bei jeder politischen Idee, wenn sie einen höheren Stellenwert bekommen soll und eine stärkere Verankerung im öffentlichen Bewußtsein erfahren soll, muß man natürlich gerade auch durch Multiplikatoren, durch Führungskräfte, sowohl der Wirtschaft, der Kultur, als auch der Politik, für Stiftungen werben. Also, das Wort Stiftung fällt unglaublich wenig im politischen Sprachgebrauch, das ist das erste in der politischen Behandlung, in der Agenda der politischen Themen, der Stiftung einen höheren Stellenwert zuzuweisen. Zweitens, mindestens genauso wichtig ist es natürlich, daß ich insbesondere die steuerlichen Rahmenbedingungen verstärke, weil jeder, der etwas tun möchte für die Gemeinschaft, schon erfahrungsgemäß ein bißchen darauf achtet, daß er dann von der Last für die Gemeinschaft, sprich Steuer, etwas entlastet wird. Das ist eine sehr deutsche Eigenschaft, daß man im Grunde oftmals mehr auf den Steuervorteil als auf die tatsächliche Leistung für die Gemeinschaft blickt, aber diese Mentalität werden wir kurzfristig nicht ändern können, deswegen zielt unser Gesetzentwurf darauf ab, die Rahmenbedingungen zivilrechtlich und besonders steuerrechtlicher Art zu verbessern, aber ganz klar immer auch so ausgesprochen, zielt darauf ab, der Stiftung insgesamt im öffentlichen Bewußtsein einen höheren Stellenwert zu geben.

Terweiden:
Wenn Sie das mit den Steuern jetzt sagen. Ich habe eben ja mit dem Bundesverband Deutscher Stiftungen, mit Herrn Dr. Mecking gesprochen, und die sagen immer ganz klar und nein, das stimmt aber nicht. Wenn sie etwas spenden für eine Stiftung, selbst wenn der Stifter sein Einkommen gegenüber der Steuer mindern kann, dann wird er trotzdem Geld geben. Das bekommt er ja nicht mehr wieder.

Otto:

Ja, natürlich. Völlig richtig.

Terweiden:
Deswegen gibt er ja trotzdem was. Also, ich meine dieses ...

Otto:

Das bleibt, völlig richtig, da haben Sie mich jetzt mißverstanden, wenn Sie meinen, daß der Stifter oder Spender sozusagen eine Nullösung erzielen will. Das will ich damit nicht sagen, aber alle Erfahrungen lehren uns, und zwar nicht nur aus dem Bereich der gemeinnützigen Ziele, sondern auch bei Investitionen im deutschen Osten oder in Schiffe oder in Flugzeuge, wir wissen ganz genau, daß diese steueroptimierenden Gesichtspunkte bei den Menschen eine große Rolle spielen. Natürlich, und dazu besteht ja auch die Bereitschaft, bleibt am Ende trotz aller steuerlichen Möglichkeiten, Anrechnungs-, Verrechnungs- und Berücksichtigungsmöglichkeiten immer noch eine effektive Leistung des Betreffenden. Das wird nie auf Null sozusagen gestellt, denn die Steuersystematik heißt ja, daß ich Leistungen sozusagen von meiner Bemessungsgrundlage abziehen kann. Da bleibt dann immer noch eine steuerliche Belastung oder andersherum formuliert, es bleibt in jedem Fall, und das soll es auch bleiben, eine individuelle Leistung des Betreffenden. Das ist auch nicht unser Ziel, die auf Null zu bringen, nur wir haben bisher sehr enge, außerordentlich enge steuerliche Grenzen, wenn ich mal gerade wieder das Beispiel USA heranziehen darf, und diese engen steuerlichen Grenzen wollen wir ganz deutlich vergrößern, also richtiggehend einen Schluck aus der Pulle und nicht nur so kleinliche Veränderungen, und wir haben auch ganz bewußt, im Gegensatz zum Gesetzentwurf der Grünen, nicht etwa eine Deckelung vorgesehen, sondern wir haben an Prozentsätzen des Einkommens angeknüpft, weil wir damit erreichen wollen, daß auch Menschen, die außergewöhnlich hohe Einkommen haben, vielleicht ja auch nur in einem Jahr durch Veräußerungen eines Unternehmens oder so weiter, hier größere Absetzbarkeiten bezüglich ihrer Steuerschuld haben, als das bisher der Fall war.

Terweiden:
Da fällt mir jetzt gerade ein und zwar auch noch mal auf das Verhältnis Stiftungen-Staat zurückzukommen, Sie haben am Anfang gesagt, die Staatsquote soll runter, aber wäre dann das Engagement von Stiftungen nicht doch auch als Konkurrenz zu verstehen oder sozusagen als eine Tätigkeit, die dann dem Staat wieder Aufgaben entzieht?

Otto:

Na ja, also entzieht? Es geht in dem Bereich der gemeinnützigen Zwecke ja nicht um eine Konkurrenz, daß der eine das will und der andere das will, sondern wir sind ja froh darüber, wenn viele gemeinnützige Zwecke in Deutschland stärker verfolgt werden. Daß da ein konfliktorischer Wettbewerb wäre, daß sehe ich offen gesagt nicht. Aber in der Tat, wenn Sie schon so spitz auf Kopf sagen, will ich hier deutliche Unterschiede haben, ich sehe in der Tat natürlich den Konflikt oder die Alternative: staatliches Engagement, staatliche Finanzierung und privatwirtschaftliches Engagement, gesellschaftliche Wahrnehmung von Verantwortung durch den einzelnen Bürger. Das ist der Gegensatz oder das ist die Alternative, staatliche oder private Finanzierung.

Terweiden:
Ja. Da interessiert mich dann wieder diese Frage, das hatten wir eben noch nicht ganz beantwortet, zu den Zwecken. Haben Sie Präferenzen, welche Zwecke denn vorrangig gefördert werden sollen durch Stiftungen?

Otto:

Ich möchte, daß die Zwecke geöffnet werden gegenüber dem jetzigen Zustand. Der jetzige Zustand, wenn ich das richtig einschätze, hat einen deutlichen Schwerpunkt im Bereich Kunst und Kultur, im Bereich Hochschule, Wissenschaft, dagegen wird es schon etwas dünner im Bereich Sport, es wird dünner im Bereich Soziales, es gibt einige Stiftungen im Umweltbereich, aber selbst da könnte auch noch mehr passieren. Die Palette der gemeinnützigen Zwecke in 52-54 [Abgabenordnung] mag zu weit sein, es gibt ja auch Überlegungen einer Reform des Gemeinnützigkeitsrechts zu machen, aber eine Renaissance des Stiftungsgedankens setzt voraus, daß der Anwendungsbereich der Stiftungen, also praktisch die Förderzwecke der Stiftungen, breiter angelegt wird, als es bisher der Fall ist.

Terweiden:
Gut. Ja vielleicht kommen wir noch mal zu den steuerlichen Rahmenbedingungen. Ich habe auch eine Studie vom ifo-Institut zu Kultur und Wirtschaft gefunden. Es ging da um Kulturförderung durch Unternehmen. Die Unternehmen wurden gefragt, was haltet ihr vom bestehenden Stiftungsrecht, und die haben das durchaus positiv bewertet und haben auch durchaus gesagt, daß dieses Stiftungsrecht und auch die Verbesserung des Stiftungsrechts keine notwendige Voraussetzung überhaupt ist für privates Engagement.

Otto:

Also gut. Meine Gegenfrage lautet, warum tut ihr dann nicht mehr? Es mag auch sein, daß für Unternehmen, die einen Teil ihres Gewinnes aus Imagegründen für Kulturförderung einsetzen - sehr deutlich beispielsweise die Deutsche Bank - die ihre Zentrale da in Frankfurt mit wirklich schönen Werken von Nachwuchskünstlern und bekannteren Künstlern ausgestattet hat, das mag so sein bei Unternehmen. Wo es aber ein wirkliches Defizit gibt, sehe ich das bei Vermögenden oder jedenfalls bei Privatpersonen, die in der Lage wären, etwas mehr für die Gemeinschaft zu tun, dort jedenfalls sehe ich einen Hauptanwendungsbereich unserer vorgeschlagenen Stiftungsreform.

Terweiden:
Genau. Dann eine weitere Frage auch, ganz wichtig auch, wenn wir gesprochen haben über die öffentliche Akzeptanz. Öffentliche Akzeptanz wird wahrscheinlich auch erzeugt durch eine Transparenz der Stiftungsarbeit, die dokumentiert sein könnte in dem vorgeschlagenen Stiftungsregister. Aber halten Sie denn Sachen, die darin aufgenommen werden, wie zum Beispiel der Name, Vorstand und Zweck dieser Stiftung, halten Sie das für ausreichend? Also, ich meine, man könnte sich unter Transparenz, zumindest im Sinne der Wissenschaft, noch mehr vorstellen, nämlich auch Sachen zu Finanzgebaren, was Vermögen angeht, Ausgaben. Dadurch wäre eine Bewertung besser möglich.

Otto:

Wir haben, ohne jetzt Interna ausplaudern zu wollen, aber ich glaube ich kann Ihnen sagen, ...

Terweiden:
Doch, machen Sie das!

Otto:

... daß wir über diesen Punkt schon auch eingehend diskutiert haben. Ich nehme an, daß der Herr Funke auch bei diesem Punkt reagiert hat?

Terweiden:
Ja.

Otto:

Es ist so, daß wir die Befürchtung sehen, wenn man die Stiftung in zuviel Transparenz zwingt, daß das dann wieder einen demotivierenden Effekt für potentielle Stifter entfalten könnte. Wir haben in unseren Gesetzentwurf einige Soll-Vorschriften aufgenommen. Das ist immerhin der Stiftungszweck, die Vermögensausstattung, der Sitz der Stiftung, Vorstand und weitere Organe, Aufgaben und Befugnisse der Organe, Zahl, Berufung, Abberufung, Anfall des Vermögens bei Aufhebung. Das sind die notwendigen Angaben. Wenn eine Stiftung im Sinne der Akzeptanz auch für Zustiftungen und so weiter mehr Transparenz schaffen möchte, so ist sie daran ja nicht gehindert, wenn ich aber gesetzlich das vorschreibe, eine Transparenz, die über das hinausgeht, was das Handelsrecht, das Bilanzrecht für GmbHs oder so vorsieht, dann wäre das sicher kontraproduktiv. Wünschenswert, sage ich jetzt mal politisch, ist natürlich eine hohe Transparenz, aber ich kann sie nicht erzwingen, sondern ich kann nur für sie werben.

Terweiden:
Also, ich nehme mal an, daß der Anteil derjenigen, die nicht stiften werden, weil sie Angst haben vor der Transparenz, der könnte ja eigentlich auch zu vernachlässigen sein, weil ... Also, ich meine, wenn jemand nach dem Motto „Tue Gutes und rede darüber“ ...

Otto:

Das ist jetzt eine eher philosophische Diskussion. Ich stelle ein Phänomen bei einer zunehmenden Anzahl vermögender Deutscher fest. Sie fürchten, auch nur einen Teil ihres Vermögens öffentlich sichtbar werden zu lassen, nicht nur aus angeborener Zurückhaltung, sondern vor allen Dingen, weil sie befürchten, daß sie Ziel von kriminellen Angriffen werden könnten. Während in den USA beispielsweise eine Kultur herrscht eher calvinistischer Art, die Wohlstand und Erfolg sehr gerne nach außen präsentiert, das sieht man immer wieder, wenn man auch durch diese residential areas, also die Wohngebiete fährt, ist es in Deutschland doch häufig so und zunehmend so, daß man Wohlstand gerne versteckt. Und ich befürchte, daß dieses Phänomen sich dergestalt im Stiftungsrecht zeigen könnte, wenn da also ausgewiesen wird, die Quellen der Stiftung, wer da was gegeben hat, dann werden manche befürchten, sie könnten damit als, ich meine, niemand gibt ja sein gesamtes Vermögen, sondern gibt ja nur etwas, worauf man doch auch verzichten, das läßt natürlich den Schluß für manche Leute zu, daß man eventuell dort bei den Betreffenden noch etwas holen kann. Also, lange Rede kurzer Sinn: Die Mentalität in Deutschland ist schon so, daß man gerne manchmal gar nicht so öffentlich erscheint, und wir stellen ja auch fest, daß im Gegensatz zu den USA manchmal Stifter gar nicht darauf bestehen, wenn sie jedenfalls zu Lebzeiten eine Stiftung errichten, daß ihr Name die Stiftung krönt, sondern das stellt man immer wieder fest, daß manche ganz bewußt andere Namensgestaltungen wählen, um - so vermute ich - dieser Gefahr zu begegnen.

Terweiden:
Vielleicht mal wieder ein anderer Bereich, der mich interessiert. Besteht denn oder bestand innerhalb Ihrer Partei Einigkeit über die Bedeutung von Stiftungen?

Otto:

Ja, jedenfalls Lippenbekenntnisse gab es ausreichend dafür. Natürlich im Laufe des Gesetzgebungsprojektes bei uns gab es auch etwas zurückhaltende Stimmen aus dem Bereich der Finanzpolitiker, der Haushälter, die darauf hinweisen, daß das natürlich alles zu finanziellen Folgen führt. Wir haben aber letztlich das alles einstimmig so verabschiedet, und es gibt also jetzt keine Kritiker mehr. Wir haben also alle im Laufe dieses doch mehrmonatigen Diskussionsprozesses davon überzeugt, daß das wichtig ist.

Terweiden:
Gut, weitere Frage, um das mal auf die Parteiebene zu heben, gut, die Grünen haben sich natürlich hervorgetan, aber soweit Sie das wissen oder beurteilen können, welche Punkte werden denn zwischen den Parteien kontrovers diskutiert?

Otto:

Es gibt zum einen eine Kontroverse im Zivilrechtlichen, also Stiftungszivilrecht, die Frage, was ist erforderlich, damit eine Stiftung entsteht? Stichwort Normativsystem und Konzessionssystem. Wir haben einen sehr weitgehenden radikalen Vorschlag gemacht, daß allein durch die notarielle Beurkundung eine Stiftung entsteht. Darüber werden wir noch diskutieren müssen, auch bei der Anhörung, ob das möglicherweise Gestaltungsmißbrauch provozieren könnte. Wie auch immer, das ist ein sehr radikal liberaler Vorschlag. Aber der Hauptstreitpunkt natürlich wird sein das Stiftungssteuerrecht und da insbesondere die, das sage ich jetzt wiederum, von uns sehr weitgehende Regelung der Änderung von Paragraph 10 des Einkommenssteuergesetzes, wo wir Zuwendungen an eine steuerbegünstigte Stiftung bis zu 20% der Höhe des jährliche Einkommens berücksichtigungsfähig stellen wollen. Bisher war die Grenze bei 5%. Die Grünen, in ihrem ständigen Drang, nur ja nichts für Besserverdienende tun zu müssen, haben den Höchstförderbetrag gedeckelt, womit man natürlich genau das erreicht, daß die Menschen, die besonders viel tun könnten, abgehalten werden, in Stiftungen und für die Gemeinschaft was zu tun. Das halten wir für töricht, hier eine solche Deckelung der steuerlichen Abzugsfähigkeit vorzusehen. Da werden die Hauptlinien verlaufen. Im Bekenntnis zur Stiftung wird sich wohl niemand übertreffen, aber jetzt kommt es darauf an: „Laßt Taten sprechen“, und da haben wir einen sehr weitgehenden Vorschlag gebracht. Wir sind da natürlich auch kompromißbereit, aber es darf nicht total verwässert werden, und ich kann mir nicht vorstellen, daß wir einer Deckelung im Stiftungssteuerrecht das Wort erteilen.

Terweiden:
Und zwar als weitere Kritik könnte man ja jetzt zum Beispiel auch an dem F.D.P.- Vorschlag vortragen: Warum ist da der Notar nötig? Da fallen ja Gebühren an, und wie der Bundesverband [Deutscher Stiftungen] mir glaubhaft versichert hat, gäbe es Stifter, die das abhalten würde. Diese Notargebühren und es wird auch gesagt, daß die Notarberatung nicht immer die beste sei, sondern durchaus auch die staatlichen Behörden, aufgrund längerer Erfahrung und so weiter, das besser machen würden.

Otto:

Also Ihre Notargebühren sind entgegen anderen Gerüchte nicht exorbitant hoch, sondern sie sind wesentlich niedriger als zum Beispiel die Rechtsanwaltsgebühren. Ich habe ein hohes Vertrauen in die Tätigkeit des Notars als eine neutrale Amtsperson. Wir haben beispielsweise ja auch im GmbH-Recht die notarielle Beurkundung bei der Errichtung der GmbH vorgesehen, wir haben die notarielle Beurkundungspflicht bei der Veräußerung, Übertragung von Grundstücken vorgesehen. Es ist eine sehr konsequente und systemimmanente Übertragung auf die Notare, und die Argumente, die Sie eben genannt haben, werden ja auch nicht gesagt bei der GmbH-Errichtung oder etwa beim Verkauf von Grundstücken. Also, wer sich davon abhalten läßt durch diese Notargebühren, die ich ja im übrigen durchaus auch zu Lasten der Stiftung machen kann. Wer sich davon abhalten läßt, der ist wohl nie so richtig bereit gewesen, etwas zu tun. Aber ich sage frank und frei, über die Frage der Stiftungserrichtung, stiftungsprivatrechtlichen Errichtung werden wir sicherlich noch einige Diskussionen führen, und da sind wir auch bereit, wie auch in allen anderen Punkten, den Anregungen und der Kritik der Experten sehr aufmerksam zuzuhören, eventuell auch Änderungen vorzunehmen.

Terweiden:
Um wieder zu der steuerlichen Sache zurückzukommen. Die F.D.P. hat ja versucht, in der letzten Regierung die Steuersätze radikal zu senken. Wäre es jetzt nicht ...? Gut, Sie sind jetzt wahrscheinlich nicht mehr direkt daran beteiligt an einer Steuerreform, aber wenn jetzt diese Tarife abgesenkt werden, würden sich dann nicht wieder diese gesamten Steuervergünstigungen für Stiftungen sehr stark relativieren?

Otto:

Ja, das ist eine durchaus berechtigte Frage. Auch diese haben wir gesehen, als wir den Gesetzentwurf erarbeitet haben. Dieser Gesetzentwurf hat natürlich eine besondere Notwendigkeit in Zeiten, wo wie jetzt die Bemessungsgrundlage oder noch einfacher gesagt, die Steuersätze so hoch bleiben, wie sie nun mal sind. Es ist ja gerade für diejenigen, die mehr zu versteuern haben, sehr wenig getan worden und auch nicht sehr viel vorgesehen für die Zukunft und das auch sehr vage zum Teil nur angekündigt. Je höher die Steuersätze sind, desto größer ist die Notwendigkeit, steuerrechtlich etwas zu tun für die Stiftungen. Umgekehrt formuliert, hätte auch der Bundesrat in der letzten Legislaturperiode der Steuerreform dieser Regierung zugestimmt, hätte man sicherlich im Stiftungssteuerrecht vielleicht das eine oder andere anders gestaltet, als man es jetzt getan hat. Dieser Gesetzentwurf ist in dieser Legislaturperiode im Lichte der Steuerpolitik der neuen Koalition eingebracht worden, und da plädiere ich sehr vehement dafür, wenn man schon so hoch die Steuersätze, die Tarife beläßt, dann muß man dringend etwas tun, um den Stiftungsgedanken zu beleben. 

Terweiden:
Gut, was mir aufgefallen ist, ich habe natürlich die Presseartikel analysiert, die erschienen sind, hauptsächlich im Zuge des Grünen-Gesetzentwurfs. Da hat sich auch Herr Funke geäußert, in der Welt zum Beispiel und hat ja ganz klar kritisiert, daß das ja auch was kosten wird, dieser Gesetzentwurf
 und wird er denn was kosten? Wie hoch sind die Steuermindereinnahmen?

Otto:

Ja, die Steuermindereinnahmen sind extrem schwierig zu schätzen, für jeden Beteiligten, weil es ja vermittelte Kosten sind. Vermittelt dadurch, daß ja zwischendrin immer davon abhängt, wieviele Stiftungen entstehen, beziehungsweise wie viele Zustiftungen gemacht werden. Wir setzen ja nur Rahmenbedingungen; inwieweit davon Gebrauch gemacht wird, hängt dann von individuellen Entscheidungen ab. Ich will nicht verleugnen, daß, wenn man die Stiftungskultur in Deutschland insgesamt anhebt und damit viel für gemeinschaftliche und wertvolle kulturelle und sonstige Zwecke tut, natürlich eine Verlagerung vom öffentlichen auf den privaten Bereich erfolgt, aber das ist genau der Zweck der Übung. Gewisse Steuermindereinnahmen werden auf der anderen Seite ja aufgefangen dadurch, daß nur dann der Steuervorteil [greift], wenn ich mich in den Bereich der gemeinnützigen Zwecke von Paragraph 52-54 der Abgabenordnung investiere. Und das bedeutet ja, das sind ja steuerbegünstigte Zwecke. Das tut man ja mit Absicht. Deswegen kann ich die Krokodilstränen, daß es dort gewisse Ausfälle gebe, nicht verstehen. Dem steht gegenüber ein bürgerschaftliches Engagement, das letztlich immer noch größer ist, finanziell und persönliches Engagement, was noch dazu kommt, größer ist, als der Steuerausfall beim Staat. Deswegen summa summarum gewinnen, meines Erachtens, alle. Man sollte diese weinerliche Attitüde, da seien große Steuerausfälle zu befürchten, diese Auffassung teile ich nicht.

Terweiden:
Ja. Gut. Was ist ihre Prognose? Wie wird sich die geplante Reform, wenn sie denn zum Beispiel in Richtung F.D.P.-Vorschläge geht, umgesetzt wird, wie wird sie sich auswirken und welchen Wert wird sie für die Gesellschaft haben? Also Stichwort: Wieviele Stiftungen werden zum Beispiel neu gegründet?

Otto:

Also, die Richtung ist glaube ich wirklich völlig klar. Wenn es zu einer, auf der Basis der F.D.P. oder einer anderen, wirklich zu einer spürbaren Verbesserung der Rahmenbedingungen kommen sollte, dann wird dies nach meiner Einschätzung, zur erheblichen Vermehrung der Stiftungen, beziehungsweise zu erheblichen Zuwendungen an bereits bestehende Stiftungen führen. Es ist wirklich unseriös, jetzt zu sagen, es führt zu einer Verdopplung oder zur Verdreifachung, oder was auch immer. Das kann man nicht sagen, aber wenn man das tut, was ich fordere, nämlich die steuerlichen und sonstigen Rahmenbedingungen erleichtert, die Bürokratie für Stiftungen verringert und gleichzeitig auch eine öffentliche Kampagne, eine starke Werbeansprache für Stiftungen tut, dann ist es sicherlich nicht vermessen, zu sagen, daß hier wirklich eine erhebliche Ausweitung stattfinden wird.

Terweiden:
Gut, jetzt. Ich meine, dazu hatte ich ja eigentlich schon etwas gefragt, aber wie sehen Sie die Funktionen von gemeinnützigen privatrechtlichen Stiftungen in Zukunft? Welche Funktion werden sie in der Gesellschaft übernehmen und wo sind da die Grenzen?

Otto:

Ich sehe die Funktion von Stiftungen in einem wesentlich größeren Maße wie bisher. Ich sehe sie nicht nur im Bereich Wissenschaft und Kultur, sondern auch in einigen anderen gemeinnützigen Tätigkeitsfeldern. Ich habe die Hoffnung, daß durch das Transportmittel Stiftung, die Brücke, die die Stiftung darstellt, ein deutlich wachsender Anteil bürgerschaftlichen Engagements zu verzeichnen sein wird und sozusagen ein Paradigmenwechsel erfolgt. Nicht mehr die Erwartung an den Staat, er möge es bitte regeln, sondern ein stärkeres Bewußtsein der Bürger, man müsse selber etwas dazu tun. Ich will das an einem konkreten Beispiel erläutern. Wir haben eine sehr aktuelle Diskussion momentan in Deutschland und insbesondere in Berlin bezüglich des Wiederaufbaus des Berliner Stadtschlosses. Meine Meinung, meine These ist: Laßt uns doch mal an einem solchen prominenten Beispiel etwas tun für das Stadtbild Berlins und für den Stiftungsgedanken gleichermaßen! Dieses Projekt Berliner Stadtschloß eignet sich in vorzüglicher Weise, finde ich, gerade auch, weil es ein bürgerschaftliches Engagement für ein Schloß ist, sozusagen finden sich da beide Seiten wieder. Und es gibt ja auch eine Bürgerinitiative in Berlin, die sich für den Wiederaufbau einsetzt. Warum soll das nicht möglich sein, daß dieses Berliner Stadtschloß jedenfalls vorwiegend mit privaten Mitteln wieder aufgebaut wird, die durch eine Stiftung errichtet werden. Auch die Frauenkirche in Dresden ist ja schon ein positives Beispiel für ein privates Engagement an dieser Stelle. Und ich meine, daß man hier an so einem prominenten Beispiel ungeheuer viel tun könnte, für dieses architektonische Juwel. So sehe ich es jedenfalls an dieser Stelle, aber für die Förderung des Stiftungsgedankens.

Terweiden:
Sehen Sie denn, was jetzt diese zukünftige Rolle angeht, einmal Bedarf, daß gesetzlich zu regeln und überhaupt erst die Möglichkeit, daß so was kommt? Ich ziele jetzt ab auf die Bürgerstiftungen, diese community foundations, die Idee, die aus den USA kommt, die hier in Deutschland nicht eins zu eins übernommen werden kann und bis jetzt auch noch nicht übernommen worden ist, was das anbelangt. Zum Beispiel die Stadt-Stiftung Gütersloh wurde ja von Reinhard Mohn gegründet und ist ja sozusagen eine „top-to-bottom-Geschichte“, und eigentlich ist die Bürgerstiftung ja in dem Sinne gedacht, daß Bürger zusammenkommen und ... Wird so etwas verstärkt aufkommen?

Otto:

Das ist jedenfalls angedacht. Ich glaube auch, daß diese Modelle durchaus das erlauben. Genauso wie das in Gütersloh geklappt hat, kann das auch woanders. Ich sehe das nicht als ein legislatorisches Problem oder als steuerrechtliches Problem an, sondern ich sehe das in erster Linie als ein Problem der mangelnden Öffentlichkeitsarbeit an. Da muß geworben werden. Jedenfalls ganz klar nach unserem Modell sehen wir solche bürgerschaftlichen Stiftungen durchaus nicht als erschwert, sondern im Gegenteil als erleichtert an.

Terweiden:
Jetzt könnte ich die These aufstellen und zwar in Anlehnung an Ulrich Beck, der ja für diese Zukunftskommission der Länder Bayern und Sachsen zum Beispiel ja was gemacht hat. Da könnte man ja auf die Idee kommen, daß zum Beispiel dieses Bürgerengagement in den Gemeinschaftsstiftungen oder wenn einfach mehr Leute dazu gebracht werden, sich in Stiftungen zu engagieren, zum Abbau der Arbeitslosigkeit beiträgt. Dabei mithelfen kann eine Umbewertung der Arbeit an sich ...

Otto:

Also, Hoffnungen habe ich viele. Ob jetzt die primäre Hoffnung auf den Abbau der Arbeitslosigkeit gerichtet sein sollte, da habe ich so meine Zweifel. Sicherlich tragen auch Stiftungen zum Abbau von Arbeitslosigkeit bei, aber sie tragen viel mehr noch dazu bei, gemeinnützige Zwecke, insbesondere kulturelle und wissenschaftliche Zwecke zu fördern, und sie tragen sehr viel in den Köpfen der Menschen bei. Eine Stiftung ist eben ein Mittel, um eine stärkere Verantwortung für die Gemeinschaft zu erzeugen. Wenn sich das letztendlich in neuen Arbeitsplätzen und die Stiftungen haben natürlich eine ganze Reihe von Arbeitsplätzen, auch neuen Arbeitsplätzen, aber es ist sicherlich nicht das Königsmittel, um die Arbeitslosigkeit in Deutschland zu besiegen.

Terweiden:
Ja. Vielleicht ein bißchen allgemeiner gefragt: Halten Sie es für möglich, daß Stiftungen einen Beitrag zur Reform des Sozialstaats leisten können?

Otto:

Absolut. Ganz zentral, absolut. Die Gewichte zwischen der privaten Verantwortung und der öffentlichen Fürsorge müssen absolut zwingend neu gesetzt werden. Den Sozialdemokraten und den Grünen und Teilen der CDU sage ich, der Sachzwang, sprich die leeren öffentlichen Kassen, insbesondere auch die Sozialversicherungskassen zwingen euch dazu. Und den Liberalen sage ich: Aus sehr grundsätzlichen ordnungspolitischen Gründen sollte man hier eine Neujustierung vornehmen, und da eignet sich die Stiftung in ganz besonderer Weise. Da gibt es besonders viele positive Beispiele aus den USA, daß hier ein soziales Engagement von Bürgern ventiliert wird und damit ein viel stärkeres - im besten Sinne des Wortes - soziales Mitverantwortungsgefühl der Bürger erzeugt wird. Heute besteht Sozialpolitik in erster Linie aus Verteilung von irgendwelchen Geldern aus irgendwelchen staatlichen Transferleistungen, ohne, daß sich irgend jemand verantwortlich fühlt. Das ist eine der wichtigsten Forderungen von Liberalen, die Sozialpolitik stärker zu konzentrieren, auf diejenigen, die wirklich der Hilfe bedürfen, und dabei auch ein stärkeres Engagement der Bürger, eine stärkere Verantwortung hervorzurufen. Viele sozial Schwache werden abgedrängt in Ghettos, werden nicht mehr wahrgenommen. Das ist eine Entwicklung, wo ich wirklich glaube, daß das eines der wichtigsten Anwendungsbereiche einer neuen Stiftungskultur in Deutschland sein könnte.

Terweiden:
Vielleicht können wir noch mal auf die Streitpunkte kommen. Also, es ist ja schon so, daß die Parteien sich einig zu sein scheinen in der Grundnotwendigkeit, daß etwas geschehen muß. Aber vielleicht können Sie da noch mal eine Abgrenzung vornehmen gegenüber anderen Parteien, oder ist das einfach nicht möglich, weil die keine Ideen dazu vorgetragen haben?

Otto:

Na ja. Bis jetzt gibt es aus der letzten Legislaturperiode einen Reformentwurf der Grünen, und ich kenne den natürlich. Ich habe dazu vorhin schon Stellung genommen. Die Unterschiede dazu bestehen zum einen, daß im Stiftungszivilrecht wir eine, sage ich, radikalere Lösung wollen als die Grünen, die ja das Entstehen einer Stiftung knüpfen wollen an die Eintragung in ein Stiftungsregister. Das halten wir für einen relativ bürokratischen Ansatzpunkt. Aber der Hauptstreitpunkt ist selbstverständlich die steuerrechtlichen Vorschläge. Die CDU/CSU hat in der letzten Legislaturperiode vielfältige Versuche der F.D.P., zu einer Stiftungsrechtsreform zu kommen, blockiert, insbesondere durch die Person des damaligen Bundesfinanzministers Waigel. Ich bin jetzt mal sehr gespannt, ob und mit welchen Inhalten die CDU/CSU überkommt. Am spannendsten aber ist, ob die Grünen den Gesetzentwurf, den sie in der letzten Legislaturperiode noch als Oppositionspartei eingebracht hatten, jetzt wieder gemeinsam mit der SPD einbringen werden. Sie wissen, daß die beiden Koalitionsfraktionen ja einen Gesetzentwurf angekündigt haben, ich wundere mich, daß er noch nicht da ist, sollte schon längst da sein, und dann schauen wir mal, wo da die Unterschiede sind. Ich bin mir ziemlich sicher, in dem missionarischen Eifer, nur nichts für Leute zu tun, die etwas mehr als der Durchschnitt verdienen, wird der Hauptstreitpunkt höchstwahrscheinlich das Steuerrecht sein. Wie gesagt, die steuerlichen Vorteile gerade für diejenigen, die besonders viel für Stiftungen tun könnten und denen eine zentrale Rolle zukommt, die dürfen nicht so geschnitten werden, daß sie sagen: Dann tue ich halt in Deutschland nichts. Man kann ja auch, um sein Geld gut anzulegen und man kann auch soziale Zwecke verfolgen im Ausland, das wäre - glaube ich - eine Entwicklung, die für dieses Land nicht gut wäre, und deswegen plädiere ich dafür, ohne Neidkomplexe hier einer mutigen Anhebung der Grenzen im Einkommenssteuerrecht zu sehen. Da wird der Hauptknackpunkt liegen.

Terweiden:
Können Sie noch mal vielleicht gegen Ende meiner Fragerunde hier die Stiftungen in die gesamtgesellschaftlichen oder gesellschaftspolitischen Vorstellungen Ihrer Partei einordnen. Ist das ein herausragender Punkt? Ist das der Grund, warum Sie diesen Gesetzentwurf gemacht haben, oder werden Sie jetzt in der Folge noch mal die Vereine sich angucken und Gemeinnützigkeit, oder ist das auch ein Grund, um den Grünen Paroli zu bieten?

Otto:

Also, für mich persönlich nein. Also das letztere können wir ausschließen. Ich bin ein F.D.P.-Politiker. Ich bin liberalen Grundsätzen verpflichtet. Für einen Liberalen ist ein solcher Stiftungsgedanke natürlich per se, von der Natur der Dinge wichtiger, als einem Sozialdemokraten. Das ist völlig klar. Wir wollen ja so viel Freiheit und Verantwortung für den Einzelnen wie möglich, und wenn ich das jetzt einordne, die Stiftung ist ein solches Instrument, um möglichst viel Freiheit und Verantwortung für den Einzelnen zu ermöglichen und zu fördern. Deswegen hat das ordnungspolitisch für uns schon eine sehr zentrale Bedeutung. Sie haben vorhin mal gesagt, man soll die Stiftung nicht überbewerten. Ich will das auch nicht tun. Wir werden realistisch wohl davon auszugehen haben, daß die Stiftung nie so viele Menschen öffentlich bewegen wird wie das Staatsangehörigkeitsrecht oder die Steuerpolitik in der Breite. Und sie wird wohl auch nie die Topmeldung in der ARD-Tagesschau oder ZDF heute finden. Dessen bin ich mir bewußt, aber ich glaube, mit Sicherheit, sagen zu können, daß das Stiftungsrecht, sein Schattendasein, was die öffentliche Bewertung anbelangt, schnell verlassen wird. Und wir Liberalen werden jedenfalls mit aller Konsequenz und aller Zielstrebigkeit unseren Teil dazu beitragen, um diese zentralen Gedanken, wie gesagt dem Stiftungsrecht wohnt ja das bürgerschaftliche Engagement für die Gemeinschaft zugrunde, diesen zentralen Gesichtspunkt zu befördern.

Terweiden:
Gut, da habe ich Äußerungen gefunden, von Frau Albowitz in ihrer Funktion als Kultur- und Finanzpolitikerin, daß sie auch sozusagen gespalten war. Auf der einen Seite, Stiftungen für die Kultur ganz toll, aber auf der anderen Seite hat sie da gesagt, ich habe Bedenken, was die Finanzierung angeht.

Otto:

Ja, also ich bin kein Finanzpolitiker, aber ich bin immerhin einer, der sich sehr viel Gedanken auch um Ordnungspolitik macht. Ich habe Ihnen vorhin schon sehr deutlich gesagt, daß ich glaube, daß unter dem Strich mehr für die Gemeinschaft herauskommt, wenn ich auch auf bestimmte steuerliche Einnahmen verzichte. Unter dem Strich ist es immer positiv. Zum anderen bitte ich zur - sie kann sich selbst verteidigen - aber zur Erläuterung bei Frau Albowitz noch sagen: Frau Albowitz war in einer Koalition. Und Sie müssen wissen, daß die F.D.P. in der vergangenen Legislaturperiode mehrere Anläufe unternommen hat, um das Thema auf die Tagesordnung zu bringen. Wir hatten Entwürfe, und wir haben Initiativen gestartet. Ein Koalitionsabgeordneter ist natürlich in der schwierigeren Situation, daß er nur mit dem Koalitionspartner abgestimmte Gesetzentwürfe einbringen kann. Das ist Teil jeder Koalitionsvereinbarung. Deswegen tun die sich jetzt auch so schwer, die neuen Regierungspartner. Die haben ja schon längst ihren Gesetzentwurf angekündigt. Und er liegt noch nicht vor. Das liegt nach meiner Schätzung nicht daran, daß die Grünen nicht wüßten, was sie gerne vorbringen. Die haben ja ihren Gesetzentwurf von der letzten Legislaturperiode, und vielleicht würden die den gerne unverändert so einbringen, sondern das liegt an der Situation, daß man sich zwischen zwei Partnern einigen muß ...Und Solms berichtete mir, als damaliger Fraktionsvorsitzender, nicht nur mir, auch bei der Pressekonferenz, daß er selbst persönlich mehrere Anläufe unternommen hat, um dieses Thema dann auch in Form eines präzisen Gesetzentwurfes auf den Weg zu bringen, aber immer wieder von Waigel ausgebremst wurde. Das ärgert mich, ich halte das auch für kurzsichtig. Ich habe es schon gesagt, wie wichtig mir das erscheint, aber das sollte uns alle nicht davon abhalten, egal welche Fehler in der Vergangenheit gemacht worden sind. Die Staatsquote ist gerade in den letzten Jahren noch mal ein Stückchen angestiegen. Die finanziellen Zwänge sind noch größer und schwerer geworden, so daß die aktuelle Notwendigkeit, hier etwas zu tun, um einige Baudenkmäler zu retten, um einige Kulturinstitutionen, auch sogenannte Leuchttürme der Kultur, stärker zu fördern oder sogar zu retten, einfach unabweisbar geworden sind. Und deswegen bin ich auch zuversichtlich, daß wir wenigstens eine kleine Reform hinbekommen, um ein Zeichen zu setzen. Und vielleicht werden wir bis zum 22. März bei der Anhörung schon den Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen oder der CDU/CSU vor uns haben. Das würde uns natürlich sehr erleichtern, weil man dann auch ein bißchen vergleichen kann und die eigene Position dann auch zur Diskussion stellen kann. Das tun wir natürlich, ist klar. Die F.D.P. hat keine Mehrheit allein, wir sind angewiesen darauf. Das ist jetzt unsere Vorlage, das ist unser Angebot, und die anderen Parteien, Fraktionen sind jetzt aufgefordert, aufgerufen, hierzu ihre Meinung zu sagen. Wir werden das noch, ich denke, in den nächsten Wochen in den Bundestag in 1. Lesung haben. Es geht dann an die Ausschüsse. Federführend wird der Ausschuß für Kultur und Medien sein. Und dann rechne ich damit, daß wir in doch relativ überschaubarer Frist, daß heißt also in der ersten Hälfte dieser Legislaturperiode zu einer endgültigen Abstimmung im Bundestag kommen werden.

Terweiden:
Gut, ja. Ich danke Ihnen für dieses Gespräch!

Experteninterview mit Jörg Tauss (SPD)

Terweiden:
Was sind Ihre Motive, sich mit dem Stiftungswesen zu beschäftigen? Oder beziehungsweise in welcher Funktion beschäftigen Sie sich damit?

Tauss:

Also, in mehrfacher Funktion. Einmal bin ich stellvertretender Sprecher unserer Arbeitsgruppe für Bildung und Forschung, zuständig für den Forschungsbereich. Und Sie wissen ja, daß wir in der Koalitionsvereinbarung drin haben, daß wir die Investitionen in Bildung und Forschung in den nächsten Jahren verdoppeln wollen. Das wird aus Haushaltsmitteln allein schlecht möglich sein, daß heißt die Frage ist, da zwei Drittel der Erträge aus Stiftungen eben ja auch wissenschaftlichen und Bildungszwecken in der Regel zufließen, neben allen anderen, daß man dieses Instrumentarium stärkt. Das ist ein Grund, warum ich mich schon in der vergangenen Legislaturperiode unter dem Gesichtspunkt des Forschungsausschusses beziehungsweise unserer Arbeitsgruppe Forschung mit beschäftigt habe. Ich bin jetzt ergänzend, weil ich eigentlich - das ist hier mein Schwerpunkt - die Informations- und Kommunikationstechnologie bearbeite, in die Arbeitsgruppe und den Ausschuß für Kultur und Medien gegangen. Kultur und Medien ist nun aber der federführende Ausschuß für das Stiftungsrecht, nachdem ich wie gesagt unter Forschungsgesichtspunkten mich schon mal mit beschäftigt hatte, bin ich gebeten worden, es für unsere Arbeitsgruppe Kultur und Medien zu machen und bin also jetzt Berichterstatter, wie es so schön heißt, der SPD-Bundestagsfraktion für die Reform des Stiftungsrechts und für die Arbeitsgruppe Kultur und Medien. Also der federführende Berichterstatter, wenn man so will. Insofern sind sie durchaus am richtigen Menschen, was die formale Zuordnung angeht.

Terweiden:
Ich wollte Sie zuerst fragen, also wenn man die gemeinnützige Stiftung, als eine gesellschaftliche Institution versteht, nicht unbedingt die Rechtsdefinition, die kann man nachlesen, wie würden sie diese gemeinnützige Stiftung als gesellschaftliche Institution oder Handlung definieren?

Tauss:

Ich denke, es ist ein ganz wichtiger Bereich. Und dieser Dritte Sektor, dem wird also zusätzlich und zunehmend auch Bedeutung zukommen, ganz einfach unter dem Gesichtspunkt, wenn man drüber redet, daß ein Teil von zukünftig anfallenden Aufgaben auch vom Staat nicht mehr erledigt werden können oder nicht im hinreichenden Maße, sagen wir mal so. Das Stiftungswesen sollte den Staat nicht ersetzen nach unserem Verständnis, aber es könnte in wesentlichen Punkten ergänzen, und unter dem Gesichtspunkt wird zunehmend auch in Kreisen der Sozialdemokratie, wo vielleicht in Teilen eher ein bißchen Skepsis war, also auch eine zunehmende Offenheit gegenüber dem Stiftungsgedanken selbst, daß heißt es wird nicht mehr als Abschreibungsmöglichkeit von Millionären betrachtet, sondern die positiven Aspekte werden zunehmend in den Vordergrund gedrängt, und dafür versuche ich auch einen Beitrag zu leisten.

Terweiden:
Wo Sie jetzt Stiftungsgedanken sagen, könnten Sie mal vielleicht mal kurz skizzieren, was heißt der Stiftungsgedanke für Ihre Partei?

Tauss:

Ja nun, daß man einfach sagt, wir wollen die Bereitschaft von Menschen, die ja nun ganz eindeutig da ist, sich kulturell, für Bildung und Wissenschaft, im medizinischen Bereich oder für welche Zwecke auch immer, für Zwecke, die sie als wichtig ansehen, sich da engagieren wollen und da auch privates Vermögen einbringen wollen, daß man diesen Gedanken eigentlich stützt und daß man auch über Rahmenbedingungen mit dafür sorgt, daß das nicht in irgendeiner Form diskreditiert wird, was zum Teil ja in der Vergangenheit sogar der Fall war. Hatte ja so ein bißchen Geruch, nicht, da will irgend jemand also nur Steuern sparen, was sicherlich auch legitim ist, aber es ist ja nun nicht so, daß hier Steuern gespart werden, sondern daß hier in ganz erheblichem Maße Mittel für diese Zwecke zur Verfügung gestellt werden. Ich sage noch mal: Dieser Gedanke gewinnt zunehmend, denke ich, auch in der politischen Diskussion die Oberhand.

Terweiden:
Gut. Das hatten Sie eben erwähnt, Ergänzung zum Staat. Wie sehen Sie denn das Verhältnis von Stiftungen zum Staat? Also wenn ich jetzt so zwei Pole ausmachen würde, sehen Sie da eher eine Konkurrenz oder eher eine Partnerschaft zum Staat?

Tauss:

Also, ich würde es bedauern, wenn es als Konkurrenz empfunden würde, und das war ja auch eine Zeit lang der Fall. Es gab auch Mißtrauen, daß man gesagt hat, so ein bißchen auch von den USA und den dortigen Erfahrungen, nicht, der Staat kümmert sich nicht um Wohlfahrt und überläßt es Privaten und dann ist es auch ein Stück weit dem Zufall überlassen, ob in einer Stadt nun beispielsweise sich ein wohltätiger Spender um Obdachlose kümmert und in einer anderen Stadt möglicherweise die Ausstattung von Schulen mit Computern et cetera. Das heißt aber, gesamtgesellschaftlich werden Defizite natürlich dadurch nicht abgedeckt. Insofern kann es den Staat nicht ersetzen. Das ist auch nicht die Zielsetzung. Aber ich glaube, dort wo es staatliche Angebote und staatliche Wohlfahrt – jetzt im positiven Sinne verstanden – positiv unterstützen kann, wo vor allem neue Anstöße gegeben werden, in neue Forschungsbereiche, in neuen Anwendungsgebieten, da sollte das vom Staat gefördert werden. Und da, denke ich, ist der Staat bei uns und da unterscheidet es sich wieder von den USA, in der Vergangenheit mit den Stiftungen eher schlecht umgegangen, zumindest mit kleinen Stiftungen, die auch von Finanzämtern, bürokratische Hemmnisse, nicht, dann immer ein bißchen mit Mißtrauen beäugt wurden. Also statt daß man gesagt hat, also herzlich willkommen, ganz prima was ihr da macht, ist es eigentlich eher bürokratisch ein Stück weit erschwert worden und wurde es - was weiß ich was - in den Regierungspräsidien, war dann zuständig der Referent für Abfallwirtschaft und Stiftungen, ich sag es jetzt mal ein bißchen überspitzt. Das heißt also, es wurde auch den Stiftern gegenüber keine Wertschätzung entgegengebracht, als erwünschte Initiative. Und ich glaube dieser Bereich, das ist fast noch wichtiger, als manche steuerliche Reform, genau in diesem Bereich das Verständnis umzudrehen und zu sagen, jawohl, ganz hervorragend, nicht, auch im Hinblick auf die berühmte Erbengeneration. Wenn jemand sagt, ich will mein Geld nicht völlig den Erben zur Verfügung stellen, ich will mir hier – ist ja auch legitim – vielleicht selbst ein Denkmal setzen, jetzt im positiven Sinne des Wortes, wenn ich irgendwas bewegen will. Also, ich würde es wie gesagt nicht als Konkurrenz sehen, sondern als wichtige Ergänzung staatlichen Handelns, von dem dann der Staat auch sagen muß, es ist erwünscht und daß er es entsprechend auch durch Rahmenbedingungen verstärkt fördert.

Terweiden:
Und dürfen denn dann Stiftungen auch mehr Verantwortung übernehmen in Zukunft?

Tauss:

Also, das sollten sie tun dürfen. Es gibt ja die berühmte Frage beispielsweise: Dürfen Stiftungen selbst Stiftungen bilden? Da sind wir also zwischenzeitlich sehr, sehr offen. Ich halte das auch für sinnvoll. Ganz klar ist, es soll eine Kontrolle sein. Mißbrauch soll verhindert werden. Es soll auch eine unerwünschte Auszehrung des Stiftungsvermögens, durch weniger gutwillige und in guter Absicht handelnde Stiftungsräte, natürlich auch einer Kontrolle unterliegen, das ist völlig klar. Aber dort wo Stiftungen eine – im gesetzlichen Rahmen – vernünftige Arbeit nachweisen, da ist ihnen auch nicht mit Mißtrauen zu begegnen, sondern da sollen sie die Möglichkeit haben, wirklich in einem Höchstmaß auch eigenverantwortlich Prioritäten setzen zu können und auch mal neue Dinge ausprobieren können. Da sind wir ja bei der Abgabenordnung daran am Überlegen. Auch in diesem wirtschaftlichen Bereich, ich sehe das gar nicht so schwierig. Warum sollen die Stiftungen nicht sagen, laßt uns auch mal im wirtschaftlichen Bereich, zum Beispiel in irgendeinem Sektor Risikokapital geben für Existenzgründer. Das wären so Dinge, über die ich bereit bin, nicht nur nachzudenken, sondern wo wir auch versuchen, so in der Gesamtreform des Stiftungsrechtes hier schon zu Veränderungen zu kommen.

Terweiden:
Wenn wir jetzt von mehr Verantwortung sprechen, könnte man dann nicht doch sagen, daß Stiftungen, weil sie ja teilweise auch in Bereichen tätig sind, die vielleicht dem Staat jetzt nicht so gelegen sind, daß sie dann doch dem Staat natürlich ein Stück weit, vielleicht auch die Verantwortung abnehmen, Aufgaben abnehmen?

Tauss:

Ja, gut, daß können sie ja auch tun. Also beispielsweise, bringen wir mal ein Beispiel. Warum soll nicht jemand sagen, ich will eine Stiftung machen, die die Schule, in der ich als Kind war, künftig mit Büchern ausstattet oder so irgendwas. Also, ich glaube nicht, daß der Staat darüber weint. Nur problematisch wäre es, wenn ich jetzt die Lehrmittelfreiheit beseitigen würde, weil ich sage, hoppla, sollen sich doch die Schulen alle drum kümmern, daß sie einen Stifter finden, daß die Bücher kommen, und wo es halt nicht so ist, dann haben sie Pech gehabt, dann gibt es halt keine Lehrmittelfreiheit mehr. Also in diesem Sinne würde ich die Abgrenzung vornehmen. Wo jemand sagt, ich will dies ergänzen und ich will da was tun, obwohl es eine staatliche Aufgabe ist, sollte der Staat dies nicht verhindern und sagen, dies ist unerwünscht, im Gegenteil, nur es sollte umgekehrt verhindert werden, daß der Staat sich aus Ausgaben, die er nun hat in einem Sozialstaat, und Chancen und Bildungsgleichheit für Kinder gehört mit Sicherheit dazu, da kann er dann nicht sagen, so ziehe ich mich daraus zurück, soll sich künftig irgendeine Stiftung drum kümmern, wenn sie es nicht tut, Pech gehabt.

Terweiden:
Gut. Eine weitere Frage ist: Welche Rolle spielen denn Stiftungen in der und für die moderne Gesellschaft? Ich meine, es wird ja ständig von Bürgergesellschaft geredet ...

Tauss:

Es ist vor allem ein grüner Begriff, der da entstanden ist. Deswegen übrigens auch im Grünen-Entwurf ja sehr stark der Gedanke der Bürgerstiftung. Das ist ja auch das zentrale Anliegen von Frau Vollmer. Nein, ich glaub schon, daß das ein Beitrag ist, also in diesem berühmten Kennedyschen Sinn: „Frag nicht, was der Staat für mich tun kann, frag mal, was ich für den Staat tun kann.“ Da kann es eine Rolle spielen. Nochmals, wo Menschen dieses tun und da vernünftig was bei rauskommt, sollte das unterstützt werden, man muß halt nur gucken, in welchem Kontext findet das statt. Ich habe zum Beispiel mal einen Betrieb gehabt, ich komme aus der IG-Metall ursprünglich, wo die Firma eine Stiftung war, und das war also wirklich eine ausgesprochene Räuberfirma. Mit einer sehr schlechten Behandlung der Mitarbeiter, mit einer Nichteinhaltung von Tarifverträgen, von lausigen Arbeitsbedingungen. Und man hat wirklich über Jahre hinweg die Beschäftigten auch veralbert und gesagt, bei uns gibt es keinen Betriebsrat beispielsweise und bei uns gibt es keine Tarifverträge, weil wir eine Stiftung sind. Also da ist das natürlich sehr mißbräuchlich angesetzt worden, das hat lange gedauert, das haben die Leute irgendwie verinnerlicht, wer weiß denn schon was eine Stiftung. Ja dann war es halt so. Bei der Robert Bosch Stiftung, die ich als solche durchaus natürlich auch positiv bewerte, aber da muß man unter dem Strich natürlich schon auch ein paar Fragezeichen machen, bei den ganz großen Betrieben, ob die Steuerersparnis von den Großkonzernen, dadurch daß sie den Stiftungscharakter wählen, nicht größer ist als das, was sie dann tatsächlich unter dem Strich in die Stiftung einbringen. Gerade bei der Robert Bosch Stiftung sehe ich das einigermaßen kritisch, wo tatsächlich die eingesparten Steuermittel höher sind, aufgrund der Stiftungskonstruktion, als das was dann tatsächlich ausgeschüttet wird. Da sehe ich schon also schon auch ein paar Ansätze, wo man mal sicher auch im Interesse des Finanzministers kritisch diskutieren muß. Aber nochmals, das ist ja nun eine rein steuerliche Gestaltungsfrage, wo der Gesetzgeber auch was machen kann, das hat mit Bürgerstiftungen nichts zu tun, aber der Ursprungsgedanke von Robert Bosch war eben auch, daß er gesagt hat, so, ich habe Verantwortung für meine Leute und wie wir es in den USA hatten, mit vielen dieser Multimillionäre um die Jahrhundertwende, die dann eben einfach gesagt haben, ich habe auch eine soziale Verantwortung, ich sehe das soziale Elend, und mein Vermögen soll nicht allein von irgendwelchen Kindern oder möglicherweise auch nicht vorhandenen Kindern, aber von vorhandenen Kindern nicht auf den Kopf gestellt werden, und wenn sie nicht vorhanden sind, soll es nicht irgendwo anonym untergehen, sondern soll für diese Zwecke eingebracht werden. Also auch hier eine positive Beurteilung, wobei nochmals mißbräuchliche Konstruktionen auch im Rahmen der Familienstiftung, die ja immer wieder diskutiert wird, da müssen wir natürlich schon aufpassen, daß der Stifungsgedanke selbst nicht diskreditiert wird.

Terweiden:
Aber es geht doch schon hauptsächlich jetzt um die privatrechtlichen gemeinnützigen Stiftungen und nicht so sehr um diese ja Familien- und Unternehmensstiftungen?

Tauss:

Ja, richtig.

Terweiden:
Und das ist ja auch wahrscheinlich was Sie meinen, was zum Beispiel auch der Bundesverband Deutscher Stiftungen sagt, daß so eine Rechtskonstruktion wie die Stiftung & Co. KG auf keinen Fall gefördert werde sollte, weil das ja einfach die Umgehung dieser Standard-Arbeitsbestimmungen ist.

Tauss:

Richtig, aber Sie fragten ja nach der Bürgerstiftung und ganz ausdrücklich, also die Bürgerstiftung ist der erwünschte Teil und, wie gesagt, bürgerschaftliches Engagement ist erwünscht.

Terweiden:
Weil ich natürlich den Eindruck gewinne, daß viele in dieser Diskussion das Wort Stiftung hören und aufgrund der Tatsache, daß es Mißbräuche gab, dieses Negative gesehen wird.

Tauss:

Ja, sicher.

Terweiden:
Ich habe zum Beispiel den Äußerungen von Wolfgang Thierse im Bundestag entnommen, in dieser kulturpolitischen Debatte [vom 12.02.1998], in welcher der grüne Gesetzentwurf debattiert wurde, daß ich den Eindruck hatte, sollen denn nach Ihrem Verständnis private Stiftungen sozusagen auch Beauftragte des Staates sein?

Tauss:

Ja, das können sie sicherlich sein. Wir haben ja einen ganz aktuellen Anlaß, also beispielsweise Holocaust-Denkmal in Berlin. Da sind wir uns zwischenzeitlich alle einig, wenn nun dieses Konzept – es ist ja noch umstritten - realisiert wird mit Mahnmal plus Gedenkstätte, Ausstellung, Museum oder wie auch immer, daß man sagt, das soll durch eine Stiftung abgewickelt werden, die dann entsprechend auch ausgestattet wird. Also dieser Gedanke greift auch hier um sich, daß man sagt, gewisse Aufgaben, warum sollen das Beamte erledigen im Innenministerium. Das könnte eine Stiftung tun, wo ich die Beteiligten, aber auch noch ganz andere Kreise über Stiftungsräte, über Kuratorien und wie auch immer mit reinsetzen kann, also da gibt es konkrete Beispiele. Das wird mit Sicherheit ebenfalls zunehmen.

Terweiden:
Nur wäre das dann gedacht, für Ihre Partei, als Gründung von öffentlich-rechtlichen Stiftungen, die dann ...?

Tauss:

Gut, das wäre jetzt in diesem Fall natürlich in der Tat eine öffentlich-rechtliche Stiftung.

Terweiden:
Weil da wird ja auch die Kritik vorgebracht, der Grundgedanke der Stiftung ist ein dauerhaftes Vermögen, und da wäre diese Stiftung ja abhängig von staatlichen Zuwendungen.

Tauss:

Ja, ja. Nein, nein man kann natürlich sich auch darüber unterhalten, daß hier ein gewisser Betrag reinkommt, insofern hinkt das Beispiel ein bißchen, ich gebe es ja zu. Aber es ist ja nun auch so, daß der Initiatorenkreis um Leah Rosh, die haben ja nun auch Geld gesammelt, ob sie das dafür verwenden wollen, weiß ich nicht, im Moment sieht es eher anders aus. Aber jetzt spielen wir das Beispiel einfach durch, es käme zu einer solchen Stiftung Mahnmal Berlin, dann könnte ich mir sehr gut vorstellen, daß es eine erhebliche staatliche Grundfinanzierung ist, aber daß hier durchaus auch Private in der Lage sind, sich dran zu beteiligen oder es einzubringen. Ich sehe jetzt im Moment nicht das private Vermögen, das dieses Gesamtprojekt finanziert, aber dieses mit einzubringen, also da kann ich mir auch sehr gut Mischformen vorstellen. Staat initiiert, andere können sich beteiligen, aber auch umgekehrt, andere initiieren, bringen was auf den Weg und Staat sagt irgendwann: sehr vernünftig, machen wir mit. Also, schließt sich meines Erachtens nicht aus.

Terweiden:
Bei der Beschäftigung mit diesem Thema ist mir aufgefallen, daß die Spezialisten sagen, daß zur Zeit oder in den letzten Jahren, kann man sagen, daß es wirklich auch schon einen Stiftungsboom gibt, daß jedes Jahr sehr viele neue Stiftungen gegründet werden. Und da frage ich mich oder man könnte jetzt provokant fragen, warum dann die Rahmenbedingungen jetzt verändern, wenn sowieso schon ein Boom da ist? Müßte man nicht an anderen Punkten ansetzen?

Tauss:

Ja, gut, ob es ein Boom ist, sei dahingestellt, es ist zumindest zahlenmäßig ein Boom, was das Geld anlangt, ist es nicht so furchtbar viel. Da liegen wir eigentlich auch seit Jahren – es gibt da leider auch keine vernünftigen steuerlichen Statistiken über die Zahl dessen, was tatsächlich nun eingebracht, was gespendet wird und so, da muß man das gesamte Spendenwesen sicherlich mit in Verbindung bringen – aber was unstrittig zwischen allen Beteiligten ist, daß wir mindestens um den Faktor acht bis Faktor zehn hinter den USA zurückliegen, gar nicht so sehr was die Zahl angeht, aber zumindest was die Kapitalausstattung angeht. Daß wir, wie gesagt, ein paar bürokratische Hemmnisse haben auch bei der Einrichtung – ich habe mal ein Beispiel gebracht vorher – mit diesem berühmten Sachbearbeiter beim Regierungspräsidium für Abfallwirtschaft und wie auch immer – wie Leute, die es auch wollen, eher entmutigt statt ermutigt werden. Und von daher geht es uns eigentlich darum, daß wir es ein bißchen entbürokratisieren. Was die steuerlichen Rahmenbedingungen angeht, da kann man natürlich lang darüber streiten, da wird auch der Finanzminister ein gewichtiges Wort mitreden, aber es ist ja gerade nun auch das, was jetzt so auf dem Tisch liegt, insbesondere auf der Basis des grünen Entwurfs, mit der Überlegung Bürgerstiftung, mit der Überlegung des Betrags fünfzigtausend Mark [Abzugsfähigkeit bei der Einkommenssteuer]. Da ist ja genau die Absicht, diesen Boom auch zahlenmäßig tatsächlich noch ein bißchen hochzutreiben, weil, wie gesagt, wir sind unter einem Prozent gemessen an dem, was Gesamtsteueraufkommen ist, und das ist relativ wenig, auch im internationalen Vergleich.

Terweiden:
Jetzt kommen wir mal direkt zu meinem Hauptpunkt, der aktuellen politischen Debatte. Welche politischen Argumente sprechen denn für eine Reform des Stiftungswesens?

Tauss:

Ja, gut. Ich habe vorher schon ein Stichwort gegeben, also genau, daß es zum Dritten Sektor einfach eine zunehmend positive Haltung auch hier bei uns gibt, daß gesehen wird, daß es Aufgaben gibt im gesellschaftlichen Bereich, die erledigt werden müssen, im Moment aufgrund von knappen Haushalten nicht erledigt werden können, möglicherweise durch eine Stiftung erledigt werden könnten, wenn die entsprechende Möglichkeit dafür bestünde, und daß man einfach die Chance dafür gibt. Also, es ist ein Angebot des Staates, wenn man so will. Und nachdem nun alle Beteiligten, also sowohl der Bundesverband der Stiftungen, Wissenschaftsstiftungen und alle Beteiligten eigentlich sagen, also wir brauchen insbesondere im BGB, wir brauchen in ein paar steuerrechtlichen Bereichen Veränderungen. Es gibt ja da ganz konkrete Reformvorstellungen seit Jahren, und es war ja auch schon in der alten Bundesregierung eigentlich immer eine feste Absicht, auch immer wieder in Koalitionsvereinbarungen festgeschrieben, dann im Stiftungsrecht was zu tun. Wir haben die alte Bundesregierung auch immer wieder angegriffen, weil wir gesagt haben, da habt ihr es wieder reingeschrieben, es ist schon wieder nichts passiert. So, und nun haben wir die Chance, hier was zu tun. Es ist Bestandteil des Koalitionsvertrages, das Stiftungswesen und das Mäzenatentum, wie es so schön heißt, in Deutschland voranzubringen, dafür die Rahmenbedingungen zu verbessern und aus dem Grunde, ja gut, was kann ein Gesetzgeber sonst anderes tun als eben zu sagen, wir versuchen einen Gesetzentwurf auf den Weg zu bringen.

Terweiden:
Besteht denn innerhalb der Regierungskoalition Einigkeit über die Bedeutung von Stiftungen?

Tauss:

Ja, das besteht. Also, ich sage ja, es ist Bestandteil des Koalitionsvertrages.

Terweiden:
Oder gibt es da auch ein paar Streitpunkte?

Tauss:

Also, Streitpunkte haben wir im Moment überhaupt keine, das muß man ganz klar sagen. Frau Vollmer und ich, die das ja jetzt im Moment federführend bearbeiten, haben überhaupt keinen Dissens. Es gibt einen Dissens, aber nun nicht zwischen den Koalitionsfraktionen, sondern einfach mit den Finanzern ...

Terweiden:
Die gehören ja auch dazu ...

Tauss:

... - die natürlich auch dazu gehören – da hören wir im Moment unterschiedliche Stimmen. Und das ist im Moment der aktuelle Stand. Das muß geklärt werden. Die einen sagen, laß uns zunächst mal die Reform machen, in Richtung Bürgerstiftung, mit diesem Betrag fünfzigtausend oder sechzigtausend, ist jetzt völlig wurscht, das ist eine Hausnummer, aber in einem überschaubaren, auch für den Finanzminister berechenbaren Betrag und dann die ganzen rechtlichen Reformen angehen, während es auch Finanzer gibt – ich sag das mal so, aber ich kann denen dann nur sagen, herzlich willkommen – die rechnen im Moment noch. Die sagen, also laß uns mal den Betrag von fünfzigtausend schon von vorneherein als Signal jetzt mal deutlich noch erhöhen, aber da stellt sich dann die Frage der Gegenfinanzierung. Deswegen haben Vollmer und ich gesagt, nun holen wir nicht die Taube irgendwo, sondern wollen den Spatz in der Hand. Und wir wollen eigentlich auf der Basis dieser fünfzigtausend eine Diskussion führen, aber wenn der Finanzer selbst signalisiert ...

Terweiden:
Da soll es aber doch eine Grenze geben. Das kann man dann nur acht Jahre hintereinander geltend machen. Sehe ich das richtig?

Tauss:

Ja. Aber noch mal, da sind wir noch nicht konkret genug im Gesetzgebungsverfahren. Da gibt es jetzt die F.D.P.-Überlegungen. Und dann gibt es unterschiedliche Sätze, die gehandelt werden, daß man sagt, fünfzehn Prozent vom Einkommen, zehn Prozent vom Einkommen, zwanzig Prozent vom Einkommen – was die F.D.P., glaube ich, sagt – das ist sehr unterschiedlich. Also wie gesagt, da sind wir im Moment eben in einer ganz konkreten Diskussion, die ist noch nicht entschieden. Vollmer und ich – nächsten Montag findet ein weiteres Gespräch statt, insofern sind Sie wirklich topaktuell – sagen, laß uns auch wegen der Unübersichtlichkeit der Haushaltsrisiken im Moment dieses Thema Bürgerstiftungen angehen, auf der Basis fünfzigtausend plus x, für die anderen Geschichten, laß uns dann einen Stufenplan vereinbaren, daß wir sagen, laß uns dann mal in weiteren Stufen überlegen, können wir im Bereich des Erbschaftssteuerrechts an größere Vermögen kommen, können wir den Kraftakt machen, an das gesamte Gemeinnützigkeitssteuerrecht ranzugehen in den nächsten Jahren. Also, da müssen wir ein mehrstufiges Verfahren noch anlegen. Wir sind im Moment in zwei unterschiedlichen Diskussionen. Die einen sagen, laß uns in den nächsten Jahren einen großen Wurf machen, auch dann nach Abschluß der Unternehmenssteuerreform, es gibt einen dritten Teil, aber das geht quer durch die Fraktionen, das ist rein auf der Arbeitsebene, die sagen, laß uns das jetzt mit der Unternehmenssteuerreform machen, die im Sommer ansteht. Und die Frage ist, wie bringen wir den Gesetzentwurf ein, sollen wir das auf der Basis der Grünen machen oder den jetzt noch mal liegen lassen und dann noch mal die beiden anderen Dinge abwickeln, nicht. Ich sag noch mal, Vollmer und ich, wir neigen der Auffassung zu, jetzt einzubringen, dann das Anhörungsverfahren in die Wege zu leiten, dann mit den Ländern, die ein wichtiges Wort mitzureden haben, in die Diskussion zu kommen, dann das Finanzministerium rechnen zu lassen.

Terweiden:
Wird Ihr Vorschlag dann vor der Anhörung der F.D.P. am 22. März 1999 kommen?

Tauss:

Also, ich kann es Ihnen so im Moment noch nicht sagen, aber wir wollen bis zu diesem Zeitpunkt – deswegen nächste Woche noch mal eine Sitzung - auf jeden Fall mal Klarheit über so Fragen haben.

Terweiden:
Jetzt noch mal eine Frage dazu, ich meine, wenn die Finanzpolitiker sagen, da gibt es Gefahren, da gibt es Risiken, Steuermindereinnahmen. Jetzt habe ich aber schon von vielen Spezialisten gehört, man kann eigentlich gar nicht genau sagen wieviel Steuermindereinnahmen wird es geben, und viele sagen, natürlich wird der Nutzen letztendlich viel größer sein. Ich habe eine Zahl gehört von höchstens zwischen fünfhundert Millionen und zwei Milliarden Mark Mindereinnahmen.

Tauss:

Also, da geht es in der Tat schon um erhebliche Beträge. Also, ich habe vorher schon mal gesagt, auch die steuerstatistischen Grundlagen in diesem gesamten Bereich des Spendensteuerrechts, sagen wir es mal insgesamt pauschal, sind schon einigermaßen unübersichtlich. Und wenn ich sehe, daß also - was weiß ich was - über jede Sau in Deutschland eine Statistik geführt wird, halte ich es eigentlich für merkwürdig, aber es ist so. Auf der anderen Seite gibt es ja nun auch Erfahrungswerte. Also, wenn man sagt, die Leute spenden ungefähr ein Prozent ihres Einkommens, dann kann ich natürlich relativ leicht ausrechnen, wie wirkt sich das aus, wenn ich fünfzehn Prozent, zwanzig Prozent oder wie auch immer abziehen lasse, dann kann ich natürlich auch relativ leicht sagen, es sind zweihundert, fünfhundert oder tausend Millionen.

Terweiden:
Aber bei der Stiftungserrichtung gibt es ja dann auch wieder einen Unterschied zwischen Spende und Stiftung.

Tauss:

Richtig, richtig. Ich sage nur noch mal, es ist so ein bißchen ...

Terweiden:
Weil es damals ja auch am Widerspruch von Theo Waigel gescheitert ist, als die F.D.P. da was vorhatte.

Tauss:

Ja, ja, das ist richtig. Aber es gibt eine gewisse Korrelation zwischen dieser Spendengeschichte und den Aufwendungen für Stiftungen. Also das ist so ein bißchen nachgewiesen, in den letzten Jahren. Ich habe mir da auch noch mal Zahlen angeguckt, die sind zum Teil auch älter ja. Aber ich sage mal so, es ist natürlich einem Finanzer ein Greuel, ein Gesetz zu machen, wo er überhaupt nicht weiß, was kommt nun möglicherweise auf mich zu. Und mein Hinweis ist dann eben immer: Laß uns die Vergangenheit mal angucken. Und selbst wenn sich jetzt die Zahl der Stiftungserrichtungen verdoppelt und der Betrag des Stiftungsvermögens sich verdoppelt, ist es schon ein einigermaßen klar berechenbarer Betrag. Also, es ist nicht ganz so, daß man überhaupt keine Grundlagen hätte.

Terweiden:
Und ist das eine Hoffnung, die Sie haben, daß sich das verdoppeln könnte, mit diesem Entwurf?

Tauss:

Von den Ausgaben her, wird es mit diesem jetzt vorgelegten Entwurf mit den fünfzigtausend sich zumindest nicht verdoppeln. Da sind wir bei einem Betrag, der ist geschätzt so bei hundert bis zweihundert Millionen ...

Terweiden:
... die im Jahr als Stiftungskapital dazu kommen?

Tauss:

Ja, also von den direkten Auswirkungen für den Fiskus. Also, das ist jetzt im Moment die Schätzung, die es gibt, die auch von den Stiftungen, zum Teil vom Verband so gesehen werden, und das sind auch die hundert bis zweihundert Millionen, mit denen Frau Vollmer und ich gegenüber Oskar Lafontaine argumentiert haben, und das ist auch der Betrag, der von den Finanzern akzeptiert worden ist, eigentlich und um so überraschter war ich eigentlich, daß sie gesagt haben, wir können uns sogar im Interesse der Sache vorstellen, daß wir da noch draufsatteln. Also, im Moment gibt es wirklich nicht eine Waigelsche Position, um Gottes Willen, hundert bis zweihundert Millionen ist eine Katastrophe. Die andere Argumentation, da graust es natürlich einem normalen Finanzbeamten, wenn ich sage, ja gut, okay, der Staat hat ja was davon auf der anderen Seite natürlich, im Haushalt ist es natürlich eine Milchmädchenrechnung, weil wenn ich sage, ich will jetzt nicht den Staat ersetzen durch Stiftungen, dann ist das natürlich eine Ausgabe im Zweifel in der Addition. Ob es dann Bereiche gibt langfristig, wie gesagt, bei den Schulen würde ich es nicht wollen, um es klar zu sagen, aber im Bereich des Gesundheitswesens kann man es sich gut vorstellen, daß es hier auch zu substituierenden Effekten kommt. Gut, okay, damit kann ich mit den Finanzern natürlich noch besser diskutieren, aber im Moment, wenn ich mit Ihnen diskutiere, dann seriöserweise, daß ich sage, rechnen wir damit, daß es auch zu Mehrkosten führt.

Terweiden:
Weil ja auch gesagt wird, daß die Spenden und was gestiftet wird ja schon mal versteuert wurden als Einkommen.

Tauss:

Dieses wiederum ist richtig, aber es fehlt halt trotzdem in der Kasse.

Terweiden:
Wer soll denn hauptsächlich als potentieller Stifter/Stifterin angesprochen werden? Und in welchen Tätigkeitsbereichen? Haben Sie da Präferenzen?

Tauss:

Meine Präferenz wäre schon irgendwo – ich komme aus dem Bildungs- und Forschungsbereich – in diesem Bereich anzusiedeln, aber wenn das medizinische Forschung und andere Dinge mit einschließt, soll es mir auch recht sein. Es gibt auch Überlegungen, aber da sind wir, wie gesagt, in einem weiteren Verfahren, auch die Abgabenordnung noch mal zu verändern, die im Moment ja sehr restriktiv ist, auf einige Punkte bezogen.

Terweiden:
Also Sie wollen jetzt keine festen Vorgaben machen?

Tauss:

Nein, also ich würde den Katalog eher erweitern wollen. Ich habe vorher schon mal einen Stichpunkt gegeben auch in wirtschaftlicher Geschichte, also nochmals, warum soll eigentlich nicht, wenn ein interessantes Modell von Existenzgründungen irgendwo sich auftut, warum soll dieses nicht über eine Stiftung finanziert werden? Das ist im Moment ein bißchen schwierig. Oder warum soll eine Stiftung selbst nicht dann auch experimentell mal in irgendeinem Bereich zusätzlich was machen, wenn die zu der Auffassung kommen? Also, die Abgabenordnung zu erweitern, in diesem Bereich ist durchaus eine Lösung. Also, da gibt es jetzt keine abschließenden Vorstellungen dafür, aber auch der Punkt ist noch mal offen. Nochmals: Begrenzung bei der Familienstiftung, um Mißbräuche auszuschließen auch gewisse Begrenzungen beim Sport, ich würde es nicht sehr gerne sehen, ich sage es mal so, daß die gesamte Fußball-Bundesliga künftig eine Stiftung wäre, gibt es ja auch noch ein paar Überlegungen. Im Bereich des kommerziellen Sports und solcher Dinge ...

Terweiden:
Aber ist das nicht wieder so ein Bedenken, also muß man jetzt nicht wieder trennen, was die Vermögensanlage angeht, daß es einer Stiftung erlaubt ist moderne Vermögensverwaltung zu machen, sprich auch in Aktien anzulegen oder auch die Rechtsform, also ich meine, wenn die ganze Bundesliga Stiftung & Co. KG wird, hätte ich da auch Bedenken, aber die gemeinnützige Stiftung hört sich für mich wieder ganz toll an.

Tauss:

Ja, ja. Da haben Sie recht. Aber es geht immer so ein bißchen um den Punkt, aber ich sage noch mal, es gibt im Bereich des Sports so ein paar Bedenken, hier Abgabenordnung und andere Dinge zu weit zu öffnen. Bei einem kleinen Sportverein beispielsweise, da sind wir jetzt schon wieder bei so einem Punkt über auch staatliche Aufgaben, wie auch immer, nicht, wenn ich sehe, wie schwer das manchem fällt, ich könnte mir sehr gut vorstellen, daß kleine Dorfsportvereine über eine Stiftung ihren Fußballacker finanziert bekommen, zum Beispiel, also da rennt man auch offene Türen ein. Ich will den Sport jetzt auch nicht ausschließen, aber noch mal: meine Präferenz auch so im weiteren Verfahren ist Bildung und Forschung, ganz einfach weil es sich auch gezeigt hat, daß die meisten Stiftungen, die sich engagieren, tatsächlich in diesem Bereich Bildung und Forschung auch ihre Erträge reingeben.

Terweiden:
Ich habe gestern mit der F.D.P. gesprochen, mit den Herren Funke und Otto, da habe ich mehr den Eindruck gewonnen, daß natürlich auch vorrangig die Besserverdienenden angesprochen werden sollen als Stifter. Ich meine, Frau Vollmer hingegen, da gewinnt man eher den Eindruck, daß auch die kleineren Leute angesprochen werden. Würden Sie sagen auch die kleinen ...?

Tauss:

Ja, gut, also bei der SPD sind sie natürlich, im Gegensatz zu der Partei der Besserverdienenden, nicht, das haben Sie dann an den Steuersätzen dann gesehen, nein, wir sind schon bei den Kleinen dabei. Nochmals, ich linse schon auch auf die großen Vermögen. Die sehe ich jetzt allerdings weniger in der Reform des Einkommenssteuerrechts, daß sich da was Interessantes tut, was der erste Schritt sein wird, da denke ich nun wirklich an eine Veränderung im Erbschaftssteuerrecht langfristig. Es ist noch nicht seriös, wenn ich das so sage, weil das sind Überlegungen, die noch nicht abgeschlossen sind, aber ...

Terweiden:
Was heißt das dann konkret: Erbschaftssteuer?

Tauss:

Daß derjenige, der vererbt, vorher ein Teil seines Vermögens in die Stiftung gibt, bevor es bei den Erben landet, und daß man eben ...

Terweiden:
Noch zu Lebzeiten?

Tauss:

Noch zu Lebzeiten. Wie auch immer, da gibt es ja mehrere Fallkonstruktionen, die denkbar sind. Ich kann mir das auch sehr gut zu Lebzeiten vorstellen, denn wir haben eine Situation, daß in den nächsten Jahren eben gigantische Billionenvermögen vererbt werden, und es gibt viele Leute, die sagen: Gut, ich gebe einen Teil dieses Geldes eben nicht meinen Erben, die sollen nicht nur auf dem Golfplatz ihr Leben verbringen. Ich bin da sehr offen. Aber das wäre jetzt wirklich Äpfel mit Birnen im Moment verglichen. Was die Vollmersche Idee ist und die grüne Idee ist und was auch unsere Idee ist, die wir im Moment miteinander zu realisieren suchen, ist, wirklich auch im Bereich der kleinen Vermögen, bei den „kleinen Leuten“ was zu tun auch im Bereich von Sachgeschichten beispielsweise, daß jemand sagt, ich versuche mal eine Gemäldesammlung, die ich habe, aber ich habe kein Geld dafür, um für die Pflege aufzukommen, daß ich aber auch dieses in eine Stiftung einbringen kann, wo sich noch andere beteiligen, also solche Dinge offener zu gestalten. Da sehe ich auch im Moment das eher größere Defizit. Wenn ich mir die größeren Firmen betrachte, fast alle haben Ihre Stiftung.

Terweiden:
Jetzt noch eine Frage zu diesem Bereich. Da sind Sie offen, wenn es viele neue Stiftungen geben würde, die im Sozialbereich tätig sind, die also sozusagen den Sozialstaat in irgendeiner Form tangieren?

Tauss:

Im Sozialbereich, im Bildungsbereich. Da würde ich sagen: Laßt tausend Blumen blühen. Im Sinne von Mao, wie er einmal gesagt hat. Ja und noch mal über eine Änderung der Abgabenordnung wäre ich auch bereit, dann drüber nachzudenken, ob man weitere Bereiche mit aufnimmt. Aber ich sag jetzt bewußt ich, weil sehr viele dieser Diskussionen auch intern nicht abgeschlossen sind.

Terweiden:
Also, ich will jetzt wissen, wo es auch unter den Kulturpolitikern jemanden gibt, der vielleicht dann auch andere Positionen vertritt.

Tauss:

Nein, also die sehe ich im Moment nicht. Ich will das nun nicht ausschließen, aber ich kann sagen, bei uns in der Arbeitsgruppe Kultur und Medien haben wir also volle Übereinstimmung. Noch mal: Das ist Koalitionsvereinbarung, ja und da kann auch keiner sagen, das paßt mir nicht.

Terweiden:
Jetzt das interessiert mich, das hatten Sie erwähnt. Hat eigentlich auch was mit Zielgruppen und Tätigkeitsbereichen zu tun. Was heißt denn Bürgerstiftung für Sie?

Tauss:

Ich würde Bürgerstiftung wirklich - also so habe ich es auch immer dann angewandt - im Sinne von einer Förderung bürgerschaftlichen Engagements im breitesten Sinne verstehen, daß auch „Otto-Normalbürger“ für den Stiftungsgedanken gewonnen wird. Also, daß Stiftungen auch als Teil bürgerschaftlichen Engagements verstanden werden. Und so in dem Kontext ist also dieser Begriff Bürgerstiftungen entstanden. Bürgergesellschaft ist ja auch eine weitere Definition im Sinne von Verantwortung, die Bürgerinnen und Bürger für ihren Staat, an den Stellen, wo sie wirken, mit übernehmen.

Terweiden:
Auch im Sinne von Zeiteinsatz oder nur im Sinne von kleinen Zustiftungen?

Tauss:

Das kann auch im Sinne von Zeiteinsatz sein. Aber jetzt sind wir auf einem ganz heißen Feld. Also, ich habe dieses Thema auch mal zumindest ins Wasser geworfen, den Stein. Wir haben jetzt eingerichtet neu, auch in dieser Woche hat sich das erstmals konstituiert eine Arbeitsgruppe Ehrenamt und unter dem Gesichtspunkt Gemeinnützigkeitssteuerrecht und Stiftungen, wie auch immer, bin ich also in dieser Fraktionsarbeitsgruppe der SPD mit drin. Ich habe mal die Diskussion begonnen, auch mit Sportverbänden und so, daß auch mal das Thema Zeitspende tatsächlich jetzt völlig losgelöst von allen Aufschreien der Finanzbeamten – aber da geht der Schrei wirklich los – weil man eben Mißbrauch an allen Orten und in allen Bereichen wittert. Ich persönlich bin da jetzt mal offen, auch darüber nachzudenken. Es gab Überlegungen mal über Zeitgutscheine und all die Dinge.

Terweiden:
So in Richtung Bürgerarbeit oder was?

Tauss:

In Richtung Bürgerarbeit. Ich sag noch mal, die Finanzer kommen natürlich und sagen, ach Gott, ach Gott, was wird hier als neuer Subventionstatbestand völlig unübersichtlich und unverrechenbar, was wird hier aufgemacht. Also, ich bin bereit darüber nachzudenken, und ich habe den Stein ins Wasser platschen lassen Aber wie gesagt, ob das in dieser Legislaturperiode geschultert werden kann? Es wird uns ja immer vorgeworfen, alles in hundert Tagen erledigen zu wollen. Auch das Gemeinnützigkeitssteuerrecht ist schon eine Herkulesarbeit. Ich bin ja nun eigentlich kein Steuermensch, aber trotzdem, ich halte das für ein spannendes Thema, also zumindest eine politische Debatte will ich über solche Dinge eröffnet wissen.

Terweiden:
Wie sollte denn eine Reform des Stiftungswesens jetzt aktuell aussehen? Welche Vorschläge hat denn Ihre Partei dazu gemacht? Oder kann man jetzt sagen, ich schau in den Grünen-Gesetzentwurf von damals, und dann finde ich alle Positionen wieder?

Tauss:

Wir haben keinen eigenen Gesetzentwurf. Da sind wir ziemlich offen. Nein, wir haben keinen Gesetzentwurf damals gemacht. Wir haben gesagt, man braucht das Rad nicht fünfmal erfinden. Ich habe mich prinzipiell mit diesem Grünen-Entwurf anfreunden können. Es gibt Dinge, die aber nie veröffentlicht worden sind, die dann auch in den Arbeitsgruppen entwickelt worden sind, die jetzt auch in den Gesprächen mit Frau Vollmer eine Rolle spielen, aber im Sinne von einer eigenen Drucksache wie auch immer gab es dieses nicht. Das hat nichts mit Desinteresse zu tun, sondern es gab andere Prioritäten. Aber wie gesagt, wir haben uns darauf auch verständigt, daß der Grünen-Entwurf Basis auch unserer Überlegungen ist.

Terweiden:
Weil das ja zumindest von daher einen neuen Punkt darstellt, daß das Stiftungsrecht, also ich sage mal der BGB-Teil, daß das geändert, das ist ja eigentlich eine Neuheit. Ich meine, die steuerlichen Sachen wurden zwischen allen diskutiert.

Tauss:

Also, da gibt es ebenfalls Gespräche. Ich habe mal da eine Reihe von Überlegungen, die aber auch wieder ... ich habe da mit Frau Vollmer immer sehr eng zusammengearbeitet, insofern ist es einfach auch schwierig zu sagen, das ist jetzt genau dies, das ist jetzt genau jenes. Aber ich habe den Grünen dann wirklich, muß ich sagen, auch in der Öffentlichkeitsarbeit das Erstgeborenenrecht dann zugebilligt, das gehört auch zur Fairneß, in der Koalition jetzt ohnehin, da hatten wir keinen großen Dissens. Ich habe aber diese Überlegungen auch immer parallel eingebracht in unsere Arbeitsgruppe Recht, und ich muß sagen, also mit den Rechtsleuten sind wir auch völlig einig, auch mit Frau Däubler-Gmelin sind wir ziemlich einig ...

Terweiden:
Weil das ja auch wahrscheinlich kein Geld kostet unbedingt diese Reform [des BGB]?!

Tauss:

Das kostet nun wirklich kein Geld, da haben wir offene Türen eingerannt, und da hat ja die Anhörung im letzten Jahr - Vollmer und [Thomas] Krüger [der frühere kulturpolitische Sprecher der SPD] waren ja da die maßgeblichen Initiatoren damals noch – also die Vorschläge die da gekommen sind und dann gab es diese Runde, Sie haben ihn ja angesprochen, Graf Strachwitz und andere, wo wir uns regelmäßig getroffen haben. Also das sind wirklich Dinge, die wirklich so zusammengetragen worden sind, gerade auch im Stiftungsverband [?] und so, und das ist übernommen worden. Und wie gesagt, ich habe dann gesagt, also ich muß ja nicht parallel genau dasselbe dann immer aufschreiben, was die Frau Vollmer oder ihr Herr Ensslin da aufschreiben.

Terweiden:
Welche Streitpunkte gibt es denn innerhalb der Politik? Wie stehen Sie zu dem Gesetzentwurf der F.D.P.?

Tauss:

Also, der Gesetzentwuf der F.D.P. ist mir jetzt im Moment einfach von den Prozentzahlen mit den bis zu zwanzig Prozent zu weitgehend. Also zu unberechenbar in den Kosten. Aber wie gesagt, es ist ja noch nicht eingebracht von der F.D.P., sie haben es nur angekündigt. Wie die Ausschußberatungen sich dann entwickeln, daß muß man sehen. Also, wie gesagt ich will jetzt vor allem ... das interessiert mich viel mehr, als die F.D.P. ... Die CDU soll jetzt wohl auch was machen. Nein, aber wir gucken, daß wir in den eigenen Reihen diese Frage haben. Und ich habe es ja eingangs geschildert, ob wir uns in den Sätzen etwas mehr noch nach oben bewegen, also mit Sicherheit werden es nicht die F.D.P.-Sätze sein. Sie haben das Stichwort Besserverdiener angesprochen, also wir werden uns eher an den fünfzigtausend orientieren, denn an den zwanzig Prozent.

Terweiden:
Weil zu dem Thema gesagt wurde – ich glaube Dr. Mecking vom Bundesverband war es - , daß wenn ein Stifter kommt und er will eine Stiftung gründen, dann sagt der zuerst, ich will die Stiftung gründen, ich denke nicht primär an die steuerlichen Aspekte, dann kommen die irgendwann, die steuerlichen Aspekte, dann sagt der Steuerberater, den er da mitgebracht hat oder wer auch immer, der sagt dann, ja gut bei diesen und jenen Abzugsmöglichkeiten darfst du nur so und so viel in die Stiftung reinbringen, und dieser Mensch ist vielleicht so großzügig, will fünf Millionen reinbringen. Und da sagt die F.D.P. deswegen diese hohen Sätze. Ich will jetzt hier nicht die F.D.P. verteidigen ...

Tauss:

Nein, aber genau das will ich dann nicht über das Einkommenssteuerrecht, sondern das will ich über Schenkungssteuer und all diese Geschichten – muß ich einfach mit im Hintergrund haben – geregelt haben. Gut, es ist legitim, ein Verband muß immer auch lobbyistische Interessen wahrnehmen. Wir waren uns eigentlich einig, muß ich sagen, doch im letzten Jahr, auch mit Mecking, weil auch viele gesagt haben, die steuerliche Frage ist gar nicht so die Priorität, die BGB-Frage und vieles andere, die Bürokratie-Frage ist viel problematischer, laß uns, bevor wir mit den Finanzern einen riesigen Krach kriegen, mal an die anderen Dinge gehen. Das war eigentlich auch so die Übereinstimmung, die wir hatten. Jetzt natürlich, nachdem von den Finanzern selbst signalisiert worden ist, man könnte sich hier was vorstellen, ich meine, da wäre er natürlich mit dem Klammerbeutel gepudert, wenn er da nicht sofort auch in die Vollen geht. Aber wie gesagt, ich war nicht so ganz glücklich drüber, weil mir es lieber gewesen wäre, es jetzt mal auf den Weg zu bringen und dann zu sagen, in einem halbjährigen Prozeß beispielsweise über Anhörungen und wie auch immer, laß uns dann lieber zulegen. Aber das ist wirklich eine rein strategische Frage. Daß er natürlich das äußerste rausholen will, das ist klar, aber ...

Terweiden:
Jetzt sagt ja die F.D.P., wir wollen bei der Errichtung einer Stiftung einen Notar hinzuziehen, weil die Notare Fachleute sind und die unabhängig vom Staat sind und weil der Staat schlecht berät. Jetzt sagt der Bundesverband: keine Notare, die staatliche Stiftungsbehörde berät besser. Also, was sagen Sie dazu? Soll dieses Register kommen?

Tauss:

Also, ich bin durchaus für das Register, das Problem ist nur, wir haben gesagt, wir machen aus der Frage keine Ideologie. Wir müssen die Länder im Boot haben. Und wenn die Länderstiftungsreferenten also an diesem Punkt, ich sage mal so, aufheulen würden und bei ihren Ministerpräsidenten Zeter und Mordio rufen würden. Ja, also wir hatten neulich einen Stiftungsreferenten aus Hessen da, für den war das alles Sodom und Gomorrha. Also, mir geht es da um das Ziel und nicht um die Instanz. Aber wie gesagt, es gibt da seitens der Stiftungsreferenten ein paar Bedenken. Wir haben übereinstimmend gesagt, an der Frage wird es nicht scheitern.

Terweiden:
Weil ja zum Beispiel Graf Strachwitz auch sagt, er hätte selbst schon viele Stiftungen gegründet, und auch andere sagen, wir haben schlechte Erfahrungen gemacht, wir mußten erst lange rumzetern mit den Behörden, bis die bestimmte Zwecke genehmigt haben, weil die gesagt haben, das klappt nicht, dabei - wenn ein Zweck keinem Gesetz widerspricht, dann sollte er doch erlaubt sein?

Tauss:

Richtig. Okay, aber ich muß sagen, ich bin da eher für eine pragmatische Lösung. Mir wäre es sehr recht, und wie wir da zum Ziel kommen ist mir wurscht, daß wir insgesamt eben so ein stiftungsfreundlicheres Klima schaffen. Und ob ich es dann jetzt mit einem freundlichen Notar zu tun habe oder mit einem stiftungsfreundlichen Beamten, das ist mir eigentlich wurscht. Es kommt mir auf die Stiftungsfreundlichkeit an und auf die entsprechende Ausgestaltung. Und noch mal, wenn wir feststellen sollten, daß die Länder in dem Punkt - übrigens auch die Bayern, es ist weiß Gott nicht nur eine sozialdemokratische Geschichte – die ja immer eifersüchtig auch bedacht sind, daß man ihnen von ihren heiligen Aufgaben nichts wegnimmt, daran wird es nicht scheitern. Da haben wir wirklich gesagt, sind wir absolut gegenüber pragmatischen Lösungen aufgeschlossen.

Terweiden:
Jetzt Stiftungsregister, da kann ich gleich den Bogen schlagen zur Transparenz. Da wird ja gesagt, die einen sagen, in das Stiftungsregister sollen so wenig Angaben wie möglich, aber es sollen ein paar Angaben rein, Name, Zweck und Stiftungsorgane, das sagt, glaube ich, die F.D.P., und die Wissenschaftler zum Beispiel sagen, wir müssen auch wissen, wieviel Vermögen hat so eine Stiftung, was gibt sie aus, und da hat man ja wirklich in den USA gesehen, das wurde ja 1969 eingeführt, soweit ich weiß, daß Stiftungen die Hosen runter lassen müssen, was das angeht und damit die Öffentlichkeit mehr informiert war und besser gewußt hat, was macht ihr eigentlich, und damit kam wirklich ein Boom, und Stiftungen gehören heute zum täglichen gesellschaftlichen Leben dazu.

Tauss:

Wir sind für ein Höchstmaß an Transparenz, das haben wir auch gesagt, auch im Interesse der Stiftungen, das sagt übrigens auch der Stifterverband [?]. Diese Geschichte, wir wirken im Verborgenen ist ...

Terweiden:
Aber die [Bundesverband Deutscher Stiftungen] sagen ja, macht es freiwillig, zumindest was das Finanzielle angeht. Die sagen dann halt, wir müssen Rücksicht nehmen auf den Stifter, der im Dunkeln bleiben will, aber ...

Tauss:

Das ist eher die Ausnahme. Die meisten wollen sich ganz gerne ein Denkmal setzen. Und das halte ich auch für legitim. Wer wüßte denn heute, wer Herr Carnegie ist, wenn es die Carnegie Hall nicht gäbe.

Terweiden:
Man könnte doch auch sagen, daß der Name des Stifters zwar nicht veröffentlicht wird, aber alle anderen Angaben. Damit läßt die Stiftung als eigenständige Rechtsperson die Hosen runter, aber der Stifter nicht.

Tauss:

Zum Beispiel. So ist es, und der Stifter selbst kann immer noch im Anonymen bleiben.

Terweiden:
Aber Sie wollen auch keine gesetzlichen Vorgaben machen?

Tauss:

Wir wollen Programm machen in Richtung mehr Transparenz, weil wir gesagt haben, wenn wir das ausweiten wollen, wenn das Mißtrauen auch abgebaut werden soll, das es noch gibt, wäre für uns ein Höchstmaß an Transparenz nötig. Das das mit Persönlichkeitsschutz ist, soll es doch recht sein. Ich sage noch mal, auch der Bundesverband Deutscher Stiftungen sagt, grundsätzlich – über die Ausnahmen wird man immer reden können und über Einzelheiten, wenn es einen verschrobenen Milliardär gibt, der nun partout das nicht will, halte ich das auch nicht für das zentrale Problem, aber so viele gibt es sicher auch nicht - um den Stiftungsgedanken zu befördern, wie es in den USA war: Höchstmaß an Transparenz. Und auch der Bundesverband ist da eigentlich dafür.

Terweiden:
Jetzt noch mal eine Frage zu den steuerlichen Rahmenbedingungen. Mir scheint, das ist ja doch auch sehr stark eine steuerrechtliche Diskussion, und jetzt ist so meine Frage, alle streiten sich um das Steuerrecht, aber ist das denn wirklich der Anreiz zu stiften oder liegt der Anreiz nicht doch woanders?

Tauss:

Also der Anreiz liegt meines Erachtens woanders. Er liegt tatsächlich darin, insgesamt den Gedanken zu transportieren, Freunde, ihr könnt einen Teil des Geldes, das ihr verdient, das ihr erworben habt, das ihr vererbt oder wie auch immer, könnt ihr hier einsetzen. Und ich habe da auch keine praktische Idee. Ich habe denen auch gesagt, laß uns doch mal Vorschläge machen. Diese Geschichte Carnegie Hall ist ja so ein bißchen ein Symbol dafür. Und wenn dann jemand sich ein Denkmal errichten will. Laß uns den Ehrenturm der deutschen Stifter errichten oder ja, ich sage es mal so ein bißchen, daß man einfach sagt auch, im Sinne von Auszeichnungen, Stiftung des Jahres oder so irgend was, so wie bei Unternehmer oder Manager des Jahres, da muß man sagen, laß uns da auch zu einer gesellschaftlichen Aufwertung kommen, damit die Leute auch wirklich in ihrer Ehrenkäsigkeit gerührt sind. Gutes tun und darüber reden ist halt bei den meisten so, in der Politik gilt das ohnehin, und jemand anderem kann ich es dann nicht verwehren.

Terweiden:
Gut. Das ist mir auch wichtig, und zwar habe ich hier einen Punkt „Öffentliche Akzeptanz“ noch mal, wie kann denn jetzt über diese Gesetzesinitiativen und die politische Debatte, die ja auch schon in der Öffentlichkeit ein bißchen rezipiert wird, dieser Gedanke einer breiten Öffentlichkeit vermittelt werden und wie kann das dauerhaft geschehen?

Tauss:

Also, ich glaube, es kann eigentlich nur durch das Beispiel wirken. Aber noch mal, wenn mir was ganz Schlaues nachts eingefallen wäre, hätte ich es schon längst aufgeschrieben. Aber trotzdem, warum soll es nicht den Max-Müller-Sportplatz geben in der Gemeinde Upstadt-Weiher [?] bei mir im Wahlkreis, zum Beispiel. Also laßt die Leute sich Denkmale setzen. Und wenn es den Max-Müller-Sportplatz gibt, dann bin ich mir auch ganz sicher, daß es irgendwann die Friedrich-Meier-Sporthalle geben wird, mal beim Sport zu bleiben.

Terweiden:
Und was ist mit den Medien?

Tauss:

Ja gut, auch da sind wir schon dabei. Also, wenn dann mal eine große Zeitung, wenn wir es reformiert haben, neues Jahrtausend, Aufbruch der Stifter, wir wollen ... also wirklich auch mal mit einer öffentlichkeitswirksamen Kampagne das begleiten, das ist auch eine Überlegung, die wir dann sicher im politischen Raum haben, kann man da auch Mittel dafür einsetzen für so eine Werbekampagne, wie auch immer. Irgendwo brauche ich mir auch nicht immer den Kopf von anderen zu zerbrechen. So ein Stifterverband [?] kann sich ja mal hinsetzen und kann sagen, was können wir da tun. Aber genauso, wie ich es Ihnen erzählt habe, habe ich es dort gesagt. Die haben gesagt, eigentlich haben Sie ja recht, also wir denken mal drüber nach. Gut, bin ich mal gespannt.

Terweiden:
Weil die [BDS] ja sagen, das haben sie mir erst gestern erzählt, wir sind seit Jahrzehnten daran, diese öffentliche Akzeptanz zu verbessern.

Tauss:

Ich will das auch gar nicht gering schätzen. Daß das Ansehen der Stiftungen noch immer nicht besser ist und das sich auch prozentual am Gesamten nicht furchtbar – gut, die Zahl hat sich absolut gesehen durchaus erhöht - aber da kann man sicherlich sagen, da gab es irgendein Defizit. Gut, die amerikanische Mentalität ist eine andere, das muß man sicherlich sagen, aber trotzdem, ich kann mir vorstellen, daß da was passiert.

Terweiden:
Halten Sie es für möglich, daß Stiftungen einen Beitrag zur Reform des Sozialstaates leisten können? Und da hatte ich gedacht, wieder in Richtung Ulrich Beck, Bürgerarbeit, Umbewertung der Arbeit an sich. Sind da Potentiale?

Tauss:

Also, ich will es nicht ausschließen. Ich sehe sie im Moment noch nicht. Das muß man ganz klar sagen. Wo sicherlich ein Beitrag darin bestehen könnte, ist, daß wir mehr auch, ich sage mal, so wissenschaftliche Kapazität auch in unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen tatsächlich auch mal reinstecken. Zu sagen: Wohin wird sich diese Gesellschaft mal hinentwickeln? Wo kann sie sich hinentwickeln? Ob es dann wirklich ein Beitrag sein wird, der rauskommt, weiß ich nicht, oder ob der Bundestag oder ein innovativer Minister wie Walter Riester da die größeren Anstöße gibt, ist eine schwierige Geschichte. Das ist eine reine Beurteilungsfrage im Moment.

Terweiden:
Weil mir ja auffällt, ich meine, wenn Sie vom Dritten Sektor reden, von den Stiftungen, warum zuerst die Stiftungen betrachtet? Halten Sie die Stiftungen also für einen herausragenden Teil dieses Sektors? Von den Zahlen her könnte man sagen, es gibt nur zehntausend Stiftungen, aber es gibt dreihunderttausend Vereine oder so. Also, warum da ...?

Tauss:

Ja, gut, aber jetzt verbinde ich es immer schon ein bißchen mit der gesamten Frage der Gemeinnützigkeit, was ich dem Dritten Sektor zurechne. Also, ich bin davon überzeugt, die Bedeutung wird zunehmen. Und zwar in jeder Hinsicht wird die Bedeutung zunehmen. Was dann letztlich dabei rauskommt, das wird man natürlich sehen, weil jetzt - wie gesagt - die Frage dann auch schlichtweg ist, wie entwickelt sich es denn insgesamt? Das zu prognostizieren ist schwierig, aber - wie gesagt - es ist ja nun auch Teil dieser Überlegung Bürgergesellschaft, daß hier insbesondere, da wo wir Defizite haben, das abgedeckt wird. Aber trotzdem sehe ich langfristig oder mittelfristig zumindest eher in den Stiftungen weiterhin eine Nischengeschichte und eine Anstoßgeschichte, denn jetzt irgendwas, wo man sagen kann, also da haben wir dann jetzt also den großen Durchbruch auf dem Stiftungswesen und alle anderen Probleme, Reform des Sozialstaats, lösen sich dann quasi gleich mit. Also, so optimistisch bin ich nicht. Ich würde meinen Ansprüchen, auch und das was wir da tun, sehe jetzt auch die Beträge, nicht, und Bürgerstiftungen und so, also ich würde es jetzt eher etwas tiefer ansiedeln. Wenn da mehr dabei rauskommt, ja gut, dann soll es recht sein, ich meine es gibt von den großen Stiftungen zumindest sehr, sehr viele Anstöße und interessante und wichtige Anstöße. Mal sehen. Warum soll ich denn ausschließen, daß aus so einer Initiative raus nicht irgendwann mal ganz neue Anstöße auch in anderen Bereichen kommen?

Terweiden:
Jetzt noch ein bißchen, ich will Sie noch ein bißchen dahin bringen und zwar, wenn Sie jetzt sozusagen einen Appell formulieren müßten, für die Zukunft. Welche Funktionen sollen denn Stiftungen in Zukunft für die Gesellschaft oder in der Gesellschaft übernehmen? Also, Sie müßten jetzt an Stiftungen appellieren.

Tauss:

Also gut. Ich würde appellieren, in dem Bereich was zu tun, wo wir eben nicht die klassische staatliche Versorgung im heutigen Bereich haben, sondern tatsächlich zu versuchen, neue innovative Dinge anzustoßen. Quer durch, ja, ob das im Bereich der Ökologie ist, ob das im Bereich der Forschung ist, ich kann es nur noch mal sagen, also Anstöße zu geben. Das würde ich für das Wesentliche halten. In ganz unterschiedlichsten Bereichen. Auch Defizite in gesellschaftspolitschen Debatten möglicherweise aufzugreifen und hier zu Lösungen kommen. Die ganze Frage von Stiftungsprofessuren beispielsweise. Wir haben Riesen-Defizite in den einen oder anderen Feldern. Bis dann so ein Lehrstuhl eingerichtet ist, über eine Kultusbehörde und eine Wissenschaftsbürokratie mit allem drum und dran. Wir haben hochinteressante Ergebnisse in den letzten Jahren auch gerade von Stiftungsprofessuren rausgekriegt. Wäre mir sehr stark dran gelegen, daß man auch von diesem Instrument viel stärker Gebrauch macht. Und das intellektuelle Potential ist ja da, ja. Was das nun alles sein kann, will ich überhaupt nicht eingrenzen, also, das würde ich eher erweitern und sagen: Nun wartet mal, wie hat der Beckenbauer gesagt: „Schaun mer mal!“

Terweiden:
Und zwar. Vielleicht komme ich darauf noch mal zurück, das ist ja auch das Verhältnis Staat - Stiftungen. Es war in der Vergangenheit, daß der Staat die Wohlfahrtsverbände eingebunden hat nach dem Prinzip der Subsidiarität, um bestimmte Aufgaben zu übernehmen. Also, können Sie sich durchaus als einen zukünftigen Bereich vorstellen, daß auch der Staat zu privaten Stiftungen sagt, nach dem Sinne der Subsidiarität, ihr fangt an, Aufgaben zu übernehmen?

Tauss:

Ja, sicherlich, sicherlich. Also ich hatte es ja vorher schon mal versucht, auch wenn das Beispiel hinkt, ja völlig klar, aber mit dieser Geschichte Holocaust-Denkmal habe ich Ihnen mal ein Stichwort gegeben, das kann man sich in anderen Bereichen auch vorstellen, selbstverständlich.

Terweiden:
Ich danke Ihnen für dieses Gespräch!

Experteninterview mit Dr. Martin Mayer (CSU)

Terweiden:
Wenn man die gemeinnützige Stiftung versteht als eine gesellschaftliche Handlung oder Institution und nicht unbedingt als ein Rechtsinstitut, weil man das ja nachlesen kann; wie würden Sie eine solche Stiftung definieren, als eine gesellschaftliche Handlung, gesellschaftliche Institution? Was ist das für Sie?

Mayer:
Die gemeinnützige Stiftung gibt jemandem, der Vermögen hat, die Möglichkeit, dieses Vermögen im Sinne der Allgemeinheit einzusetzen. Und zwar er kann den Sinn und den Zweck bestimmen, jetzt sag ich mal: im Gegensatz zum Staat, der den Menschen die Steuern abnimmt nach einem bestimmten System und dann das Geld entsprechend verwendet. Insofern ist die Stiftung eine Alternative zum staatlichen Handeln. Ich finde, eine notwendige Alternative zum staatlichen Handeln, weil das staatliche Handeln nicht von derselben Pluralität gekennzeichnet ist wie eben eine Vielzahl von Stiftern, die eben aus einer bestimmten Erfahrung eine ganz bestimmte Sache sehen. Also, es gibt Leute, die haben in der Verwandschaft oder selbst eine Krankheit, und die machen dann eben sich dieses Anliegen zu Herzen, das die Allgemeinheit insgesamt noch nicht erkennt, oder überhaupt nicht erkennt oder es gibt auch im Bereich der Künste und der Wissenschaft eben Menschen, die ganz bestimmte Dinge früher erkennen, als die Allgemeinheit und die über diese Stiftung eben dann dieses künstlerische oder wissenschaftliche oder Forschungsanliegen vorwärts bringen, und insofern sind Stiftungen eine notwendige Bereicherung und Ergänzung –unseres staatlichen Handelns.

Terweiden:
Jetzt wollte ich so ein bißchen darauf hinaus bei der zweiten Frage, die Stiftung ist ja ein sehr altes Rechtsinstitut. Die älteste noch bestehende Stiftung befindet sich ja im Ries in Wemding in Bayern, die ist ja schon über eintausend Jahre alt. Jetzt könnte man ja sagen, und es gibt ja auch Kritiker, die sagen, die Stiftung hat ja nichts Demokratisches an sich. Also, woher erhalten denn dann Stiftungen in der modernen Gesellschaft ihre Legitimation?

Mayer:
Ich glaube, das Stiftungsvermögen ist verankert auch im Eigentumsrecht und in dem Recht Eigentum zu vererben. Ich kann es einer bestimmten Person geben oder ich kann eben feststellen, es sollte einem bestimmten Zweck verfügt werden, und insofern hat die Union, die ja nun das Eigentumsrecht schätzt und sehr hochhält, sieht in dem Stiftungsrecht einen wichtigen Ausfluß des Eigentumsrechts und auch der Verantwortung des Einzelnen.

Terweiden:
Wie sehen Sie das Verhältnis von Stiftungen zum Staat? Ich habe das in zwei Polen formuliert. Gibt es da eine Konkurrenz oder ist das eine Partnerschaft?

Mayer:
Also, der Staat sollte die gemeinnützigen Stiftungen fördern. Die Kehrseite ist natürlich, daß wenn der Staat die Stiftungen fördert, wird er auch bestimmte formale Voraussetzungen verlangen, für die, die er fördert. Ansonsten ist es ein Verhältnis des Ergänzens. Also Stiftungen können nicht staatliche Aufgaben übernehmen, vom Grundsatz her, sondern sie sind zu dem, was der Staat erfüllen kann und erfüllen muß, eine Ergänzung, insbesondere beispielsweise in Wissenschaft und Forschung und im Bereich der Kunst, aber auch im humanitären Bereich.

Terweiden:
Jetzt habe ich eine Aussage gefunden vom [bayrischen Kultusminister] Herrn Zehetmair. Das war 1997 bei einem Vortrag bei der Kester-Haeusler-Stiftung, da hat er auch was gesagt, über die Rolle von gemeinnützigen Stiftungen. Und da hat er gesagt, daß der Einfluß des Staates auf das Stiftungswesen wirklich auf ein Mindestmaß beschränkt sein soll. Das heißt: Wo ist da die Grenze? Soll der Staat einen sozusagen Rahmen schaffen, der sich aber wirklich zurückhält, oder wie sehen Sie das?

Mayer:
Diese Meinung teile ich, was Sie nicht überrascht wahrscheinlich, aber ... Also der Staat sollte nicht auf die Stiftungszwecke Einfluß nehmen, sondern der Einfluß sollte sich darauf beschränken, daß er die Gemeinnützigkeit definiert, weil ja die Gemeinnützigkeit auch gewisse Vorteile im Steuerrecht nach sich zieht. Und in einer gewissen Fürsorge für den Stifter auch im übrigen sind ja bestimmte bürgerlich-rechtliche und Verfahrensschritte geregelt, die einerseits den Stifter davor bewahren, auch Dummheiten zu machen, sage ich jetzt mal.

Terweiden:
Ich habe natürlich versucht, ein paar Kritikpunkte zu finden an der Position der CSU. Man könnte jetzt sagen, wenn man es böswillig interpretieren wollte, daß man in einigen CSU-Standpunkten sagen könnte, ja, da werden Stiftungen als Finanzquellen des Staates gesehen. Sehen Sie es jetzt primär als eine finanzielle Ergänzung zum Staat, oder ist da noch mehr dabei, bei Stiftungen?

Mayer:
In der Wirkung ist es ja zunächst mal eine Finanzierung. Aber das wäre natürlich eine zu starke Reduzierung, sondern es geht einfach auch um den Reichtum an gesellschaftlichen Aktivitäten. Und es geht auch im Grunde darum, daß jemand, der sagt, ich stelle Geld zur Verfügung für einen allgemeinen Zweck, daß der eine Form findet, wo er das tun und sinnvoll tun kann.

Terweiden:
Was würden Sie denn sagen, welche Rolle spielen denn Stiftungen in der und für die moderne demokratische Gesellschaft? Also, ich habe mir jetzt überlegt, könnte man das einen Beitrag zur Stärkung der Gesellschaft sehen? Also, es wird ja gerade in dieser Beziehung diskutiert über Bürgergesellschaft. Sind da Stiftungen das herausragende Element?

Mayer:
Also ob sie das herausragende Element sind, das würde ich mal auf Anhieb offenlassen. Sie leisten in erster Linie, meine ich, einen Beitrag zur Pluralität und einen Beitrag dazu, daß Gebiete, die völlig neu sind, die schneller in irgendeiner Weise auch ... Man kann vielleicht sagen, Stiftungen sind vom Grundsatz Pioniere. Es gibt sicher Aufgaben, die zunächst Stiftungen übernehmen und die später staatliche Aufgaben werden. Also die Fugger-Stiftung war ein Pionier des sozialen Wohnungsbaus, und jetzt ist das eine staatliche Aufgabe. Insofern würde ich gesamtgesellschaftlich Stiftungen als Pioniere zunächst mal sehen für neue Aufgabenbereiche.

Terweiden:
Und wenn wir jetzt schon wieder bei den Pionieren sind, dann könnte man ja jetzt auch sagen, es gibt ja durchaus Stiftungen, die wirken in Bereichen, die dem Staat jetzt vielleicht gar nicht so genehm sind. Zum Beispiel könnte man sich ja vorstellen, daß Stiftungen ein Programm gegen Jugendarbeitslosigkeit machen. Gut, da werden vielleicht einige Parteien sagen, das ist eine schöne Sache, aber soweit ich weiß, gibt es da zum Beispiel auch Probleme mit dem Gemeinnützigkeitsrecht, daß da gesagt wird: Das ist ja eigentlich Wirtschaftsförderung, was ihr da betreibt, also daß praktisch Stiftungen schon Bereiche haben, die den Staat auch durchaus stören können.

Mayer:
Also stören kann ich mir jetzt nicht vorstellen. Aber es kann natürlich irgendwo Grenzfelder geben und Konflikte, wo es um die Frage geht, wo ist die Grenze zu wirtschaftlicher Unternehmung. Ich will ein Beispiel aus einem Bereich bringen. Wir haben ja die Frage der Kirchen, die einen Sonderstatus haben und wo nun auch eine ganz bestimmte Einrichtung aus Amerika [Scientology] diesen Status in Anspruch nehmen will und wo wir sagen, das ist eine Wirtschaftsunternehmung. Diese Fälle können im Konkreten natürlich auch im Stiftungswesen auftreten.

Terweiden:
Wobei mir jetzt einfällt, daß zum Beispiel in Bayern, da wurde ja das Stiftungsgesetz novelliert 1996. Und wenn wir jetzt dazu kommen, das ist ja auch so ein Grenzfall, glaube ich, habe ich gelesen, daß in Bayern das so gemacht wurde, daß auch Stiftungen moderne Finanzverwaltung betreiben dürfen, sprich sie dürfen auch zum Beispiel in Aktien investieren. Und da ist natürlich auch so ein Grenzfall, wie weit soll denn jetzt eine Stiftung Anteile an einem Unternehmen haben. Also, ich meine über die Aktien könnte man die Mehrheit in einem Unternehmen bekommen. Und das ist ja auch so ein Problem. Oder finden Sie, das ist eher zu kritisieren, daß Stiftungen rein als Rechtsform nicht der Umgehung von zum Beispiel arbeitsrechtlichen Bestimmungen dienen dürfen. Es gibt ja die Stiftung & Co. KG, wo die Stiftung dann allein haftend ist und man damit ja den Gläubigerschutz umgehen könnte. Also, was ist das Problem?

Mayer:
Ich glaube, generell besteht bei Stiftungen das Problem, daß sie mißbraucht werden können. Sie können mißbraucht werden, um die Erbschaftssteuer zu umgehen, indem – in Amerika gibt es, glaube ich, Fälle - jemand eine Stiftung gründet. Er setzt seine Erben da als Geschäftsführer ein. Die kassieren da einen Haufen Geld, und er umgeht das. Das ist glaube ich kein ganz spezielles Problem der Stiftungen, weil man das auch bei gemeinnützigen Vereinen hat. Da muß man an der Grenze ein bißchen aufpassen. Aber ich hielte es für falsch, wenn man das in den Vordergrund stellen würde, weil im allgemeinen haben Stifter von gemeinnützigen Stiftungen ein Anliegen, das es verdient unterstützt zu werden.

Terweiden:
Das wurde ja auch kritisiert, glaube ich, auch von Ihrer Partei, daß die Grünen gesagt haben, wir wollen keine Familienstiftungen mehr oder wir wollen das stark einschränken, wir wollen auch keine Unternehmensstiftungen [Stiftungen, die ausschließlich auf das Führen eines Zweckbetriebes ausgerichtet sind] mehr. Sehen Sie da gesetzlichen Handlungsbedarf, daß man sagt: Keine Familienstiftungen oder zumindest sehr stark auch das Besteuern, weil wir sozusagen die reine Form der Stiftung wollen als gemeinnützige Stiftung, wo ein verselbständigtes Vermögen ist, wo jemand auf sein Geld verzichtet und das für gemeinnützige Zwecke einsetzt, oder sehen Sie durchaus auch einen Sinn darin ...? Ich meine, daß ist ja auch ein Randphänomen.

Mayer:
Ich habe mich mit dem Thema bisher nicht so befaßt, daß ich da eine abgeschlossene Meinung habe.

Terweiden: Gut. Da wir schon bei der aktuellen politischen Debatte sind. Welche politischen Argumente sprechen denn Ihrer Meinung nach für eine Reform des Stiftungswesens? Oder sprechen da keine Argumente dafür, weil Sie sagen, zum Beispiel in den Ländern können wir das regeln, in Bayern haben wir das geregelt?

Mayer:
In Bayern haben wir es geregelt, und deswegen ist auch kein Anlaß, auf Bundesebene das Stiftungsrecht zu ändern - was den BGB-Teil angeht - mit Ausnahme der Frage der Behandlung im Steuerrecht. Aber ich muß dazu sagen, daß ich mich im Steuerrecht in die Details auch noch nicht vertieft habe. Da müssen Sie einen anderen Ansprechpartner ... Aber ich weiß, daß es da Handlungsbedarf gibt.

Terweiden:
Ja. Vielleicht doch noch mal auf diesen Teil ... Wenn dann eine Reform Ihrer Meinung nach im Steuerbereich nötig ist, welche Vorschläge hätte denn die CSU dazu? Fällt Ihnen jetzt was ein, wo Sie sagen, zum Beispiel Abschaffung der Durchlaufspende. Was könnte man bei der Erbschafts- oder Einkommensteuer machen?

Mayer:
Es geht im Grundsatz darum, die Stiftungen in bestimmten Bereichen, ich sage mal: zu begünstigen. Das ist die allgemeine Überschrift. Zum Detail möchte ich mich da nicht äußern. Weil ich es auch zu wenig beherrsche. Also die Bayern sagen ja: Wir haben ein hervorragendes Stiftungsrecht. Wir sind abgesehen davon, daß wir sagen, das ist Länderrecht, sind wir auch gegen den F.D.P-Entwurf deshalb, weil der eine neue Konstruktion hat, nämlich es ist nicht mehr eine Genehmigung notwendig, sondern nur vor dem Notar. Und Bayern sagt, mit der Genehmigung üben wir gleichzeitig eine Beratung aus. Und das liegt im Interesse des Stifters. Diese Beratung kann der Notar nicht durchführen, weil er nicht das Fachwissen hat. Er ist ja nur sozusagen ein Vollzugsbeamter, während die Behörde -in Bayern sind das die Bezirksregierungen -, die haben eben da Erfahrung und die können auch den Stifter schon auf bestimmte Klippen aufmerksam machen. Nicht jeder Stifter ist ja so vermögend, daß er schon von vorneherein einen riesigen Rechtsbeistand da – jeder wird sich wahrscheinlich einen nehmen – aber er hat jedenfalls die Möglichkeit, sich von unabhängiger Stelle beraten zu lassen, von dieser Genehmigungsbehörde. Und das ist auch eine Förderung des Staates für das Stiftungswesen.

Terweiden:
Jetzt ist es so, da sagt zum Beispiel die F.D.P. , die sagen warum nicht die Notare fragen, die sagen es wird sich genauso rauskristallisieren, wie es Steuerfachanwälte gibt, wird es Stiftungsnotare geben, die Spezialisten sind und die werden die Leute besser beraten als der Staat, weil der Staat natürlich auch in einen Interessenkonflikt theoretisch kommen könnte, indem er nämlich bestimmte Zwecke fördert und auch gleichzeitig den Stifter beraten soll. Und die sagen halt, Notare, auch wenn es etwas kostet, werden eine bessere Beratung machen.

Mayer:
Da würde aber der Staat ungesetzlich handeln, wenn er die Stiftungszwecke beeinflussen würde. Und jetzt sage ich mal aus meiner ganz persönlichen Erfahrung mit Notaren oder auch aus der Erfahrung dessen, was aus Sprechstunden mit Notaren, machen Notare ja, zumindest in Bayern keine inhaltliche Beratung, sondern er hat zwei Parteien, den Stifter ... und wer ist die andere? Im Zweifelsfall das Finanzamt dann.

Terweiden: Und die Aufsichtsbehörde dann in dem Fall, daß man bei einem Notar dann das anzeigen muß.

Mayer:
Die F.D.P. sieht ja dann keine Genehmigung mehr vor ...

Terweiden:
Genau, die behaupten, das ist kein Konzessionssystem, ist auch ein Normativsystem, sondern es wäre was ganz Tolles dazwischen.

Mayer:
Also, wenn die Stiftung eine Gemeinnützigkeit in Anspruch nehmen will, dann ist ja die andere Partei das Finanzamt. Und dann muß ja irgendein staatlicher Akt kommen, der die Gemeinnützigkeit anerkennt. Und da kann eigentlich der Notar, nicht mehr beraten, sondern der Notar der verbrieft im Grunde alles, was Sie dem sagen. Und deswegen, weil Sie das Haus beim Notar kaufen, haben Sie keine Garantie, daß nicht der andere, der Verkäufer, Sie übers Ohr haut.

Terweiden:
Würden Sie sagen, daß aufgrund der bayrischen Regelungen ...? Ich meine, man kann jetzt einfach an den Zahlen festmachen, daß in Bayern viele Stiftungen gegründet wurden.

Mayer:
Das ist wahr, ja.

Terweiden:
Führen Sie das aber zurück auf die erfolgreiche Novellierung des Gesetzes in Bayern, oder ist das aus historischen Gründen, oder liegt das auch an der Wirtschaftskraft in Bayern? Weil man sich ja im Bund eine positive Wirkung natürlich erhofft. Das ist ja das Hauptanliegen, man will mehr Stiftungen haben.

Mayer:
Also, ich glaube, daß zwei Faktoren ... Bayern hat in der Tat in den letzten Jahrzehnten eine starke Wirtschaftskraft entwickelt. Also wo keine Leute mit Geld sind, gibt es keine Stiftungen. Und die andere Sache ist, ich glaube schon, daß das bayrische Stiftungsrecht auch einen Beitrag geleistet hat, denn jemand, der sich mit dem Gedanken trägt, eine Stiftung zu machen, der wird ja dann auch ... oder, ob der Gedanke nun in die Tat umgesetzt wird, wird ja damit zusammenhängen: Wie läuft denn das Verfahren, und komme ich an eine Behörde oder an eine Stelle, die mir hilfreich ist, wo ich das Gefühl hab, ja, die wissen wovon sie reden und die machen mich auch auf die Stolpersteine aufmerksam, oder weiß ich gar nicht, wie ich das anfangen muß. Und stehen am Anfang schon Kosten. Die Genehmigung ist ja meines Wissens kostenfrei und die Beratung damit verbunden ist, während beim Notar, da müssen Sie schon ein gutes Geld mitbringen.

Terweiden:
Der Bundesverband Deutscher Stiftungen, die behaupten, daß diese Notarberatung, weil sie Geld kostet, Stifter dazu bringen würde, gerade nicht zu stiften, weil die sagen, jetzt nicht auch noch dafür Gebühren zahlen.

Mayer:
Diese These wird von der bayrischen Staatsregierung auch vertreten. Und ich teile sie, sie ist einleuchtend.

Terweiden:
Sie sagen: Steuerrecht, da brennt es uns auf den Nägeln, aber mir fällt auf, in der Diskussion gibt es auch Leute, die sagen: Warum noch mehr steuerliche Abzugsmöglichkeiten schaffen? Und diese werden nicht ausgeschöpft, behaupten die aufgrund von bestimmten Studien. Zum Beispiel gibt es ja diese ifo-Studie vom ifo-Institut in München von 1995, da ging es um Kulturförderung durch Unternehmen. Da wurden Unternehmen gefragt: Was sagt ihr zum bestehenden Stiftungsrecht? Die haben gesagt, das ist prima, und das wäre keine notwendige Voraussetzung für unser Engagement. Ob das jetzt zwanzig Prozent Abzugsfähigkeit sind oder mehr ... Ist das denn wirklich das Instrument, um mehr Stiftungen zu gründen?

Mayer:
Es gab jedenfalls in der letzten Wahlperiode ein Fraktionspapier [War wohl vor der 13. Wahlperiode], das ich unterschrieben habe, in dem unter anderem drinnen stand einer der Punkte zur Verbesserung der Forschungsförderung, das Stiftungsrecht soll im Hinblick auf die steuerliche Behandlung überprüft werden. Das ist die gleiche Kategorie, mit der eine Regierungsfraktion sagt: Wir wollen mehr Geld für dieses und jenes. Und am Schluß sagt der Finanzminister: Also, wir müssen die Enden zusammenbringen!

Terweiden:
Ja, ich weiß, was Sie meinen. Und das fällt mir auch auf, und da habe ich in dem Bereich eine kleine Kritik gefunden, vom Herrn Zehetmair, in dem gleichen Vortrag bei der zuvor erwähnten Stiftung, wo er nämlich gesagt hat, das gerade, was steuerliche Verbesserungen für Stiftungen angeht, daß das natürlich am Einspruch von dem CSU-Finanzminister Waigel in der letzten Legislaturperiode gescheitert ist. Die F.D.P. hat mir gesagt, daß Herr Solms mehrmals Versuche unternommen hat, das zu machen. Und liegt das jetzt daran, weil er [Waigel] von der CSU war, oder liegt es daran, weil er Finanzpolitiker ist und sagt, was Geld kostet und in der angespannten Finanzlage können wir das nicht machen?

Mayer:
Also, da können Sie in der politischen Landschaft immer schauen, wo steht der? Und am heutigen Tage würde so eine Forderung, die Stiftungen steuerlich besser zu stellen, geht sie mir locker über die Lippen, vor einem halben Jahr würde ich sie viel vorsichtiger formulieren, weil ich natürlich auch nicht insofern unglaubwürdig werden wollte, als ich eine Forderung erhebe, von der ich weiß, daß sie der Bundesfinanzminister, der mein Parteivorsitzender ist, gegenwärtig nicht erfüllt. Und ein Länderminister, auch wenn er der CSU angehört, wird sicher etwas lockerer so eine Forderung erheben. Und jetzt, wo wir nicht mehr an der Regierung sind, werden wir das natürlich gut tun können.

Terweiden:
Da muß ich aber jetzt doch nachhaken, weil jetzt auch Fachleute sagen – mir hat ein Steuerfachprofessor [Prof. Dr. Kröger] glaubhaft versichert -, man kann, selbst Fachleute können nicht genau sagen, wieviel wird das kosten, so eine Stifungssteuerrechtsreform. Die sagen, das kann zweihundert Millionen kosten, es kann auch mehr kosten, aber es wird auf jeden Fall zu mehr sozusagen finanziellem Einsatz von Stiftungen führen, der wesentlich über das hinausgeht, was der Staat verlieren könnte. Man sagt, wir wollen genau eine Zahl haben, [über die Steuerausfälle] aber diese Zahl ist nicht zu ermitteln, aufgrund der Datenlage.

Mayer:
Nun haben es Steuerrechtsänderungen immer an sich oder die meisten, daß man sehr im Dunkeln tappt darüber, wie sich das auswirkt. Und ich will ja nun einen Vergleich bringen. Man hat im Einkommensteuerrecht einen Freibetrag für gemeinnützige Spenden, kirchliche, mildtätige und so weiter. Ich glaube, er ist bei zehn Prozent oder fünf Prozent, da bin ich jetzt nicht mehr ganz sicher. Das ist im Grunde das Gleiche. Die Philosophie, die dahintersteckt, ist, daß der Staat sagt, ich kann einen bestimmten Teil meines Einkommens für etwas verwenden, was als gemeinnützig anerkannt ist, in einem Verfahren und ich verzichte auf diese Steuererhöhung. Ob man das mit Stiftungen voll vergleichen kann, weil die Stiftung ja nur ganz Wenige privilegiert, also ich komme eigentlich wieder darauf zurück, daß ich mich mit der Steuerfrage im Detail zu wenig befaßt habe, um das beurteilen zu können. Muß jetzt da ein großer Schluck getan werden oder ein kleiner? Oder liegt es nur daran, daß manche Dinge eigentlich gar nicht so gewollt waren? Das kann ja auch manchmal sein. Oder sich die Welt so verändert hat, also ich unterstelle jetzt mal, wenn man früher keinen Aktienbesitz zugelassen hätte, wäre das eigentlich anachronistisch.

Terweiden: Um noch mal darauf zurückzukommen, das hatten Sie - glaube ich - noch nicht so ganz beantwortet. Woran lag es denn jetzt, daß der CSU-Minister [Waigel] gesagt hat, das können wir nicht machen?

Mayer:
Ja, gut. Also, wir hatten ja einen Grundsatzbeschluß, daß wir nicht neu Ausnahmetatbestände schaffen, solange nicht die Steuerreform gemacht ist. Und da die Steuerreform nichts geworden ist.

Terweiden:
Ich meine, die Steuerreform, da sollten ja die Steuersätze radikal abgesenkt werden. Und dann wäre aber doch wieder, wenn man jetzt die Stiftungen ausgespart hätte und hätte da die Abzugsmöglichkeiten erhöht, dann wären die ja wieder, relativ gesehen, geringer gewesen?

Mayer:
Die Steuerreform hatte ja vorgesehen, die Steuersätze dramatisch zu senken, und damit wäre der steuerliche Anreiz für eine Stiftung geringer, wenn sich die Stiftung auf die Einkommensteuer, nicht auf die Erbschaftssteuer bezieht. Ich will das vielleicht mal so erklären: Die steuerliche Behandlung von Stiftungen ist sozusagen ein kleines Zweiglein am großen Baum des Steuerrechts. Man wird nicht eine Einkommensteuerreform zunächst daran messen, wie sie sich auf das Stiftungsrecht auswirkt, und deshalb wird man auch eine Änderung der steuerlichen Behandlung des Stiftungsrechts erst nach einer großen oder im Zuge einer großen Steuerreform machen und nicht vorher.

Terweiden:
Also würden Sie das auch ganz ablehnen, wenn man das getrennt machen würde, wenn man es schon macht?

Mayer:
Zum Beispiel wäre es absolut unsinnig gewesen, vor der Neufassung des Vermögens- und Erbschaftssteuerrechts in dem Teil das zu ändern. Und genauso hätte ich es für falsch gehalten, vor einer Reform des Einkommensteuerrechts – das wir ja als wichtigstes Vorhaben hatten und das gescheitert ist – nun das Stiftungsrecht anzupacken. Zuerst muß man mal die groben Klötze setzen, und dann kann man das andere anpassen. Und insofern habe ich Verständnis dafür, daß der Finanzminister das Stiftungssteuerrecht nicht angepackt hat. Jetzt ist die Situation, also wenn ich das richtig verstanden habe, was die Koalition vorhat, dann hat sie sozusagen jetzt die Steuerreform durchgeführt, nach ihren Vorstellungen, was absurd ist, in meinen Augen, weil es keine echte Steuerreform ist, aber wenn man von dieser Hypothese ausgeht, daß jetzt sozusagen in dem Bereich Einkommensteuer jetzt das bis zum Ende der Wahlperiode festgelegt ist, dann wäre jetzt ein Zeitpunkt, um mal die Einzelfragen da durchzugehen.

Terweiden:
Also, mir scheint es so, daß ja Stiftungen doch was Besonderes sein müssen oder als ein besonderes Anliegen zur Zeit drängend sein müssen, sonst würden sie ja nicht als Einzelthema behandelt werden, weil es ja noch andere Organisationen des Dritten Sektors gibt, wie Vereine und so weiter. Warum ist das so? Warum Stiftungen?

Mayer:
Das ist jetzt eine Vermutung. In dem Augenblick, in dem das öffentliche Geld, also das Geld des Staates knapper wird, ist natürlich auch der Drang zu den Stiftungen größer und wird natürlich auch eher eine Diskussion darüber aufkommen, was können wir tun, um Stiftungen zu fördern.

Terweiden:
Jetzt würde mich noch mal interessieren – gut, wir haben über die parteiinternen Sachen gesprochen - welche Punkte werden denn zur Zeit in der Politik insgesamt kontrovers diskutiert?

Mayer:
Ja, kontrovers ist im Grunde die Diskussion, ob der Bund überhaupt ein Gesetz machen muß. Wir von der CSU meinen, nein. Und damit ist eigentlich schon die Abgrenzung da. Und das Detail, ob man das auf Notare oder beim Genehmigungs ... also wenn es in die Sache geht, dann bin ich der Meinung, daß die bayrische Lösung die richtigere ist.

Terweiden:
Und das ist ja auch ein Hauptpunkt, wo immerhin angesetzt wird und wo zumindest der Berater, der die Grünen beraten hat, dieser Notar Dr. Rawert, und der sagt, das Recht wäre so zerstückelt, wir brauchen bundeseinheitliche Errichtungsvoraussetzungen für Stiftungen, weil dann die Leute durch weniger Bürokratie und durch ein schnelleres Verfahren kommen.

Mayer:
Also, das ist eine Behauptung, die er erklären muß, ich teile sie nicht. Man könnte dann auch noch, also wenn man böswillig wäre, die Frage stellen: Wem nützt eigentlich die Änderung der F.D.P., also dem Berufsstand, dem derjenige angehört, der den Gesetzentwurf gemacht hat.

Terweiden:
Aber die Konsequenz müßte doch heißen, wenn das Land Bayern das so gemacht hat, daß die anderen Länder auch nachziehen müßten und Land für Land das ändern sollten, weil ... Wo bleibt sonst die Bundeswirkung? Es ist ja schön, wenn in Bayern so viele Stiftungen gegründet werden, aber die anderen Länder ...

Mayer:
Also, soweit ich das beurteilen kann, sind die Unterschiede in den Ländergesetzen nicht so riesig groß. Insofern kann man dann auch nur wieder spekulieren, warum gibt es größere Unterschiede – und gut, jetzt kann man mit Sicherheit sagen, in den neuen Bundesländern gibt es weniger reiche Leute - und in anderen Ländern müßte man dann vielleicht die Frage stellen: Ist die Ausführung der Gesetze nicht so optimal organisiert? Und ich meine, bei vielen Stiftungen kommt es auch sehr auf das Klima an, wie sehr man die Leute auch hofiert und wie sehr sich bestimmte – auch Politiker in führenden Stellungen– der Leute annehmen. Also, da spielt das Klima manchmal eine größere Rolle als die Buchstaben des Gesetzes.

Terweiden:
Wollen Sie darauf hinaus, daß in Bayern gesagt wird, zum Beispiel was solche Länderstiftungsbehörden angeht oder auf der Regierungsbezirksebene, unsere Beamten sind mehr Dienstleister, oder das ist mehr der Dienstleistungsgedanke?

Mayer:
Also, ich will es mal so sagen, wenn einer den Stifter im Gang warten läßt, nicht wahr. Dann wird der sagen: Auf Wiedersehen, mich seht ihr nie mehr! Und wenn vielleicht der Regierungspräsident sagt, also das ist ein wichtiges Anliegen, kommen Sie doch mal in mein Büro und dann holen wir den dazu und dann schauen wir, wie wir das auf den Weg bringen. Das ist die Frage.

Terweiden:
Was jetzt aber interessant ist: Die Zahlen sagen, in Bayern werden viele Stiftungen gegründet, und Sie sagen oder wir haben es eben festgestellt, daß in Bayern wahrscheinlich ... 

Mayer:
... ein gutes Klima herrscht.

Terweiden:
... ein gutes Klima herrscht. Aber wieso sagt dann zum Beispiel Graf Strachwitz, einer der Stiftungsexperten, der ja auch in München sein MAECENATA-Institut hat, für Stiftungsberatung, der hat mir gesagt, das hat er auch schon geschrieben, auch gerade in Bayern hickhack gab und hin und her und Gezeter mit der Stiftungsbehörde, weil die gesagt, den Zweck den ihr da verfolgt kann man nicht so ganz nachvollziehen. Das sind zwar individuelle Sachen, aber er macht das geltend und sagt, in Bayern gibt es da Schwierigkeiten. Und dieser Notar, der die Grünen beraten hat, wiederum, der sagt, es gibt solche großen Unterschiede von Bundesland zu Bundesland, daß unterschieden wird zwischen stiftungsfreundlichen und stiftungsunfreundlichen Ländern, daß deswegen sogar Stifter auch dann – ja weiß ich nicht - nach Bayern gehen oder auch nicht.

Mayer:
Also zum Grafen Strachwitz möchte ich sagen, da müßte man konkrete Fälle benennen. Ich kenne sie nicht, und Sie haben auch keinen benannt, darum kann ich dazu wirklich nichts sagen. Die Zahlen sprechen jedenfalls dafür, daß es in Bayern nicht so schlecht sein kann.

Terweiden:
Jetzt ist die Frage: Wer soll denn hauptsächlich als potentieller Stifter angesprochen werden? Sind das die „Reichen“, also die Millionäre, oder sind das auch durchaus „kleinere Reiche“? Es reicht ja durchaus schon aus, wenn man fünfzig bis hunderttausend Mark zum Beispiel in eine Stiftung gibt.

Mayer:
Also, ich glaube, daß das Instrument der Stiftung schon voraussetzt, daß eine bestimmte kritische Masse an Vermögen da ist. Die Stiftung ist nicht die einzige Möglichkeit, um gemeinnützig etwas zu tun. Es gibt die gemeinnützige Tätigkeit im Ehrenamt, die viele Menschen erbringen. Es gibt dann eine gemeinnützige Tätigkeit, indem ich eine Spende gebe. Das ist dann für die, die ihr Geld übrig haben. Also, ich glaube schon, daß die Stiftung ein Instrument ist für Reiche und nicht für die Armen. Wo sie dann genau die Grenze setzen, da will ich mich jetzt auf die Zahl nicht festlegen.

Terweiden:
Ja, gut, nicht unbedingt eine Zahl, aber es ist ja so, daß gesagt wird auch im Zuge dieser Erbschaftswelle, gibt es ja durchaus Leute, die, sag ich mal, ganz normal abgesichert sind, die eigentlich nicht dieses – es wird ja gesagt, daß eine durchschnittliche Erbschaft zwischen zweihundert und fünfhunderttausend Mark ist – wenn die davon einen Teil in Stiftungen geben würden, dann wäre das vielleicht immer noch nicht so viel für die Stiftung, aber auch nicht so schmerzlich für denjenigen. Da könnte man ja auch dazu kommen, daß es auch in die Breite gehen kann?

Mayer:
Der Gedanke, daß ich eine Stiftung machen möchte, der muß von dem Betreffenden von innen raus kommen. Man kann das dann in gewisser Weise fördern und den Weg ebnen, aber ich würde eigentlich davon abraten, daß man nun das Heil der Welt allein in den Stiftungen sieht. Und ich will auch gerne mal eine Zahl nennen. Wenn jemand sagt, ich hab jetzt tausend Mark übrig – das ist jetzt ein bißchen extremes Beispiel – und mache damit eine Stiftung, das lohnt den Aufwand nicht. Und da wird es irgendwo eine Grenze geben, die sich in der Praxis einspielt. Wer tausend Mark übrig hat, der soll eine Spende machen und wer zehntausend Mark, wahrscheinlich auch.

Terweiden:
Und was ist mit der Stiftung auf Zeit? Wenn man hunderttausend Mark hat, da könnte jedes Jahr ein Batzen von zehntausend Mark gegeben werden und dann löst sie sich auf. Die könnte ja dann zehn Jahre – das ist ja schon ein Zeitraum – laufen ...

Mayer:
Das halte ich für eine vernünftige Form der Stiftung.

Terweiden:
Aber es ist ja bisher gesetzlich nicht vorgesehen, daß man eine Stiftung auf Zeit macht. Eine Stiftung ist ja auf ewige Dauer eigentlich. Also sollte man das ermöglichen?

Mayer:
Also, da würde ich jetzt auf Anhieb sagen, das sollte man ermöglichen.

Terweiden:
Ja, gut. Jetzt wollte ich noch mal hinaus auf die Tätigkeitsbereiche. Gibt es denn eine Präferenz in Ihrer Partei? Würden Sie sagen, man muß in Stiftungen speziell die Kultur voranbringen, oder sagen Sie da, das kann ruhig für alle Zwecke sein?

Mayer:
Also, ich würde mich dagegen aussprechen, daß man das für einen speziellen Bereich macht, denn es gibt im kulturellen Bereich, im sozialen Bereich – zum kulturellen gehört die Wissenschaft auch –, glaube ich. so viele Zwecke, und das ist ja gerade auch die Stärke des Stiftungswesens, daß es eben die Vielfalt der Menschen widerspiegelt.

Terweiden:
Können Sie noch mal sagen – ich glaube, das haben wir schon angesprochen – welche gesellschaftspolitische Vorstellung sich für Ihre Partei hinter gemeinnützigen Stiftungen versteckt. Fällt Ihnen da noch was ein?

Mayer:
Haben wir eigentlich schon gesagt, nämlich die Verantwortung des Einzelnen.

Terweiden:
Auf der Basis dieser Gesetzesnovellierung in Bayern, können Sie eine Prognose abgeben? Wie könnte sich die geplante Reform, wenn sie sich so zwischen F.D.P. und Grünen-Position einpendelt, nämlich schon durchaus sichtbare steuerliche Verbesserungen, daß man bundesweit diese Errichtungsvoraussetzungen ändert, wie könnte sich sowas auswirken? Wird das den Schub bringen?

Mayer:
Bei den Rot-Grünen, da können Sie davon ausgehen, daß die mehr Bürokratie machen und daß es keinen Schub bringt.

Terweiden:
Machen Sie doch mal einen Appell an die Stiftungen, an das Stiftungswesen. Welche Funktion sollen die in Zukunft übernehmen? Also, wenn Sie jetzt dem Stiftungswesen eine Funktion für die Zukunft zuschreiben könnten.

Mayer:
Wenn wir über Stiftungen reden, denken wir ja vielfach an Amerika, an die USA, wo die Tradition von reichen Menschen in diesem Jahrhundert etwas ausgeprägter ist als in Deutschland und Europa, wo eben durch zwei Weltkriege im Grunde so viel Vermögen vernichtet worden ist, daß es eben nicht die Zahl von vermögenden Menschen gibt. Also, Stiftungen sollten sich vor allem Pionieraufgaben annehmen. Ich glaube schon, daß in Wissenschaft, Forschung und Kultur eine große Aufgabe liegt. Man könnte es auch so formulieren, Stiftungen sollten sich der Bereiche annehmen, wo Defizite bestehen, nach Ansicht des Stifters. Und je nach Betrachter wird jemand sagen, wir haben ein kulturelles Defizit, wir haben ein soziales Defizit, wir haben ein Defizit an Völkerverständigung und insofern daß es zeitlos eigentlich die Aufgabe von Stiftungen ist, Pionieraufgaben zu erfüllen, oder spiegelbildlich formuliert, Defizite abzumildern.

Terweiden:
Jetzt will ich schon wieder auf das Thema Errichtung hinaus. Würden Sie nicht sagen, und das sagen ja auch die Grünen und andere, daß die staatliche Genehmigung einfach überholt ist, weil das etwas wäre aus dem obrigkeitsstaatlichen Denken? Der Staat genehmigt etwas und die sagen, ja wir wollen das Recht auf Stiftung. Oder sagen Sie, in der Praxis wird das gar nicht so heiß gegessen, wie es gekocht wird?

Mayer:
Der bayrische Standpunkt ist, daß derjenige, der formal die Voraussetzungen erfüllt, daß der im Grunde faktisch einen Rechtsanspruch auf Stiftung hat. Das wäre aber durchaus ein Diskussionspunkt, ob man das expressis verbis in die Ländergesetze hineinschreibt, und man wird bei einer Novellierung des bayrischen Gesetzes diese Frage noch mal ernsthaft prüfen. Jedenfalls wird es immer eines staatlichen Aktes hinsichtlich der Gemeinnützigkeit und Steuervorteile bedürfen, und der ist in der Genehmigung nach derzeitigem Verständnis optimal abgedeckt.

Terweiden:
Halten Sie es für möglich, daß Stiftungen einen Beitrag zur Reform des Sozialstaats leisten können?

Mayer:
Allgemein gesprochen, ja.

Terweiden:
Wenn ja, wie kann das geschehen? Und da habe ich mir als Beispiel überlegt und zwar es gab ja diese Zukunftskommission der Länder Bayern und Sachsen, wo ja der Ulrich Beck einen Teil dazu beigetragen hat, und der hat ja auch dazu was gesagt zur Bürgerarbeit, daß man sich vorstellen könnte im Zuge der Umbewertung von Erwerbsarbeit, daß das nicht nur diese klassische Erwerbsarbeit ist, sondern daß auch Leute in die Bürgerarbeit eingebunden werden, also daß praktisch Stiftungen auch ein Potential in diese Richtung haben. Daß sie Jobs durch ihre Programme schaffen können, daß sie selbst welche bereitstellen, daß sie durch das ehrenamtliche Potential, weil ja sehr viele ehrenamtlich da auch tätig sind, daß da was machbar ist.

Mayer:
Das halte ich eher noch im Bereich des Utopischen. Um das von vorher noch mal ein bißchen zu konkretisieren, Stiftungen können natürlich einen Beitrag zur Reform des Sozialstaates oder Neugestaltung leisten, indem sie dazu Studien machen oder indem sie dazu Modelle fördern. Wir wissen ja nicht, wie die künftige Arbeitswelt aussieht, und da könnte ich mir vorstellen, daß Stiftungen Modelle fördern.

Terweiden:
Das ist ja so ein neues Konzept, aus den USA übernommen, die community foundation, also die Bürgerstiftung, da ist ja so – wenn man das jetzt in der reinen Form sieht – das Ziel, daß Leute zusammenkommen, in einer Region, daß jeder seinen Teil dazu beiträgt, sei es jetzt durch Zeiteinsatz, also durch Ehrenamt oder durch kleine Zustiftungen und daß dann sozusagen lokale Probleme angegangen werden, und das ist ja schon eine neue Bewegung, die man sehen kann. Wäre das was Vernünftiges?

Mayer:
Ich sehe das nicht von vorneherein negativ, ich glaube aber, daß da speziell in Deutschland und vielleicht auch in Europa weniger Bedarf ist, weil wir es mit gewachsenen Gemeinschaften zu tun haben, in der es ohnehin eine Vielfalt von Organisationen gibt, die sich bestimmter sozialer Bereiche annimmt, von den Kirchen über die Vereine und auch über die Tarifpartner. Ich kenne das Modell zu wenig, um es im einzelnen beurteilen zu können, aber das sollte nicht ausgeschlossen werden.

Terweiden:
Sehen Sie denn da zumindest dann auch gesetzlichen Handlungsbedarf, daß man sagt, das ist die Bürgerstiftung, so muß sie sein?

Mayer:
Das müßten die zunächst definieren. Da müßte jemand sagen, wir haben in Deutschland die und jene Hemmnisse, und dann müßte man das im Einzelnen anschauen. Ich habe noch keinen Katalog gesehen. Wenn niemand sagt, ich habe einen Bedarf für ein Gesetz oder eine Gesetzesänderung, was soll dann der Gesetzgeber ...? Montesquieu sagt, wenn es nicht notwendig ist ein Gesetz zu machen, ist es notwendig kein Gesetz zu machen.

Terweiden:
Das schreiben wir dann ins Gesetz Paragraph 1. Gut, jetzt ist auch noch ein wichtiges Thema und zwar: Stiftungsregister ist ja nicht nur dazu da oder kann nicht nur dazu sein, um die Voraussetzung für die Stiftungserrichtung zu schaffen, sondern da wird ja was eingetragen, was dann in Teilen der Öffentlichkeit auch zugänglich ist. Das ist ja ein Teil an Transparenz. Dadurch kann man ja nachzählen, wieviel Stiftungen gibt es denn. Und soweit ich weiß, gibt es das ja auch in Bayern. Und die waren die ersten, die das gemacht haben.

Mayer:
Bloß es ist in Bayern wohl so, daß ein Teil der personenbezogenen Daten auf Wunsch des Stifters eben nicht ...

Terweiden:
Ach, das geht?

Mayer:
Das geht meines Wissens.

Terweiden:
Die F.D.P. und der Bundesverband Deutscher Stiftungen haben gesagt, ja, da gäbe es ja Stifter, die wollen anonym bleiben.

Mayer:
Ja, das ist wohl so.

Terweiden:
Ja, die können doch gerne anonym bleiben, allerdings man könnte ja so eine Möglichkeit machen und wenn es das schon gibt? Ich will in die Richtung Transparenz. In den USA war es so, daß man Ende der 60er Jahre ein Gesetz eingeführt hat, daß man gesagt hat, Stiftungen müssen ordentliche Rechnungslegung machen, müssen alle Angaben über ihre Tätigkeit veröffentlichen. Das ist wirklich transparent. Und das kann man an den Statistiken ablesen, hat zu einer öffentlichen Akzeptanz geführt, Stiftungen gehören heute in den USA dazu, wie das Brot zum täglichen Leben. Und in Deutschland ist es ja auch teilweise, wenn man heute Leute fragen würde: Kennen Sie eine Stiftung? – „Ja, schon mal was gehört“, aber also das hat in den USA maßgeblich dazu beigetragen, daß das Stiftungswesen so erfolgreich auch war. Ist das also in Deutschland gesetzlich notwendig zu sagen, ihr müßt solche Angaben veröffentlichen?

Mayer:
Da muß ich passen. Aber ich stelle mal die Gegenfrage: Wieviele Stiftungen machen auch Öffentlichkeitsarbeit? Die meisten oder?

Terweiden:
Ich glaube, was jetzt diese Angaben angeht, z. B. Bilanz und die freiwillig an die Öffentlichkeit zu geben, das machen nur zehn Prozent der Stiftungen. Können Sie sich vorstellen, daß sich durch mehr Transparenz die Akzeptanz erhöhen wird?

Mayer:
Auf den ersten Blick würde ich Ihrer Argumentation zustimmen.

Terweiden:
Wie kann der Stiftungsgedanke einer breiten Öffentlichkeit vermittelt werden?

Mayer:
Also die allgemeine Erfahrung ist ja, daß man Dinge vorwärts bringt, indem man positive Beispiele in der Öffentlichkeit darstellt. Und insofern können vorhandene Stiftungen, indem sie sich in den Medien entsprechend präsentieren und das geht natürlich auch an die Medien, daß die sagen, wir transportieren so was, kann ich mir durchaus vorstellen, daß das dann auch den einen oder anderen anstößt und er sagt, daß könnte ich eigentlich auch machen. Und Dinge, die im öffentlichen Ansehen sehr hoch aufgehängt sind, da kommen die Leute natürlich eher auf den Gedanken, als wenn das mit keinem oder mit negativem Ansehen verbunden ist.

Terweiden:
Was kann man denn konkret machen?

Mayer:
Das Problem, wie gewinne ich die Medien für ein Anliegen, ist ein generelles Problem. Da sind die Stiftungen nicht anders dran wie die Ärzte und die Berufsgruppen und die Politiker ...

Terweiden:
Ich sag das auch deshalb mit der Akzeptanz, weil zum Beispiel in der Wahlplattform der CDU/CSU gefordert wurde, daß eine höhere Anerkennung freiwilligen Engagements gefordert wird. Und bezieht sich das auch auf Stiftungen?

Mayer:
Diese Aussage bezieht sich auf alle Formen des Einsatzes für die Allgemeinheit. Und dazu gehören auch die Stiftungen, wobei, wenn man es von der Personenzahl sieht, natürlich das Ehrenamt eine wesentlich größere Rolle spielt, aber ich kann mir auch vorstellen, es gibt sicher verschiedene Formen. Man könnte vielleicht Stiftungen auch noch dadurch fördern, daß sie staatlich besonders ausgezeichnet werden oder, daß sie eben ja ... Regierungen haben ja unterschiedliche Möglichkeiten, um bestimmte Dinge auch zu befördern.

Terweiden:
Ja. Jetzt ist es so, daß mir aufgefallen ist, okay das war natürlich in einer Ansprache des bayrischen Ministerpräsidenten [Dr. Edmund Stoiber] anläßlich des 25jährigen Jubiläums der bayrischen Landesstiftung
 ... Es ist ja auch immer in den CSU-Vorstellungen die Rede davon, daß das Subsidiaritätsprinzip zur Geltung kommen soll. Können Sie sich vorstellen, daß das auch so gedacht ist, daß private Stiftungen sozusagen in Zukunft auch – wie die Wohlfahrtsverbände – in den Staat, die staatliche Leistungsbereitstellung miteinbezogen werden sollen, indem der Staat sagt: Hier ist Bedarf. Stiftungen dürfen das machen als regionale Institution oder Einheit. Also ist dieser freiwillige Teil ein Grundpfeiler des Subsidiaritätsverständnisses?

Mayer:
Also, die Subsidiarität heißt ja nicht, daß der Staat sagt: Ihr dürft das machen, sondern daß jemand seine eigene Angelegenheit regelt und daß er die Verantwortung für sich selbst übernimmt, und solange er sie selbst tragen kann, hat der Staat gar kein Recht, dort einzugreifen. Das ist ja im Grunde das Subsidiaritätsprinzip. Das kann dann nicht heißen, daß der Staat sagt: Du mußt jetzt das machen. Das ist ein anderes Prinzip.

Terweiden:
Also, ich habe das so verstanden – ich finde jetzt leider die Stelle nicht – aber, daß der Ministerpräsident [Dr. Edmund Stoiber] das so gesagt hat: Guckt mal her, diese Stiftung wurde vom Land gegründet, die hat sich bewährt, und mir kam das so vor, daß der Staat auch eine maßgebliche Rolle bei Stiftungsgründungen spielen will. Also, ich meine: Halten Sie es für sinnvoll, daß der Staat Stiftungen gründet, weil das ja letztendlich kritisiert wird, als eine Durchlaufstation, als ein Schattenhaushalt, weil die Stiftung ja eigentlich mit einem Vermögen ausgestattet werden sollte ...?

Mayer:
Also, das glaube ich, daß es eher die Ausnahme bleiben wird, die staatliche Stiftung, oder bleiben soll.

Terweiden:
Vielleicht können Sie noch mal sagen, was jetzt die Parteien angeht. Wollen Sie sich denn schon an dieser Diskussion auch überhaupt beteiligen oder sagen Sie, gut, wir haben in Bayern ein gutes Gesetz, die sollen es sich abgucken? Macht ihr mal, streitet euch, F.D.P. und Regierungskoalition!

Mayer:
Also, was die bürgerlich-rechtliche Seite angeht, ist im Moment kein Handlungsbedarf, ist es jedenfalls keine Aufgabe mit höchster Priorität.

Terweiden:
Und wird sich die CSU dann nicht mehr daran beteiligen, an dieser Diskussion?

Mayer:
Sie wird sich natürlich an der Diskussion beteiligen, wenn die Gesetzentwürfe da sind, wenn die zur Beratung anstehen. Also ich weiß nicht, ob aus dem bayrischen Finanzministerium ein eigener Vorschlag dazu kommt. Ist mir nicht bekannt.

Terweiden:
Was mir noch einfällt: Ihre Schwesterpartei CDU, die wollen ja angeblich demnächst auch ihren eigenen Vorschlag bringen, wurde behauptet. Also, ich meine, sind Sie da soweit abgestimmt, oder machen die ihr eigenes Ding?

Mayer:
Also, soweit es auf Parteiebene ist, machen die in solchen Fragen ihre eigenen Initiativen. Wenn es in der Fraktion ist, gibt es da ein genau nach der Geschäftsordnung vorgeschriebenes Verfahren, daß so ein Gesetzentwurf zunächst mal fraktionsintern, dann in den Arbeitsgruppen, bei Stiftungen wäre Finanzen, Haushalt, Wirtschaft, Bildung und Forschung, Kultur und vielleicht Soziales einschlägig. Natürlich muß das in der Fraktion abgestimmt werden.

Terweiden:
Aber Sie wissen noch nichts davon?

Mayer:
Nein, es liegt keine Initiative vor.

Terweiden:
Ich danke Ihnen für dieses Gespräch!

Experteninterview mit Felix Ensslin (Bündnis 90/ Die Grünen)

Terweiden:
Was ist Ihre Funktion oder welche Funktion nehmen Sie innerhalb Ihrer Partei ein in der aktuellen Debatte, und welche Motive haben Sie, sich mit dem Thema zu beschäftigen?

Ensslin:
Also, ich bin Referent bei der Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages Dr. Antje Vollmer, die in ihrer Eigenschaft als Kulturpolitikerin und jetzt seit dieser Legislaturperiode gibt es ja auch einen Kultur- und Medienausschuß, als Obfrau unserer Partei, unserer Fraktion für diese Themen, hat sich diesen Themen zugewandt, zum ersten Mal im September 96 oder 95, 96 war das glaube ich!

Terweiden:
96, genau bei dieser Anhörung ... [Kultursponsoring und demokratisches Mäzenatentum]

Ensslin:
Ja, genau. Sie wissen es noch besser als ich. Und ich habe im Rahmen der Zuständigkeit innerhalb unseres Büros dieses Thema übernommen. Damals noch sehr unbeleckt von der spezifischen Problematik der Stiftung, aber habe mich dann eingearbeitet und raus kam, wie Sie ja wissen, der von unserer Fraktion, damals noch in der Opposition eingebrachte Gesetzentwurf, der im Dezember 97, glaube ich, eingebracht wurde und jetzt die Grundlage für den gemeinsamen Antrag mit der SPD-Koalitionsfraktion bildet. Nicht bilden soll, sondern bildet.

Terweiden:
Ja, wenn Sie das schon sagen, also auf Grundlage dieses Gesetzentwurfes sollen jetzt die weiteren Vorschläge auch erarbeitet werden?

Ensslin:
Ja, gut, also um dann vielleicht Ihre Frage ganz zu beantworten, innerhalb der Partei hat sich dann mit dieser Beschäftigung, sowohl die Zuständigkeit von Frau Vollmer und meine Zuständigkeit, sagen wir auf Mitarbeiterebene, auf Fachebene durchgesetzt und aufgrund, hoffe ich ja, wohl auch der Qualität des Entwurfes, den wir vorgelegt haben, bin ich jetzt auf die entsprechenden Kolloquien, die ja sehr zahlreich in den letzten zwei Jahren in der Bundesrepublik in der Regel dann auch eingeladen und dann dort an den Gesprächen teilzunehmen und die Partei zu vertreten.

Terweiden:
Sie meinen doch diese Kolloquien zum Beispiel, die auch von MAECENATA ...?

Ensslin:
Von Graf Strachwitz zum Beispiel. Das ist aber nur ein Beispiel. Es gab einen juristisch orientierte Kongreß in Köln, der sich allgemein mit Fragen des Dritten Sektors und der Gemeinnützigkeit beschäftigt hat. Die Bertelsmann Stiftung hat schon mehrere Veranstaltungen gemacht, die war ja auch wieder mit Graf Strachwitz‘ Beteiligung und so gab es einiges.

Terweiden:
Und auch diese Kampagne „Schenken, Stiften, Engagieren“, meinen Sie das auch, oder?

Ensslin:
Ja, da war ich mitbeteiligt, sogar sehr zentral mitbeteiligt. Es war ja überraschend für viele, daß ausgerechnet die Grünen in den letzten Jahren dieses Thema wieder auf die politische Tagesordnung gebracht haben. Gesellschaftspolitisch war es immer ein Thema eigentlich in den letzten Jahren. Es gab auch damals dann die Kampagne, die von Professor Pfeiffer in Hannover. Und ...

Terweiden:
Das geht ja alles so in Richtung Bürgerstiftung?

Ensslin:
Ja, in Hannover geht es Richtung Bürgerstiftung, die Kampagne „Schenken, Stiften, Engagieren“ hat so eine Vorab-Vorstellung von Bürgerstiftung. In den USA, das ist ja nun wirklich kein Land, das verdächtig ist, in irgendeiner sozialistischen oder kommunistischen Tradition zu stehen, sind die Erbschaftssteuern konfiskatorisch, also außer den direkten Familiennachkommen und selbst da, nach einer gewissen Freigrenze, sind das sehr hohe Erbschaftssteuern und wenn man ins dritte, vierte Glied geht oder den Schenkungssteuern, sind sie wirklich konfiskatorisch, und nicht umsonst gibt es dort ein wesentlich ausgeprägteres Stiftungswesen. Das ist sicher ein Aspekt davon, aber von mir aus können wir hier die Erbschaftssteuern um einiges erhöhen, mit den entsprechenden Freibeträgen natürlich. Es bringt ja auch nichts, wenn die Familien dann schlechter gestellt werden, aber und dann kann man so eine Diskussion führen, ja gleichzeitig dann zum Beispiel, so wie wir es ja auch tun, die Erbschaftssteuerbefreiung auf alle gemeinnützigen Stiftungen ausdehnt. Das wäre für mich ein Ansatz, der bürgergesellschaftlich ist, der liberal ist, der einerseits die gegen-etatistische Bewegung von Stiftungen aufgreift und andererseits aber auch das soziale, ökologische, bürgerrechtliche Gewissen, das die 68er unserer Gesellschaft implantiert haben.

Terweiden:
Ja, gut. Ich steige mal voll ein, mit meinem ersten Hauptthema, mit meiner ersten Frage. Jetzt gehe ich mal ganz weg von irgendwelchen rechtlichen Definitionen und würde gerne mal von Ihnen wissen - in Ihrer Eigenschaft als Experte ja - die gemeinnützige Stiftung, wenn man die versteht mehr als gesellschaftliche Institution oder Handlung und nicht im Sinne einer rechtlichen Definition, wie würden Sie diese definieren?

Ensslin:
Als ein Instrument, das es Bürgern und Gruppen von Bürgern erlaubt, neben ihren materiellen Möglichkeiten auch vor allem ihre Kompetenzen und Ideen und Visionen einzubringen in breitesten Bereichen gesellschaftlichen Handelns, sozialen Handelns, ökologischen Handelns und insbesondere als ein Instrument, das im Vergleich zum Beispiel zu Pilotprojekten in Verwaltungen oder anderen staatlichen Orten, eher experimentierfreudig sein kann und, sagen wir, trial- and error-Verfahren, gerade in einer Zeit, in der Modernisierung zwangsläufig oder gewünscht, egal welche Haltung man dazu einnimmt, faktisch eine sehr große Rolle spielt und natürlich dann auch die Frage, der Ruf nach neuen Antworten drängender wird. Und dafür sind Stiftungen ein ganz zentrales Instrument, meines Erachtens. Unseres auch.

Terweiden:
Gut. Und jetzt die Frage, weil man das ja auch in Äußerungen von Frau Vollmer gefunden hat, daß es zurückhaltende Äußerungen gab, Ressentiments aus dem linken Lager, auch aus dem Bereich der 68er natürlich, die ja mit angesprochen werden sollen, aber darauf kommen wir später noch, und woher erhalten Stiftungen denn, nach Ihrem Verständnis, dann ihre grundsätzliche Legitimation heutzutage? Weil man ja sagen könnte: „Ist ein uraltes Rechtsinstitut, hat sich abgelebt, ist aber nicht mehr zeitgemäß.“ Warum Stiftungen?

Ensslin:
Stiftungen, im Gegensatz zu Vereinen – nichts gegen Vereine, die sind für vieles genau das richtige Instrument, aber drücken ein commitment aus, also das Vermögen, das gestiftet wird, wird auf Dauer einem Zweck zugeführt. Man kann überlegen, und das wird auch teilweise in den Reformüberlegungen gemacht, inwieweit auf Dauer wirklich „auf ewig“ heißen muß. Das sei mal dahingestellt. Und insofern ist es vielleicht ein altes Institut, aber es kann gerade in einer sehr schnellen Zeit, in einer sehr dynamischen modernisierenden Zeit auch gerade ein Teil der Legitimation von Stiftungen sein, daß es nicht ein einmaliger Akt ist. Es ist nicht ein Akt, der sich zurückhält oder revidierbar ist, sondern der aus Bürgerhand etwas abgibt an das Gemeinwohl, wenn wir jetzt mal von gemeinnützigen Stiftungen sprechen, und das auf Dauer tut. Und ich glaube, daß das schon an sich schon ein sehr hoher Teil der Legitimation ist. Das zweite ist, daß in einer Gesellschaft, die sich demokratisiert hat, die sich als Demokratie bewährt hat und sich als Demokratie und Bürgergesellschaft versteht, es eigentlich nicht so sein sollte, daß bürgerliches Handeln sich legitimieren muß, sondern daß das Einschränken von bürgerlichem Handeln legitimiert werden müßte. Und daraus auch, bei uns ganz klar der Gedanke, daß wir das Konzessionssystem abschaffen wollen, auch wenn es Argumente gibt, daß das zum Teil de facto in bestimmten Ländern schon so ist - Sie wissen so gut wie ich, daß es dort unterschiedliche Handhabungen gibt - und ein Recht auf Stiftungen ... Also, insofern: Die Legitimation entsteht aus dem Handeln des Bürgers selbst und nicht aus der Erlaubnis zu handeln von seiten des Staates.

Terweiden:
Ja. Aber gibt es jetzt nicht Vorwürfe, daß gesagt wird, ja das ist ein Vermögen, das ist ja auch irgendwie der Kontrolle des Staates entzogen. Man könnte ja jetzt sagen, daß Leute, die mehr eine staatszentrierte Sichtweise haben, sagen, der Staat soll da mehr ...

Ensslin:
Ja, also es gibt ja inzwischen einen F.D.P.-Entwurf, da kann man an diesem Punkt zum Beispiel sehr klar eine Unterscheidung und eine Differenzierung vornehmen. Wir sagen nicht, der Staat soll sich ganz zurückziehen, also neben dem Register, das geführt werden soll, gibt es nach wie vor die Stiftungsaufsicht. Also, bei dem F.D.P.- Entwurf ist es so, daß das notarielle Geschäft, das Stiftungsgeschäft, die Stiftung schon ins Leben ruft, und diese totale Entkopplung von staatlicher Seite, die möchten wir nicht. Und das andere ist, daß Stiftungen ja nicht als Stiftungen steuerbefreit sind. Also, die Diskussion, wenn es darum geht, gegen Stiftungen zu sein, beruht ja auf dem Argument, der Staat ist die legitimierte Stelle, sozusagen Steuern zu erheben und dieses allgemeine Gut dann entsprechend demokratischer Spielregeln und Kriterien zu verteilen und nicht die Willkür eines einzelnen Stifters. Und dort wo Stiftungen im Erbschaftsfall oder in anderen Fällen, in unserem Fall zum Beispiel dann in der Möglichkeit bis zu 50.000,- DM von der Einkommenssteuer abzusetzen, davon profitieren, daß der Staat auf Steuereinkünfte verzichtet, ist das nur der Fall, wenn Kriterien der Gemeinnützigkeit erfüllt werden, die ja nach wie vor nicht bei der Stiftungserrichtung, sondern im Finanzamt im Jahresabschluß geprüft wird, und das ist auch nach unserem Verständnis wirklich hoheitliches staatliches Handeln, nämlich den Diskurs zu führen und auch zu organisieren, was ist gemeinnützig, was dient dem Gemeinwohl und, was soll dementsprechend auch in den Nutzen dieser Steuererleichterungen kommen. Aber das ist ja eine ganz klar definierte staatliche Aufgabe, die Gemeinnützigkeit zu definieren. Im übrigen ist das auch unsere Ansicht, daß die Gemeinnützigkeit als Ganzes höchst reformbedürftig ist und das jetzt sozusagen die Lokomotive sein soll, um in so einer Art Dreisprung, auch ein Freiwilligengesetz und dann die Gemeinnützigkeit [zu reformieren], sozusagen in einem Reformvorhaben des ganzen Dritten Sektors.

Terweiden:
Ja, gut. Das soll mir erst mal genügen. Jetzt eine weitere Frage: Wie sehen Sie das Verhältnis von Stiftungen zum Staat? Das ist für mich ganz zentral. Ich habe das so ein bißchen polarisierend formuliert: Sehen Sie darin ein Verhältnis einer Konkurrenz oder eher einer Partnerschaft? Oder wie kann man das beschreiben, dieses Verhältnis?

Ensslin:
Also, es gibt und hat in der Vergangenheit sehr oft de facto Situationen gegeben, in denen es als Konkurrenz verstanden wurde und vielleicht auch tatsächlich Konkurrenzen gab. Ich finde dort die Geschichte in den USA eigentlich sehr interessant, mit dem [Tax] Reform Act in den 60er Jahren, der von den Stiftungen sehr bekämpft wurde, und vorher gab es ein sehr großes von rechts wie links. Übrigens man denkt immer es ist ein linkes Ressentiment, es ist genauso ein rechtes Ressentiment gegen die Stiftungen, also ein sehr großes Mißtrauen - nicht ganz unberechtigt -, weil die ganz unkontrolliert vor sich hin gewurstelt haben, Riesen-Stiftungen mit Milliardenvermögen. Und heute ist durch diese Reform, ich glaube man trifft kaum einen von den Vertretern der Stiftungen und kaum einen Staatsvertreter, der nicht sagen würde, es ist eine sehr glückliche Partnerschaft und daß auch die Reform sehr nötig war.

Terweiden:
Da ging es ja auch um Transparenz!?

Ensslin:
Da ging es hauptsächlich um Transparenz, es ging um die Begrenzung der Eigentumsmöglichkeit an Wirtschaftsunternehmen bis zu maximal zwanzig Prozent und, also die gehen noch weiter, als wir zum Teil gegangen sind, aber und es ging um Transparenz, Rechnungslegung et cetera.

Terweiden:
Das ist ja damit auch der Wissenschaft, glaube ich, zugänglich geworden?

Ensslin:
Ja, der Foundation Center in New York. Ich kenne ihn sehr gut. Der allerdings ist ursprünglich auf Eigeninitiative der Foundations gegründet worden, um diese Transparenz herzustellen und ist dann aber erst richtig funktionsfähig geworden durch die Reform, weil sozusagen seither alle Daten dort automatisch einlaufen.

Terweiden:
Gut. Was mir aufgefallen ist, man könnte jetzt auch in den Krümeln suchen und könnte sagen, daß ich bei jeder Partei Äußerungen gefunden habe, wo man den Eindruck gewinnt, Stiftungen werden als willkommene – in einer Situation, wo die öffentlichen Kassen leer sind - finanzielle Entlaster des Staates gesehen.

Ensslin:
Steht sogar in der Begründung [des aktuellen, noch inofiziellen Regierungsentwurfes zu einem Stiftungsförderungsgesetz vom 03.03.1999] zum Teil drin: Die öffentlichen Kassen sind leer, daher darauf angewiesen, daß privat finanzierte gemeinnützige Einrichtungen Ergänzungsfunktionen zu den Aufgaben der öffentlichen Hand wahrnehmen, also ganz offen und ehrlich gesagt, wenn Sie nicht mit den Fachpolitikern sprechen oder den Kulturpolitikern, die wirklich ein gesellschaftspolitisches Bild mit Stiftungen auch verbinden, ist es ganz selbstverständlich, daß die meisten Politiker das erst mal unter Entlastungsgesichtspunkten sehen. Das wäre eine Lüge, das nicht zu sehen, aber sobald man zumindest mit den Klügeren ein bißchen ins Gespräch kommt, und ich glaube sogar fast parteiübergreifend, wird viel viel mehr als die Entlastungsfunktion, wirklich die Innovationsfunktion, die die Stiftungen haben können, gesehen, und man muß zum Beispiel mal geschichtlich überlegen. Die erste Form des Sozialstaats, die Bismarckschen Reformen, haben zum sehr weiten großen Teil auf Erfahrungen mit Stiftungen und privater Wohltätigkeit erst mal zurückgegriffen, in den Formen, die sie genommen haben. Auch die paritätischen Wohlfahrtsverbände zum Beispiel.

Terweiden:
Aber, da will ich jetzt noch mal weiterbohren. Da besteht doch ein Unterschied zwischen Entlastung oder Ergänzung. Ich meine, Ergänzung ist offensichtlich was Zusätzliches, aber Entlastung können das überhaupt ... ? Also ich habe den Eindruck, daß Stiftungen, wenn man es in Zahlen anguckt, selbst wenn jetzt viele Stiftungen neu gegründet werden; können die das leisten?

Ensslin:
Da fängt das Mißverständnis ja schon an ... Also ich verrate Ihnen kein Geheimnis, daß Herr Dr. [Peter] Rawert [Notar in Hamburg] unser Berater war in dieser Sache.

Terweiden:
Das war mir klar. Allerdings ist es jetzt, wo wir schon bei Dr. Rawert sind. Ist er nicht auch Berater der F.D.P. gewesen?

Ensslin:
Nein, die haben es nur von uns abgeschrieben ohne Ende. Und zwar zum Teil wirklich fürchterlich. Ich bin ja nicht der Jurist von uns beiden. Dr. Rawert belegt in dem Artikel
 eben auch die juristischen Fehler, die dort gemacht werden. Die haben zum Teil - es stehen ja immer die Änderungen im Gesetz, ja, zuletzt geändert im Bundesgesetzblatt so und so - die haben zum Teil die falschen alten Daten noch mit abgeschrieben von unserem alten Entwurf, das ist superpeinlich.

Terweiden:
Das ist aber wirklich peinlich. Wir waren eben dabei, daß ich darauf hinauswollte: Sind Stiftungen jetzt Entlastung oder Ergänzung, und wie sieht es aus mit dem Potential?

Ensslin: Das ist ganz einfach. Wir haben ja kein Foundation Center, insofern sind die Zahlen nicht ganz sicher, aber wir haben ungefähr ein Stiftungsvermögen von vierzig Milliarden D Mark in der Bundesrepublik Deutschland. Selbst wenn Sie das verzehnfachen, was vielleicht irgendwann in fünfhundert Jahren der Fall sein wird, ...

Terweiden:
Genau, das wäre sehr gigantisch.

Ensslin:
... - ich übertreibe jetzt, ja um anschaulich zu machen -, dann haben Sie vielleicht mit viel Glück eine Ausschüttung von acht Milliarden. Das beantwortet Ihre Frage. Wir haben einen Bundeshaushalt von 420 Millarden DMark.

Terweiden:
Hat nicht Frau Vollmer, also als ich jetzt im November im Wissenschaftszentrum in Bonn war bei dieser Diskussion, da hat sie gesagt, und das ist ja auch schon vorher so gewesen, daß sie sich vorstellen kann, wenn nur zwei Prozent des jährlich zu vererbenden Vermögens da in Stiftungen reinkommen, dann wäre das schon ganz toll. Genau zwei, drei Prozent von 250 oder 300 Milliarden, wären ja neun Milliarden Mark. Aber die neun Milliarden, da würden natürlich nur die Erträge daraus nur ausgegeben werden, das wäre natürlich erheblich weniger.

Ensslin:
Wie ich gerade gesagt habe. Bei einer Verzehnfachung des jetzt vorhandenen Kapitals hätten wir eine Ausschüttung, also wenn man dann ein Drittel Verwaltung noch abzieht, ein Viertel Rücklagenbildung, dann haben wir eine Ausschüttung von sieben Milliarden, ja. Also die zwei größten amerikanischen Stiftungen machen das locker alleine im Jahr. Es ist der falsche Blickwinkel auf Stiftungen, zu sagen, wir müssen ein Altersheim schließen, deswegen brauchen wir eins, das ein Altersheim führt, obwohl gerade in diesem Bereich Stiftungen noch relativ sinnvoll tätig sein können. Der Wert von Stiftungen geht ja weit über sozusagen analog eins zu eins, die Summe, die ausgeschüttet wird, hinaus. Also, wenn man dieselbe Summe im öffentlichen Haushalt hat und nichts gegen öffentliche Haushalte, die haben ihre Berechtigung und ihren Ort, hat die Stiftung doch noch eine ganz andere und wichtige Wirkung, zum einen beteiligt sie Bürger am Gemeinwohl. Sie kann innovativ tätig sein, kann experimentierfreudiger sein. Sie kann Werten, die im Entstehen sind, die noch nicht gesellschaftlicher Konsens sind, einen Ort geben. Was hätten wir gegeben in den siebziger Jahren, wenn ein paar Stiftungen zu Umweltschutz schon da gewesen wären oder gegründet werden hätten können. Heute ist es jedermann auf die Fahne geschrieben, aber es ist ja noch nicht so lange her, Gleichstellung der Frau, um also nur mal ein paar Themen zu nennen, die heute Konsens sind oder fast Konsens in der Gesellschaft und vor allem auch die Bürgerbeteiligung, das sind ja Werte und soziale – social fabrics sagt man auf Englisch- ja, die den eigentlichen Wert von Stiftungen ausmachen und nicht nur die Summe dessen, was einem Zweck zukommt.

Terweiden:
Jetzt möchte ich direkt einsteigen in die aktuelle politische Debatte. Welche politischen Argumente sprechen denn überhaupt für eine Reform des Stiftungswesens? Weil es jetzt so viele Reiche gibt, auf einmal?

Ensslin:
Nein, das war zumindest nicht unser Ansatz. Ich kann mal kurz skizzieren. Damals haben wir eine Anhörung gemacht, zu allgemein Kultursponsoring, Mäzenatentum, wie der Titel damals schon sagte, und auch das Breite Forum der Eingeladenen. Wir wußten noch gar nicht so genau, in welche Richtung das eigentlich gehen sollte, aber dazu sind Anhörungen ja auch da. Der ursprüngliche Impuls sogar, von Frau Vollmer war ein fast schon privater. Es ging ihr auf die Nerven, daß der Mäzen Ludwig überall so angefeindet wurde, in kommunalen oder staatlichen Stellen, obwohl der nichts Schlimmeres vorhatte, als große Massen an Kunstwerken der Öffentlichkeit zu vermachen, ja. Und so sind wir sozusagen auf das Stiftungsthema dann gekommen, weil wir festgestellt haben in Diskussionen mit Fachleuten und in unserer eigenen Betrachtung, daß Stiftungen so eine Art focal point der Bürgergesellschaft sein können. Die Bertelsmann Stiftung macht da zum Beispiel sehr gute Arbeit mit der Gütersloher-Experimentier-Stiftung [Stadt-Stiftung Gütersloh]. Also es ist eine Art Form von Experiment, so das angelsächsische Modell zu übertragen. Die Community Foundation in New York zum Beispiel hat ein Vermögen von einer Milliarde Dollar, ja. Kann man hier noch ein bißchen von träumen, bis Berlin Stiftungen über so was hat. Und das war ein Ansatz. Der andere Ansatz war sozusagen Grünen-spezifisch, er war sozusagen, was ich am Anfang schon ein bißchen formuliert habe, die Grünen ein bestimmtes Segment einer Generation sind. Über viele Turbulenzen und Wege - und mit einer erfolgreichen Demokratisierung dieser Gesellschaft, man darf ja nicht vergessen, wie stickig das in den fünfziger und den sechziger Jahren hier teilweise noch war - wieder in der Mitte, wieder im aufgeklärten liberalen bürgerlichen Leben angekommen. Das war der eine Ansatz. Der Zweite ist dieser „Buddenbrooks-Effekt“. Die dritte Generation nach den Gründervätern ist oft nicht mehr so unternehmerisch orientiert oder möchte sich anders gestalten, in die Gesellschaft einbringen, daß also sozusagen der Zeitpunkt in der Geschichte der Bundesrepublik richtig war, jetzt dieses Thema noch mal aufzugreifen. Es gab ja schon mal Versuche in den siebziger Jahren, das war vielleicht noch nicht reif. Und das sind alles die Dinge, warum jetzt der richtige politische Zeitpunkt ist und weil wir, die Grünen jetzt mit an der Regierung sind und unsere Vorstellungen auch durchsetzen können. Ich meine, man muß ja sagen, daß die letzte Regierung sechzehn Jahre lang das versprochen hat und nie zu Potte gekommen ist.

Terweiden:
Ja, ja. Ist mir schon aufgefallen. Sie haben den neuen Entwurf da vor sich liegen, den können Sie mir sicher noch nicht geben, oder?

Ensslin:
Selbstverständlich, kein Problem. Der ist im Prinzip fast identisch mit unserem [Gesetzentwurf aus der 13. WP], bis, wir haben geändert hauptsächlich eine Sache, nämlich wir haben eine inhaltliche Änderung, eine hauptsächliche und das ist, daß wir letztendlich als Zugeständnis an die Länder und um den Widerstand bei den A-Ländern [SPD regierte Länder] geringer zu halten, führen wir das Register nicht mehr beim Amtsgericht, sondern bei den jetzigen Genehmigungsbehörden.

Terweiden:
Dann erübrigt sich diese Frage, die ich ja auch natürlich noch stellen wollte. Und bei den jetzigen Genehmigungsbehörden, weil das ja auch ein Kritikpunkt war, das würde mehr Bürokratie schaffen. Und das heißt ja eigentlich, daß wenn die jetzigen Genehmigungsbehörden; da dürfte ja kaum mehr Bürokratie anfallen oder wie sieht das aus mit Kosten, Aufwand ...?

Ensslin:
Ich hätte schon vorher nicht gesagt, daß wesentlich viel mehr Bürokratie anfällt. Was natürlich richtig ist, ist, wenn man ein bundeseinheitliches Register will, muß es jemand führen, aber das führt auch zu viel mehr Transparenz und Übersicht und insofern ist der Aufwand sicher, gemessen am Ertrag, absolut gerechtfertigt. Nein, wir haben uns geöffnet vor allem auch dem Argument gegenüber, daß auch sehr viel Sachverstand sich angesammelt hat in entsprechenden Referaten und staatlichen Stellen, und warum soll der verlorengehen? Uns ging es ja um das Recht auf Stiftung, also die Abschaffung der Konzession, und uns ging es um die Einführung eines Registers und um die Transparenz. Und wenn diese drei Ziele auch mit dieser Änderung gewährleistet sind, dann sehen wir keinen Grund, die jetzigen Stellen ganz aus ... Insbesondere da die Stiftungsaufsicht ja sowieso noch bei den Ländern wäre, bei den gleichen Behörden.

Terweiden:
Gibt es denn gravierende steuerliche Unterschiede jetzt, im Vergleich zum alten ...?

Ensslin:
Nein.

Terweiden:
Man könnte ja jetzt fragen, es gab ja schon seit dem Regierungswechsel einige Ankündigungen, daß da was geschieht, warum hat es denn jetzt so lange gedauert? Oder ist das gar nicht lange?

Ensslin:
Also, erstens ist das nicht lange. Wir sind nämlich hundertfünfzig Tage an der Regierung. Und wie gesagt, gemessen an sechzehn Jahren Ankündigungen und nichts geschehen, finde ich, wenn wir das dieses Jahr durch haben, eine recht zügige Angelegenheit. Insofern der Vorwurf, daß es jetzt nicht schnell ginge und das Schreiben der F.D.P. zur Einladung zum 22. [März 1999: Anhörung zum Stiftungswesen], daß sie jetzt die eingeschlafene gesellschaftspolitische Diskussion wieder erwecken, das ist einfach Rauch.

Terweiden:
Das habe ich auch von der F.D.P. gehört. Nach dem Motto, warum bringen die das jetzt nicht, wenn sie schon einen Vorentwurf sozusagen haben und bringen den wieder ein.

Ensslin:
Es war ja unser Entwurf. Die SPD hat sich nicht besonders damit beschäftigt. Es ist eine große Tante. Es ist außerdem, das ist auch kein Geheimnis, eine Volkspartei mit sehr unterschiedlichen Interessen und mit dem Finanzminister [zu diesem Zeitpunkt noch Oskar Lafontaine]. Und der Finanzminister, nämlich vorher der Waigel, war bis jetzt auch in der alten Koalition immer die Stelle, an denen das gescheitert ist. Nun haben wir das Glück, daß Frau Vollmer ein gutes persönliches Verhältnis zum Finanzminister hat, und wir deswegen sehr, sehr guter Hoffnungen sein können, daß es jetzt klappt.

Terweiden:
Ja. Jetzt noch mal eine Frage: Soll das bleiben, mit den Schranken für Familien- und Unternehmensstiftungen?

Ensslin:
Ja, wir haben noch mal in der Begründung und auch ein bißchen im Wortlaut des 82er [BGB] ist es, glaube ich, klargestellt, nicht geändert, daß wir bei der Einschränkung der unternehmensführenden Stiftungen, nicht abzielen auf Stiftungen, wie das berühmte Beipiel der Carl-Zeiss-Jena-Stiftung, die in ihrem Zweck Gemeinnützigkeit verfolgt, sondern wir schränken Stiftungen ein, die zum Zweck der Unternehmensführung nur gegründet werden.

Terweiden:
Das wäre so was, wie die Stiftung & Co KG! Oder?

Ensslin:
Zum Beispiel. Das ist ein absolutes Unding. Es funktioniert erstens unternehmenstechnisch selten, es ist unglaublich unflexibel und es entzieht zum Beispiel Wirtschaftsunternehmen den Bestimmungen des Mitbestimmungsrechts. Wir sehen überhaupt keine Veranlassung, da einen Rückzieher zu machen. Wir haben es noch mal, hoffentlich ausreichend, das wird sich in den Beratungen und in den entsprechenden Ausschüssen zeigen - es gibt ja nicht umsonst eine erste und eine zweite, dritte Lesung -, daß man auch noch mal darüber reden kann und das noch mal genauer prüfen kann, daß wir es so jetzt formuliert haben, daß diese Klarstellung da ist. Daß wir nicht wollen, also wir sind im Prinzip noch viel, viel weniger einschränkend als zum Beispiel die Gesetze der USA, die ganz klar sagen, 20%, nicht mehr. Die Carl-Zeiss-Jena- Stiftung wäre zum Beispiel in den USA nicht möglich, weil das hundertprozentig ist.

Terweiden:
Und was ist mit der Robert Bosch [Stiftung], geht das nicht auch in die Richtung? Obwohl das die einzige Stiftung GmbH ist.

Ensslin:
Also die Robert Bosch Stiftung müßte sich sicher vieles einfallen lassen, um nach unserem Gesetz noch genehmigungsfähig, also eintragungsfähig zu sein.

Terweiden:
Es geht ja um neue Genehmigungen. Geht es darum ...? Die bestehenden werden ja nicht angetastet?

Ensslin:
Nein, nein, nein, es gibt Bestandsschutz. Steht auch hier drin. Nein, ich sage, wäre es in einer hypothetischen Situation, daß sie sich jetzt gründen wollte, gäbe es ... Also ich möchte jetzt nicht in Details gehen, aber das ist teilweise ja schon sehr, sehr heftig, was da passiert.

Terweiden:
Da könnte man wahrscheinlich ja auch die Bestimmung umgehen, daß man Bilanzen bringen muß oder diese ganzen handelsrechtlichen Sachen ...?

Ensslin:
Was mit unseren neuen Transparenz-Vorstellungen ja auch ad acta wäre. Nach jetzigem Recht kann man das umgehen, man kann vor allem auch letztendlich sehr viel Steuern sparen.

Terweiden:
Weil ja jetzt zum Beispiel auch die F.D.P. sagt, daß ja gerade das ganz wichtig wäre, die Unternehmensstiftungen zu behalten und zu fördern, weil das ja auch ein Mittel sei, für die zum Beispiel ungeklärte Nachfolgefrage im Mittelstand. Da sind ja viele Unternehmen, die übergeben werden müssen an irgend jemand.

Ensslin:
Wenn ich mir etwas Polemik erlauben darf, dann sollte die Mittelstandspartei F.D.P. nochmal genauer überlegen, ob das wirklich sinnvolle Nachfolgeregelungen sind oder nicht. In der Regel gehen die schief, also unternehmerisch schief. Da gibt es viele Untersuchungen dazu, weil das zu unflexibel ist.

Terweiden:
Aber wir müssen jetzt unterscheiden. Ich bin mir jetzt auch nicht sicher. Es gibt ja einmal die unternehmensverbundene Stiftung und dann gibt es die richtigen Unternehmensstiftungen, die Sie jetzt nicht wollen, gibt es auch und die gehen schief!?

Ensslin:
Was die F.D.P. meint, ist nicht die unternehmensverbundene Stiftung, sondern die Stiftung, deren Zweck ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ist. Und es gibt, ein berühmtes Beispiel ist zum Beispiel Leo Kirch, der hat das angedacht, hat als Nachfolgeregelung, da bin ich mir ganz sicher, daß das schiefgehen würde. Es gibt gerade in den Mittelstandsfällen, in denen, was weiß ich, Sohnemann oder Enkelchen lieber auf Hawaii rumturnt, als die Firma zu übernehmen, oft die Vorstellung, daß man das mit einer Stiftung regeln könnte, weil dann die Unternehmenssubstanz perpetuiert bleibt und man von außen sozusagen den Sachverstand, den Managersachverstand einkauft, um die Sache am Laufen zu halten. Das wäre in einer Wirtschaftslandschaft, wie sie vielleicht in den fünfziger und den sechziger Jahren existiert hat, sicher nicht falsch, aber sie existiert nicht mehr. Auch der deutsche, solide Mittelstand lebt in einer neuen makroökonomischen Umwelt, und für die nötigen Anpassungsleistungen und für die nötigen unternehmerischen Entscheidungen ist die Stiftung schlicht zu unflexibel.

Terweiden:
Es gibt ja auch dieses Buch von Christoph Kroschke „Stiften mit Gewinn. 12 gute Gründe sein Geld in eine Stiftung zu investieren.“ Es wäre also auch nicht sinnvoll, Ihrer Meinung nach, wenn jetzt eine Stiftung gegründet wird, von einem Unternehmer, die rein gemeinnützig ist, die aber Anteile an dem Unternehmen hält, daß praktisch ...

Ensslin:
Das ist die Carl-Zeiss-Jena-Stiftung.

Terweiden:
Genau. Also, Sie sagen, ein Unternehmen sollte geführt werden, durch eine handelsrechtliche Form und nicht durch eine Stiftung. Keine Probleme bestehen, wenn die Stiftung aber Anteile hält, der Besitzer ist, aber nichts zu sagen hat.

Ensslin:
So. Also, das ist zumindest nach unseren Vorstellungen idealtypisch. Wir können das deutsche Recht nicht soweit ändern wie, also wenn Sie jetzt mich als sozusagen Experten fragen würden, würde ich sagen: Man sollte es eigentlich noch viel mehr einschränken. Das wäre ein Traditionsbruch, weil wir einfach andere Traditionslinien haben in der Bundesrepublik oder schon vor der Bundesrepublik, was Stiftungen angeht, als in den USA. Aber das würde auf Dauer die Sache wesentlich sauberer und klarer machen. Und vor allem also schlicht, weil ich glaube, daß Stiftungen nicht die Form sind, daß man wirklich ein Unternehmen führen kann. Die Bertelsmann Stiftung ist ein gegenteiliges Beispiel, aber da muß man sich auch fragen, wenn bestimmte Persönlichkeiten nicht mehr mitwirken, ob das dann auch noch so trägt. Das ist sehr personenabhängig.

Terweiden:
Gut, dann wollen wir das auch mal abschließen. Und was ist mit Familienstiftungen? Man könnte ja jetzt sagen, es ist ja nur ein geringer Anteil aller Stiftungen überhaupt Familienstiftungen.

Ensslin:
Drei Prozent. Das ist richtig, aber wir hatten ursprünglich angedacht, daß wir eigentlich so was wie eine trade mark, wie ein Markenzeichen für Stiftungen haben wollten. Das geht natürlich nicht von heute auf morgen, aber – das ist ein schlechtes Beispiel – leider gibt es zum Beispiel die berühmten Parteistiftungen, das sind eingetragene Vereine. Ich kenne da auch irgendwie humanitäre Stiftungen, die GmbHs sind oder eingetragene Vereine. Ich kann jeden und alles Stiftung nennen. Es ist kein geschützter Begriff. Wenn man aber möchte und auch über Zeit, über Generationen vielleicht sogar möchte, daß Stiftungen ein ganz zentraler Bestandteil des bürgerlichen Selbstverständnisses und der bürgerlichen Selbstverwirklichung werden, dann muß man dafür sorgen, daß jegliche Form von Mißtrauen oder Zweifel, ob Stiftungen nun wirklich etwas Koscheres sind, ausräumen sollte, daß Stiftungen eben nicht irgendwie was sind, das reiche Leute machen, um reicher zu bleiben oder den Staat zu bescheißen oder sonst irgendwas, sondern daß Stiftungen bürgerliches Engagement sind. Und aus dieser Überlegung heraus, also wir haben dann gemerkt, daß es rechtlich nicht möglich wäre, sozusagen den Begriff Stiftung nur auf gemeinnützige Stiftungen zu begrenzen. Das wäre uns am liebsten gewesen, geht aber nicht. So, das zweite ist: Es gibt die Erbschaftsersatzsteuer bei Familienstiftungen, das ist auch richtig, aber die Grünen sind nicht die Partei der Erben, also sie sind es vielleicht faktisch, aber sie sind es nicht politisch. Und sowohl aus ökonomischen Gesichtspunkten, nämlich daß wir möchten, daß auch die Vermögen großer Familien, im Geldkreislauf, im Wirtschaftskreislauf bleibt und nicht zur Feudalisierung großer Vermögen führt.

Terweiden:
Aber die werden doch sowieso nach dreißig Jahren besteuert?

Ensslin:
Ja, es gibt die Erbschaftsersatzsteuer.

Terweiden:
Genau. Und die ist nicht ausreichend?

Ensslin:
Ja, doch. Wir erhöhen ja die Steuern nicht. Wir sagen nur, daß alle Destinäre zustimmen müssen, daß es weitergeführt wird. Und ich würde mal die These wagen, daß es dann immer ein Enkelchen gibt, das lieber sein Vermögen auf Hawaii ...

Terweiden:
Das sagen sich wahrscheinlich auch diejenigen, die die Familienstiftung verteidigen wollen.

Ensslin:
Wenn die Familie einen solchen Zusammenhalt hat, sind wir die letzten, die sie daran hindern möchten, aber diesen Zusammenhalt muß sie dann schon haben.

Terweiden:
Das ist ja mal interessant abzuwarten, wenn das kommt, wieviel Familienstiftungen dann überleben. Gut. Jetzt nochmal zu den Bürgerstiftungen. Ist in diesem neuen Entwurf weiterhin nicht vorgesehen, Regelungen für Bürgerstiftungen einzuführen, weil man sagt, laßt die erst mal machen, und dann schauen wir mal, ob da Bedarf besteht?

Ensslin:
Ja, ja. Also, in dem Begründungsteil steht das nach wie vor auch so drin, daß wir zur Zeit in einer sehr dynamischen Entwicklung stehen. Also, wenn Sie mich fragen, wenn die Zeit jetzt noch da wäre oder wo ich gerne mal in ein paar Jahren draufgucken würde, sind diese ganzen Stiftungen, die jetzt von Sparkassen gemacht werden, da habe ich ein bißchen ein unwohles Gefühl bei, teilweise. Also jetzt nicht, weil ich denke Sparkassen sind besonders bösartig, sondern ...

Terweiden:
Jetzt im Hinblick auf Bürgerstiftungen?

Ensslin:
Nein, im Hinblick auf unselbständige Stiftungen. Man muß ja unterscheiden. Wir machen keine gesetzliche Regelungen für Zustiftungen oder für unselbständige Stiftungen und für Bürgerstiftungen. Bürgerstiftungen sind im Prinzip eine Abform von unselbständigen Stiftungen. Nämlich, es gibt eine Stiftung, die hat einen Zweck, und da kann man was dazu geben. Das ist im Prinzip eine unselbständige Stiftung. Also, es ist ein Derivat der unselbständigen Stiftung. Und was wir bei der Bürgerstiftung wollen, was wir nicht immer unbedingt begrüßen würden, das ist etwas, was diskutierungswürdig ist, daß unselbständige Stiftungen zum Beispiel angesiedelt werden bei Sparkassen. Die juristische Person ist die Sparkasse und nicht die Stiftung und so weiter, weil ich fürchte, daß da auch viel Versorgungsarbeit und anderes gemacht wird, was nicht unbedingt dem Zweck dient, das bürgerschaftliche Engagement zu stärken. Aber wir möchten, in dubio pro reo, erst mal bei unserem liberalen Ansatz bleiben und sagen: Laßt die Bürger mal machen. Wenn es dann Grund gibt, regulierend einzugreifen, werden wir es in entsprechender Zeit tun.

Terweiden:
Ja, gut. Jetzt noch mal, das ist auch wichtig. Aus Ihren Ausführungen habe ich jetzt den Eindruck, daß Ihnen dieser BGB-Teil und diese ganzen Fragen der Transparenz, Errichtungserleichterung und so, daß Ihnen die besonders wichtig sind und daß die steuerrechtlichen Fragen zwar auch, aber nicht so, weil bei den anderen Parteien habe ich bisher durch die Bank weg den Eindruck gehabt und in der ganzen Diskussion, auch bei den ganzen Lobbyverbänden und so, wenn wir die steuerlichen Rahmenbedingungen ändern, dann wird alles gut.

Ensslin:
Das liegt daran, weil wir die einzige Partei sind, die sich wirklich Gedanken über diesen ganzen Laden gemacht haben, über diese Fragen und es nicht reduzieren auf Steuerpolitik. Steuerpolitik ist ganz zentral und es ist wichtig. Das die Lobbyverbände hauptsächlich aufs Geld gucken ist auch nicht verwunderlich, insbesondere weil der Bundesverband zu 80 bis 85% eine sehr konservative Klientel, ich meine jetzt nicht nur im konservativen Sinne von parteipolitisch, hat, sondern die ihre Stiftung so machen, wie sie es schon immer gemacht haben, und das machen wir dann auch weiter so und dieses moderne Zeugs mit Buchführung und so etwas. Deswegen sind die etwas vorsichtiger, was diese Reform angeht. Aber es ist ganz zentral für uns, weil es uns erst mal um den Ansatz des Bürgers geht. Daß es dann auch um steuerliche Anreize geht, ist selbstverständlich, aber das ist nicht zentral und das ist auch falsch herum gedacht, wenn man erst an die Steuern geht und dann ans BGB.

Terweiden:
Also, was mir Dr. Mecking gesagt hat, scheint es ja schon, was die Stifter angeht, so zu sein, daß die natürlich erst nicht nach den steuerlichen Vorteilen fragen, sondern daß das natürlich ein Aspekt ist. Also, ich meine, wer sein Geld weggibt, und in so eine gemeinnützige Stiftung gibt er es ja weg, da wird er ja nicht nur auf die Steuern achten.

Ensslin:
Eben. Die anderen Parteien können sich nicht vorstellen, daß der Bürger tatsächlich nicht so ist, wie sie sich ihn vorstellen, nämlich nur der kleine pfennigfuchsende Steuerflüchtling, ja. Wir suchen nicht den kleinen pfennigfuchsenden Steuerflüchtling, wir suchen den selbstbewußten Bürger, und wir glauben auch, daß er existiert.

Terweiden:
Gut, dann hat sich meine Frage, ob die Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen allein ausreichend ist, wahrscheinlich erübrigt?

Ensslin:
Nein, das ist ganz sicher nicht unser Ansatz.

Terweiden:
Ja. Aber warum dann doch die steuerlichen Sachen verändern?

Ensslin:
Das eine tun heißt ja nicht, daß andere lassen. Wir müssen ja gucken, was genau verändert sich steuerlich, das ist ja nicht so wahnsinnig viel. Eines und das ist Konsens überall, die Erhöhung der Rücklagemöglichkeit, geschenkt. Ein zweites ist, die Möglichkeit, 50.000,- DM von der Einkommenssteuer abzusetzen, da ist ein sehr zentraler Unterschied zur F.D.P., die das in Prozenten macht, ja. Bis zu zwanzig, das ist ja irrsinnig.

Terweiden:
Die sagen: „Wir tun den Schluck aus der Pulle“ und kritisieren, daß Sie ja eine Deckelung vorsehen. Wenn man jetzt eine Stiftung errichtet und ich habe fünf Millionen, kann man aber nur 50.000 geltend machen?

Ensslin:
Wenn Sie das aus versteuertem Einkommen machen, dann können Sie nur 50.000 geltend machen.

Terweiden:
Das wäre ja wesentlich höher, was die F.D.P. da vorgesehen hat.

Ensslin:
Die großen Vermögen kommen nicht aus der Einkommensteuer, die kommen von Todes wegen oder als Schenkung. Also, die kommen aus Vermögen und nicht aus Einkommen. Und derjenige, der fünf Millionen Mark verdient im Jahr, in seiner Einkommensteuererklärung, der soll auch Einkommensteuer bezahlen. Das ist mit einer rot-grünen Regierung nicht zu machen. Da geht es bei der F.D.P. um die zu versteuerndem Einkommen. Es geht nicht um die zwanzig Millionen, die ich mal kurz aus Liechtenstein hole und dann als Vermögen stifte, von Todes wegen oder als Schenkung, aber das muß man sich mal klar machen, sondern was die F.D.P. möchte, ist, daß einer, der fünf Millionen im Jahr verdient, alle möglichen anderen Abschreibungsprojekte schon hat, dann noch eine Million stiftet und damit eine Million Steuern spart, also aus seinem jährlichen Einkommen. Und das, finden wir, ist absolut unnötig. Wer soviel Geld hat und stiften möchte, der kann stiften. Der kann auch aus versteuertem Einkommen stiften oder von Todes wegen.

Terweiden:
Und da gibt es aber dann, was Sie vorgesehen haben, für die Erbschafts- und Schenkungssteuer, da gibt es doch dann Prozentsätze, oder?

Ensslin:
Die Erbschaftssteuer, da ist das heute so, daß von der Erbschaftssteuer ganz befreit ist, wer zu besonders förderungswürdigen kulturellen oder wissenschaftlichen Zwecken eine Stiftung errichtet. Wir ändern, daß wir sagen, und das hat die F.D.P. auch abgeschrieben, daß es auf alle gemeinnützigen Zwecke ausgedehnt werden soll. Da gibt es Kritik zum Teil, weil die Leute sagen, wir brauchen doch keine Stiftung für Hundezüchter oder so. Mir ist der Mensch, der fünf Millionen für eine Hundezüchterstiftung hergibt, noch nicht begegnet und unsere zweite Antwort auf diesen Einwand ist: Es ist richtig, daß da Dinge im Gemeinnützigkeitskatalog in der Abgabenordnung stehen, die da nicht stehen sollten, aber dann muß man eben das Gemeinnützigkeitsrecht reformieren und das steht ja auch in unserer Begründung drin. Ich möchte noch etwas zu den 50.000 Mark sagen, weil das ja sozusagen unser zentraler steuerlicher Teil ist. Damit kommen wir nicht an das Geld der ganz Reichen, die stiften aber sowieso anders, nämlich Schenkung oder von Todes wegen oder eben aus versteuertem Einkommen, sondern die 50.000 Mark ist genau eine Summe, die - was weiß ich - der Professor, der Arzt, der Lehrer, diese ganz breite, gut verdienende Mittelschicht anwenden kann und sie geradezu motivieren soll, weil 50.000 alleine natürlich nicht ausreichen, zusammenzukommen, und genau das ist doch dann das bürgerliche Engagement, die gemeinsame Kommunikation, die gemeinsame Entwicklung einer Stiftungsstrategie, das ist doch genau, was wir wollen. Und die F.D.P. macht es sich einfach und sagt: „Okay wir machen es den ganz Reichen möglich, daß sie noch ein bißchen mehr Steuern sparen“, das ist doch nicht Sinn der Sache.

Terweiden:
Ja, was würden Sie jetzt sagen, die Maßnahmen, die jetzt in diesem Gesetzentwurf drin sind, wenn er dann so durchkommen würde, welche weiteren Maßnahmen sind da erforderlich, um das Stiftungswesen zu reformieren, oder ist das damit schon gut so?

Ensslin:
Na ja, also wenn wir ein Stiftungsreformgesetz machen, dann sollte man schon doch davon ausgehen, daß wir denken, daß es Bestand hat. Also, ich habe den einen Bereich genannt, wo man einfach in Beobachtung bleiben muß, und das sind die unselbständigen Stiftungen, und da sehe ich noch einige Jahre eine Empirie, bevor man da wirklich eingreifen müßte.

Terweiden:
Ja, dann weiter, das hatten wir ja eigentlich auch schon angesprochen: Wer soll denn hauptsächlich als potentieller Stifter/Stifterin angesprochen werden? Geht es um die ganz Reichen?

Ensslin:
Um die geht es immer. Also bei Stiftungen. Stiftungen ist erst mal ein Instrument für sehr reiche Menschen, das ist doch logisch, ja, also ich werde so schnell noch keine Stiftung errichten. Muß ich schon vorher Bundeskanzler werden. Für die großen Vermögen gibt es bereits sehr gute Möglichkeiten, Stiftungen zu gründen und dies auch mit steuerlichen Vorteilen zu tun, nämlich per Testament von Todes wegen, per Schenkung oder Übertragung, wie zum Beispiel die Bertelsmann Stiftung.

Terweiden:
Und jetzt eine weitere Frage, die zielt auch in diese Richtung. Gibt es denn Präferenzen, was die Tätigkeitsbereiche angeht? Wenn ich jetzt böse sein wollte, könnte ich sagen, ja, die Frau Vollmer will ja nur die 68er ansprechen. Und was ist mit den anderen „armen“ Reichen?

Ensslin:
Frau Vollmer ist für jeden Reichen, ob 68er oder Konservativer, ob Vertriebener oder ehemalig Linksradikaler, dankbar.

Terweiden:
Und auch die Zwecke? Die sind eigentlich auch egal?

Ensslin:
Die Zwecke sind uns überhaupt nicht egal. Wir haben gesagt, das Stiftungsrecht, weil es in einer gesellschaftlichen Diskussion steht, weil es die dritte Generation nach Gründung der Bundesrepublik, die ganzen Gründe, die ich genannt habe, muß die Lokomotive sein für einen ganz neuen Blick auf den Dritten Sektor allgemein. Und dazu gehört eine Reform der Gemeinnützigkeit. Uns ist es nicht egal, welche Zwecke verfolgt werden, und wir möchten auch, daß es eine breite Diskussion darüber gibt in unserer Gesellschaft und im Parlament: Was ist Gemeinnützigkeit, wie definieren wir sie, wie machen wir sie steuerlich gültig? Ich bin eigentlich nicht glücklich, daß die Modellflugzeugbauer im Paragraphen 52 Abgabenordnung aufgelistet sind. Aber das kriegt man nicht über das Stiftungsrecht gelöst, da muß man und das ist in unserer parlamentarischen Demokratie, wo jeder Abgeordnete hundertfünfzig Vereine zum Karneval, zum Kaninchenzüchten, zum und so weiter, in seinem Wahlkreis hat, ist das eine schwierige Aufgabe.

Terweiden:
Gut. Eine weitere Frage, vielleicht noch mal so, die allgemeine gesellschaftspolitische Vorstellung. Können Sie noch mal was Näheres sagen: Welche gesellschaftspolitische Vorstellung verbirgt sich hinter Stiftungen für Ihre Partei? In Richtung Bürgergesellschaft?

Ensslin:
Eindeutig. Bürgergesellschaft ist ein Begriff, der vieles und nichts bedeuten kann, das ist mir auch bewußt. Für uns bedeutet sie die Vorstellung einer Gesellschaft, einer Zivilgesellschaft, die nicht unter dem Staat, sondern neben dem Staat selbstbewußt besteht, eigene Organisationsformen und eigene Aktionsformen, eigene Ideen, eigene Kompetenzen verwirklichen möchte. Nicht mit dem Blick auf den Staat, nicht mit dem Blick auf die Erlaubnis des Staates, sondern mit Blick auf die eigenen kreativen Kräfte und auf das eigene materielle Vermögen. Und dazu sind Stiftungen ein ganz zentrales Instrument, wie ich es am Anfang auch schon beschrieben habe. Bürgergesellschaft und Stiftungen heißt dann, daß durch Stiftungen die Bürgergesellschaft ein Instrument hat, sich zu verwirklichen, ein selbstbewußtes bürgerliches Engagement zu zeigen.

Terweiden:
Eine weitere Frage: Besteht innerhalb Ihrer Partei Einigkeit über die Bedeutung von Stiftungen?

Ensslin:
Also, Einigkeit kann man an verschiedenen Dingen ablesen. Wir haben in der letzten Legislaturperiode unseren Entwurf einstimmig durch die Fraktion bekommen. Wenn das einstimmige Übereinstimmung ist, dann ist es das. Es ist natürlich vermessen, zu denken, daß jedes einzelne Mitglied oder einzelne maßgebliche Politiker unserer Partei, sich genügend mit dem Thema beschäftigt hat.

Terweiden:
Gut. Vielleicht viel wichtiger jetzt. Welche Streitpunkte gibt es in der Regierungskoalition mit der SPD? Ist die Abstimmung schwierig mit dem Finanzminister? Also die Fiskalpolitiker machen Druck, oder?

Ensslin:
Also es ist eine Gleichung mit vielen Variablen. Es gibt zum einen die Bürokratie im Finanzministerium, die auch in den letzten sechzehn Jahren maßgeblich daran beteiligt war, daß dieses Ding immer gescheitert ist und die hat sich nicht geläutert. Es ist dem Verständnis des Finanzministers über dieses Thema zu verdanken, und ich glaube schlicht auch seiner Beziehung zu Frau Vollmer, daß ich die Hoffnung habe, daß das per ordo di mufti [?] der Verwaltung beigebracht wird. Das ist das eine, das andere: Es gab zwei verschiedene Strömungen, drei Kritikpunkte. Das eine waren die Ländervertreter, die Länderinteressen. Es ist selbstverständlich, daß eine Partei wie die SPD, die in vielen Bundesländern Verantwortung trägt, die Interessen der Länder artikuliert. Da haben wir auch überhaupt nichts dagegen, das haben wir- ich hab es ja schon erwähnt- mit einer Änderung sind wir ja darauf auch eingegangen. Das zweite war, daß es eine bestimmte Gruppe innerhalb der SPD gab, denen es nicht weitgehend genug war, die noch ganz andere Bestimmungen zu Sponsoring et cetera drin haben wollten. Wenn ich ganz ehrlich sagen möchte, daß war eigentlich die Gruppe, die am wenigsten von Fachkenntnis getrübt war, weil Sponsoring ist eigentlich nach dem Sponsoringerlaß geregelt, da gibt es nicht mehr viel zu regeln. Das ist fast schon so, daß es ein Steuerschlupfloch inzwischen wieder ist.

Terweiden:
Sponsoring ist doch was ganz anderes vom Prinzip her!?

Ensslin:
Sie wissen es, ich weiß das. Es steht im Koalitionsvertrag, daß wir uns auch um Mäzenatentum und Sponsoring kümmern, deswegen dachten sie, sie müßten da jetzt irgendwie noch was reinfriemeln. Aber Sponsoring ist gut geregelt, also der Sponsoringerlaß ist so weitgehend, daß nun wirklich jeder, auch mit nur minderintelligenten Steuerberatern Sponsoring durchführen kann und dabei Steuern sparen kann. Und Mäzenatentum zeichnet sich eigentlich dadurch aus, daß der Staat damit nichts zu tun hat. Also insofern braucht der Staat da auch nicht viel zu regeln. Ich habe auch den Verdacht, daß es einige politische Leute, insbesondere unter den Finanzpolitikern in der SPD gab, die dieses Draufsatteln gemacht haben, um es zu verhindern. Und dann gibt es eine dritte Fraktion, aber auch unter den Finanzpolitikern, die denken, man könne nicht abschätzen, was die 50.000,- DM an Steuermindereinnahmen produziert und ob das in der jetzigen Haushaltslage insbesondere noch mit dem Familienurteil jetzt des Bundesverfassungsgerichts ... So das sind die Punkte, an denen wir verhandeln und verhandelt haben und jetzt wo ich großer Hoffnung bin, daß das jetzt dann auch durch ist.

Terweiden:
Ja, da können wir vielleicht gleich mal hinspringen. Gerade einem Finanzpolitiker müßte doch klar sein, daß, was die Abschätzung dieser möglichen Steuerausfälle angeht, daß das fast unmöglich ist. Ich meine im November im Wissenschaftszentrum habe ich neben einem Steuerfachprofessor [Dr. Kröger] gesessen, der hat auch sich zu Wort gemeldet und es stand auch in einer Zeitung drin, was er geäußert hat, nämlich es können zwei Milliarden DM sein für die Stiftungen
, es kann auch weniger sein, und er es mir genau erklärt, ich habe es mitgeschrieben, aber es war sehr umfangreich, und er hat halt gesagt, man kann es an gewissen Stellen ablesen und schätzen, aber man kann es auf keinen Fall genau sagen ...

Ensslin:
Also, es gibt eine inoffizielle Stellungnahme des Bundeskanzleramtes, die meines Wissens vom Finanzministerium geschrieben wurde. Da steht drin, daß es aller Voraussicht nach gar nicht so sehr zu größeren Steuerausfällen kommt, sondern zu Verschiebungen innerhalb von Abschreibungsmöglichkeiten. Und das kann ja von uns nur gewollt sein. Wir brauchen nicht noch mal einen leerstehenden Büroturm irgendwo im Osten.

Terweiden:
Steuerausfälle ist ja so eine Sache, weil die Stiftungsbefürworter sagen, selbst wenn es Steuerausfälle gibt, wird natürlich der Nutzen viel höher sein.

Ensslin:
Also, das ist natürlich ein Argument, das wir auch benutzen, wobei Sie keinen Finanzpolitiker damit überzeugen können. Das ist einfach so, das liegt in der Natur der Sache.

Terweiden:
Gut. Wir haben ja jetzt eigentlich schon besprochen, was in der Politik kontrovers diskutiert wird. Gibt es denn überhaupt Kontroversen mit der F.D.P., weil die einen Vorschlag gemacht haben? Gibt es sonst andere Streitpunkte? Ich meine, die CDU hat sich kaum zu Wort gemeldet.

Ensslin:
Die CDU wird mit Sicherheit die Familienstiftungen verteidigen. Es gab ja die Anhörung im Innenausschuß. Da war ja ungefähr abzusehen, also, die CDU verteidigt die Familienstiftungen, die unternehmensführende Stiftung und unter Umständen vielleicht auch noch das Konzessionssystem. Das weiß man nie so genau. Wahrscheinlich sogar ja. Insofern wird es da Kontroversen geben. Mit der F.D.P. gibt es zum Beispiel Kontroversen um die 20%. Das halte ich für absolut hanebüchen. Es gibt einen interessanten Gedanken bei der F.D.P., für den wir keine Lösung gefunden haben, nur daß es so, wie es die F.D.P. macht, nicht geht, und das ist die Aufhebung des Endowment-Verbotes. Es macht Sinn, daß Stiftungen zum Beispiel in die Lage versetzt werden, Lehrstühle zu stiften. Aber einfach eine schlichte Aufhebung des Endowment-Verbotes halte ich für falsch, weil man kein Institutionssoziologe sein muß, um zu wissen, daß Institutionen dazu tendieren, sich selbst zu perpetuieren und dann hat man am Ende eine Verschachtelung von Stiftungen, die sich gegenseitig bestiften. Ja, und es kommt am Ende nichts mehr beim Zweck rüber, nur daß noch mal zwanzig Aufsichtsräte irgendwie einen Altersjob haben. Und das kann nicht Sinn der Sache sein. Ja, ja, das muß man einfach beim Namen nennen.

Terweiden:
Die PDS sagt: Wir schließen uns den Grünen an oder wir finden das gut?

Ensslin:
Ich habe mit der PDS nicht geredet. Es ist nicht meine Art, mit der PDS zu reden.

Terweiden:
Dann bleibt mir noch übrig, die CSU sagt zum Beispiel: Wir sind zufrieden damit, was die Länder gemacht haben. Wir in Bayern haben ein innovatives, novelliertes Stiftungsgesetz. Wir können uns steuerliche Verbesserungen vorstellen, aber sonst sehen wir keinen Handlungsbedarf.

Ensslin:
Daß die Bayern ein wie auch immer geartetes Genehmigungsverfahren des Staates abschaffen wollen, kann man sich schlecht vorstellen. Wenn ich Bayer wäre, würde ich das wahrscheinlich auch so sehen. Ich bin aber da genetisch nicht belastet.

Terweiden:
Gut. Die F.D.P. sagt ja, Beratung und Stiftungserrichtung soll erfolgen durch die Notare.

Ensslin:
Die F.D.P. ist die Partei der Notare, und das merkt man dem Entwurf auch an.

Terweiden:
Die haben aber gesagt, das sind so wenige, die uns wählen könnten, das würde den Bock auch nicht fett machen.

Ensslin:
Ja, aber wenn ich die F.D.P. wäre, würde ich um jeden einzelnen Wähler ringen. Gut, da kann man ja als Grüner den Mund auch nicht zu weit aufmachen. Aber die radikale Lösung, Stiftungen ganz aus dem staatlichen Blick zu nehmen, halte ich aus den Gründen, die ich vorher schon genannt habe, für falsch.

Terweiden:
Gut. Und dieses Argument lassen Sie auch nicht unbedingt gelten, wenn der Bundesverband [Deutscher Stiftungen] sagt, ja, de facto haben wir ja eigentlich ein Normativsystem. Also, ich habe schon den Eindruck, die sind umgeschwungen auf dieses Normativsystem.

Ensslin:
Sehr umgeschwungen, also wenn Sie die letzte Stellungnahme lesen, das ist im Prinzip eine „Wählt-Grün-Broschüre“. Das steht da nicht drin, und die sind sicher sehr, sehr froh, daß Herr Mecking an dem F.D.P.-Entwurf mitarbeiten durfte, aber da beißt die Maus keinen Faden ab. Wir haben das Ding geschrieben, wir haben die Diskussion hochgeholt und bis auf diese zwei theologischen Punkte, mit den Notaren und diesen finanzpolitischen Punkt mit den zwanzig Prozent ist das Ding identisch, abgeschrieben von uns, und die zwanzig Prozent, das kann man als Oppositionspartei reinschreiben, das würde die F.D.P., müßte sie mit einem Finanzminister verhandeln, auch nicht reinschreiben.

Terweiden:
Gut. Jetzt ganz wichtig für mich, bevor wir es vergessen. Zum Thema öffentliche Akzeptanz. Wir haben ja darüber gesprochen. Wie weit soll das eigentlich jetzt gehen, mit der Transparenz? Was soll denn in dieses Stiftungregister rein?

Ensslin:
Steht drin.

Terweiden:
Und wie sieht es eigentlich aus mit der Rechnungslegung? Ich meine, es ist ja die eine Sache, etwas gegenüber dem Staat zu veröffentlichen und die andere Sache, das gegenüber der Öffentlichkeit zu zeigen.

Ensslin:
Wir wollen, daß die Bücher öffentlich zugänglich sind.

Terweiden:
Öffentlich? Weil das scheint ja auch der Ansatz zu sein, der in den USA erfolgreich war?

Ensslin:
So ist es.

Terweiden:
Gut. Aber wie kann denn weiterhin, ...?

Ensslin:
Also, worüber man diskutieren kann, vielleicht in den Beratungen in den Ausschüssen, ob man Stiftungen von einer bestimmten Größe davon nicht befreit, weil sie es nicht leisten können.

Terweiden:
Als kleiner Stiftungsvertreter kann ich mir das vorstellen, daß es da Probleme geben kann. Es wird ja von allen gesagt: Es war das Verdienst der Grünen, diese Diskussion wieder ans Laufen zu bringen, und es ist ja wirklich auch viel geschehen in den Medien und so weiter. Aber wie kann jetzt über diesen Gesetzentwurf hinaus ein stiftungsfreundliches Klima geschaffen werden, weil ja die Mauer in den Köpfen, was Vorurteile angeht ...?

Ensslin:
Zum einen kann man natürlich nicht sagen, daß man dies zur Stärkung der Bürgergesellschaft tut und dann weiterhin auf den Staat starren. Wenn die Bedingungen verbessert sind, dann ist der Bürger erst mal gefragt. Und wir begrüßen...

Terweiden:
 Aber, ich meine, man könnte sich ja vorstellen, daß – weiß ich nicht – eine Stiftung oder ein Verein gegründet wird, der nur promotion macht, für den Stiftungsgedanken.

Ensslin:
Diese Idee verfolgt zum Beispiel Professor [Dr.] Christian Pfeiffer [Bürgerstiftung Hannover] „Bürger geht stiften!“ oder wie auch immer dieses Projekt heißt. Und ich bin enttäuscht eigentlich, daß er nicht mehr Erfolg hat, weil es doch viele Sonntagsreden auch von deutschen Unternehmern und Bankern gibt, die über das Gemeinwohl sprechen, und er wollte irgendwie fünf Millionen zusammenkriegen, das ist ihm wohl nicht gelungen. Und da kann die politische Seite unterstützen, aber da kann man im Moment nur ganz arg appellieren an unsere bürgergesinnten Unternehmer und Mitmenschen, daß sie sowas doch bitte mal in die eigene Hand nehmen.

Terweiden:
Noch zwei Fragen. Eine Frage: Geben Sie mal eine Prognose ab! Wie könnte sich denn dieser Gesetzentwurf auswirken, was Stiftungsneuerrichtungen angeht, was die Verbesserung ...?

Ensslin:
Also, ich glaube, es wird eine kurz- mittel- und langfristige Betrachtungsweise kann man da ansetzen. Die kurzfristige ist, daß ich glaube, daß relativ schnell viele Menschen bei ihrem Steuerberater sitzen werden und der sagt, du kannst jetzt noch mal ein bißchen Schiff-Abschreibungen machen oder noch mal einen Büroturm machen oder du kannst eine Stiftung ... Daß sie das letztere tun werden, da bin ich sehr überzeugt davon. Und vielleicht ist das etwas, was der Staat noch machen kann, nämlich eine Informationskampagne in die Länderbehörden rein, die Menschen auf die Möglichkeiten gemeinsamer Stiftungen mit ihren 50.000 Mark hinzuweisen. Das ist die Kurzfristige. Mittelfristig glaube ich, daß das Interesse und das Wissen um Stiftungen durch das Register, durch sozusagen die Möglichkeit eines Foundation-Centers dann vergrößert werden, daß es mehr junge Menschen geben wird, wie Sie, die sich mit diesem Thema beschäftigen und die Möglichkeit, dies als selbstverständlichen Teil einer bürgerlichen Biographie zu nehmen, wachsen werden. Und langfristig hoffe ich, daß wir ... Wir werden nie zu einer Situation kommen wie in den USA. Das sind einfach ganz andere Traditionen, aber daß wir in eine Situation kommen, wo ein Vermögen bestimmter Größe es eine Selbstverständlichkeit ist, das auch zum Teil in Stiftungen einzubringen.

Terweiden:
Der Vergleich USA, wenn ich mir die Zahlen anschaue, da findet man ja auch durchaus die Aussage: Wir sind gar nicht so schlecht, was unsere Zahlen und das Vermögen angeht, wenn man es jetzt runterrechnet auf die Bevölkerungszahl und Wirtschaftskraft. So stark wären die Stiftungen in den USA gar nicht, so schwach sind sie in Deutschland nicht.

Ensslin:
Das halte ich für eine Propaganda, also, man kann natürlich alle möglichen Zahlen in Zweifel ziehen, aber ich kenne die amerikanische Szene relativ gut und da sind schon ganz andere Summen, mit denen dort hantiert wird, als bei uns. Das ist auch nicht durch die unterschiedliche Größe zu erklären. Das ist durch die unterschiedlichen Traditionen zu erklären. Wobei die deutsche Stiftungstradition eine sehr gute und starke ist. Wir haben allerdings natürlich auch da eine sehr große Diskontinuität gehabt, weil sehr viele Stiftungen jüdischen Ursprungs waren - gerade auch als Ausdruck emanzipierter Bürgerlichkeit - und zerstört wurden durch die Nazis und weil wir im Dritten Reich und in der DDR dann noch mal vierzig Jahre länger, ein sehr stiftungsfeindliches Staatsverständnis hatten.

Terweiden:
Letzte Frage oder das sind zwei Fragen in einer: Halten Sie es für möglich, daß Stiftungen einen Beitrag, was jetzt die Rolle für die Zukunft angeht, zur Reform des Sozialstaats leisten können?

Ensslin:
Nicht in dem Sinne, daß sie die Leistungen des Sozialstaats übernehmen können, aber mit Sicherheit indem sie ganz innovative Wege gehen können. Und ich hab es vorher schon mal erwähnt. Die Sozialstaatsreformen von Bismarck waren eigentlich nur letztendlich dann auch in ihrer Form begründet auf Erfahrungen, die im privaten wohltätigen Verhalten schon gemacht worden sind.

Terweiden:
Und wenn es jetzt darum geht, innovatives Verhalten. Sie haben gesagt: Wir wollen auch, daß Leute in Stiftungen aktiv sind. Können Sie sich dann auch vorstellen, daß - in welcher Form auch immer – durch das ehrenamtliche Engagement in Stiftungen, daß da ein Abbau der Arbeitslosigkeit, oder...?

Ensslin:
Das ist ein Thema, das müßte man sehr komplex diskutieren, also.

Terweiden:
Da gibt es ja zum Beispiel das Konzept der Bürgerarbeit...

Ensslin:
Ja, oder den gemeinnützigen Unternehmer. Ich glaube, das ist wo wir hin müssen. Also, die third-way-discussion oder Bürgergesellschaft, Dritter Sektor, die Frage der Lebensarbeitsbiographienaufteilung in Erwerbsarbeit, Familienarbeit, gemeinnützige Arbeit, in verschiedene Phasen, das ist wo wir hin müssen. Das ist, glaube ich, ein ganz entscheidendes Modernisierungsprojekt für Europa als Ganzes, nicht nur für Deutschland.

Terweiden:
Und welche Funktion sollen Stiftungen in Zukunft übernehmen?

Ensslin:
Sie sollen zum einen die Funktionen übernehmen, die sie bis jetzt übernommen haben, und zum anderen weiterhin ein Ort sein, in dem vor allem eben auch die kreativen Ideen der Menschen Umsetzung finden.

Terweiden:
Ich danke Ihnen für dieses Gespräch!

Experteninterview mit Maritta Böttcher (PDS)

Böttcher:
Also die Vorbemerkung bezieht sich darauf, daß die PDS bisher keine abgeschlossene Position und Meinung insgesamt zum Stiftungswesen als solches hat, aber ich würde schon sehr gern auch auf Detailfragen so gut es geht antworten, will aber eben mit der Vorbemerkung einfach deutlich machen, es ist keine abgestimmte PDS-Position in dem Sinne, daß man sie als solche weiterverbreiten könne. Das ist eine Arbeitsposition und insofern das ist einfach erforderlich zu sagen vorher.

Terweiden:
Meine Einleitungsfrage ist: Was sind Ihre Motive in Ihrer Eigenschaft als bildungspolitische Sprecherin der PDS-Fraktion, sich mit dem Stiftungswesen zu beschäftigen? Ja, wie kommen Sie dazu...?

Böttcher:
Ja, das hängt mit der Größe unserer Fraktion ganz schlicht und einfach zusammen. Ich war in der letzten Wahlperiode auch schon bildungspolitische Sprecherin, aber eben auch im Innenausschuß tätig, und da hat die gesamte Problematik Stiftungsrecht – Stiftungswesen sowohl im Innen- als auch im Bildungsausschuß – wenn auch gering – eine Rolle gespielt. Und so kommt man eben, wie manchmal die Jungfrau zum Kind, auch zu solchen Themen.

Terweiden:
Ja, jetzt nebenbei, es ist jetzt schon gleich in medias res gegangen. Das hat mich ein bißchen gewundert, woran lag es denn, es gab doch im Juni 1998 eine Anhörung zum Stiftungsrecht, und da waren alle da, nur nicht die PDS, zumindest hat sich keiner geäußert, in diesem Protokoll habe ich nichts gefunden, woran lag das?

Böttcher:
Ja, das hängt auch mit der Größe ... wir waren ja in der letzten Wahlperiode, noch als Gruppe, das heißt also mit 30 Abgeordneten und haben trotzdem wie die Fraktionen mit über 200 Abgeordneten die gleichen Felder abzudecken und das war so ein Bereich, wo wir Mut zur Lücke bewiesen haben. Das kann man wohl bewerten, muß man aber sicher nicht.

Terweiden:
Gut. So, jetzt will ich mal einsteigen mit einem Teil, den ich überschrieben habe definitorische und legitimatorische Fragen. Sie dürfen jetzt nicht erschrecken, aber in Frage 1 würde mich interessieren, wie definieren Sie denn die gemeinnützige Stiftung, also die private Stiftung, und da geht es mir mehr um die Stiftung als eine gesellschaftliche Institution oder Handlung und nicht unbedingt um eine rechtliche Definition? Über die rechtliche Definition können wir im Gesetz nachlesen. Wie würden Sie das definieren, als eine ...?

Böttcher:
Also es sagt ja eigentlich schon oder es steckt ja schon im Namen Gemeinnützigkeit, also solch eine Stiftung muß dem Gemeinwohl dienen und insofern würde ich sagen, es hängt ja auch davon ab, auf welchem Gebiet die Stiftungen eingerichtet werden, also ich nehme mal auf kulturell-künstlerischem Gebiet, da erwarte ich dann einfach, daß der Zugang für alle möglich ist, egal welcher Art oder welche Gesetzesform die Stiftung hat, das ist für mich sehr ...

Terweiden:
Also die Destinatäre, die was bekommen von der Stiftung?

Böttcher:
Genau, genau! Also das ist der Hauptansatz für mich, sie wirklich dem Gemeinwohl, sprich der Gemeinschaft, der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen. Also alles, was damit im Zusammenhang steht.

Terweiden:
Also das ist mir aufgefallen. In den wenigen Standpunkten, die ich von der PDS gefunden habe, war auch mal die Rede davon, und zwar der Kulturkreis der deutschen Wirtschaft hat letztes Jahr einen Fragebogen an die Parteien geschickt, und da wurde gesagt: „Die PDS drängt auf weitere Gründung von öffentlich-rechtlichen Stiftungen.“ Jetzt ist mein Thema die privat-rechtlichen Stiftungen. Aber deswegen habe ich trotzdem der Eindruck, wieso eher öffentlich-rechtlich? Würden Sie das auch so sehen? Was ist da für Sie wichtig, was ist da anders? Ich meine ...

Böttcher:
Also, indem wir uns für öffentlich-rechtliche Stiftungen aussprechen, heißt das ja nicht, daß wir uns gegen privatrechtliche aussprechen, aber es gibt schon einen ganz wichtigen Punkt, das ist die Frage der Demokratisierung der Gesamtgesellschaft natürlich auch, was diesen Bereich angeht, und eine öffentlich-rechtliche Stiftung ist immer einer öffentlichen Kontrolle unterlegen, die man auch demokratisch ausgestaltet auch wirklich ausüben kann. Man kann natürlich über privatrechtliche Verträge bis hin zu Staatsverträgen, wenn ich mal so Stiftungen, Schlösser und Gärten und so was nehme, vieles regeln, und dennoch, glaube ich, ist die Regelungskompetenz der öffentlich-rechtlichen eben zumindest jetzt schon besser vorhanden, und damit hängt auch dieses Anliegen zusammen. Will aber auch gleich dazu sagen, daß es natürlich, es gibt so eine zweischneidige Geschichte, das eine ist, daß wir selbstverständlich überhaupt der Meinung sind, daß wir nicht alles, was mit Öffentlichkeit zu tun hat, in private Hände geben sollten, das obliegt einfach oder das hängt einfach mit unserer Gesamtbestimmung zusammen.

Terweiden:
Ja, das ist mir auch wichtig, wenn Sie die Gesamtbestimmung ...

Böttcher:
Ja, aber es ist schon ... Wir sind ja keine Utopisten schlechthin, wenn wir auch sicher eine Utopie jeder für sich und als Gesamtpartei in uns tragen, das ist ganz klar, aber die Realität sieht einfach so aus, daß durch Fehlentwicklung und und und in der Gesellschaft in der Kommune so gut wie kein Geld mehr da ist, welches man verwenden kann für wichtige Dinge des gesellschaftlichen Lebens, und auch aus diesen Zwängen heraus bin ich der Meinung, müssen wir privates Kapital, welches der Kapitalismus nun mal produziert, abschöpfen und Möglichkeiten finden, diese Abschöpfung dann, das meinte ich vorhin, demokratisch kontrollierbar machen und insofern sind wir nicht prinzipiell gegen private Stiftungen, sondern ganz im Gegenteil, wir sind dafür, dieses private Kapital einzusetzen für Stiftungen, natürlich immer nur, das muß ich einschränkend sagen, für sinnvolle Stiftungen. Für eine Stiftung, die sich zum Beispiel für Entwicklung von Kriegsgerät, ich mach es jetzt mal ganz platt, beschäftigt, würde von uns keinerlei Unterstützung finden.

Terweiden:
Da würde es wohl aber Probleme mit dem Gemeinnützigkeitsrecht geben.

Böttcher:
Möglicherweise.

Terweiden:
Wo das ja auch so ein großes Gesamtthema ist, wo ja auch Kritiker der jetzigen Regelung sagen, daß das Gemeinnützigkeitsrecht teilweise Sachen gleichstellt, zum Beispiel Denkmalschutz und Umweltschutz wird gestellt auf die gleiche Ebene von der steuerlichen Abzugsfähigkeit, wie der Schachsport oder Segelflug, das wird ja kritisiert, und da wird ja gesagt, wo die Grünen sagen, wir wollen keine Hierarchisierung dieser guten Zwecke, sondern wir wollen alle gleich gut stellen, wenn die was einigermaßen Gutes tun, und andere sagen wiederum nein, wir brauchen diese Hierarchie, aber gut, das ist ja wieder ein ganz anderer Themenbereich, weil es ja jetzt erst mal - auch in der politischen Debatte scheint mir so - um das Stiftungsrecht geht und man das angeht, weil Gemeinnützigkeit ja offensichtlich ein viel größeres Thema ist, das schwieriger ist, zu bearbeiten. 

Böttcher:
Ja, sicher, wobei das natürlich... ich kann ein Stiftungsrecht nicht bearbeiten oder verändern oder verbessern, wenn ich nicht genau solche Komponenten, die dazu gehören, wie die Frage der Gemeinnützigkeit eine der wichtigsten Komponenten, wie ich finde, im Stiftungsrecht überhaupt ohne das zu berücksichtigen, also das muß ich schon und eben insofern ist es schon notwendig, finde ich, über Ausgestaltung, begriffliche Ausgestaltung - ich will es gar nicht mal Definition nennen - weil man kann nicht alles definieren, aber also man kann schon, aber das macht nicht immer Sinn. Daß man über eine begriffliche Ausgestaltung schon nachdenkt, wie weit geht eine Vergabe von Gemeinnützigkeit, die ja absolute Vorteile bringt, und insofern gehört das schon eng zusammen, und ich würde es überhaupt sehr begrüßen, wenn bei der Abhandlung und Beschäftigung mit dem Stiftungswesen als Ganzes wirklich auch ganzheitlich gedacht wird, daß heißt also daß die Haushalte genauso einbezogen werden, wie die Steuerrechtler, wie die Bildungsleute, wie die Kulturleute, also es ist einfach ein ganzheitlicher Prozess, der auch so ganzheitlich wenn überhaupt, verändert werden kann. Und das da habe ich im Moment große, große Bedenken, das hat ja auch die Anhörung vorgestern ein bißchen deutlich gemacht. Ich war zwar persönlich nicht dort, aber ein Referent von mir war dort.

Terweiden:
Vorgestern, da war ich nämlich auch. Da war aber niemand von der PDS?

Böttcher:
Doch, nur unser Fachreferent war dort, Dr. Kössling, und es ist zumindest deutlich geworden, ich habe mal ein bißchen in die Unterlagen reingelesen, das genau das vorhanden war. Also, daß es eben nicht unbedingt erkennbar ist, daß in dieser Ganzheitlichkeit wirklich dieses Problem gepackt werden soll, das halte ich für problematisch. Dahingehend werden wir uns auch einsetzen, daß genau diese Ganzheitlichkeit genommen wird, ansonsten braucht man nicht daran kritteln.

Terweiden:
Ja, es wird ja auch gesagt, es ist deswegen 16 Jahre oder 20 Jahre noch nichts geschehen, auch aus dem Grund. Gut es waren vielleicht wieder andere Gründe, aber man sagt, wir wollen das nicht noch weiter verzögern, sagen zumindest die Grünen, indem wir das Gemeinnützigkeitsrecht mit hineinnehmen und damit sichergehen können, daß es in den nächsten Jahren große Streitereien gibt, das wird nichts und wir haben eine große Notwendigkeit, wird ja gesagt, aufgrund das ist ja immer die Diskussion, diese große Erbschaftswelle also sehen Sie da nicht doch jetzt ...?

Böttcher:
Also ich sehe Handlungsbedarf, ich sehe Notwendigkeiten, ich sehe auch Möglichkeiten. Ich meine nur, man darf nicht zu weit zurückgehen in der eigenen Position, daß man sagt, also alles andere ist mir jetzt so ziemlich egal, um das Gesamtprojekt nicht zu gefährden, stimme ich dem zu, da was auf den Weg zu bringen. Also das ist schon korrekt, weil, wenn ich genau diese Punkte ausklammere, was über steuerliche Absetzbarkeit sprich: Gemeinnützigkeit, das ist ja nun der enge Zusammenhang, möglich ist, dann laufe ich zumindest Gefahr, daß genau das, was gesellschaftlich kritisiert wird, nämlich Kapitalflucht ins Ausland und und und eher beschleunigt als gebremst wird, und wenn ich dann nicht mitdenke und offen ausspreche ...

Terweiden:
Haben Sie ein Beispiel? Wie können Sie sich das vorstellen? Daß jetzt das Stiftungsrecht geändert wird, wie soll da das Kapital ...

Böttcher:
Ja, das ist ja schon relativ einfach möglich, indem Stiftungen bestimmte Projekte ins Ausland verlegen und die sind dann sehr einfallsreich, Fördermittel, die eigentlich für Deutschland gedacht sind, im Ausland auch auszugeben, und die erscheinen dann in keiner Bilanz hier in Deutschland.

Terweiden:
Beispiel?

Böttcher:
Nein, ein Beispiel habe ich nicht, aber ich weiß, daß ...

Terweiden:
Meinen Sie jetzt auch zum Beispiel renommierte Stiftungen, die irgendwelche Projekte im Ausland ...

Böttcher:
Ja, ich kann das nicht beweisen, aber es ist eigentlich auch allgemein bekannt.

Terweiden:
 Wäre das nicht viel naheliegender, was auch ein Kritikpunkt an Stiftungen allgemein ist, jetzt nicht unbedingt privatrechtlich auch, daß gesagt wird, ja das ist ja auch ein Mittel, um Steuerflucht zu machen in Liechtenstein zum Beispiel. Also ich, mir würde jetzt naheliegen der Gedanke, wenn man Steuern sparen will und wenn jemand Gelder ins Ausland transferieren will, dann kann er das in Liechtenstein in Form einer Stiftung bereits tun.

Böttcher:
Ja, das ist wahr, das ist ja auch schon so, was ich nicht in Ordnung finde.

Terweiden:
Ja, gut, aber vielleicht kommen wir zu den Einzelheiten gleich noch mal, ich will aber doch noch mal darauf zurückkommen und zwar öffentlich-rechtliche Stiftungen, wenn gesagt wird, die PDS befürwortet, daß die gegründet werden, es ist aber so, eine Tendenz, wenn man sich damit beschäftigt, im Stiftungswesen festzustellen, daß auch der Staat privatrechtliche Stiftungen errichtet, weil die öffentlich-rechtlichen ja per Gesetz gemacht werden müssen, weil es ein größerer Aufwand ist und weil man da vielleicht noch eine flexiblere Sache sieht, also genau könnte der Staat auch private Stiftungen gründen?

Böttcher:
Ja, das ist richtig, nur dafür muß wirklich das Stiftungsrecht novelliert werden. Weil bei öffentlich-rechtlichen ist zumindest die Gewähr gegeben, das was ich reingebe, ich auch kontrollieren kann. Das ist bei privatrechtlichen auch über – ich sagte schon – zweiseitige Verträge und so juristisch nicht genügend untersetzt und das ist eigentlich das Hauptproblem. Und das heißt ja nicht – deswegen habe ich das vorhin gesagt –, daß wir gegen die Grünen sind, sondern es muß dann auch juristisch so verändert werden, daß es eben nicht noch mehr Schlupflöcher gibt, sondern daß es wirklich eine sinnvolle Ergänzung zu den öffentlich-rechtlichen Stiftungen wird.

Terweiden:
Wir sind etwas vom Weg abgekommen, aber machen wir weiter mit Frage 2. Woher erhalten denn Stiftungen nach Ihrem Verständnis ihre grundsätzliche Legitimation heutzutage?

Böttcher:
Also, ich persönlich halte Stiftungen schon für eine sinnvolle Ergänzung in der Gesamtgesellschaft, man muß einfach nur aufpassen und ich glaube, daraus resultiert so eine allgemeine Diskussion, daß mehr über Inhalte von Stiftungen geredet wird, als das, was sie eigentlich bewirken wollen durch ihre Gründung und weniger über das damit verbundene Geld oder die Budgetbereitstellung. Also nennt es wie ihr es wollt, es gibt ja unterschiedliche Bewegungen, alles das, was mit Privatpersonen zu tun hat, ist ja mal aus ganz idealistischen Gründen entstanden, daß Privatpersonen, die kaum eigene Verwandte haben, aber viel Geld oder eben das anders anwenden wollen, weil sie bestimmte Ideale haben, haben eben gesamten Gelder in diese Stiftung gesteckt immer mit Bedingungen verknüpft und so. Das ist eigentlich eine edle Sache, sage ich mal. Ganz allgemein gesprochen. Es gibt da sicherlich auch differenzierte Betrachtungsweisen, das ist ganz egal. Das halte ich auch nach wie vor für richtig und auch relevant. Es ist aber mittlerweile so - davon bin ich überzeugt, ich kann es aber nicht belegen momentan, weil wir uns zu wenig bisher auch damit befaßt haben, auch empirisch überhaupt nicht damit befaßt haben -, daß der Eindruck entsteht, daß privatrechtliche Stiftungen so oft als die alleinige Initiative des Erhalts einer bestimmten Sache gesehen werden. Und das empfinde ich als sehr gefährlich. Vor allen Dingen - ich hatte vorhin ja die Kommunen schon mal angesprochen - wenn es in Kommunen darum geht, etwas zu erhalten, wird gesagt: Es ist kein Geld da. Dann wird gesucht, ob man jemanden findet, der da private Gelder reinsteckt und über eine Stiftung das Werk fortgeführt oder fortgesetzt wird, auf kulturellem Gebiet, auf anderen Gebieten, auf historischem Gebiet, also bis hin zu Museen und und und Archiven und allem Möglichen, dann finde ich das deshalb ein bißchen gefährlich, weil so aus einer finanziellen Not heraus oftmals etwas ins Leben gerufen wird, was nicht von selbst gewachsen ist. Und das halte ich für problematisch...

Terweiden:
Ja, nur dann sehe ich jetzt einen Widerspruch, wenn Sie sagen die öffentlich-rechtlichen, das wäre ja eine staatliche Initiative, nicht. Und eine private Stiftung ist ja zu einem ganz großen Teil ... laut Statistik sind die meisten Stifter, die eine private Stiftung errichten oder überhaupt die meisten Stifter Privatpersonen. Und es wird ja gesagt, zumindest von diesem F.D.P.- Entwurf und den Grünen auch: Wir wollen Privatleute ansprechen, die privat initiativ werden sollen, und jetzt könnte man ja sagen, sie wollen den Staat ansprechen, daß er initiativ wird. Oder wie ist das?

Böttcher:
Nein. Es geht mir nur um solche, wo aus finanzieller Not heraus Privatleute gesucht werden, also der umgekehrte Weg. Für die Privatinitiative als solches bin ich sehr, weil das ist die einzige Chance momentan - und das ist ein Problem an sich - überhaupt bestimmte Dinge zu erhalten, beziehungsweise neu ins Leben zu rufen. Ich meine nur diesen umgekehrten Weg, der momentan versucht wird zu gehen, der nie aufgeht, weil, wer privat irgendein Ideal hat und das über eine Stiftung machen will, der macht das. Und der macht das in aller Regel nicht, weil er angesprochen wird. Es wird sicher Ausnahmen geben, aber insofern...

Terweiden:
Haben Sie da ein Beispiel, wo es schlecht gelaufen ist oder so?

Böttcher:
Ja, es gibt zum Beispiel im Land Brandenburg, also ich kann jetzt nicht ein direktes Beispiel nennen, aber es gibt im Land Brandenburg momentan, also ich nenne sie richtig so kommunale Wanderprediger, die wirklich durchs Land laufen, und nur weil das Museum x und y durch die Kommune nicht mehr finanzierbar ist, werden Leute gesucht - das sind in aller Regel Leute, die aus dem Westen in den Osten gezogen sind, weil sie dort irgendeine Immobilie gekauft haben oder wieder gekriegt haben, die sich dort also angesiedelt haben – in aller Regel sind das ja Leute mit relativ viel Vermögen, die dann angesprochen werden und förmlich bekniet werden, doch die Einrichtung in eine Stiftung zu heben oder ein Teil ihres privaten Kapitals dort reinzugeben. Also das halte ich für fatal und das finde ich auch nicht richtig, was nicht heißt, daß es so was auch mal geben kann, weil manch einer erst drauf gestoßen werden muß, weil...

Terweiden:
Nur jetzt könnte man ja sagen: Die Kassen sind so leer, da ist uns egal woher das Geld kommt, oder?

Böttcher:
Na ja, ganz egal ist mir das eben insofern nicht, weil ich finde, damit wird auch die Kommune...

Terweiden:
Was ist denn die Gefahr oder das Problem? Können Sie das nochmal...?

Böttcher:
Die Gefahr? Ich finde die Kommune wird als solche handlungsunfähig gemacht. Also sie gibt alle Dinge aus Finanznot weg. Und es wird überhaupt nicht mehr über die Ursache geredet und damit auch nicht mehr über die Beseitigung der Ursache. Also die Kommunen so auszustatten, daß sie ihrer grundgesetzlich verankerten Selbstverwaltungspflicht nachkommen, denn der können sie natürlich nur nachkommen, wenn sie finanziell so ausgestaltet werden. Also die Gefahr besteht, daß dieser Kreislauf dadurch unterbrochen wird.

Terweiden:
Gut. Jetzt ist noch die Frage, bei einer klassischen öffentlich-rechtlichen Stiftung ist es ja so, daß der Staat dann eigentlich auch diese Stiftung mit Geld ausstattet. Also wie ist das gedacht? Noch mal gefragt. Der Staat gründet eine Stiftung, und dann sollen Privatleute kommen und sollen sehen, aha, diese Stiftung ist vernünftig, da geben wir auch noch Geld rein? Weil ja auch wirklich das Problem besteht, daß gesagt wird, die öffentlich-rechtliche Stiftung ist ja auch eine Art Schattenhaushalt, weil der Staat damit bestimmte Gelder sozusagen ausgliedert in diese Rechtsform und jedes Jahr was dazuschießen muß, was ja auch diesem Stiftungsgedanken widerspricht, daß eine Stiftung ja eigentlich eine mit Vermögen ausgestattete Rechtsperson ist, und wenn sie immer wieder Zuschüsse kriegen würde, dann wäre es ja keine Stiftung im eigentlichen Sinne!

Böttcher:
Ja, das ist sicher richtig, ...

Terweiden:
Also woher soll das Geld kommen?

Böttcher:
... aber es gibt natürlich, es bleibt dieser Widerspruch, was gibt der Staat aus der Hand, nur weil keine Finanzen da sind. Also das ist die Hauptfrage für mich. Eine andere Seite ist die der öffentlich-rechtlichen Stiftung, weil Sie die immer wieder ansprechen. Wir haben jetzt gerade - ich sag es mal aus meinem eigenen Kreis, ich bin auch Kreistagsabgeordnete des Teltow-Fläming Kreises im Land Brandenburg - per Kreistagsbeschluß eine öffentlich-rechtliche Stiftung zur Erhaltung der Kultur- und Sportstätten der Kommune gegründet. Das heißt, wenn ich wir sage, die Kreissparkasse Teltow-Fläming hat diese Stiftung gegründet, und der Kreistag als Anstalt des öffentlichen Rechts mußte das behandeln, hat diesem zugestimmt und entsprechend beschlossen. Das ist zum Beispiel so eine Form, wo genau das, was Sie eben sagen: Schattenhaushalt oder oder oder, ausgenutzt wird, das heißt also wir haben relativ wenig Geld, um Sportstätten, um Kulturstätten, um überhaupt auch kulturelle Veranstaltungen in Gebäuden, die vorhanden sind, durchführen zu können. Und wir nutzen diese Stiftung, die jetzt errichtet wurde, einfach dazu, daß Privatpersonen - genannt oder ungenannt – in diese Stiftung Gelder geben können. Sie wird öffentlich kontrolliert, in dem Falle durch den Kreistag Teltow-Fläming und seinen Aufsichtsrat in der Kreissparkasse, und tut so richtig etwas für die Kommune, in dem Fall für den Kreis Teltow-Fläming, was sonst in der Breite und der Größenordnung nicht getan werden könnte, weil allein über Spenden und so weiter viel zu viel Geld verloren geht, wenn man von steuerlicher Absetzbarkeit bei Privatpersonen etc. also ..

Terweiden:
Das ist eine private Stiftung oder eine öffentliche?

Böttcher:
Das ist eine öffentlich-rechtliche, deshalb sagte ich also es ist ...

Terweiden:
Ging die Initiative von dieser Sparkasse aus?

Böttcher:
Ja, vom Verwaltungsrat der Sparkasse, wo die Fraktionen des Kreistages nach dem Proporz vertreten sind, und der Aufsichtsrat hat praktisch den Antrag an den Kreistag gestellt, dieser Stiftung zuzustimmen, und der Anteil aus der öffentlichen Kasse ist im Prinzip gleich Null, aber die Kontrolle ist 100% gegeben. Wenn man sich auf so einem Level einigen kann, daß es auch solche öffentlich-rechtlichen Stiftungen geben kann, dann macht es eigentlich deutlich, daß es Formen und Möglichkeiten gibt, die eben nicht in die Richtung, was uns dann schnell auch immer vorgeworfen wird, geht, also alles soll der Staat regeln. Es geht um die öffentliche Kontrolle, und die muß gegeben bleiben, und insofern löst sich der Widerspruch auch auf oder der scheinbare Widerspruch. Wir sagen, wir wollen hauptsächlich solche Stiftungen befördern, weil der Staat da die Finger drauf hat, darum geht es nicht, es geht um die öffentliche Kontrolle, und solange bis es kein anderes Instrument gibt bei privatrechtlichen Stiftungen diese öffentliche Kontrolle bei Aufgaben, die eigentlich der Staat auch zu erledigen hat, die Kommune ist ja letztlich der Staat, deshalb verallgemeinere ich mal mit dem Wort Staat, nicht, solange das nicht gegeben ist, können wir nicht auf Teufel komm raus, ich sage jetzt mal, auf privatrechtliche Stiftungen pochen, weil wie gesagt originäre Staatsaufgaben weggenommen werden, die realistischerweise nie wieder zurückzuholen sind, weil sie sind dann irgendwie in Privatbesitz, auch wenn es eine Stiftung ist.

Terweiden:
Gut, zu dem Thema öffentliche Kontrolle da komme ich auf jeden Fall noch, da werde ich noch mal nachhaken. Jetzt gehen wir mal weiter, das ist ein schöner Anknüpfungspunkt. Wie sehen Sie denn dann das Verhältnis von Stiftungen zum Staat? Also, man könnte jetzt 2 Pole nehmen, ist das ein Konkurrenzverhältnis in sich oder könnte das eine Partnerschaft sein? Also ich meine jetzt die privatrechtlichen Stiftungen.

Böttcher:
Also, ich gehe von dieser zweiten, von dieser Partnerschaft durchaus aus und das wird ja auch in vielen Bereichen deutlich, daß das durchaus partnerschaftlich sein kann. Aber es ist eben nicht zwingend so, das ist schon ein kleines Problem, deshalb gibt es auch sowohl in dem FDP-Antrag Ansätze, zwar nicht hineinzudirigieren, also dagegen hätte ich auch was. Also mir geht es nicht darum, hineinzudirigieren durch irgendein Gremium, wenn ich von öffentlicher Kontrolle spreche oder ich könnte es ganz vereinfacht sagen, für mich muß immer der Inhalt einer Stiftung, also das inhaltliche Gebilde, die Hauptrolle spielen, wie meist das Geld. Und insofern kann ich mir vorstellen, daß es durchaus ganz viele privatrechtliche Stiftungen geben kann, die sehr partnerschaftlich mit der Kommune arbeiten. Es gibt ja auch tausende Beispiele. Dagegen sträuben wir uns überhaupt nicht, ganz im Gegenteil. 

Terweiden:
Ja, genau, die Stellungnahme von Gregor Gysi zum Gesetzentwurf Bündnis 90/Die Grünen war einmal in den Mitteilungen des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen ein kurzer Absatz, wo Gregor Gysi sich geäußert hat, ich meine, da hat er als Gefahr gesehen, nämlich daß Stiftungen ein Instrument der schleichenden Privatisierung staatlicher Aufgaben seien. Jetzt mal ganz naiv gesprochen, würde ich sagen, da denkt ein privater Stifter, selbst wenn er vielleicht wie Reinhard Mohn, sehr viel Geld hat, denkt ja nicht unbedingt daran, die staatlichen Aufgaben wegzunehmen, sondern er sieht ein Defizit und will das beheben, und Sie haben auch selbst gesagt, das Geld ist nicht das wichtigste, sondern die Idee, die dahintersteckt. Also ist da überhaupt die Gefahr?

Böttcher:
Ja, es gibt eben diese zwei Seiten, nicht. Es wurde vorhin schon mal ein bißchen angerissen. Also wir sind sicherlich nicht die Partei, die die größte Regelungskompetenz hat und schon gar nicht diese einfache, aber es gibt gerade bei solchen sensiblen Fragen schon die Notwendigkeit, hier Regelungsmechanismen zu finden, daß eben nicht diese schleichende Privatisierung - jetzt nehme ich mal seine Begrifflichkeit – einsetzen kann. Ich habe Ihnen das am Beispiel der Kommune deutlich gemacht. Ich könnte, ich mache es wegen mir auch an einem Beispiel, es gibt ein Museum in meinem Kreis oder es gab ein Museum in meinem Kreis, das gehörte der Russischen Armee, und beim Abzug dieser Armee im Jahre 1993 stand die Frage, übernimmt das die Kommune, übernimmt das das Land oder nehmen wir es mit. Die Russen konnten ja ihr Museum mitnehmen, es gehörte ihnen. Ich will einfach sagen, es war nicht finanzierbar, weder durch das Land noch durch die Kommune und auch nicht in Form einer Mischfinanzierung. Es hat sich kein Stifter gefunden. Es hat sich also niemand gefunden. Die haben also ihr Museum mitgenommen. Was ich insofern für sehr tragisch halte, weil das ein einmaliges Museum ist. Es waren da ein Stab der Russischen Armee, nämlich in Wilmsdorf [?], vielleicht der Name schon mal bekannt, ja. So, wenn es nun aber einen privaten Stifter gegeben hätte, wäre ich natürlich die letzte gewesen, die dagegen gewesen wäre, weil ich habe sehr darum gekämpft, daß dieses Museum hier erhalten bleibt und auch der Nachwelt erhalten bleibt, auch wenn es natürlich sehr einseitig ausgerichtet ist. Das ist eine normale Geschichte. Aber es ist eben so ein Punkt, wo ich sage, es hätte einen privaten Stifter geben können, den es zwar nicht gegeben hat, und so jetzt wird es ein bißchen schwierig, aber dieser private Stifter hätte eine Aufgabe übernommen, wo ich bis heute der Auffassung bin, daß diese Aufgabe die Kommune hätte übernehmen müssen. Und insofern wäre natürlich ...

Terweiden:
Könnte man sagen, das wäre für Sie die schlechtere Alternative gewesen, aber immer noch besser, als daß das Museum ganz weg gewesen wäre?

Böttcher:
So ist es! Insofern ist natürlich die Gefahr trotzdem da, die Gregor Gysi anspricht. Die Gefahr ist da, weil natürlich ein privater Stifter völlig ohne Einfluß von außen aus dem Museum hätte machen können, was er wollte.

Terweiden:
Gut, da kommen wir gleich noch mal hin.

Böttcher:
Es war vielleicht ein simples Beispiel, aber mir ist jetzt kein besseres eingefallen.

Terweiden:
Eine weitere Frage, vielleicht haben wir das auch jetzt schon gesagt. Welche Rolle spielen Stiftungen denn speziell in der modernen demokratischen Gesellschaft? Ist das ein Beitrag zur Stärkung der Gesellschaft?

Böttcher:
Ich habe ja einiges dazu schon gesagt, aber ich sage trotzdem noch was dazu. Also, ich finde, Stiftungen gehören zu dieser Gesellschaft, und ich finde Stiftungen auch sehr sinnvoll. Sie haben vorhin ein eigenes Beispiel benannt. Das ist für mich so was Sinnvolles. Es gibt aber eben die Gefahr, und ich muß auch eben immer wieder auf diese Gefahr kommen, weil ich einfach Angst habe, daß es ausufert. Und daß es ausufern kann, ist ja zumindest real auch im Gedankengut vorhanden, das hat ja auch die Anhörung [der F.D.P.- Fraktion am 22. März 1999] gezeigt, daß durchaus Gefahren der Ausuferung da sind. Und Ausufern heißt ja irgendwann, man hat es nicht mehr im Griff. Insofern finde ich schon, man muß verdammt aufpassen, daß nicht alles, was nicht finanzierbar ist - und das hab ich vorhin schon mal, ich wiederhole es aber unbedingt noch mal – die alleinige Rettung in einer Stiftung gesehen wird. Darin sehe ich eine große Gefahr. Und das würde dem Stiftungwesen, dem positiven Stiftungswesen der Gesellschaft großen Schaden zufügen, wie ich finde, und momentan ist diese Gefahr real.

Terweiden:
Ja, noch mal darauf zu kommen. Diese Diskussion mit der Kapitalflucht ins Ausland, die wird ja auch, was jetzt Stiftungen angeht, habe ich den Eindruck ein bißchen auf einer anderen Ebene geführt, nicht daß gesagt wird, es gibt Stiftungen, die transferieren Geld ins Ausland, sondern es wird von Grund auf gesagt, theoretisch sagt sich der reiche Stifter: Warum soll ich in eine Stiftung investieren, wenn es steuerlich relativ ungünstig ist, wenn es so schwierig ist, das zu gründen, weil da gesagt wird, es ist viel Bürokratie mit verbunden, das ja jetzt geändert werden soll. Also der stellt sich gar nicht die Frage, sondern der geht direkt ins Ausland und investiert in Aktien oder auf den Bahamas. Also das ist ja die Diskussion, da wird ja gesagt, wenn wir dann aber die Bedingungen bessern, dann kriegen wir das Geld ja in Stiftungen?

Böttcher:
Das ist richtig. Also diese zwar konservative Position, aber diese Position würde ich unbedingt teilen. Also, ich finde schon, bevor das Geld sonstwohin marschiert, dann soll es hier für vernünftige Dinge eingesetzt werden. Und das ist so eine Frage mit diesem Kontrollrecht, und deshalb sage ich: Also, man kann es eigentlich so losgelöst auch nicht behandeln. Ich finde schon, das Stiftungsrecht muß unbedingt gleichlaufend derart unterfüttert werden, daß eben geguckt wird, das nicht einfach nur so - wir haben gerade Scheinselbständigkeit diskutiert heute morgen - Stiftungen gegründet werden unter einem konkreten Thema oder zu einer bestimmten Sache, und in Wirklichkeit geht es eigentlich nur darum, daß jemand sehr günstig oder steuerfrei seine Gelder parkt. Und diese Gefahr ist real vorhanden. Und solange es gesetzlich nicht so eindeutig geregelt ist, daß man wenigstens weitestgehend diese Gefahr eindämmt, solange wird es natürlich auch Widerstand geben.

Terweiden:
Ja, dann müßte man ja das Steuerrecht auch mit einbeziehen, ...

Böttcher:
Ja, natürlich.

Terweiden:
... denn, das ist die Frage, Sie haben es am Anfang gesagt: privates Kapital abschöpfen.

Böttcher:
Ja, bin ich sehr dafür.

Terweiden:
Ja, aber das kann man ja dann auch nur, wenn man gesetzliche Regelungen, wie Erbschaftssteuer oder so miteinbezieht.

Böttcher:
Ja, ja. Genau das ist ja der Punkt. Das muß auch gemacht werden, eben um solchen Dingen entgegenzuwirken. Und ich sag mal so, also ob ich nun dafür bin, die Vermögenssteuer wieder einzuführen, wegen mir noch in einer richtigen satten Größenordnung oder aber sage, mit einem wirklich richtig kontrollierbaren Stiftungsrecht hier etwas Sinnvolles mit dem Geld zu tun, was da ist, das widerspricht sich, nicht glaube ich. Ganz im Gegenteil. Unser Problem ist einfach nur es ist momentan zu wenig wirklich kontrollierbar. Und was mich eigentlich so - das ist mehr ein moralischer Wert - aber was mich dabei immer so beschäftigt, ist die Tatsache, daß viele Stifter, die so richtig was Tolles, was Gutes machen, in Mißkredit geraten durch eben sogenannte schwarze Schafe, und das ist ja ein generelles Problem, auf allen Gebieten der Gesellschaft, und es wird aber hier natürlich besonders deutlich, weil es ja bei einer Stiftung in aller Regel um richtig Geld geht.

Terweiden:
Um jetzt noch mal drauf zu kommen und zwar, der Bundesverband Deutscher Stiftungen sagt immer wieder, das ist ein weit verbreitetes Vorurteil, daß jemand, der in eine private Stiftung Geld gibt, Steuern spart, weil er sich letztendlich ja von diesem Geld trennt. Er trennt sich von diesem Geld und kriegt es nie mehr wieder. Selbst bei der höchsten steuerlichen Abzugsfähigkeit...

Böttcher:
Klar ist das ein Vorurteil und dennoch gibt es eben diese schwarzen Schafe, und das ist immer das Problem. Nun mache ich keine Politik der schwarzen Schafe. Sie merken ja auch an den Antworten, daß wir durchaus dafür sind, wie gesagt, vorhandene private Gelder, die nun mal vorhanden sind – nun kann man darüber orakeln: wieso hat ein privater Mensch überhaupt so viel Geld und so, aber das ist eben ein ganz anderes Thema. Hängt natürlich zusammen mit dieser Thematik, ganz logisch, wenn es die Leute nicht gäbe, gäbe es dieses private Kapital in der Größenordnung nicht, und wir würden gar nicht über private Stiftungen reden, insofern gibt es da schon einen Zusammenhang, aber ich will einfach nur sagen, das Problem ist ganz einfach, daß eben die Offenlegung bestimmter Fragen, diese Geheimnistuerei um bestimmte Fragen insofern ein Problem ist, daß eben so eine Mißbrauchsdiskussion geführt wird und weniger darüber geredet wird, was ist denn eigentlich der Sinn von Stiftungen, was können Stiftungen eigentlich leisten. Und ich muß gleich dazu sagen, wir hatten gestern in unserer Kultus-Arbeitsgruppe, die ich leite, wo die entsprechenden Abgeordneten mit ihren Mitarbeitern und Fachreferenten drin sind, einen heißen Disput, als es nur im Anriß um diese Frage der Stiftungen ging, sagte eben ein junger Mitarbeiter, also das kann doch nicht sein, daß wir dafür sind private Stiftungen zu bilden. Der hatte so eine ganz fundamentalistische Position und so.

Terweiden:
Hatte der auch was zu sagen?

Böttcher:
Jein, sage ich mal. Es war eben einfach nur Nein-Sagen. Und da haben wir ziemlich breit drüber diskutiert. Ich sage das nur deshalb, weil es natürlich ... die Mehrheitsmeinung geht in die Richtung, was ich Ihnen jetzt gesagt habe, also durchaus sinnvolle Dinge zu unterstützen, auch durch uns zu unterstützen. Ich hab das mit dem ganz profanen Satz zu Ende gebracht dann die gestrige Diskussion, in dem ich gesagt habe: Also, Leute, eine sozialistische Weltrevolution steht gerade nicht auf der Tagesordnung, also bemühen wir uns doch mal zu überlegen, wie wir im Rahmen der jetzigen Gesellschaftsbedingungen versuchen, aus dem vorhandenen das Beste zu machen und das ist dann immer so, da wird man sofort als Realo verschrien und so. Das ist mir aber so relativ wurscht, sage ich mal, weil ich finde, wir haben eine gesellschaftlichen Auftrag übernommen, den wir auch zu erfüllen haben. Und da kann ich mich nicht immer nur hinstellen und sagen, also weil das was mit Privatvermögen und Kapital zu tun hat, bin ich da dagegen als Sozialist. Das ist mir dann doch ein bißchen zu fundamentalistisch, und Sie merken ja auch an bestimmten Äußerungen, wenn es auch nicht allzu viele gibt, seitens der PDS dazu, daß es da durchaus eine große Aufgeschlossenheit gibt, aber eben ein gewisses Mißtrauen vorhanden ist, daß bestimmte Dinge nicht genügend beeinflußt und, ich sage, bekämpft werden.

Terweiden:
Ja, ja. Jetzt nebenbei noch als Anmerkung, mein Eindruck ist auch, das ist auch so ein bißchen das Problem, daß insgesamt in der Debatte zu wenig Datenmaterial vorhanden ist, ...

Böttcher:
Genau. Es liegt im Prinzip nichts vor.

Terweiden:
... daß zu wenig auch die Fachleute, ich will mich da nicht ausnehmen, teilweise es nicht wissen können und teilweise es nicht sehen oder sich nicht genug damit beschäftigt beschäftigt haben. Ich habe den Eindruck, daß teilweise aneinander vorbei diskutiert wird, 

Böttcher:
Stimmt.

Terweiden:
... weil zum Beispiel - zu den schwarzen Schafen - ich habe den Eindruck, wenn jemand, der geht zu seinem Steuerberater, der wird eine andere Rechtsform wählen, als eine Stiftung, selbst wenn er fünfzig Prozent „Steuern sparen“ kann und er merkt, da wird er was verlieren, dann wird er es nicht tun, es sei denn, er will da unbedingt vielleicht diesen Prestigegewinn haben, was ja eigentlich auch nicht schlecht sein...

Böttcher:
... nicht unbedingt was Negatives sein muß.

Terweiden:
Ja eben. Oder ...?

Böttcher:
Nein, es ist - denke ich - okay also, ja!

Terweiden:
Dann noch mal zur öffentlichen Kontrolle. Die Diskussion kreist ja auch um eine ganz wichtige Frage, nämlich Transparenz. Und da sagen die aus der ganz liberalen Ecke, aber liberal nicht im parteilichen Sinne, jetzt unbedingt, zum Beispiel Graf Strachwitz aus Berlin, wenn wir es schaffen, mehr Transparenz reinzubringen ins Stiftungswesen, sprich die Stiftungen wie in den USA verpflichten, eine öffentliche Rechungslegung zu machen, also das Finanzgebaren, alles was sie tun, alle Verflechtungen, die Organe, Vermögenssumme, Vermögensausstattung, Ausgaben, Einnahmen usw. das offenzulegen gegenüber der Öffentlichkeit, nicht nur dem Staat. Und das praktisch an einer Stelle sammeln, das die Wissenschaft auswerten kann, das der Öffentlichkeit zugänglich ist, dann haben wir ja ein ganz starkes Instrument der öffentlichen Kontrolle, wo es zumindest in den USA keinen schwarzen Schafe mehr gibt. Es gab sie ja, deswegen wurde das Gesetz 69 oder vorher auch schon eingeführt, daß man erstmals überhaupt soweit gekommen ist. Also es ist ja so in den USA, daß man gegenüber der Öffentlichkeit offenlegen muß. Und es gab da ein paar, die wirklich Steuern gespart haben, und ab diesem Zeitpunkt scheint es so zu sein, daß dieser Stiftungsgedanke sehr positiv gewertet wird in der Bevölkerung und Stiftungen per se was Positives sind und in Deutschland etwas Anrüchiges hat. Also die Diskussion kreist darum, wir machen die privaten Stiftungen transparenter, gut - dann auch nicht alle. Der Bundesverband Deutscher Stiftungen setzt da, glaube ich, mehr auf Freiwilligkeit, wie die F.D.P. Gut, die Grünen gehen etwas weiter. Also wenn man das so machen würde, dann wäre ihr Argument ja entkräftet, daß die öffentlich-rechtlichen besser sind, weil die öffentliche Kontrolle stärker ist. 

Böttcher:
Ja, gut, alleine mit einer Offenlegung ist ja die öffentliche Kontrolle nicht automatisch gegeben, sage ich mal. Öffentliche Kontrolle hat ja ein umfassendes Mitspracherecht, deshalb sprach ich ja die Demokratisierung an, also ich finde ...

Terweiden:
Ach so, okay, was die Gremien angeht?

Böttcher:
Ja, ich finde schon, es muß dann doch eine Möglichkeit - sage ich mal vorsichtig - „des Eingreifens“ sein, weil ...

Terweiden:
Hatten Sie nicht vorher gesagt, das Eingreifen ....?

Böttcher:
Nicht das inhaltliche Eingreifen. Aber was nützt mir eine Offenlegung, wenn ich feststelle, dort wird regelrecht beschissen, sage ich mal! Überhaupt nichts, wenn das rechtlich alles abgedeckt ist, sagte ich vorhin, auch die rechtlichen Regulierungsmechanismen müssen ganz sicher überarbeitet werden. Ich bin keine Juristin, aber allein aus dem, was ich aus den Diskussionen kenne, bin ich ganz sicher, daß das so sein muß. Aber es nützt mir deshalb nichts, wenn ich eine Offenlegung habe von Finanzgebaren, wie Sie das selber ja bezeichnet haben, und ich kann das zwar öffentlich anprangern, aber ich kann letztlich nicht dazu beitragen, wirklich daß sich etwas ändert an diesem Finanzgebaren, es sei denn, es ist wirklich gesetzeswidrig.

Terweiden:
Ja, das ist doch die Handhabe, das ist jetzt mein Eindruck! Daß, wenn man diese Sachen so strikt macht, daß sie dann gar nicht mehr möglich ist.

Böttcher:
Ja, das ist korrekt, ich glaube, daß das, was in den USA funktioniert hat oder nicht, das kann ich so genau nicht beurteilen, aber nehmen wir mal an, das ist so, es hat funktioniert, daß das in Deutschland so nicht funktionieren würde. Der Deutsche ist von Natur aus mißtrauisch allem und jedem gegenüber. Auch und gerade, wenn es um viel Geld geht, das ist gesellschaftsimmanent, sage ich immer. Die Gelddiskussion stört mich an vielen Stellen oft, aber es ist offenbar momentan noch nicht änderbar.

Terweiden:
Wie meinen Sie das jetzt?

Böttcher:
Na ja, wissen Sie, der Deutsche hat ein angeborenes Mißtrauen. Das merkt man bei solchen Regierungsbefragungen. Es ist immer ein Unterton da, also man hat ein angeborenes Mißtrauen.

Terweiden:
Das hat jetzt die Politik gegenüber Stiftungen oder was?

Böttcher:
Nein, auch umgekehrt, also generell. Ich glaube, daß eine alleinige Offenlegung das Problem nicht löst. Mir ist auch relativ wurscht, muß ich mal sagen, wenn ich von einer Stiftungsidee, von einem Stiftungsgedanken überzeugt bin, als Stifter oder auch als Außenstehender, ist völlig egal und ich sage, das ist eine gute Sache, dann ist mir relativ wurscht, wieviel Geld der einsetzt, in welcher Struktur das Geld arbeitet, was mir nicht egal ist, was bei dieser tollen Idee am Ende rauskommt, das möchte ich irgendwann schon mal wissen, aber das ist ja gerade, wenn einer eine tolle Idee hat, kommt ja in aller Regel auch was Gutes raus. Insofern ist für mich die finanzielle Offenlegung eine Randerscheinung. Eine notwendige Randerscheinung.

Terweiden:
Ja gut, da könnte man ja noch so einen Tätigkeitsbericht mit reinnehmen.

Böttcher:
Zum Beispiel. muß ja jede öffentlich-rechtliche Stiftung machen. Also wäre überhaupt kein Problem. Das Problem für mich ist wirklich: Was kann momentan unter dem Dach einer privatrechtlichen Stiftung etabliert werden, was jeglicher öffentlicher Kontrolle entbehrt? Es sind in meinen Augen eben Dinge möglich, wo ich finde, die dürfen nicht möglich sein, und hier muß Transparenz her. Also, wenn ich nicht weiß - wenn ich jetzt immer ich sage, dann meine ich, wenn die Gesellschaft, das Umfeld, das Amtsgericht - wo so was angemeldet werden muß, nicht herausfinden kann, was soll wirklich Sinn und Zweck dieser Stiftung sein, was soll wirklich an Ergebnis auch rauskommen, außer Geld unterzubringen - jetzt sag ich es mal ein bißchen profan - finde ich schon, ist das problematisch. Und genau das ist der Punkt, weswegen auch, glaube ich zumindest, also ich bin mir da ziemlich sicher, warum es auch so ein Mißtrauen oder vielleicht ist Mißtrauen ein viel zu großes Wort dafür, aber doch so immer so ein bißchen in Nebelschwaden geredet wird, wenn es um privatrechtliche Stiftungen geht. Also, medizinische Forschungen halte ich für außerordentlich wichtig und das kann auch, das merken wir ja, der Staat alleine offenbar wirklich nicht leisten, nicht nur aus finanziellen Gründen, sondern einfach, weil auch nicht genügend Idealisten da sind auf bestimmten Feldern. Also das sage ich ganz einfach so, weil ich glaube, da gehört ein großer Idealismus dazu, sich auf bestimmten Feldern zu engagieren, und wenn dann auch noch das nötige Kleingeld da ist, das eben in eine Form zu bringen, wo auch am Ende wirklich was herauskommen kann. Also das finde ich hervorragend. Das würde ich niemals bremsen. In keinster Weise.

Terweiden:
Darf ich noch mal sagen: Was sollen denn diese Organe, die dann die Kontrolle ausüben, was sollen die ausüben, welche Kontrolle? Wie die Stiftung arbeitet oder sollen die auch die Inhalte ... ja gut die Inhalte werden ja sowieso vom Stifter bestimmt!?

Böttcher:
Das wollte ich sagen. Also es geht schon um bestimmte Arbeitsweisen. Also wir wissen ja sicher beide, also ich habe selbst viele Vereine mit gegründet. Es ist zwar nun ein bißchen was anderes, aber vom Ansatz her. Ich kann natürlich in meine Satzung alles Mögliche reinschreiben, um eine Bestätigung zu kriegen. Und ich werde auch eine Weile sicherlich öffentlich beobachtet in jeglicher Form. Aber irgendwann ist dieser Prozeß vorbei, weil man hat sich dran gewöhnt, daß es die gibt. Und es gibt ja genügend Anzeichen dafür, daß eben auch Mißbrauch getrieben wird. Und genau dieser Mißbrauch ist der Punkt, wo ich finde, da muß einfach drüber geredet werden, wie man den positiven Stiftungsgedanken aller Stiftungen, also ich sage jetzt quer Beet, privatrechtlich, öffentlich-rechtlich, es gibt ja auch Mischstiftungen, also daß diese positiven Gedanken durch solche Sachen immer wieder dadurch in Mißkredit gebracht werden, sondern daß durch eine – in welcher Form auch immer, da kann man sicherlich streiten - aber man muß eine Form finden, daß eine gewisse gesellschaftliche Kontrolle da ist, daß eben wirklich kein Mißbrauch betrieben werden kann. Mißbrauch meine ich jetzt nicht aus finanzieller Sicht, sondern ich meine auch inhaltlich.

Terweiden:
Wo wir jetzt beim Stiftungsgedanken sind. Was denken Sie denn, wie soll der denn jetzt als ideeller Wert angehoben werden? Da habe ich den Eindruck, das müßte ja dann doch, die Öffentlichkeit muß ja wissen, was Stiftungen machen. Wenn jetzt irgendein Amtmann irgendwo sagt, die machen das gut, ja schön, dann ist das eine gute Stiftung, aber ...

Böttcher:
Beispiel wäre schon zum Beispiel Transparenz und Aufklärung. Ich finde es gibt ganz toll arbeitende Stiftungen, wo aber überhaupt nicht in der breiten Bevölkerung klar ist, was die eigentlich machen. Und ich glaube auch, ein Problem ist, daß die Bevölkerung überhaupt nicht, also ich muß jetzt immer, wenn ich Bevölkerung sage, zumindest einwerfen, ich komme aus dem Osten und dort werden ganz oft Stiftungen mit Vereinen verwechselt, Stiftungen haben so was ...

Terweiden:
Man weiß es nicht?

Böttcher:
Ja, wie soll ich sagen, also es gibt viele, die wissen gar nicht, daß es zum Beispiel gerade im Forschungsbereich ganz viele Stiftungen gibt. Das müssen bestimmte Bevölkerungsgruppen auch erst lernen. Das muß man überhaupt irgendwie ...

Terweiden:
Und wie kann das geändert werden? Haben Sie da eine Idee?

Böttcher:
Ja, ich hätte schon eine Idee. Es gibt ja, aber das ist am Ende auch wieder mit Geld verbunden und da merkt man auch, daß ungleiche Verteilung gemacht wird, also wenn ich jetzt mal Forschungsgesellschaften nehme. Also, die Max-Planck-Gesellschaft [MPG] kennt jeder. Warum kennt die denn jeder? Das ist doch nicht so, daß die dadurch bekannt ist, daß die als einzige eine besonders herausragende Leistung hervorbringen, sondern das hat auch was mit Öffentlichkeit zu tun. Das hat auch was mit Öffentlichkeit auf Bundesebene insgesamt zu tun. Das hat etwas damit zu tun, daß natürlich der Staat auch daran interessiert ist, die MPG richtig bekannt zu machen und so weiter. Jede Stiftung - jetzt ich bitte Sie, nehmen Sie mir das nicht übel - ...

Terweiden:
Ich bin der Pressesprecher [der Hilde-Ulrichs-Stiftung für Parkinsonforschung]!

Böttcher:
... gut also, die ist vielleicht in Ihrem Umfeld und bei Betroffenen bekannt. Ansonsten ist das relativ wenig bekannt, auch in der Bevölkerung, was eigentlich Stiftungen zu leisten vermögen.

Terweiden:
Ja, und deswegen wird jetzt zum Beispiel auf seiten der Wissenschaft vorgeschlagen, wir schaffen eine Stelle, Forschungsinstitut oder wer auch immer, es wird einer beauftragt durch den Staat, die Stiftungen werden dazu verpflichtet, diese Berichte in jeder Form zu machen, denen zur Verfügung zu stellen, da kann also jeder hin und die machen zum Beispiel einmal im Jahr eine, weiß ich nicht, Öffentlichkeitskampagne oder eine Presseaktion, Pressekonferenz, Arbeit deutscher Stiftungen, erstellen Verzeichnisse, ja.

Böttcher:
Also, das fände ich schon gut. Ich muß Ihnen mal sagen, ich bin erstmals seit ich 94 hier in den Bundestag gekommen bin, überhaupt darauf aufmerksam gemacht worden, daß es einen Bundesverband Deutscher Stiftungen gibt, verstehen Sie. Das ist vielleicht im Westen bißchen anders ...

Terweiden:
Obwohl die ja ein großes Buch herausgegeben haben, letztes Jahr, Aufbauleistung deutscher Stiftungen, da sagen die, wir haben eine tolle Bilanz schon zum Aufbau in Ostdeutschland, was Stiftungen schon geleistet haben.

Böttcher:
Ja, das glaube ich auch. Nur das ist öffentlich wenig bekannt. Und insofern ist die Frage der Öffentlichkeit keine zweitrangige Frage.

Terweiden:
Deswegen wäre ja auch diese politische Debatte und es ist ja auch so, wenn Sie sich das angucken ...

Böttcher:
Ungeheuer wichtig.

Terweiden:
..., auf der Titelseite werden Stiftungen erwähnt in der Süddeutschen und auch anderswo, das ist ja schon was. Da war ja jahrelang nichts zu finden.

Böttcher:
Das ist richtig. Und deshalb finde ich es auch müßig, so im Detail Dissense auszumachen. Entscheidend glaube ich, ist wirklich, daß hier eine Diskussion in Gang gebracht wird, wo wirklich unter dem Titel Sinn und Unsinn von Stiftungen einfach mal die Bedeutung von Stiftungen auch noch mal ein bißchen ins öffentliche Bewußtsein gerückt wird. Und ich glaube, unter dieser Überschrift ist da auch wirklich viel zu leisten, und man kommt ein bißchen weg von diesen kleinkarierten Mißbrauchsdebatten und nennen wir es, wie wir es wollen.

Terweiden:
Jetzt konkret gefragt: Welche Streitpunkte gibt es denn in der Politik? Was wird denn überhaupt Ihrer Meinung nach, was ist denn da überflüssig oder so? Also wir haben ja jetzt festgestellt: Notwendigkeit das, etwas geschehen muß, ist da. Es wird jetzt wahrscheinlich was getan. Die Regierung will ja demnächst auch einen eigenen Entwurf bringen, der in die Richtung des ersten Gesetzentwurfes der Bündnisgrünen von 1997 gehen soll. Werden Sie dem da zustimmen oder sagen Sie, wir wollen da doch einen „großen Wurf“ machen im Gemeinnützigkeitsrecht, in diesem ganzen Bereich ...?

Böttcher:
Also, ob wir dem zustimmen können, kann ich jetzt noch nicht sagen, weil dazu müßte ich mich wirklich noch mal zu befassen, aber wir stehen auf jeden Fall dem gesamten Stiftungswesen aufgeschlossen gegenüber. Es gibt eine Reihe - das ist ja auch schon deutlich geworden im Gespräch jetzt - Dinge, die müssen klar benannt werden, wenn sie nicht ohnehin klar geregelt sind. Es muß ein paar klare Aussagen geben zur Gemeinnützigkeit, es muß ein paar konkrete Ansätze geben, wie das Stiftungswesen als Ganzes auch inhaltlich übersichtlich bleibt, also da meine ich jetzt einfach, daß nicht sinnlos auf Teufel komm raus Genehmigungen für sonst was erteilt werden. Also, es geht mir schon auch darum, etwas ...

Terweiden:
Also wollen Sie dieses Genehmigungsystem erhalten, weil ja diskutiert wird, das Normativsystem einzuführen? Wie bei den Vereinen auch!

Böttcher:
Na ja, das ist so eine Frage. Ich kann das jetzt nicht so mit ja oder nein beantworten, da müssen wir einfach mal gucken: Welche neuen Ideen werden in diesem Gesetzentwurf vorhanden sein? Auf jeden Fall bin ich der Meinung, daß es transparenter auch insofern gestaltet werden muß, daß es überschaubar bleibt. Also ich möchte schon ein bißchen auch wissen, was so um mich herum möglich ist und was nicht möglich ist. Und insofern ist diese Aufgeschlossenheit natürlich eng damit verknüpft, daß es uns darum geht, möglichst, wenn es schon Privatvermögen in der Größenordnung in dieser Gesellschaft in Häufung weiter gibt, daß dieses dann zumindest sinnvoll eingesetzt werden kann. Ja, also über diese Form von Stiftungen, die ist momentan offenbar die einzige Möglichkeit, um das von uns immer wieder [erwähnte] große private Kapital abzuschöpfen hier in Deutschland. Und solange das so ist, werden wir uns auch um Himmels willen nie gegen privatrechtliche Stiftungen, wenn sie einem menschlichen Zweck dienen wehren, vielleicht darf man das so allgemein sagen.

Terweiden:
Gut. Da komme ich gleich auf eine wichtige Frage: Wer soll denn hauptsächlich als potentieller Stifter angesprochen werden, und in welchen Bereichen soll er angesprochen werden? Ich habe den Eindruck, was jetzt PDS-Äußerungen waren - gut das ist vielleicht jetzt einfach, weil sich Kulturpolitiker dazu geäußert haben - für den Kulturbereich war da eine Präferenz zu erkennen. Oder würden Sie sagen ...?

Böttcher:
Nein, das hatte damit was zu tun, daß der kulturpolitische Sprecher [Dr. Ludwig Elm] in der letzten Wahlperiode sich damit befaßt hat, in bezug auf die Ausschußtätigkeit. Also ich finde, ich habe es ja schon angedeutet, im Forschungsbereich unbedingt, in allen möglichen Bereichen, also mir liegt natürlich die medizinische Forschung sehr am Herzen, weil da noch sehr, sehr viel offen ist, und mir wäre es so – sage ich auch so offen - relativ egal, ob wir nun in der Raumfahrtforschung, in der Militärforschung und und und da ein Stückchen weiter kommen, also das ist mir so relativ wurscht, weil für mich ist wichtiger, in der Forschung so die irdischen Dinge zu behandeln, das heißt also die medizinische Forschung auf allen möglichen Gebieten, wo eben im Moment noch eine große Hilf- und Ratlosigkeit herrscht.

Terweiden:
Und auch Soziales?

Böttcher:
Im sozialen Bereich auf jeden Fall und natürlich auch im Kultur- und Bildungsbereich im weitesten Sinne. Auch im Kunstbereich, also es gibt ja viele Dinge, die da möglich sind, und das sollten wir uns einfach erhalten.

Terweiden:
Und die Stifter? Sind das nur die großen Reichen? Es ist ja auch erlaubt, eine Stiftung auch mit relativ wenig Geld zu gründen, die auch was Sinnvolles tun kann.

Böttcher:
Das ist richtig. Mir ist bei den Stiftern eigentlich wichtig - ich habe das schon mal ganz am Anfang gesagt - daß sie einen bestimmten Zweck mit möglichst viel Idealismus weitertragen, und das ist für mich das Entscheidende. Und wenn das nötige Kleingeld dann in einer gewissen Größenordnung auch noch vorhanden ist, kann das ja nur dem guten Zweck dienlich sein.

Terweiden:
Gut. Jetzt ist noch mal eine praktische Frage, das ist ein großer Bereich, der diskutiert wird, diese Verbesserung der steuerlichen Bedingungen für Stiftungen. Da sind so ganz verwaltungstechnische Sachen, die auch kein Geld kosten in dem Sinne, die Durchlaufspende soll abgeschafft werden. Da steckt einfach Bürokratie drin. Das ist eigentlich Konsens bei allen, das abzuschaffen, aber worauf ich eigentlich hinaus will: Warum Verbesserung der steuerlichen Möglichkeiten? Halten Sie das für sinnvoll? Weil ja durchaus auch gesagt wird: Das bestehende Stiftungssteuerrecht ist gar nicht so schlecht. Es würde ja auch Geld kosten, den Staat.

Böttcher:
Ja ganz sicher. Ich bin schon der Meinung, es muß ja einen Sinn machen, also insofern muß das auch steuerlich...Ich bin übrigens der Meinung, daß die steuerlichen Möglichkeiten unbedingt erhalten bleiben und das so unbürokratisch wie möglich. Ich bin nur auch dafür, daß es eine relative Gleichbehandlung gibt, und das ist ja so ein Punkt, wo jetzt auch an Vereinfachungen gearbeitet wird, und da werden wir uns auf jeden Fall beteiligen. Wir haben als PDS-Fraktion ein geschlossenes Steuerkonzept erarbeitet und vorgelegt, und wir werden gerade in bezug auch auf diese Debatte jetzt hier eine adhoc-Gruppe machen - kann ich vielleicht an der Stelle mal gleich mit ganz praktisch einwerfen - wir werden uns mit diesen Fragen sehr gezielt mit unseren Haushalts- und Steuerexperten hier in unserem Kultusbereich hinsetzen und überlegen, was wäre aus unserer Sicht an Vereinfachungen möglich, ohne den Nebel noch größer werden zu lassen, sondern wirklich damit auch noch mehr Transparenz zu schaffen.

Terweiden:
Also Sie können sich auch eine Erweiterung dieser steuerlichen Sachen vorstellen?

Böttcher:
Durchaus.

Terweiden:
Jetzt ist gleich die Frage: Was können Sie sich vorstellen? Wie wird sich die geplante Reform auswirken? Sagen wir mal, dieser grüne Gesetzentwurf wird geringfügig überarbeitet und wird kommen. Was kann das bringen? Wird das mehr Stiftungen bringen, wird das eine Verbesserung der Arbeit von Stiftungen bringen oder wird das den Staat in erster Linie Geld kosten? Also sehen Sie da Vorteile, ich meine gut klar durch die Notwendigkeit, die Sie erkannt haben ...?

Böttcher:
Ja, doch, Vorteile sehe ich insofern schon aus zweierlei Hinsicht. Einmal weil über die damit angezettelte gesellschaftliche Debatte natürlich auch, bin ich ganz sicher, auch dieser Gesetzentwurf, wenn er - ich kenne ihn wie gesagt nicht oder in Gänze nicht - ihn auch noch zu verbessern, um also wirklich Verbesserungen auch für das Stiftungswesen insgesamt zu erreichen, also insofern ist das alleine ja schon eine Verbesserung. Und es wird, glaube ich, auch mehr Klarheit geben, für alle Stifter und für die, die gerne wissen wollen, was Stifter denn in ihren Stiftungen so tun. Das glaube ich schon, und das ist auch eine Erfordernis, welche unbedingt steht.

Terweiden:
Welche Funktion sollen denn gemeinnützige, privatrechtliche Stiftungen in Zukunft in der Gesellschaft übernehmen? Sollen die neue Funktionen übernehmen oder sollen die so bleiben wie sie sind?

Böttcher:
Also, alles ist ja in Bewegung und ich hoffe, auch alle Stiftungen mit ihrem Zweck sind in Bewegung. Also ich finde, sie sollten vor allem ergänzend, aufklärend immer auf dem entsprechenden Fachgebiet tätig sein und sie sollen vor allen Dingen den Horizont erweitern in jeglicher Hinsicht und insofern, wenn das erreicht würde, ist schon eine ganze Menge erreicht.

Terweiden:
Das ist auch ein Aspekt dieser Debatte: Halten Sie es konkret gefragt für möglich, daß Stiftungen einen Beitrag zur Reform des Sozialstaats leisten können?

Böttcher:
Ja, ich denke ja. Ich kann das zwar jetzt nicht an einem konkreten Beispiel ausmachen, da müßte ich länger drüber nachdenken, aber ich denke schon. Wenn der humane Zweck von Stiftungen erhalten bleibt und möglichst sogar noch ausgebaut wird, halte ich das für eine absolut mögliche Geschichte.

Terweiden:
Ich habe mir ein praktisches Beispiel überlegt und zwar Reform des Sozialstaats auch. Es gibt ja von der PDS den Gesetzentwurf zu dem öffentlich geförderten Beschäftigungssektor [ÖBS], und da habe ich den Eindruck gewonnen, daß gesagt wird, wir müssen gemeinnützige Organisationen, unter anderem auch Stiftungen - sehe ich das richtig, daß die dazu gehören sollen [Zustimmung] - dazu befähigen, auch Arbeitsplätze zu schaffen. Also können Sie sich vorstellen, daß Abbau der Arbeitslosigkeit durch die Stiftungen passiert?

Böttcher:
Ja, es ist schön, daß Sie mir das Beispiel geliefert haben, ich hätte eigentlich selber darauf kommen können, aber ja unbedingt, also das ist ja das beste Beispiel. Gerade im ÖBS ist es ja so, da geht es ja um Arbeit, die vorhanden ist, nur momentan nicht bezahlbar ist, aus unterschiedlichen Gründen. Natürlich nehme ich mal den Umweltbereich in einer Kommune. Wenn es da eine Stiftung gibt, einen Stifter der sagt, das liegt mir so am Herzen, ich gründe eine Stiftung und erledige bestimmte Arbeiten, die eigentlich der Staat zu erledigen hätte, aber das eben nicht finanzieren kann oder will, das ist ja nun eine Definitionsfrage, aber bitte sagen wir nicht kann momentan eben aus finanziellen Gründen und dieser dann sagt, das kann ich aber nur, da brauche ich also ein ordentliches Stiftungskapital, das habe ich also, und ich stelle jetzt fünfzig Leute ein - ist sicherlich gleich ein bißchen hoch gegriffen, aber ich sag mal -, um genau diesen Bereich, in diesem Umfeld abzudecken. Dann ist das ein ganz konkreter Beitrag.

Terweiden:
Öffentlich gefördert, heißt das finanziell gefördert?

Böttcher:
Finanziell.

Terweiden:
Und heißt das dann ganz gefördert?

Böttcher:
Ja, ja.

Terweiden:
Ja nur, dann haben wir ja wieder keinen privaten Stifter, der Geld gibt.

Böttcher:
Nein, nein ich sage, es könnte natürlich auch über eine privatrechtliche Stiftung ... Es spricht doch nichts dagegen. Es kann doch ein privater Stifter sagen, also mir liegt die Umweltsanierung in der Lausitz so am Herzen und keiner tut was; der Staat will oder kann nicht, ich steck jetzt alles, was ich habe dort rein, dazu brauche ich fünfzig Arbeitskräfte, die stellt der ein ...

Terweiden:
Und der Staat gibt noch was dazu?

Böttcher:
Der Staat gibt möglicherweise ... muß nicht mal sein. Vielleicht sagt der, also, ich mache das, weil mir das eben am Herzen liegt, so wie Sie Ihre Forschung betreiben, weil Ihnen das am Herzen liegt, und es ist finanzierbar durch Mittel, die vorhanden sind, könnte ich mir das dort auch vorstellen. Warum wir „öffentlich gefördert“ sagen, hat natürlich was damit zu tun, daß sich im Moment auch öffentliche Stiftungen natürlich bei solchen Aufgaben relativ zurückhalten, weil es sind ja nicht immer lukrative Aufgaben, die da gefördert werden sollen, deshalb sagen wir ...

Terweiden:
Aber Stiftungen würden sich schon in dieses ÖBS-Konzept einfügen, sagen Sie?

Böttcher:
Würde ich unbedingt da mit einfügen.

Terweiden:
Gut, jetzt sagt aber zum Beispiel auch Graf Strachwitz: Das ist ein Nullsummenspiel, weil Aufgaben, die vorhanden sind, ja die werden dann von Stiftungen übernommen. Die fünfzig Leute, die haben vorher bei der Stadt die Straße gekehrt, jetzt kehren sie für die Stiftung die Straße - jetzt mal ganz krass formuliert - und machen da die Umwelt sauber.

Böttcher:
Nein, das ist korrekt. Das genau ist übrigens das Problem, was Gregor Gysi mit seiner Aussage gemeint hat. Das kann eigentlich nicht der Weg sein! Das darf auch der Weg nicht sein. Deshalb sage ich. Ich habe vorhin gesagt, ich bin ziemlich realistisch. Nur wenn der Staat es nicht leistet und es bietet sich ein privater Stifter an, dann stelle ich die Frage, warum soll das dann nicht getan werden. Ich finde, dem würden wir uns auch nie entgegenstellen. Das Problem ist nur, es finden sich keine privaten Stifter für solche Aufgaben.

Terweiden:
Und diese Meinung, ist das jetzt Ihre Privatmeinung, oder?

Böttcher:
Das ist im Moment noch meine und unsere Arbeitsmeinung hier im Bereich. Deshalb es wird da viele viele Widersprüche noch aufzudecken geben, aber ich bleibe dabei. Mir ist es ziemlich egal, auf welchem Weg ein gewisses Ziel erreicht wird. Wichtig ist, daß ein Ziel erreicht wird, und wenn es um den Abbau von Arbeitslosigkeit geht, ist mir so relativ jedes Mittel recht, wenn es nicht zu Lasten der Arbeitnehmer geht. Also, hätte ich überhaupt nichts dagegen, wie gesagt, immer mit dem entsprechenden Hintergedanken: Die Ausgestaltung muß transparent sein, muß insofern kontrollierbar sein, daß jeder draufgucken kann. Also das sind so Prämissen, die ich so ziemlich als automatisch vorausgesetzt nehme.

Terweiden:
Wird die PDS einen eigenen Entwurf in die Richtung noch bringen oder ist das zu viel?

Böttcher:
Also dazu haben wir uns gestern verständigt, wir werden keinen eigenen Gesetzentwurf einbringen. Wir werden sicherlich größere Änderungsanträge für den dann vorliegenden Gesetzentwurf machen, weil da fehlt uns momentan einfach die Kraft, aber es ist ja auch kein Problem, wenn etwas vorliegt, ein Werk, egal von welcher Fraktion, kann man sich dazu hervorragend verhalten und kann die Änderungen entsprechend einbringen.

Terweiden:
Haben Sie da jetzt schon konkrete Änderungsvorschläge?

Böttcher:
Nein. Es liegt ja noch nichts vor.

Terweiden:
Ja gut, von der F.D.P. liegt ja immerhin etwas vor.

Böttcher:
Es liegt dieser Antrag von der F.D.P. vor. Wir werden da am Freitag [1. Lesung des F.D.P.-Antrages zu einem Stiftungsreformgesetz] keinerlei Änderungsanträge dazu einbringen. Professor Heinrich Fink [kulturpolitischer Sprecher der PDS-Fraktion] wird unseren Standpunkt zum Stiftungswesen ...

Terweiden:
Das ist aber mehr allgemein? [Zustimmung] Ja gut.

Böttcher:
Das ist ja auch die erste Lesung. Es gibt ja dann in den Ausschüssen noch Gelegenheit, ...

Terweiden:
Mir wurde vom Parteivorstand der PDS in Berlin gesagt, daß es durchaus sein kann, daß Äußerungen vom Parteivorstand auseinandergehen mit den Äußerungen der Fraktion [bezüglich Stiftungswesen]. Da könnte man jetzt sagen, das ist demokratische Streitkultur. Aber ist das so? Kann man sagen, die Fraktion in Bonn im Bundestag ist da mehr für Stiftungen als die Partei?

Böttcher:
Nein. Kann man nicht sagen, weil es ist immer ein Unterschied, ob eine Partei zu einer bestimmten Problematik sich eine Strategie erarbeitet und damit auch eine Meinung bildet oder ob eine Fraktion an konkreten parlamentarischen Gegenständen sich zu einer Meinung durchringen muß. Das sind zwei verschiedene Dinge. Das passiert ganz oft. Also, wir haben - vielleicht darf ich das mal in bezug bringen - morgen früh die BAFöG-Debatte, dort werde ich mich verhalten zu dem vorliegenden Antrag. Die Partei sagt, BAFöG ist nicht mehr zeitgemäß, es bringt nicht das, wozu es ursprünglich mal gedacht war. Das scheint ein Widerspruch, ist aber überhaupt keiner. Hier muß ich konkret parlamentarisch handeln, das ist auch im Stiftungswesen so, und in der Partei muß ich Strategien, Konzepte erarbeiten und entwickeln, die weitergehen, als das was hier beraten wird.

Terweiden:
Gut, und zwar noch mal als Frage: Welches Konzept oder welche gesellschaftspolitische Vorstellung verbirgt sich für Ihre Partei hinter Stiftungen? Können Sie das noch mal plakativ sagen? Ich ziele da auch in Richtung Bürgergesellschaft.

Böttcher:
Also die Funktion von Stiftungen hat für uns den Sinn und den Zweck, gesellschaftspolitische Aufgaben dergestalt wahrzunehmen, daß sie den Horizont erweitern, daß sie bestimmte Möglichkeiten nutzbar werden lassen, die der Staat aus unterschiedlichsten Gründen nicht leisten kann, vor allem auf dem Gebiet der Forschung, und ich finde auch, daß Stiftungen sehr gut geeignet sind, Menschen einzubeziehen in bestimmte ganz fachspezifische Probleme und Fragen, die ansonsten einfach nicht angeboten werden. Also insofern sehe ich einen großen Sinn in Stiftungen, wenn wie gesagt bestimmte Rahmenbedingungen dafür vorhanden sind. Daß also all das, was wir beredet haben, gegeben ist.

Terweiden:
Jetzt noch mal als kurze Anmerkung, was das Arbeitsmarktpotential angeht, von Stiftungen bisher ist es zum Beispiel bei Förderstiftungen so, daß Förderstiftungen in Deutschland schätzungsweise 5.000 bis 6.000 Arbeitsplätze zur Verfügung stellen und die operativen Stiftungen noch mal immerhin so 90.000 Arbeitsplätze [eher 66.000]. Das ist natürlich schon mehr, aber trotzdem könnte man sagen, das ist verschwindend gering. Also würden Sie auch in die Richtung gehen, da muß jetzt eine Neubewertung der Organisation einer Stiftung her, weil Stiftungen bisher zum größten Teil – das ist nämlich der Schluß daraus – ehrenamtliche Tätigkeit beinhalten?

Böttcher:
Also, das muß sicherlich breiter diskutiert werden, aber Stiftungen haben für mich nicht vordergründig den Sinn und den Zweck, Arbeitsplätze zu schaffen. Stiftungen haben für mich vordergründig den Zweck, an inhaltlichen Projekten, wie auch immer zu arbeiten. Wenn dadurch Arbeitsplätze geschaffen werden, dann ist das eine sehr angenehme und nützliche Begleiterscheinung. Insofern ist es schwierig zu sagen, ob da eine Neubewertung her muß. Sicherlich wird die gesellschaftliche Entwicklung als solches zu einer Neubewertung führen unweigerlich, weil ich denke, daß bestimmte Notwendigkeiten, die in der Gesellschaft vorhanden sind - nehmen wir mal den Arbeitsplatzmangel - auf bestimmten Gebieten, wir hatten vorhin das Beispiel Umwelt - ich könnte auch Bildung nehmen Kultur und und und –, daß ein bestimmter Mangel auch zu bestimmten Einsichten führt, und möglicherweise wird durch diese Einsichten, die auch bei Leuten dazu führen, zu Stiftern zu werden. Das wird mit der gesellschaftlichen Entwicklung insgesamt einhergehen, und wenn man wie gesagt Öffentlichkeit schafft, daß bestimmte Dinge auch über Stiftungen möglich sind, ohne das nun derart auswachsen zu lassen, daß es am Ende umkippt – die Gefahr ist nicht da, aber ich sag mal - ...

Terweiden:
Was meinen Sie mit umkippen?

Böttcher:
Daß es mehr Stiftungen gibt, als alles andere. Das war jetzt ein bißchen sehr weit hergeholt. Dann ist das eine völlig normale Entwicklung. Wie gesagt, man muß Auswüchsen entgegenwirken und all diesen Dingen, die wir schon besprochen haben. Wenn einem das gelingt, dann gibt es eigentlich überhaupt nichts gegen Gründungen von Stiftungen noch und nöcher.

Terweiden:
Letzte Frage: Haben Sie was zu sagen zu unternehmensverbundenen Stiftungen oder auch zu Familienstiftungen, weil da ja auch eine Diskussion – zwar eher am Rande - entbrannt ist? Gut, Familienstiftungen machen nur drei oder vier Prozent aus, aber da wollen die Grünen ja durch eine Regelung denen sozusagen ein schnelleres Ende bereiten und auch Unternehmensstiftungen. Man will Familienstiftungen und Stiftungen, die zum Ziel haben, einen wirtschaftlichen Zweckbetrieb zu führen, einschränken, weil es da ja auch Mißbrauch gegeben hat.

Böttcher:
Ja ich denke, das ist genau der Punkt, der in dieser Mißbrauchsdiskussion zustande kommt, und ich weiß bloß nicht, ob man das durch ein Verbot oder durch ein Wegrationalisieren alleine hinkriegt, weil da fällt einem ja vielleicht wieder was anderes ein. Also ich finde, durch eine öffentliche Diskussion – sicher muß ein Rahmen gesetzt werden – und das ist vielleicht eine Möglichkeit, in dem das nicht mehr möglich ist, aber ich weiß nicht, wie gesagt, ob denen dann was anderes einfällt. Also ich neige dazu, aber wie gesagt, wir müssen uns da wirklich auch noch mal am Text entlanghangeln, also weil ich immer sage: Verbote regeln nicht alles, weil es entstehen dann neue Lücken oder Schlupflöcher. Aber vom Sachstand her bin ich schon dafür. Es muß irgendwo überschaubar bleiben, und wenn der neu vorzulegende Gesetzentwurf [der Regierungskoalition] genau das berücksichtigt, dann werden wir dem Punkt entsprechend unsere Zustimmung nicht verweigern.

Terweiden:
Wird denn bis Ende April noch was in schriftlicher Form von seiten der PDS vorgelegt?

Böttcher:
Bis Ende April sicherlich nicht.

Terweiden:
Gut. Weil das mein Abgabetermin ist. Ich werde mich sowieso weiterhin für dieses Thema interessieren ...

Böttcher:
Es muß einfach ein bißchen öffentlicher gemacht werden, was vor allen Dingen auch an hervorragenden Dingen auf diesem Gebiet läuft, und, ich meine, man neigt ja selbst oft dazu, es wird immerzu aus der negativen Sicht eine Sache angegangen, auch hier.

Terweiden:
Ich danke Ihnen für dieses Gespräch.

Experteninterview mit Dr. Norbert Lammert (CDU)

Terweiden:
Was sind Ihre Motive, sich mit dem gemeinnützigen Stiftungswesen zu beschäftigen?

Lammert:
Wir haben in Deutschland eine historisch gewachsene Stiftungslandschaft und eine ebenfalls gewachsene Rechtsordnung für diesen Bereich. Schon der 44. Deutsche Juristentag hatte sich 1962 mit der Reform des aus dem 19. Jahrhundert stammenden Stiftungsrechts beschäftigt. Und wir haben eine lebhafte gesellschaftspolitische Diskussion – wenigstens in Fachkreisen – über Rolle und Bedeutung von Stiftungen in einer aktiven Bürgergesellschaft. Jedenfalls ist es bemerkenswert, daß wir in Deutschland am Ende des 20. Jahrhunderts durchaus grundsätzlich das Verhältnis von Individuum und Staat diskutieren; letztlich also die Frage, was staatliche Aufgaben zu sein haben bzw. wo bürgerliche Verantwortung stärker als bisher stattfinden kann und soll, welche Rolle Stiftungen dabei spielen können – und wie dies ggf. rechtlich zu regeln ist. Und da bin ich in meiner Rolle als Politiker aufgefordert.


Schließlich und endlich:


Es ist absehbar, daß sich die Finanzspielräume der öffentlichen Hände nicht erweitern, sondern im Gegenteil eher verengen werden mit all den negativen Konsequenzen für alle die öffentlichen Aufgaben, die keine gesetzlichen Pflichtaufgaben des Staates sind: Kultur, Wissenschaft, soziale Dienste; dies angesichts einer Vermögenssituation privater Haushalte, bei der jährlich nennenswerte Beträge vererbt werden. Würde davon auch nur ein Bruchteil gestiftet werden, könnte dies viel Gutes bewirken.

Terweiden:
Die gemeinnützige Stiftung, verstanden als gesellschaftliche Institution oder Handlung und nicht im Sinne einer rechtlichen Institution: Wie definieren Sie diese?

Lammert:
(Keine Antwort)

Terweiden:
Woher erhalten Stiftungen nach Ihrem Verständnis ihre grundsätzliche Legitimation?

Lammert:
(Keine Antwort)

Terweiden:
Wie sehen Sie das Verhältnis von Stiftungen zum Staat? Sehen Sie in diesem Verhältnis eine Konkurrenz zum oder eine Partnerschaft mit dem Staat?

Lammert:
Ich sehe hier eigentlich weder ein Konkurrenz- noch ein Partnerschaftsverhältnis, vielmehr eines der Ergänzung. Jedenfalls will ich nicht den Staat aus seiner Verantwortung bspw. für Kulturförderung entlassen, und schon gar nicht sehe ich die erstrangige Bedeutung von Stiftungen darin, die finanziellen Lücken zu füllen, die der Staat wiederum bspw. bei der Kulturförderung hinterläßt – das ist auch schon wegen der finanziellen Größenordnungen der öffentlichen und privaten Kulturfinanzierung in Deutschland illusorisch. Ich befürworte doch gerade, daß Stiftungen in ihren ganz unterschiedlichen Ausprägungen ja auch ganz unterschiedliche Zielsetzungen verfolgen, also eine eigene Agenda haben; das macht sie ja gerade interessant als ein im Sinne von Kreativität unausschöpfbares Potential für Politik und Gesellschaft. In einem solchen Sinne könnten Stiftungen auch unerwünschte Konkurrenz zum Staat sein oder eine Partnerschaft mit staatlichem Handeln eingehen; mir ist aber wichtig, die Eigenständigkeit und Eigenwilligkeit von Stiftungen zu betonen.

Terweiden:
Welche Rolle spielen Stiftungen in der und für die moderne demokratische Gesellschaft?

Lammert:
(Keine Antwort)

Terweiden:
Welche politischen Argumente sprechen für eine Reform des Stiftungswesens?

Lammert:
Es ist an der Zeit, ebenso grundsätzlich wie praktisch über eine Reform des Stiftungswesens, mindestens aber über die Verbesserung der Rahmenbedingungen für Stiftungen nachzudenken.

Terweiden:
Wie sollte eine solche Reform Ihrer Ansicht nach folglich aussehen?

Lammert:
Ich habe dazu noch keine abgeschlossene Meinung. Das hat auch damit zu tun, daß ich einerseits politisch tatsächlich Verbesserungen für Stiftungen erreichen will, was schon während der Regierungszeit der Union – wie ich selbstkritisch anmerken muß – trotz aller Bemühungen nicht gelungen ist. Andererseits sehe ich die Chance der Opposition auch darin, in dieser Sache auch grundsätzlicher mindestens nachzudenken. Deshalb hat sich unter meinem Vorsitz Mitte März 1999 eine Arbeitsgruppe der Unionsfraktion gebildet, zu der wir natürlich externe Sachverständige gebeten haben und in der im übrigen Kollegen aus den Arbeitsgruppen Kultur und Medien, Recht, Finanzen sowie Bildung und Forschung zusammensitzen.

Terweiden:
Halten Sie die Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen für ein ausreichendes Mittel zur Förderung des Stiftungswesens?

Lammert:
Offensichtlich nein. Aber sicherlich ist eine Verbesserung der steuerlichen Anreize für das Stiften und der steuerlichen Behandlung von Stiftungen nicht nur wünschenswert, sondern auch notwendig. Sodann stellt sich die Frage einer auch generellen Überprüfung unseres Gemeinnützigkeits- und Spendenrechts. Und ich fände es auch gut, über unsere Landesgrenzen zu schauen, ob es innovative steuerrechtliche Modelle gibt wie bspw. in Italien und ob diese für uns beispielgebend sein könnten. Allerdings bin ich mir noch nicht sicher, ob wir auch Änderungen im Zivilrecht brauchen – nicht zuletzt auch deshalb, weil in meiner Fraktion die Meinungsbildung zu den Zielsetzungen einer Reform des Stiftungswesens noch nicht abgeschlossen ist, wenn man denn eine solche für erwünscht oder gar notwendig hält. Derzeit jedenfalls werden Fragen noch offen diskutiert wie: Brauchen wir eine zivilrechtliche Definition von Stiftungen, soll das Verfahren zur Errichtung von Stiftungen verändert werden, welche Rolle soll die Stiftungsaufsicht spielen, soll diese staatlich sein oder anders geregelt werden; brauchen wir ein Stiftungsregister und wenn ja, auf Bundes- oder Landesebene, soll es eine Publizitätspflicht geben und ggf. in welchem Umfang, sollen zeitlich begrenzte Stiftungen möglich sein etc. Und dann stellt sich natürlich auch noch die Frage, was hiervon bundes- oder landesrechtlich geregelt werden soll. Trotz aller dieser komplexen und vor allem weitreichenden Fragen ist es meine Absicht, eine erste verbindliche Klärung bis zur Jahresmitte 1999 zu erreichen.

Terweiden:
Wer soll hauptsächlich als potentieller Stifter/Stifterin gewonnen werden und in welchen Tätigkeitsbereichen sollen sich diese vorrangig engagieren?

Lammert:
(Keine Antwort)

Terweiden:
Welches Konzept oder welche gesellschaftspolitische Vorstellung verbirgt sich für Ihre Partei hinter gemeinnützigen Stiftungen?

Lammert:
(Keine Antwort)

Terweiden:
Besteht innerhalb Ihrer Partei Einigkeit über die Bedeutung von Stiftungen?

Lammert:
(Keine Antwort)

Terweiden:
Welche Streitpunkte gibt es?

Lammert:
(Keine Antwort)

Terweiden:
Welche Funktionen sollen gemeinnützige Stiftungen in Zukunft in der Gesellschaft übernehmen?

Lammert:
(Keine Antwort)

Terweiden:
Halten Sie es für möglich, daß Stiftungen einen Beitrag zur Reform des Sozialstaats leisten können?

Lammert:
Grundsätzlich ja, nur mache ich mir keine Illusionen darüber, daß wir in absehbarer Zeit einen nennenswerten Abbau der Arbeitslosigkeit durch Bürgerengagement in Gemeinschaftsstiftungen nach dem Prinzip der Bürgerarbeit erreichen könnten. Das liegt eben auch daran, daß die gesellschaftliche Diskussion zu Rolle und Bedeutung von Stiftungen derzeit noch in zu elitären Zirkeln geführt wird.

Terweiden:
Wie kann der Stiftungsgedanke einer breiten Öffentlichkeit vermittelt werden?

Lammert:
Die immer wieder formulierten Stichworte wie „stiftungsfreundliches Klima“ oder „Schaffung einer Stiftungskultur“ helfen – jedenfalls kurzfristig – nicht weiter. Es ist eben wahr: Es gibt einen kulturellen Unterschied zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten bspw., der sehr viel mit der unterschiedlichen politischen Geschichte beider Länder zu tun hat und infolge dessen mit der auch unterschiedlichen politischen Kultur. Es wäre schon schön, wenn wir uns das bürgerliche oder bürgerschaftliche Engagement der Amerikaner zum Vorbild nähmen. Doch wenn man dies erreichen will, dann muß die aktuelle Diskussion auf eine breitere Grundlage gestellt werden, dann brauchen wir mehr gesellschaftliche Vernetzung, dann brauchen wir vor allem gute Beispiele erfolgreichen Wirkens moderner Stiftungen.

Experteninterview mit Peter Walkenhorst (Bertelsmann Stiftung)

Walkenhorst:
Der Bereich Stiftungswesen - auf englisch nennen wir ihn Philanthropy and Foundations - ist der neueste Bereich der Bertelsmann Stiftung. Er umfaßt im wesentlichen drei Mitarbeiter, Herrn Dr. Schlüter, der gleichzeitig der Geschäftsführer der Stiftung ist, Herrn Dr. Then und mich selbst. Die Idee, einen solchen Bereich zu gründen, entstand im April 1996 auf dem ersten Internationalen Stiftungssymposium der Bertelsmann Stiftung. Dieses Symposium fand statt aus Anlaß des 75ten Geburtstages von Herrn Mohn, der sich eine solche Arbeitstagung als „Geburtstagsgeschenk“ gewünscht hatte. Dieses Symposium hatte mehrere konkrete Folgen für die Tätigkeit der Bertelsmann Stiftung. Zunächst einmal war es ein internationaler Erfahrungsaustausch, der führende Stiftungsexperten und Stiftungspräsidenten aus aller Welt - aus den USA, Japan, Großbritannien und anderen Ländern – zusammenbrachte und zu einem intensiven Dialog über die Arbeit von Stiftungen anregte. Aus diesem Dialog ergaben sich dann einzelne Projekte. Der erste konkrete Schritt war die Idee, das Wissen, das es über Stiftungen gibt, zu bündeln und in leicht zugänglicher Form verfügbar zu machen, vor allem zunächst einmal für Deutschland. Das war die Idee, ein Handbuch zu publizieren, was wir dann auch gemacht haben. Das „Handbuch Stiftungen“ ist im Mai letzten Jahres erschienen, und wir arbeiten gegenwärtig an einer internationalen Fassung. Arbeitstitel ist „Foundations in Europe“. Das internationale Handbuch hat das Stiftungswesen in Europa zum Thema und ist damit ein neues Buch, nur einige Beiträge können wir aus der deutschen Ausgabe übernehmen. Aber wiederum ist die Idee, das bestehende Wissen zu poolen und einer breiten Schicht von Interessenten zur Verfügung zu stellen. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, daß das sehr gut ankommt. Ich sage das nur, weil ein Bedarf hierfür meiner Meinung nach sicher da ist.

Terweiden:
Um noch mal zurückzukommen auf dieses europäische Werk, stehen Sie da in engem Kontakt mit diesem European Foundation Centre oder solchen Leuten?

Walkenhorst:
Also, das European Foundation Centre, mit dem stehen wir in engem Kontakt, aber wir machen das internationale Handbuch in Zusammenarbeit mit verschiedenen anderen Kooperationspartnern. Für den empirischen Überblick über das Stiftungswesen in Europa sind wir mit Helmut Anheier von der London School of Economics in Verbindung, der federführend ein kleines Forschungsprojekt koordiniert, um da überhaupt mal Grundlagen zu schaffen. Denn der Punkt ist der: Wir wissen im Grunde überhaupt nichts über das Stiftungswesen in Europa. Wir klagen gerne und zu Recht über die fehlenden Datengrundlagen für Deutschland. Nur, im Vergleich zu anderen Ländern sind die Daten in Deutschland immer noch besser, als das allermeiste, was wir sonst kennen. Aber vielleicht zurück zu dem Symposium von 1996. Eine zweite Idee, die aus dem Symposium entstand, war der Gedanke, das Modell der anglo-amerikanischen community foundation auch in Deutschland einzuführen, bekannt zu machen und Gründungen solcher Stiftungen anzuregen. Der konkrete Schritt hierzu war dann die Gründung der Stadt-Stiftung Gütersloh, der ersten community foundation oder Bürgerstiftung in Deutschland, mit Unterstützung der Bertelsmann AG, der Bertelsmann Stiftung und von Herrn Mohn. Das Beispiel hat mittlerweile Schule gemacht. Es gibt in Hannover, Dresden, Steingaden, München und verschiedenen anderen deutschen Städten Nachahmer, und wenn nicht alles täuscht, findet dieses Modell zunehmend Interesse und Anhänger, so daß man auch hier von einem Erfolg sprechen kann. Um diese verschiedenen Projekte zu koordinieren, ist gewissermaßen organisch der Bereich Stiftungswesen entstanden. Ich selbst war der erste Mitarbeiter, der sich zunächst mit dem Handbuch beschäftigte, und mittlerweile sind wir dabei, eine Abteilung, einen Bereich aufzubauen, der sich systematisch mit diesen Fragen beschäftigt und verschiedene Projekte initiiert. Dazu gehört unter anderem die Expertenkommission Stiftungsrecht, die wir mit dem MAECENATA-Institut [für Dritter-Sektor-Forschung] zusammen organisieren. Wir arbeiten auch mit dem Bundesverband [Deutscher Stiftungen] zusammen, machen aber auch Projekte mit anderen Partnern aus dem Sektor.

Terweiden:
Gut, das wäre erst mal sehr ausführlich und ausreichend für den Einstieg. Ich fange mal mit meiner ersten Frage an: Was würden Sie sagen, wenn man die gemeinnützige Stiftung - also das, was jetzt in der politischen Diskussion ist, das ist ja die selbständige Stiftung des Privatrechts, in erster Linie, dann noch die gemeinnützige Stiftung, weil die allermeisten ja gemeinnützig sind - wenn man die jetzt versteht als eine gesellschaftliche Institution, weil es ja letztendlich zu rechtlichen Definitionen genug Literatur gibt, aber, gut, nicht im rechtlichen Bereich, sondern wie würden Sie das als gesellschaftliche Institution oder Handlung definieren?

Walkenhorst:
Gemeinnützige Stiftungen - und der Schwerpunkt liegt hier ganz klar auf gemeinnützig - sind in meinen Augen Akteure der Zivilgesellschaft, der Bürgergesellschaft, die aufgrund ihrer Unabhängigkeit, Flexibilität und Kontinuität einen genuinen Beitrag zur Entwicklung unserer Gesellschaft leisten können. Stiftungen nehmen eine strategische Rolle innerhalb des Dritten Sektors ein, insofern sie eben unabhängig sind, flexibel und in der Regel über ihre eigenen Mittel verfügen. Sie können dadurch einen wesentlichen Beitrag, einen strategischen Beitrag zum Aufbau und zur Entwicklung dieses Sektors leisten. Das wäre in aller Kürze meine Vorstellung dazu.

Terweiden:
Dann gleich, würden Sie denn sagen, die Legitimation, die grundsätzliche, das liegt darin begründet, daß Stiftungen diese Eigenschaften haben, die sie auszeichnet?

Walkenhorst:
Also umgekehrt: Wenn Stiftungen diese Rolle übernehmen, diese Funktion erfüllen, dann haben sie ihre Legitimation. Oder auch praktischer gesprochen: Die Legitimation von Stiftungen beruht letztlich auf der öffentlichen Akzeptanz ihrer Tätigkeit. Mit anderen Worten, nur das, was Stiftungen tun, verschafft ihnen Legitimation, und nur dann, wenn ihre Tätigkeit in der Öffentlichkeit als gut und sinnvoll erachtet wird, gibt es eine Basis, auf der Stiftungen arbeiten können. Denn anders als etwa politische Institutionen sind sie ja nicht im engeren Sinne demokratisch legitimiert. Die Legitimation durch die Öffentlichkeit wiederum setzt die Transparenz der Stiftungstätigkeit voraus. Und das ist eine entscheidende Frage. Auch ich würde sagen, es gibt letztlich nichts Gutes, es sei denn man tut es. An dieser Frage der öffentlichen Akzeptanz wird sich die Zukunft der einzelnen Stiftungen, aber auch des Stiftungswesens als Ganzes entscheiden.

Terweiden:
Ja, wenn Sie das jetzt so sagen, dann – gut, da kommen wir später noch dazu – müßte man ja sagen, daß ein ganz großer Teil des deutschen Stiftungswesens diese Legitimation noch nicht hat, weil manche Stiftungen ja als reine Geldzahler fungieren oder sich auch gar nicht in dieser Rolle sehen.

Walkenhorst:
Es gibt große Defizite in dieser Hinsicht. Das hat nichts damit zu tun, wenn Stiftungen nur grants geben, also Fördermittel vergeben, das ist sehr wohl eine Rolle in der Zivilgesellschaft, also eine sinnvolle Tätigkeit. Es hängt eher mit der Frage der Transparenz zusammen. Und hier gibt es in der Tat ganz erhebliche Defizite, vor allem etwa im Vergleich zu den Vereinigten Staaten, wo eine Reform dann auch ansetzen sollte.

Terweiden:
Obwohl das dort auch mal anders war!

Walkenhorst:
Das war auch dort einmal anders, aber auch die Amerikaner haben natürlich gelernt, und der Tax Reform Act von 1969 ist ein entscheidender Schritt in der Entwicklung des amerikanischen Stiftungswesens, der zunächst sehr skeptisch beurteilt wurde, langfristig gesehen aber sicher zur Entwicklung des Sektors positiv beigetragen hat, vielleicht nicht in allen Aspekten, aber gerade was die Frage der Öffentlichkeit und Transparenz angeht, glaube ich doch, dem Ansehen und der Akzeptanz von Stiftungen letztlich zugute gekommen ist.

Terweiden:
Also eine weitere wichtige Frage: Wie sehen Sie das Verhältnis von Stiftungen zum Staat? Das habe ich jetzt als zwei Pole formuliert, Konkurrenz oder Partnerschaft. Wie soll das sein oder wie ist es denn zur Zeit? Weil es ja durchaus Stiftungen gibt, die, wenn sie diesen von Ihnen beschriebenen Auftrag wahrnehmen, daß sie ja dann natürlich dem Staat sicher in gewissen Bereichen nahe treten, sage ich mal.

Walkenhorst:
Eine sinnvolle Partnerschaft wäre sicher wünschenswert. Eine Konkurrenz ist nicht vorstellbar, schon aufgrund der begrenzten finanziellen Mittel, über die Stiftungen verfügen. Diese Mittel sind schlichtweg zu gering, als daß sie genuin staatlichem Handeln Konkurrenz machen könnten. Das dürfen und können sie auch nicht. Stiftungen dürfen keine Lückenbüßer für staatliches Handeln sein. Es ist erstens nicht möglich und zweitens nicht sinnvoll, weil genuin hoheitliche Aufgaben vom Staat übernommen werden müssen, und selbst dort, wo es um die Erfüllung anderer Aufgaben geht, können Stiftungen nie staatliches Handeln ersetzen und sollten sich auch nicht in diese Rolle drängen lassen. Gerade im Zeichen leerer öffentlicher Kassen ist die Versuchung für Politiker groß, das Stiftungswesen zu fördern und Stiftungen genau in diese Rolle zu drängen, und das sollte man eben mit einem gesunden Selbstbewußtsein als Vertreter einer Stiftung oder des Stiftungswesens von sich weisen; denn das ist eine Forderung, die nie zu erfüllen ist und langfristig deshalb auch schädlich ist. Letztlich sollten Stiftungen ihre eigenen Ziele verfolgen. Denn in einer pluralistischen Gesellschaft ist genau das letztlich auch ihre Funktion und Aufgabe. Stiftungen können und sollen durchaus kritisch staatliches Handeln begutachten, begleiten, verfolgen oder eben auch unterstützen, da wo es notwendig ist. Das macht die Vielfalt und Stärke der Organisationsform Stiftung aus, daß sie das kann oder daß ein vitaler Stiftungssektor dazu in der Lage ist. Insofern ist der Staat natürlich immer ein Partner, und wie in jeder Partnerschaft gibt es dann auch Konflikte und Schwierigkeiten. So zumindest würde ich es sehen. Konkurrenz ist auszuschließen, und eine Gängelung durch den Staat ist natürlich auch nicht sinnvoll.

Terweiden:
Vielleicht ist das auch das falsche Wort, aber was ja schon deutlich wird, es gibt ja viele, die immer die Bedenken bringen, der Staat wird Steuerausfälle haben, wenn man die steuerlichen Möglichkeiten für Stifter und Stiftungen verbessert. Ist nicht in diesem Bereich eine Konkurrenz zu sehen, daß es Politiker gibt, die sagen, wenn wir diesen Stiftern mehr finanziellen Spielraum geben, dann wird das ja der Staat verlieren an finanziellem Spielraum? Ob das jetzt eine Konkurrenz sein kann... Aber es wird natürlich schon, selbst wenn es nur ein kleiner Anteil ist, wird es ein Anteil sein, wo der Staat Handlungsspielraum an Stiftungen abgibt.

Walkenhorst:
Ja, obwohl diese Frage empirisch natürlich sehr schwer zu beantworten ist und wir darüber keine genauen Zahlen haben. Die entscheidende Frage ist, ob das, was der Staat durch die Tätigkeit von Stiftungen gewinnt, letztlich an einem added value besitzt, im Vergleich zu, sagen wir, einem Vorgang, wo die Mittel in staatliche Kassen fließen. Stiftungen behaupten häufig, daß sie effizienter mit diesen Mitteln umgehen können. Auch das ist empirisch nicht bewiesen. Es gibt einige Beispiele, die dafür sprechen. Es gäbe möglicherweise auch einige, die das Gegenteil nahelegen könnten. Aber das ist, glaube ich, nicht der zentrale Punkt; denn die gesellschaftliche Zielvorstellung, die schon hinter der Idee des Stiftens und von Stiftungen steht, ist natürlich die einer aktiven Bürgergesellschaft, und vor diesem Hintergrund, glaube ich, sind Stiftungen ja nur ein kleiner Teil dessen, was eine Bürgergesellschaft leisten kann. Auch wenn man die Bürgergesellschaft nie in einen Gegensatz zum Wohlfahrtsstaat setzen sollte, weil das ein falscher Gegensatz ist, ist ziemlich klar, daß die Mobilisierung bürgergesellschaftlichen Engagements letztlich durch Stiftungen nur profitieren kann, und ich glaube, daß hier der übergeordnete added value zu suchen und auch zu finden ist.

Terweiden:
Gut. Gehen wir mal weiter. Vielleicht haben Sie das jetzt schon gesagt, aber vielleicht fällt Ihnen noch was dazu ein: Welche Rolle spielen Stiftungen in der modernen demokratischen Gesellschaft? Ist das dieses Bürgergesellschaftliche?

Walkenhorst:
Ja, sie sind natürlich Akteure der Bürgergesellschaft, und als solche tragen sie bei zu einer Stärkung von Bürgerengagement. Sie sind zugleich Ausdruck von Bürgerengagement. Beide Rollen sind natürlich möglich. Und gleichzeitig sind sie damit Elemente einer pluralistischen Gesellschaft. Im Grunde, da jede Stiftung ihre eigenen Ziele verfolgt, wird das Wachstum des Stiftungssektors notwendigerweise zu einem größeren Pluralismus der Gesellschaft beitragen. Und das ist in meinen Augen ein positiver Zug. Nicht alles mögen wir gutheißen oder sinnvoll finden, aber das ist auch nicht die Idee, die hinter dem Pluralismus steht, und letztlich ist die Stärkung pluralistischer Elemente innerhalb der Gesellschaft das Feld, wo Stiftungen ihre ganz besondere Rolle spielen und dann auch wieder ihre Legitimität daraus beziehen können.

Terweiden:
Der Hauptteil ist für mich natürlich diese aktuelle politische Reformdebatte. Man kann ja jetzt den Eindruck gewinnen, daß es durchaus Leute gibt, die, sagen wir, brauchen keine Reform des Stiftungswesens, weil sich die jetzigen rechtlichen Regelungen bewährt haben. Also: Welche politischen Argumente sprechen denn für eine Reform des Stiftungswesens?

Walkenhorst:
Vorab die Bemerkung: Gründung und Tätigkeit von Stiftungen sind in Deutschland, auch gerade im Vergleich zu Amerika nicht so schlecht, wie sie oft dargestellt werden. Man muß da sehr genau abwägen und gucken, worum es geht.

Terweiden:
Beziehen Sie sich da auf das Werk von Stefan Toepler?

Walkenhorst:
Ja, zum Beispiel. Stefan Toepler hat das sehr deutlich gezeigt. Und da gibt es noch immer sehr viele Mythen und Vorurteile, die man genau prüfen sollte. Nichtsdestotrotz gibt es natürlich Verbesserungsmöglichkeiten, denn schließlich es gibt auch eine andere politische Kultur. Und hier muß man schon sagen, daß gerade in Deutschland, sagen wir, eine etatistische Tradition, eine Staatsfixierung noch immer stark ausgeprägt ist, um es mal vorsichtig zu formulieren. Die Stärkung der Bürgergesellschaft ist sicher, wenn man dieses politische Ziel bejaht, ein gutes Argument, das auch die Arbeit von Stiftungen stärkt, und dann gibt es auch konkrete Notwendigkeiten, wo eine Reform ansetzen kann. Das ist der eine Punkt. Der andere Punkt ist etwas abstrakterer Natur: Das gesamte Stiftungsrecht und die Stiftungslandschaft sind im Grunde, ich will nicht sagen antiquiert, das ist ein etwas starkes Wort, aber in vielfacher Hinsicht veraltet. Wir reden über den Sektor noch immer in Begriffen aus dem 19. Jahrhundert, und auch die Vorstellungen, die mit diesen Begriffen verbunden sind oder die Vorstellungen, mit denen wir den Dritten Sektor und gemeinnütziges Handeln als solches zu beschreiben versuchen, sind einfach in einer sich zunehmend globalisierenden und wandelnden Gesellschaft am Ende des 20. Jahrhunderts kaum noch angemessen. Das ist ein Problem. Es gibt heute ganz neue Tatbestände und neue gesellschaftliche Herausforderungen, auf die Stiftungen sicher eine Antwort geben könnten, es zum Teil nicht tun dürfen oder aber schlichtweg noch nicht auf die Idee gekommen sind, es zu tun. Und hier liegt auch eine Motivation.

Terweiden:
Können Sie auch mal ein Beispiel bringen?

Walkenhorst:
Gerade eine operative Stiftung wie die Bertelsmann Stiftung kommt immer sehr leicht in Konflikt mit dem Steuerrecht, da wo sie Gefahr läuft, eine wirtschaftliche Tätigkeit auszuüben Ein klassisches Beispiel für uns ist, daß wir, wenn wir Projektergebnisse, Forschungsergebnisse in Buchform veröffentlichen. Wir dürfen das tun, aber schon die Frage, ob wir für diese Bücher auch werben dürfen, das heißt, diese Ergebnisse in der Informationsgesellschaft an die jeweiligen Zielgruppen bringen dürfen, ist sehr schwierig und umstritten. Wir bewegen uns hier häufig in einer rechtlichen Grauzone. Ich sage nicht, daß es verboten ist, aber es gibt immer wieder Nachfragen seitens der Steuerprüfer. das Problem ist, daß wir letztlich keinem kommerziellen Wirtschaftsunternehmen Wettbewerbsvorteile verschaffen oder Konkurrenz machen dürfen. Wir haben einen Zweckbetrieb, einen gemeinnützigen Verlag. In dem Moment, wo er sich genauso verhält wie andere Akteure auf dem Markt auch, tauchen diese Fragen auf. Ein Beispiel. Anderes Beispiel, das wesentlich wichtiger ist, ist das Thema Arbeitslosigkeit. Eines der großen gesellschaftlichen Probleme unserer Zeit. Wird wohl niemand bestreiten können. Stiftungen könnten sehr wohl theoretisch – in Amerika geschieht das vielfach auch in der Praxis – eine Anschubfinanzierung zur Neugründung von Firmen und Unternehmen bereitstellen, für eine Anfangsphase, im Grunde bis zum break even point, also bis zu dem Zeitpunkt, wo sich diese Unternehmen finanziell selbst tragen. Das wäre ein möglicher Beitrag zur Lösung der Arbeitslosigkeit. Dürfen sie in Deutschland aber nicht, weil eine solche Förderung unter das Verbot wirtschaftlicher Betätigung fällt.

Terweiden:
Das ist auch das, worüber sich Graf Strachwitz beschwert.

Walkenhorst:
Ganz genau. Das ist ein geradezu klassisches Beispiel. Und es ist ein Beispiel dafür, wie im Grunde unsere traditionellen Vorstellungen von Gemeinnützigkeit der gesellschaftlichen Entwicklung hinterher hinken.

Terweiden:
Diese Mitteilung der Europäischen Kommission
, geht das nicht auch in diese Richtung? Daß man sagt, das sind unerlaubte Wettbewerbsvorteile?

Walkenhorst:
Das ist ein anderes Problem, das die internationale Tätigkeit von Stiftungen betrifft ein Problem, womit wir auch in der Bertelsmann Stiftung fast täglich konfrontiert sind, weil Gemeinnützigkeit nach wie vor im Sinne des Steuerrechts national definiert ist. Es gibt Ausnahmen. Aber auch das ist etwas, was letztlich in einem gemeinsamen europäischen Markt nicht mehr haltbar sein wird. Wie die Entwicklung ausgehen wird, darüber kann man nur spekulieren. Klar ist, daß nicht zufällig von europäischer Ebene hier die ersten Anzeichen kommen, daß man sich hierüber Gedanken macht. Das wird auch die Tätigkeit von Stiftungen verändern, und ich denke, es ist auch sinnvoll. In einer sich globalisierenden Welt muß eine gemeinnützige Tätigkeit, die Menschen in Spanien oder anderen Ländern der Gemeinschaft zugute kommt, steuerlich genauso bewertet werden, wie etwas, was nur Menschen innerhalb der Bundesrepublik zugute kommt. Das sind aber alles Fragen, die noch jenseits der gegenwärtigen Reformdiskussion liegen. Darüber ist im Grunde noch viel zu wenig nachgedacht worden. Das Papier der Europäischen Kommission ist ein erster Ansatz, noch nicht sehr weit gediehen, aber immerhin macht man sich in Brüssel über dieses Problem Gedanken. Und von hier aus könnten natürlich auch einige Neuerungen kommen. Das bleibt abzuwarten.

Terweiden:
Gut. Um ein bißchen konkreter zu werden, diese Vorschläge, die gemacht worden sind, von den Grünen und soweit ich weiß, wird der Regierungsentwurf nicht sehr stark verändert werden, im Verhältnis zu dem ersten Grünen Gesetzentwurf und der jetzt vorliegende F.D.P.-Entwurf; sind da sinnvolle Ansätze ...?

Walkenhorst:
Also, beide Vorschläge enthalten sehr sinnvolle Ansätze und machen einen ersten kleinen Schritt in die richtige Richtung. Letztlich wird man eine Reform des Stiftungsrechts sicher nur über einzelne kleine Schritte erreichen können, davon bin ich fest überzeugt. Sowohl der Entwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, als auch der F.D.P., stellt die Transparenz von Stiftungen in den Vordergrund. Beide Entwürfe fordern ein höheres Maß an Transparenz. Sie fordern auch verbesserte steuerliche Abzugsmöglichkeiten. Das sind Fragen, die letztlich unstrittig sind, ebenso wie die Verbesserung im Hinblick auf die Bildung von Rücklagen. Das alles sind Forderungen, die der Sektor seit langem erhoben hat, die gewissermaßen common sense sind und über die es eigentlich auch politisch keinen Streit gibt. Das sind notwendige und längst überfällige Verbesserungen, die besser früher als später passieren müssen. Hinzu kommt dann die Änderung des bestehenden Konzessionssystem in ein Normativsystem, auch das ist möglicherweise ein guter Schritt, Neugründung von Stiftungen anzuregen. Hier kommt es sehr auf die Ausgestaltung an. Eine solche Reform wird in der Praxis wahrscheinlich nicht so fürchterlich viel ändern, aber es wäre sehr wohl ein Signal weg von einer staatlichen Genehmigung, von einer Regulierung, hin zu einem Mehr an Bürgergesellschaft. In der Praxis allerdings wird dies vermutlich keine großen Auswirkungen haben, obwohl es auch da einige Schwierigkeiten gibt. Um nur ein Beispiel zu nennen: Es gibt eine große deutsche Stiftung, die den Zweck ‚Förderung von bürgerschaftlichem Engagement’ in ihre Satzung aufnehmen wollte, und das wurde verweigert mit der Begründung, dieser Stiftungszweck stehe nicht in der Abgabenordnung, was faktisch richtig ist, aber einmal mehr zeigt, wie sich eine formaljuristischen Betrachtungsweise negativ auswirken kann. Davon müßte man weg, und insofern sind hier sicher positive Ansätze, die endlich verwirklicht werden sollten.

Terweiden:
Es wurde ja in der [4. kulturpolitischen] Debatte vom Februar 98 und auch in der Presse und auch später immer gesagt, alle Fraktionen im Bundestag, also wenn ich jetzt speziell auf die Parteien schaue, die wären sich einig. Aber wenn ich mir dann die Einzelheiten angucke, und auch innerhalb der Parteien gibt es ja deutliche Konfliktlinien. Zum Beispiel jetzt ganz konkret, was das angeht mit Transparenz, ich habe den Eindruck, daß die F.D.P. da mehr auf Freiwilligkeit setzt und sagt, da muß ein Mindestmaß rein in dieses Stiftungsregister, aber nicht das, was eigentlich zum Beispiel in den USA geschehen ist, was die Bilanzen und die Buchführung angeht, was ja mit dem Geschäftsbericht der Stiftung angeblich zu diesem positiven Image der Stiftungen sehr stark beigetragen hat. Also, es soll zwar was geschehen, aber konkret kann es ja dann auch wieder, zwar nicht zu einem Rohrkrepierer werden, aber vielleicht bringt es dann gar nicht so viel?!

Walkenhorst:
Das ist richtig, wobei der Entwurf der Grünen oder der Regierungsfraktionen jetzt ja auch nicht, wenn er denn dann eingebracht wird, an dieser Stelle eine klare Regelung vorsieht. Ich selbst bin davon überzeugt, daß wir letztlich eine rechtliche Regelung brauchen, die Stiftungen Transparenz vorschreibt. Das amerikanische Beispiel zeigt, daß dort die Stiftungsvertreter zunächst Zeter und Mordio geschrien haben, sich letztlich aber damit abgefunden haben, und das war gut so. Freiwillige Verpflichtungen haben in Deutschland immerhin dazu geführt, daß wir im Vergleich mit anderen europäischen Ländern schon sehr weit gekommen sind, aber ich glaube nicht, daß sie den Sektor weiterentwickeln werden, weil die Bedenken auch innerhalb der Stiftungslandschaft dagegen sehr groß sind - zu Unrecht. Ich glaube, daß man hier tatsächlich nur dann einen Schritt weiter kommt, wenn man das tatsächlich verpflichtend einführt. Das ist auch nicht so fürchterlich für die einzelnen Stiftungen, wie es oft gerne geschildert wird, und bedeutet auch nicht einen so großen Aufwand. Es kommt, wie gesagt, sehr auf die Ausgestaltung an. Aber ich denke, das ist letztendlich eine sinnvolle Sache.

Terweiden:
Kennen Sie die Vorschläge vom Institut der Wirtschaftsprüfer, die ja sagen, man kann ja durchaus hingehen und sagen, bei kleineren Stiftungen, daß die nicht so ausführliche Sachen machen müssen, wie größere Stiftungen?

Walkenhorst:
Ja. Die haben sich ja nun leider noch immer nicht ganz geeinigt, auch bei Unternehmen ist es heftig umstritten. Wie mir Herr Merl neulich sagte, hofft das IDW, daß das noch irgendwann im Laufe dieses Jahres geschehen wird. Es ist vollkommen richtig, auch in den Vorschlägen des IDW gibt es Ausnahmen; aber an dem Grundsatz, daß Stiftungen prinzipiell verpflichtet sind, über ihre Tätigkeit Rechenschaft zu legen und daß diese Rechenschaftspflicht auch Rechenschaft über ihre finanziellen Aktivitäten beinhalten soll, besteht kein Zweifel. Und was die Ausgestaltung anbetrifft, enthalten die Vorschläge des IDW sicher eine Reihe wertvoller Hinweise, wie man es machen sollte.

Terweiden:
Was ich noch sagen wollte, was diese Konfliktlinien angeht, also ich habe den Eindruck, daß gerade auch in den großen Volksparteien, daß es da durchaus Vertreter gibt, wo zum Beispiel der Staatssekretär im Justizministerium da Bedenken gebracht hat und, soweit ich weiß, die Frage von Dr. Lammert, wo man den Eindruck gewinnt, daß das durchaus nicht Konsens ist.

Walkenhorst:
Ja, um die Frage zu beantworten. Wie in allen gesellschaftspolitischen Fragen, gerade wenn sie mit steuerlichen Dingen zu tun haben, sind diese Dinge innerhalb der Parteien und gerade innerhalb der großen Volksparteien umstritten und kontrovers. In der Tat verläuft die Linie, wie bei anderen innovativen Fragestellungen, nicht so sehr zwischen den traditionellen klassischen Fronten, sondern im Grunde, wenn ich es mal jetzt überspitzen darf, zwischen Etatisten und Verfechtern einer Bürgergesellschaft. Wobei das natürlich eine schiefe Linie ist. Das muß kein unbedingter Gegensatz sein, aber ein solcher wird leider politisch oft aufgebaut. Hier sehe ich die Linie, und die verläuft quer durch die beiden großen Volksparteien, aber ich denke, auch in den anderen Parteien. Und das ist, glaube ich, auch die Herausforderung für eine Stiftungsreform, daß sich dort die Befürworter einer Bürgergesellschaft oder von einem Mehr an bürgergesellschaftlichen Engagement durchsetzen innerhalb ihrer eigenen Partei, Fraktion und sonstigen Gremien.

Terweiden:
Jetzt will ich mal weitergehen: Was die steuerlichen Rahmenbedingungen angeht, halten Sie das für ein ausreichendes Mittel, egal ob jetzt zwanzig Prozent bei der Einkommenssteuer kommen oder nur fünf Prozent oder ob da eine Deckelung vorgenommen wird? Da sagt der Bundesverband Deutscher Stiftungen, natürlich ist der erste Antrieb eines Stifters, er sieht ein Problem, das will er lösen und für diesen Zweck will er eine Stiftung errichten, dann erst kommen die steuerlichen Möglichkeiten. Also, warum dann die steuerlichen Rahmenbedingungen verändern, wenn die schon vorhanden sind und wenn sowieso gesagt wird, wir wollen die Steuern insgesamt senken, dann wird sich natürlich auch eine Erhöhung [der steuerlichen Abzugsmöglichkeiten bei der Einkommenssteuer] relativieren, weil das dann natürlich nicht mehr so zu Buche schlägt?

Walkenhorst:
Das ist richtig. Ich persönlich halte eine Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen immer für wünschenswert. Da gibt es durchaus die Möglichkeit, noch stärkere Anreize zu schaffen, als sie bisher da sind. Man kann aber auch mit guten Argumenten die Auffassung vertreten, daß die gegenwärtige Situation keineswegs so schlecht ist. Wie der Vergleich mit Amerika zeigt, gibt es auch bei uns durchaus Möglichkeiten, Steuern zu sparen. Letztlich ist aber, das ist meine Meinung, die Steuerersparnis nie das entscheidende Motiv für einen Stifter, eine gemeinnützige Stiftung zu gründen. Da gibt es andere Möglichkeiten, und von daher halte ich selbst diese Frage nicht für die alles entscheidende und würde sogar dagegen plädieren, sie unbedingt in den Mittelpunkt einer Reform des Stiftungsrechts zu rücken. Anders sieht es etwa mit der Frage der Rücklagenbildung aus, die für die Tätigkeit von Stiftungen unmittelbar relevant und wichtig ist und den Staat auch nichts kosten würde. Die steuerlichen Dinge sind da nicht das Entscheidende.

Terweiden:
Aber sie werden ja, das ist mein Eindruck, zu dem Entscheidenden gemacht, indem gesagt wird, es kostet Geld, und die anderen sagen, nein, es kostet kein Geld, es bringt mehr.

Walkenhorst:
Das ist richtig. Deswegen wäre es ja auch sinnvoll und weise, diese beiden Dinge voneinander zu trennen. Es spricht nichts dagegen, die Anreize für Stiftungen zu erhöhen, gerade vor dem Hintergrund der Übertragung großer Vermögenswerte auf die nächste Generation, aber hier muß man eben genau aufpassen, daß man nicht auch Begehrlichkeiten auf seiten des Staates weckt, die vielleicht noch nicht dort sind. Also nur noch mehr Prozente an Befreiung zu fordern, scheint mir auch das falsche Mittel zu sein.

Terweiden:
Aber so was wie die Abschaffung der Durchlaufspende ist ja schon allgemein zu begrüßen?

Walkenhorst:
Richtig, ganz genau. Das ist aber letztlich eine finanzneutrale Geschichte und eines der Dinge, die absolut überfällig sind.

Terweiden:
Für mich entsteht der Eindruck, daß die Bertelsmann Stiftung natürlich selbst ihre Standards setzt, was die Veröffentlichung, die Transparenzsachen angeht, weil Sie ja von sich aus schon darüber hinaus gehen. Sehe ich das richtig, daß die Bertelsmann Stiftung natürlich einen Geschäftsbericht veröffentlicht auch, was ja andere, auch große Stiftungen vielleicht nicht machen? Das heißt also, Sie könnten ja auch die Position vertreten, ja das soll alles freiwillig sein.

Walkenhorst:
Na ja, gut, die Bertelsmann Stiftung ist nicht die einzige Stiftung. Fast alle großen Stiftungen, Bosch, Körber, die Bundesstiftung Umwelt u. a. veröffentlichen Tätigkeitsberichte, geben Auskünfte, sowohl über ihre Projekt- bzw. Fördertätigkeit als auch über ihre finanziellen Aktivitäten. Das ist sehr weit verbreitet. Nicht alle tun es, aber doch die allermeisten. Jemand, der Interesse hat, kann sich in den jeweiligen Tätigkeitsberichten über alle Grunddaten informieren. Hier geht es also nicht um unsere Tätigkeit, natürlich machen wir das und haben damit auch keine Probleme, und für eine große Stiftung ist das natürlich im Hinblick auf ihre Akzeptanz und Legitimation noch ein Stück wichtiger als für kleinere Stiftungen, die nicht so sehr im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses stehen, einfach weil auch die Mittel bescheidener sind, die eingesetzt werden. Nichtsdestotrotz ist es meine Überzeugung, daß alle es tun sollten, und hier kann man nur mit gutem Beispiel vorangehen. Alles andere wäre unglaubwürdig. Das ändert jedoch nichts an der grundlegenden Position, daß wir glauben, daß es für den Sektor insgesamt wichtig ist, daß es alle tun.

Terweiden:
Aber wie kommt es denn zustande, daß gesagt wird, in dieser Anhörung [der F.D.P.-Fraktion vom 22. März 1999] wurde gesagt, daß die Bertelsmann Stiftung ein Vermögen von dreißig Milliarden hat, andere sagen, die haben nur zwei Milliarden, also da scheint es ja vielleicht transparent zu sein, aber nicht ganz deutlich vergleichbar?

Walkenhorst:
Nun, das ist ein anderes Problem. Die dreißig Milliarden sind mit Sicherheit zu hoch gegriffen. Das Problem ist hier Berechnung des Kapitalvermögens einer Stiftung. Das ist eine Frage, die nichts mit der Rechnungslegung zu tun hat, sondern mit der Bewertung von Vermögen. In dem Moment, wo es kein Kapitalvermögen gibt, ist die Bewertung von Stiftungsvermögen in der Tat nicht einheitlich geregelt und nicht ganz klar. Das Nominalkapital der Bertelsmann Stiftung finden Sie im Tätigkeitsbericht, die genaue Zahl. Es entspricht natürlich nicht dem Wert, den 68% der Anteile an der Bertelsmann AG auf dem freien Markt erzielen könnten, wo sie aber nicht gehandelt werden. Insofern ist das eine sehr komplizierte Frage, und hier gibt es in der Tat, was das Vermögen angeht, nur sehr ungenügende Anhaltspunkte, die eine Vergleichbarkeit schwierig machen. Das ist ein Problem, und das müßte man regeln, das ist aber natürlich nicht das Entscheidende, denn letztlich kommt es darauf an, was ausgeschüttet wird, und da ist die Vergleichbarkeit dann eher gegeben. Also: Zwischen Unternehmensträgerstiftungen und einer Stiftung etwa wie der Volkswagen-Stiftung, deren Kapital in einem Kapitalportfolio angelegt ist, ist die Vergleichbarkeit immer ein bißchen schwierig herzustellen, aber das liegt in der Natur der Sache. Das würde auch Stiftungen betreffen, die Grundbesitz oder Immobillien besitzen oder ein Großteil ihres Vermögens in Immobilien angelegt haben. Das ist aber kein zentrales Problem der Stiftungsreform, aber auch dafür ließen sich sicher Regelungen finden, ganz klar.

Terweiden:
Wie stehen Sie denn dazu, was jetzt die Grünen vorgeschlagen hatten, die Familienstiftungen und die unternehmensverbundenen Stiftungen zu begrenzen?

Walkenhorst:
Zu Familienstiftungen. Das ist ein Nebenkriegsschauplatz, sozusagen. Familienstiftungen sind, meines Wissens nach, von ihrer Zahl her wahrscheinlich unbedeutend. Sie sind auch keine gemeinnützigen Stiftungen, und deshalb spielen sie eine Sonderrolle. Wie man dazu steht, bleibt jedem selbst überlassen; letztlich ist mein persönlicher Eindruck, daß die Stoßrichtung des Entwurfs der Grünen darauf abzielt, den Begriff der Stiftung oder das Instrument der Stiftung für gemeinnützige Körperschaften zu reservieren und andere davon zu trennen. Das halte ich im Grundsatz für sinnvoll. Mit einer Familienstiftung sind die Mißbrauchsmöglichkeiten aus meiner persönlichen Sicht zu groß, und ich denke, daß das eine sinnvolle Sache ist. Darüber kann man natürlich trefflich streiten, aber in Amerika etwa ist eine private foundation per se gemeinnützig, und der Begriff der Stiftung ist für gemeinnützige Institutionen reserviert. Das halte ich auch für sinnvoll, weil es für den Sektor als solchen hilfreich ist, denn in der Tat ist der Begriff der Stiftung meist positiv konnotiert, auch im Deutschen. Wenn man mit dem normalen Bürger spricht, dann assoziiert er mit Stiftung etwa Positives, und das ist etwas, was durch Familienstiftungen keineswegs gefördert wird.

Terweiden:
Ja, eben. Das ist die Frage. Ist das so, daß man mit Stiftungen was Positives assoziiert?

Walkenhorst:
Ich weiß nicht, ob das so ist. Wir wissen das nicht. Aber letztlich ist der Begriff, würde ich doch mal sagen, im Grunde schon positiv besetzt.

Terweiden:
Weil das ja immer wieder beklagt wird. Da wird ja gesagt, gut, das ist wenig bekannt, aber ... Es kommt ja nicht von ungefähr, daß auch in dieser Debatte wieder das Wort vom „Steuersparmodell“ fällt. Das ist doch verheerend, oder?

Walkenhorst:
Das ist richtig. Aber in dem Moment, wo man von gemeinnützigen Stiftungen spricht, steht das gemeinnützige Element natürlich immer noch im Vordergrund, und das muß man stärken, ganz klar. Und das „Steuersparmodell“ - was Stiftungen nicht sind -, das kann man widerlegen.

Terweiden:
In Liechtenstein sind sie es.

Walkenhorst:
Vielleicht ja. Es gibt sicher auch anderswo Mißbrauchsfälle, aber das Vorurteil „Steuersparmodell“ ist letztlich das, wovon wir weg wollen und das, was der Entwicklung des Sektors eben nicht zuträglich ist. Deswegen darf man diese Dinge auch in der öffentlichen Diskussion nicht zu sehr in den Vordergrund stellen.

Terweiden:
Wenn ich jetzt frage, welche weiteren Maßnahmen sind erforderlich, um das Stiftungswesen zu reformieren, nach dem Motto: Sind Sie zufrieden, mit dem, was diskutiert wird? Oder was würden Sie denn jetzt noch weiteres vorschlagen? Wo brennt es denn auf den Nägeln?

Walkenhorst:
Ich habe ja bereits erwähnt, daß ich Fragen der Rücklagenbildung, Transparenz und auch die Umwandlung des Konzessionssystems in ein Normativsystem für sinnvolle erste Schritte halte. Daß darüber hinaus auch steuerliche Anreize verbessert werden können und sollen, ist wünschenswert. Das besitzt aber nicht dieselbe Dringlichkeit. Das sind erste Schritte. Darüber hinaus ist meines Erachtens vor allem notwendig das, was ich bereits erwähnt habe. Was wir langfristig brauchen, ist eine Reform des Gemeinnützigkeitsrechts insgesamt, und das ist natürlich eine wesentlich kompliziertere Materie, denn es betrifft im Grunde auch alle Vereine und andere gemeinnützige Organisationen. Und das ist hochpolitisch. Aber letztlich kann es nicht angehen, daß etwa das Golfspielen, der rheinische Karneval oder Motorflug in derselben Form gemeinnützig sind, daß heißt steuerlich begünstigt werden, wie andere Bereiche wie soziale, karitative, mildtätige Zwecke oder die Förderung von Wissenschaft, Forschung und Kultur. Hier brauchen wir sicher eine neue Regelung, die das Gemeinnützigkeitsrecht auf andere Füße stellt. Wir müssen weg von der Frage der Generierung der Mittel hin zu der Verwendung. Also, gemeinnützig muß eine Institution dann sein, wenn ihre Mittel in gemeinnützige Zwecke fließen. Gegenwärtig wird viel zu sehr auf die Entstehung von Kapital und Vermögen abgehoben als auf die Verwendung. Eine solche Neuregelung ist in meinen Augen langfristig unausweichlich, auch im Hinblick auf etwaige Harmonisierungsbestrebungen auf europäischer Ebene. Damit komme ich zum zweiten Punkt: Die internationale Tätigkeit von Stiftungen bedarf rechtlicher Regelungen, die diese Tätigkeit erleichtern. Es ist heute für gerade für kleinere Stiftungen oftmals sehr schwierig, international tätig zu werden, denn es gibt erhebliche Hemmnisse im Hinblick auf den Gemeinnützigkeitsstatus. Selbst für eine große Stiftung wie die Bertelsmann Stiftung, ist es zum Teil extrem schwierig, aber da gibt es natürlich immer noch mehr Möglichkeiten. Hier brauchen wir sicher Regelungen, die die internationale, grenzüberschreitenden Arbeit von Stiftungen in Zukunft erleichtern.

Terweiden:
Da fällt mir ein, was Frau Vollmer im Bundestag gesagt hat, und als ich mit der PDS gesprochen habe, daß die sagen, ja, Stiftungen sind ja gerade dazu da, daß sie regional an einer Stelle in Deutschland für einen bestimmten Zweck tätig sind. Es wird ja auch davon gesprochen, wir wollen versuchen, über welche Regelung auch immer, Gelder, die im Ausland geparkt sind, in gemeinnützige Stiftungen in Deutschland zu kriegen, und jetzt sagen Sie, wir wollen die internationale Stiftungsarbeit verbessern. Gut, ist natürlich eine andere Qualität, aber würde da nicht auch Geld abwandern ins Ausland, was ja zumindest von den Politikern befürchtet wird?

Walkenhorst:
Hier muß man natürlich sehr unterscheiden. Natürlich ist es sinnvoll, wenn Stiftungen im kleinen fördern, mit begrenzten Mitteln. Nur, auf der anderen Seite können sich natürlich gerade potentielle Stifter, und das sind vielfach die, die über größere Vermögen verfügen, seien es Privatpersonen oder seien es Unternehmen, gerade multinationale Unternehmen, heutzutage aussuchen, wo sie den Hauptsitz ihrer Stiftung haben wollen und damit auch die steuerlichen Regelungen. In einer sich zunehmend internationalisierenden und globalisierenden Welt wird diese Praxis sicher zunehmen. Nehmen Sie ein Beispiel: Ein Stifter hat zwei Wohnsitze, einen auf Mallorca und den anderen in Deutschland, und er möchte an beiden seiner Wohnsitze, wo er seinen Lebensmittelpunkt aufteilt, Gutes tun und fördern. Das kann er heutzutage sehr schwierig mit einer einzigen Stiftung. Er muß im Grunde zwei gründen. Das ist nur ein sehr banales Beispiel, wo - wie ich glaube - der Bedarf in Zukunft zunehmen wird. Das heißt nicht, daß Stiftungen nicht weiterhin lokal, regional oder national tätig sein sollen, warum nicht, aber es muß auch die anderen Möglichkeiten geben, und die sind im Moment noch immer sehr stark eingeschränkt.

Terweiden:
Man könnte ja auch im Endeffekt sagen, daß, wenn andere Stiftungen im Ausland international tätig sind, sie natürlich dann auch in Deutschland tätig werden.

Walkenhorst:
Richtig.

Terweiden:
Was würden Sie denn sagen, wer soll denn hauptsächlich als potentieller Stifter angesprochen werden, und gibt es da Präferenzen für Tätigkeitsbereiche?

Walkenhorst:
Potentielle Stifter sind in erster Linie Privatpersonen und Unternehmen. Fangen wir mal mit letzterem an. Unternehmen werden zunehmend mit der Notwendigkeit gemeinnützigen Engagements konfrontiert werden. Stichwort corporate citizenship. Das ist anderswo, in Amerika, weitaus verbreiteter als bei uns. Aber auch in Deutschland sind viele Unternehmen natürlich seit langem gemeinnützig tätig, haben Stiftungen. Ich denke, das wird weiter zunehmen. Außerdem sind Stiftungen ein interessantes Instrument für die Unternehmensnachfolge gerade bei mittelständischen Betrieben. Was Privatpersonen anbetrifft, so ist hier ganz klar, die bereits erwähnte Erbschaftswelle der Hintergrund, der viele Leute zum ersten Mal mit dem Gedanken konfrontieren wird. Die Leute erben ja heute trichterförmig, in dem Moment, wo Angehörige versterben, erbt jemand von Onkel, Tante oder sonstigen Personen, die früher ihren eigenen Kindern was vermacht hätten, und insofern wird es zunehmend neue Personengruppen geben, die über die Möglichkeit einer Stiftung nachdenken. Und diese Personen muß man für dieses Instrument gewinnen. Hinzu kommt, daß man nicht nur diejenigen potentiellen Stifter und Stifterinnen ansprechen sollte, die über ein Kapital von mehreren Millionen Mark verfügen und eine eigene unabhängige, selbständige Stiftung gründen können, sondern auch Personen, die mit einem „bescheideneren“ Vermögen von hunderttausend Mark oder weniger einen Beitrag leisten wollen. In diesem Zusammenhang ist das Instrument der Bürgerstiftung, der community foundation, sicher hilfreich, weil es auf der Idee basiert, daß zahlreiche Einzelstifter durch ihre Beiträge zum Aufbau eines Kapitalvermögens beitragen. Das, glaube ich, ist ein sehr vielversprechendes Modell, weil genau diese Zahl der moderately successful, nicht der Superreichen, aber doch derjenigen Leute, die wohlhabend genug sind, um über so etwas nachzudenken, auf jeden Fall zunehmen wird, und gerade diese Gruppen müßten auch gezielt angesprochen werden. Das jedenfalls ist unsere Idee hinter dem Konzept der Bürgerstiftung. Diese beruht ja bekanntlich auf dem Prinzip, daß eine solche Bürgerstiftung im Laufe der Zeit, und wir reden hier durchaus von einem Jahrzehnt oder mehr, wächst, eine Kapitalbasis aufbaut, die dann die Grundlage für gemeinnützige Tätigkeiten ist, wie sie ein einzelner Stifter allein in der Regel nicht verwirklichen könnte. Das ist eine besondere Zielgruppe, die bislang bei uns vernachlässigt wurde.

Terweiden:
Jetzt wird zum Beispiel gesagt, würden Sie dem zustimmen, das habe ich bei der Anhörung der F.D.P. gehört, da hat der Herr Peiker von der Stiftungsbehörde in Frankfurt am Main gesagt, das gibt es ja längst, die Bürgerstiftung, auch in Deutschland, da haben wir schon eine lange Tradition. Dieses Grundprinzip der Bürgerstiftung, weil immer wieder gesagt wird, community foundations sind das Vorbild, wir haben eine Bürgerstiftung in Frankfurt, hat er gesagt.

Walkenhorst:
Die gibt es nicht. Das ist sicher falsch. Wir haben gerade am 8./9. März ein internationales Symposium über community foundations veranstaltet und dabei auch sehr intensiv die Traditionen, die es in Deutschland gibt, diskutiert. Wir hatten eine Vertreterin aus Münster dabei, Frau Bickeböller, die hierüber ausführlich referiert hat. Natürlich gibt es ein kommunales Stiftungswesen, das sehr ausgeprägt ist. Das ist aber etwas anderes als die Idee einer Bürgerstiftung. Eine Bürgerstiftung ist unabhängig, sie ist eine Institution, die selbst ihre Ziele verfolgt und die eben keiner Kontrolle durch die Stadtverwaltung oder wen auch immer unterliegt. Das gibt es so in Deutschland nicht. Es gibt Bürgerstiftungen, die diesen Namen tragen, zum Teil sind das ältere, zum Teil sind das Neugründungen, wie die Ulmer Bürgerstiftung, wo letztlich, wenn man etwas böse sein will, ein Schattenhaushalt gegründet wurde, zu dem die Bürger auch noch eingeladen sind zuzustiften. Das mag aus Sicht der Stadtverwaltung sogar sinnvoll und gut sein, entspricht aber nicht dem Modell der anglo-amerikanischen community foundation.

Terweiden:
Hat das die Stadt gegründet, oder was?

Walkenhorst:
Die Stadt Ulm hat damals diese Stiftung gegründet, hat sechs Millionen oder so aus dem Haushalt genommen oder aus einer Privatisierung, ich weiß es nicht mehr genau, hat das Geld in eine Stiftung getan und fördert damit jetzt gemeinnützige Zwecke. Das ist - soviel ich weiß - eine private Stiftung, aber die politischen Gremien sind nach dem Proporz der politischen Parteien besetzt. Das ist aus Sicht der Stadt sogar eine sinnvolle Sache, weil eine solche Stiftung relativ flexibel ist. Man umgeht damit die kameralistische Haushaltspolitik und hat Gelder flüssig. Nur, es ist was anderes, als die Idee der Bürgerstiftung, das ist mein Punkt hier, die unabhängig ist und von den Bürgern getragen wird. Und insofern gab es eine solche Stiftung bislang noch nicht. Daß die Idee der Gemeinschaftsstiftung als solche nicht völlig neu ist, das ist richtig. Es gibt da jetzt auch verschiedene Neugründungen, wie die Gemeinschaftsstiftung der Arbeiterwohlfahrt Essen - andere Wohlfahrtsverbände überlegen ähnliches. Hier ist die Stiftung ein Sammelbecken für Zustiftungen zur Förderung einer spezifischen Organisation. Aber auch das sind Neuentwicklungen. Auch die Idee, die Beteiligung an Bürgerstiftungen gezielt zu propagieren, ist neu und lehnt sich an die Beispiele aus Amerika an, wo community foundations in der Regel eben einen lokalen oder regionalen Bezug haben. Entsprechendes gab es bislang bei uns noch nicht.

Terweiden:
Ich weiß nicht mehr genau, wer das gesagt hat, aber es wurde als Kritik angeführt, die Stadt-Stiftung Gütersloh entspricht doch nicht dem rein amerikanischen Modell. Können Sie das bestätigen?

Walkenhorst:
Um es mal so zu sagen: „Das“ amerikanische Modell gibt es nicht. Wir haben das gerade wieder auf unserem Symposium von den amerikanischen Vertretern gelernt. Jede community foundation in Amerika sieht letztlich anders aus, ist anders entstanden. Sei es, daß sie auf Initiative eines einzelnen Großstifters entstanden ist, sei es, daß sich mehrere Bürger zusammengetan haben oder daß zunächst verschiedene Fundraising-Aktionen, gestartet werden mußten. Alle diese Beispiele gibt es. Entscheidend, wenn wir von dem amerikanischen Modell sprechen, sind der langfristige Vermögensaufbau, die Transparenz und der lokale, beziehungsweise regionale Rahmen der Tätigkeit und die Unabhängigkeit von Politik und Verwaltung. Daß es viele Wege gibt, eine solche Stiftung aufzubauen und zu initiieren, das steht außer Frage und war eines der wichtigsten Ergebnisse dieses Symposiums. In Fürstenfeldbruck, wo ich auf der Gründungversammlung der dortigen Bürgerstiftung den Festvortrag gehalten habe, haben sich 145 Gründungsstifter zusammengefunden. Jeder hat ungefähr tausend Mark zum Gründungskapital gestiftet. Das ist rekordverdächtig und eine ganz andere Herangehensweise als etwa in Gütersloh. Aber natürlich ebenso legitim. Was zählt, ist was am Ende dabei rauskommt. Und insofern gibt es keinen Königsweg, und wir haben auch nie behauptet, den Königsweg zu kennen. Das legen auch die amerikanischen Erfahrungen nahe. Wenn wir von dem amerikanischen Modell sprechen, dann deshalb, um die Trennung zur Kommunalverwaltung hervorzuheben, weil das in Deutschland der Knackpunkt ist. Die Unabhängigkeit dieser Stiftungsform muß man immer wieder betonen, weil die kommunalen Begehrlichkeiten sehr schnell wachsen. Denn wenn man nicht klarmachen kann, daß Bürgerstiftungen etwas Unabhängiges sind, werden diese Stiftungen auch nicht den Zulauf erhalten, den wir ihnen wünschen.

Terweiden:
Vielleicht können wir doch noch mal konkret sagen, ich weiß nicht, das haben wir natürlich schon angesprochen, aber welche Punkte werden denn in der Politik kontrovers diskutiert? Wo sehen Sie denn noch wichtige Knackpunkte, oder haben wir das schon angesprochen? Sie haben ja da ganz andere Einblicke, wenn Sie bei diesen Expertenrunden dabei sind.

Walkenhorst:
Also, sagen wir mal so. Ich glaube, daß das Problem ist, daß unter Politikern noch immer eine Unkenntnis über die Tätigkeit von Stiftungen, ihre Funktion und auch den Dritten Sektor insgesamt besteht, sowohl was die Tätigkeit, als auch was das Ausmaß dieser Tätigkeit und die Finanzierung anbetrifft. Und das führt sehr leicht zu Mißverständnissen. Insofern tut Aufklärung nach wie vor Not, und das ist auch eines der wesentlichen Ziele unserer Arbeit, natürlich, den Stiftungssektor als solchen ins Bewußtsein der Öffentlichkeit und auch der politischen Entscheidungsträger zu heben, um die Bedeutung von Stiftungen aufzuzeigen, aber auch um falsche Erwartungen zu dämpfen. Wie gesagt, Lückenbüßer können Stiftungen nicht sein. Denn sie sind mehr als Geldgeber, die einspringen, wenn der Staat nicht mehr zahlen kann. Politisch, wir hatten das schon mal, verläuft die Linie zwischen Anhängern der Bürgergesellschaft und den Etatisten. Diejenigen, die nach wie vor glauben, alles Gute käme nur vom Staat oder, anders herum, der Staat müsse den Bürger in jeder Lebenssituation beschützen, ihm helfen oder sonst etwas tun, und denjenigen, die für ein Mehr an bürgerschaftlichem Engagement plädieren. Das sind keine absoluten Gegensätze, aber es geht um die Austarierung genau dieser Dinge, und da kann man unterschiedliche Meinungen vertreten, mit guten Argumenten; nur letztlich ist unser jetziger Staat sicher irgendwo an den Grenzen seiner Möglichkeiten, und man muß über neue Wege nachdenken. Hier bietet sich privates bürgerschaftliches Engagement an, als einer der möglichen Wege. Das ist meine Meinung, jedenfalls.

Terweiden:
Vielleicht können wir dann gleich springen zu meiner letzten Frage. Wenn Sie sagen, das muß man heben, also da wird ja gesprochen von Stiftungskultur und stiftungsfreundlichem Klima. Wie kann man denn über diese politische Debatte hinaus, ich meine, es ist ja schön, daß es in der Öffentlichkeit ein bißchen mehr wahrgenommen wird, wenn auch auf Titelseiten von großen Tageszeitungen etwas von Stiftungswesen die Rede ist, aber wie kann man über den Tag hinaus das noch sozusagen ideell fördern, diesen Stiftungsgedanken? Durch gute Beispiele?

Walkenhorst:
Sicher. Natürlich. Nichts wirkt so gut wie gute Beispiele, das ist klar. Und zunächst einmal ist hier wieder das Stichwort, das ich mir notiert habe, auch ‚Transparenz’. Also, letztlich wird nur Transparenz helfen, die Idee und die Tätigkeit von Stiftungen zu verbreitern. In dem Zusammenhang können schlechte Beispiele genauso dazu beitragen, die Bedeutung von Stiftungen ins Bewußtsein zu heben, wie gute Beispiele. Das hängt mit einer Mediengesellschaft zusammen, wo Mißbrauchsfälle immer eher für Schlagzeilen sorgen. Das ist eine sehr heikle Geschichte, weil man so was natürlich nicht propagieren kann; aber für mich steht außer Frage, daß die Bedeutung des Sektors wachsen und in dem Maße auch seine öffentliche Wahrnehmung zunehmen wird. Und die wird dann auch zunehmend kritischer werden, insofern müssen sich Stiftungen auch auf kritische Fragen einstellen, und solche Fragen kommen dann auch zu Recht. In dem Maße, in dem Stiftungen wichtiger werden, ist das auch vollkommen legitim. Die Auseinandersetzung mit der Öffentlichkeit muß aber eben offen geführt werden, pro und contra. Und wenn das geschieht, glaube ich, ist schon viel erreicht.

Terweiden:
Und wie kann man sich das dann konkret vorstellen, daß die Transparenz auch an die Öffentlichkeit kommt? Soll da eine Pressekonferenz einmal im Jahr gemacht werden? Soll da ein privates Institut beauftragt werden, das das sammelt, wie das Foundation Center in Amerika?

Walkenhorst:
Also wie auch immer. Das wäre natürlich eine feine Sache. Das Foundation Center in Amerika ist eine sehr wichtige Institution, die sehr viel zur Legitimation der amerikanischen Stiftungen beigetragen hat, indem sie schlicht Informationen sowohl für Leute, die Fördermittel suchen, aufbereitet, also Dienstleistungen erbringt, als auch eben Informationen über den Sektor im ganzen, und etwas ähnliches bräuchte man sicher auch in Deutschland. Es gibt Ansätze dazu. Sowohl der Bundesverband als auch das MAECENATA-Institut sammeln diese Daten. Diese Dinge müßten mit Sicherheit natürlich ausgebaut und wesentlich verbessert werden, damit sie auch der wachsenden Nachfrage, die kommen wird – ich würde sogar sagen, sie ist schon da –, letztlich auch gerecht werden können.

Terweiden:
Gut. Wir haben eben ein bißchen über die Zukunft gesprochen. Welche Funktionen sollen denn diese Stiftungen in Zukunft übernehmen in der Gesellschaft?

Walkenhorst:
Ja, das ist natürlich eine schöne Frage. Hier habe ich einen gewéssen biás, natürlich, wenn ich sage, Stiftungen sollen Innovationsagenturen oder Agenten des gesellschaftlichen Wandels sein, das ist unsere Standardformulierung. Richtig daran ist, daß Stiftungen für innovative Problemlösungen prädestiniert sind. Sie können Risiken eingehen. Das wäre meine Wunschvorstellung, daß sie das mehr tun, als sie das bislang getan haben. Also, venture capital für den Dritten Sektor, das ist eine sehr griffige Formulierung, die sicher einige Reize hat, und da würde ich mir auch mehr Stiftungen wünschen. Auf der anderen Seite kann das nicht die alleinige Aufgabe sein. Stiftungen müssen nach wie vor auch das Bewährte fördern, schützen und beim Bewahren ihren Beitrag leisten - Dinge, die ansonsten verloren gingen. Das ist eine genauso legitime Funktion, und wichtig wäre nur, daß sie das letztlich mit einem gesteigerten Selbstbewußtsein tun und mit einer größeren Transparenz. Wie die Zukunft dann aussieht? Ich würde mir wünschen, daß wir einen bunteren und vielseitigeren Sektor haben, wo auch der einzelne Normalbürger weiß, was Stiftungen tun. Dann wäre schon sehr viel erreicht.

Terweiden:
Und noch mal, das zielt in eine ähnliche Richtung, ich meine, das ist schon eine hypothetische Frage, die man so im Interview eigentlich nicht stellen soll, aber wie kann sich die geplante Reform auswirken, wenn sich die Sachen, die wahrscheinlich Konsens sind, die auch vernünftig sind, durchsetzen? Wird es dann zu mehr Stiftungserrichtungen kommen, oder? Was sind denn die Hoffnungen?

Walkenhorst:
Darf ich noch mal den Vorbehalt machen, daß im Moment nicht ganz abzusehen ist, was sich letztendlich durchsetzen wird oder wann sich was durchsetzen wird. Gehen wir mal davon aus, daß die essentials, von denen wir gesprochen haben, also Rücklagenbildung und Transparenz und das Normativsystem sich durchsetzen, dann werden diese Dinge zunächst einmal die wachsende Zahl von Neugründungen unterstützen. Ich bin fast sicher, daß sich der gegenwärtige Stiftungsboom auch ohne eine solche Regelung fortsetzen würde, weil die Entwicklung letztlich nicht allein abhängig ist von konkreten rechtlichen Ausgestaltungen. Die rechtlichen Rahmenbedingungen sind günstig genug. Eine Reform wird aber zumindest dazu beitragen, daß sich diese Entwicklung fortsetzt. Die zunehmende Transparenz dürfte dann, so sie denn verwirklicht wird, in der Tat dazu beitragen, daß über Stiftungen mehr geredet wird, daß auch die Zielgruppen von Stiftungen mehr über deren Ziele wissen. Es gibt ja Teilöffentlichkeiten, die sich für bestimmte Aktivitäten interessieren - die sogenannten stakeholders einer Stiftung - und die sind eine vorrangige Zielgruppe von Rechenschaftsberichten. Und da würde ich mir dann eine deutliche Belebung der Diskussion in diesen verschiedenen Gruppen und letztlich dann in der Öffentlichkeit versprechen. Mal gucken, ob es passiert. Das ist ein langfristiger Prozeß, der jetzt nicht mit einem Mal passiert, der auch nicht abhängig ist von einer Gesetzesänderung, aber die könnte letztlich einen Beitrag dazu leisten.

Terweiden:
Halten Sie es für möglich, daß Stiftungen einen Beitrag zur Reform des Sozialstaats leisten?

Walkenhorst:
Also, hier kommt es darauf an. Der Stiftungssektor als solcher sicher nein, das wäre, glaube ich, verfehlt, weil Stiftungen nicht als Lückenbüßer eintreten können. Es gibt natürlich einzelne Stiftungen, wie die Bertelsmann Stiftung, die an Konzepten arbeiten, die eigene Überlegungen anstellen im Sinne eines think tanks und versuchen, diese politisch dann auch zu implementieren. Na klar. Da sind Stiftungen genauso gefragt wie andere Institutionen, die es auch gibt. Stiftungen, die das tun, können sicher dazu einen Beitrag leisten. Insofern ist die Frage nicht ganz klar, also zur Reform des Sozialstaats kann natürlich jeder irgendwo beitragen. Warnfried Dettling hat unlängst die Entwicklung vom Wohlfahrtsstaat zur Wohlfahrtsgesellschaft gefordert. Wenn man die Wohlfahrtsgesellschaft als Zielvorstellung nimmt, sind Stiftungen sicher ein Teil dieser Wohlfahrtsgesellschaft, das kann ich mir sehr gut vorstellen. Wobei man da immer bei seinem Leisten bleiben und da nicht einen Gegensatz aufbauen sollte, der so nicht haltbar ist. Stiftungen sind kein Allheilmittel und kein Wundermittel für alle Probleme, die es gibt.

Terweiden:
Man kann ja durchaus was finden, zum Beispiel hat die PDS das vertreten, daß sie sich vorstellen könne, daß Arbeitslosigkeit abgebaut wird, daß mehr Bürgerengagement in Stiftungen kommt, es also sozusagen auch einen personellen Boom bringt. Ich meine, wenn Sie auch sagen, Bürgerstiftung ist ein schönes Modell für die Zukunft, dann werden ja mehr Leute davon angezogen...

Walkenhorst:
Ja, das ist die Frage des volunteering oder des freiwilligen Engagements, um das klassische Ehrenamt mal zu vermeiden. Und hier können Stiftungen sicher auch, genauso wie Vereine, einen Beitrag leisten, daß das mehr mit einbezogen wird und daß mehr Leute sich dort engagieren. Das ist wieder ein weites Feld, was eine neue Debatte eröffnet. Die Förderung wirtschaftlicher Tätigkeit auf der einen Seite, die andere Seite Bürgergeld. Sie kennen die Debatte mit Ulrich Beck. Das ist eine sehr komplizierte Materie. Ich glaube, man darf sich keine allzu kurzfristigen arbeitsmarktpolitischen Erfolge versprechen. Also, ich glaube nicht, da würde ich mit Beck nicht übereinstimmen, daß Bürgerarbeit als solche gegen Erwerbsarbeit auszuspielen ist. Alle empirischen Daten belegen, daß die Leute, die sich engagieren, auch diejenigen sind, die sonst arbeiten, die über die Bildung verfügen. Von daher wäre ich sehr vorsichtig, das eine hier sehr schnell zum Allheilmittel zu erklären. Daß auf dem Sektor insgesamt viel mehr passieren muß und daß man auch experimentieren muß gesellschaftlich, das würde ich sofort unterschreiben. Hier muß man einfach viel mehr ausprobieren und gucken, was passiert. Bei diesem „Ausprobieren“ können Stiftungen sicher eine Hilfestellung leisten, das können sie weit einfacher eben als staatliche Stellen.

Terweiden:
Noch eine letzte Frage, und zwar, was jetzt die kleinen Stiftungen angeht: Wenn jetzt die Grünen sagen, wir wollen auch den „kleineren“ Stifter dazu bringen, daß er sich engagiert, sehen Sie da eine Gefahr, daß das irgendwie ausufern könnte, daß es zu viele kleine Stiftungen gibt, die nicht lebensfähig sind? Manche sagen doch, ja, da gibt es sinnlose Zwecke. Aber ich kann mir grundsätzlich keinen sinnlosen Zweck vorstellen.

Walkenhorst:
Prinzipiell gibt es keinen sinnlosen Zweck, das ist vollkommen richtig. Der Zweck einer Stiftung muß natürlich in einem angemessenen Verhältnis zu den Mitteln stehen. Das ist in der Praxis heute auch nicht überall der Fall, und was die Ziele einer Stiftung angeht, könnte ich mir einfach innovativere Dinge vorstellen, als, sagen wir mal, den Xten Preis zur Förderung junger Nachwuchswissenschaftler auf dem Gebiet der soundso. Preise sind so eine Geschichte, wo ich persönlich sehr skeptisch bin. Sie haben einen gewissen Nutzen, wenn man es gut macht, aber vieles ist eben auch nicht gut gemacht, und insofern muß man dann abwägen. Das läßt sich immer nur im Einzelfall entscheiden. Das erwähnte Beispiel der Bürgerstiftung hat natürlich den Vorteil, daß man hier mehr kleinere, also bescheidenere Mittel zusammenfügt zu einem großen Topf, das ist eine Möglichkeit, die aber in keinster Weise ausschließt, daß auch mit bescheidenen Mitteln sehr konkret Ziele zu verwirklichen sind, absolut sind. Das hängt sehr vom Einzelfall ab, und das kann man allgemein im Grunde überhaupt nicht beantworten.

Terweiden:
Dann danke ich Ihnen für dieses Gespräch.
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